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Vorwort zur ersten Auflage. 



Indem wir unsere systematisch gegliederte Darstellung 
des Europäischen Völkerrechtes veröffentlichen, beabsichtigen 
wir zunächst, ein Bedürfnis derjenigen zu befriedigen, welchen 
ein umfassendes >Lehr- und Handbuch«, z. B. das treflfliche 
Werk von Heffter, entweder für die Beschaffung zu kost- 
spielig oder für das Studium zu umfangreich ist. Das hiemit 
bezeichnete Bedürfnis ist aber ein weit verbreitetes und wird 
beinahe von allen Gebildeten empfunden, welche nicht dem 
juristischen Stande und Berufe angehören. Gleichwohl hat die 
vorhandene Literatur keine Leistung aufzuweisen, durch welche 
das fragliche Bedürfnis allseitig und ausreichend befriedigt 
würde. 

Im übrigen hoffen wir, dass das vorliegende Buch auch 
geeignet ist, als Unterrichtsmittel an solchen höheren Fach- 
schulen zu dienen, in deren Lehrplane dem Studium des Völker- 
rechtes eine Stelle angewiesen ist. Die Zahl derartiger Fach- 
schulen ist aber in erfreulicher Zunahme begriffen, nachdem 
die Marine- und Handels-Akademien mit gutem Beispiele vor- 
ausgegangen sind und das Völkerrecht in die Reihe der »obli- 
gaten Lehrgegenstände«: aufgenommen haben. Umsomehr musste 
bisher der Mangel an einem entsprechenden brauchbaren Unter- 
richtsmittel für die betreffenden höheren Fachschulen beklagt 
werden. 
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Was die Studierenden unserer rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Facultäten anbelangt, so wird denselben das vor- 
liegende Buch zwar weder den Besuch der akademischen 
Vorlesungen über Völkerrecht, noch das Studium eines um- 
fassenden vLehr- und Handbuches« des Völkerrechtes ent- 
behrlich oder überflüssig machen, immerhin aber als Ein- 
leitung in die Wissenschaft und namentlich als Repetitorium 
bei der Vorbereitung auf das betreffende Staatsexamen oder 
Rigorosum eine längst vermisste und gern gesehene Erschei- 
nung sein! 

Selbst die Praktiker, die Beamten des auswärtigen Dien- 
stes und namentlich die Functionäre des diplomatischen und 
consularischen Amtes, dürften ihre Theilnahme einem Werke 
kaum versagen, in welchem sie über den neuesten Stand der 
wissenschaftlichen Auffassung und gelehrten Bearbeitung aller 
ihre Berufssphäre ausfüllenden Fragen verlässlichen Aufschluss 
und gedrängte Anweisung zu finden vermögen. 

Bezüglich der Anlage und Ausführung unseres Werkes 
bemerken wir, dass wir bemüht waren, nach Heffters großem 
Vorbilde nur das wirklich geltende Völkerrecht in Umrissen 
zur Darstellung zu bringen und nicht, wie Bluntschli dies 
in seinem »Rechtsbuche« gethan hat, das anerkannt giltige 
Recht mit demjenigen zu vermischen, was nach Ansicht des 
Verfassers Recht sein sollte. Sehr treffend erklärt Geffcken 
in seinem Vorworte zur siebenten Ausgabe des Heffter'schen 
Werkes: »Unstreitig hat die Wissenschaft das Recht und die 
Pflicht, die Mängel des geltenden Rechtes zu beleuchten und 
auf die Vervollkommnung des Bestehenden hinzuarbeiten : aber 
dies berechtigt sie nicht, dem Augenblicke vorzugreifen, wo 
eine Rechtsanschauung wirklich zum allgemein geltenden Rechts- 
satze durch den consensus gentium geworden ist. Auf diese 
Weise geräth man stets in Gefahr, das Wünschenswerte und 
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oft das nur subjectiv Gewünschte mit dem Wirklichen und 
Möglichen zu verwechseln, und gtt)t dadurch der skeptischen 
Kritik der Leugner des Völkerrechtes Raum, welche derartige 
persönliche und oft unausführbare Forderungen zum Anlasse 
ihrer Behauptung nehmen, dass es wohl ein internationales 
Herkommen, aber kein internationales Recht gebe.« 

Was die Systematik unserer Wissenschaft betrifft, so be- 
handelt Hefftei" bekanntlich in drei Büchern: I. das Völker- 
recht oder die Grundrechte der Nationen in Friedenszeiten, 
IL das Völkerrecht im Zustande des Unfriedens oder die Ac- 
tionenrechte der Staaten, in. die Formen des völkerrechtlichen 
Verkehres oder die Staatenpraxis in auswärtigen Angelegen- 
heiten sowohl im Kriege wie im Frieden. Gegen diese Syste- 
matik haben sich jedoch längst viele und gewichtige Stimmen 
erklärt, wie insbesondere z. B. Bulmerincq und v. Mohl; 
Geffcken selbst betont in seiner Neubearbeitung des Heff- 
ter'schen Werkes, dass die Heffter'sche Auffassung, wonach 
»die kunstvollste Methodik in der Ausführung immer auf die 
obigen drei Kategorien zurückführen oder daran erinnern 
werde«, sich mit gutem Grunde bestreiten lasse. Wir schließen 
uns daher in der Systematik des Völkerrechtes der Autorität 
Geffckens an, indem wir das System nach Geffckens 
Vorschlag folgendermaßen gliedern: »Erstes Buch — Die Sub- 
jecte des Völkerrechtes« ; »Zweites Buch — Die Verhältnisse 
der Staaten zu einander in ihren friedlichen Beziehungen« ; 
»Drittes Buch — Die Streitigkeiten der Staaten«; — und wir 
hoffen, dass es uns gelungen ist, mittels der hiemit gekenn- 
zeichneten Gliederung des Ganzen, sowie mittels der weiteren 
Eintheilungen der drei Bücher »eine nach den richtigen Grund- 
anschauungen systematisierte Darstellung des Geltenden« her- 
gestellt und hiedurch eine durch v. Mohl beklagte Haupt- 
lücke in der vorhandenen Literatur erfolgreich ausgefüllt zu 
haben. 



Möge unserem Buche unter allen Umständen wenigstens 
das eine Glück beschieden, sein, dass dasselbe dazu beiträgt, 
das Interesse an dem Studium des Völkerrechtes in immer 
weiteren und selbst den weitesten Kreisen anzuregen! 

Marburg in Steiermark, im April 1884. 



Prot Peter Resch. 



Vorwort zur zweiten Auflage. 



In vorliegendem Buche übergeben wir der Öffentlichkeit 
eine vollständige Neubearbeitung unseres im Jahre 1884 er- 
schienenen Werkes über »Das europäische Völkerrecht der 
Gegenwart.« 

Die Umgestaltung des Titels für die zweite Auflage voll- 
zogen wir aus dem Grunde, weil in der That — wie Professor 
Rudolf v. Scherer betont — der formell richtige Begriff 
^Völkerrecht der Gegenwart« inhaltlich »völlig leer« ist. Da 
das Christenthum die historische Grundlage der europäischen 
Gesittung bildet, so hätten wir das vorliegende Buch füglich 
auch als »christliches Völkerrecht« betiteln können. Wenn wir 
gleichwohl von diesem durch Professor Rudolf v. Scherer 
als »schön und wünschenswert« empfohlenen Titel absahen, so 
erklärt sich dieser Umstand lediglich daraus, dass wir jede 
Bezeichnung vermeiden wollten, welche geeignet wäre, die An- 
näherung der von uns ausschließlich angestrebten Darstellung 
des positiven oder wirklich geltenden Völkerrechtes an die 
Darstellung eines idealen oder erst in die wirkliche Geltung 
zu übersetzenden Völkerrechtes zu bescheinigen. — Die Syste- 
matik der ersten Auflage wird auch in der Neubearbeitung des 
Werkes oder in dessen zweiter Auflage beibehalten, nachdem 
cpmpetenteste Stimmen des In- und Auslandes gerade in der 
Durchsichtigkeit und Übersichtlichkeit dieser vSystematik einen 
eminenten Vorzug unseres Buches befunden haben. 
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Wir gestehen zu, dass die Eintheilung einer Darstellung 
des Völkerrechtes in die Darstellung des materiellen Rechtes 
(nach: 1. Subjecten, 2. Objecten und 3. Acten) und in die Dar- 
stellung des formellen Rechtes (nach: 1. Organen und 2. Ver- 
fahren) dem bei anderen Rechtsdisciplinen üblichen Verfahren 
entspricht Wenn jedoch die hiemit bezeichnete Eintheilung als 
die Grundlage und Vorbedingung einer ausschließlich »natur- 
gemäßen« Systematik des Völkerrechtes angerühmt wird, so 
beruht diese Anrühmung denn doch nur auf der eigenen 
Autorität der Vertreter der betreffenden Eintheilung. — Von 
neueren Systemen des Völkerrechtes citieren wir im vorliegenden 
Buche in erster Linie die Arbeiten von Heffter-Geffcken, 
Bluntschli und Martens; daneben finden sich namentlich 
die einschlägigen Leistungen von Neu mann und Holtzen- 
doj-ff, sowie von Bulmerincq und Gareis die geziemende 
Berücksichtigung. Den vierten Band von Holtzendorffs 
»Handbuch des Völkerrechtes« (Hamburg 1889) vermochten wir 
in Anbetracht der vorgeschrittenen Drucklegung unseres Werkes 
für die Um- und Neubearbeitung des vorliegenden Systemes 
nicht mehr zu verwerten. Der Wegfall einer Verwertung des 
vierten Bandes, welcher »Die Streitigkeiten der Staaten« be- 
handelt, dürfte jedoch unserem Systeme insofern nicht abträg- 
lich sein, als wir in allen Hauptpunkten mit den Verfassern 
der betreffenden Abhandlungen in unseren Rechtsanschauungen 
übereinstimmen ; zudem hat die Mehrzahl der hiebei in Betracht 
gelangenden Juristen (Bulmerincq, Geffcken, Kirchen- 
heim und Lueder) den im Hol tzendorffschen Handbuche 
vertretenen Standpunkt schon anderweitig — theils in Com- 
pendien, theils in Monographien — zu Ausdruck und Geltung 
gebracht. 

Schon die erste Auflage unseres Werkes über »Das 
europäische Völkerrecht der Gegenwart« hatte sich einer aus- 
zeichnenden Aufnahme von Seite der wissenschaftlichen Kritik 



des In- und Auslandes zu erfreuen. So erklärte z. B. der rühm- 
lichst bekannte scharfsinnige Rcchtslehrer, Universitäts-Professor 
Dr. Rudolf V. Schcrer in Graz, in einer eingehenden Be- 
sprechung unseres Werkes (»Literarische Rundschau«. 1884, 
Nr. 14): »Neben der durchsichtigen Systematik verdient die 
klare Darstellung volles Lob. Das Buch kann nicht nur Stu- 
dierenden der Rechte, sondern allen jenen, welche an den zahl- 
reichen Fragen der internationalen Politik Interesse haben, zur 
Orientierung bestens empfohlen werden« ; und der geistreiche 
Philosoph und Jurist, Universitäts-Professor J. H. Seh wicker 
in Budapest, bemerkt in seiner ausführlichen Recension unseres 
Werkes (»Wiener Literarischer Handweiser« 1886, Nr. 1): »Die 
verwickelten, oft unklaren, widerspruchsvollen und bestrittenen 
Sätze des Völkerrechtes bedürfen einer klaren, übersichtlichen 
und systematischen Darstellung, die bei aller Kürze und Prä- 
cision dennoch den Gegenstand möglichst vollständig und er- 
schöpfend behandelt. Der Verfasser des vorliegenden Buches 
hat im allgemeinen dieses Ziel erreicht und sich dadurch ein 
namhaftes Verdienst erworben. Lobenswert ist die fortlaufende 
Rücksicht auf die maßgebenden einschlägigen Schriften der 
älteren und neueren Fachliteratur, wodurch der Studierende zu 
weiteren Studien Anregungen und Fingerzeige empfangt. Überall 
ist das streng Sachliche und Wesentliche ausgewählt, bei dessen 
Behandlung fast allenthalben unparteiische Objectivität waltet. 

Nur in Einzelheiten wäre manches zu erinnern Die einzelnen 

Gegenbemerkungen wollen aber den Wert und die Brauchbar- 
keit des Buches nicht schmälern ; sie betreffen zumeist Mängel, 
die sich bei einer hoffentlich baldigen Neuauflage des Buches 
leicht beseitigen lassen.« Wir dürfen uns daher wohl der 
schönen Hoffnung hingeben, dass unser Werk über »Das euro- 
päische Völkerrecht der Gegenwart« auch in seiner vollständigen 
Neubearbeitung als »Das Völkerrecht der heutigen Staatenwelt 
europäischer Gesittung« einer freundlichen Aufnahme von Seite 
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der wissenschaftlichen Kritik und der gebildeten Lesewelt be- 
gegnen werde. — Alle mit Rücksicht auf die Gestalt der ersten 
Auflage Verlautbarten Wünsche und Rathschläge sind in der 
jetzigen Neubearbeitung thunlichst berücksichtigt. Selbst die 
jüngsten Vorkommnisse der völkerrechtlichen Praxis haben 
nach Maßgabe ihrer Bedeutung für die völkerrechtliche Theorie 
die geziemende Würdigung gefunden. Keiner bedeutsameren 
Erscheinung der neuesten Literatur des Völkerrechtes ist die 
verdiente Hervorhebung versagt worden. — Möge es daher dem 
vorliegenden Buche beschieden sein, die hochwichtige Kenntnis 
des modernen positiven Völkerrechtes, in welchem der Geist 
des Christenthumes seine fortschreitend reinere Verkörperung 
findet, in immer weiteren Kreisen der gebildeten Gesellschaft 
zu verbreiten. — Das walte Gott! 

Marburg in Steiermark, im Februar 1890. 



Prof. Peter Rasch. 
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Einleitung. 

I. BegrifT des europäischen Völkerrechtes oder des 
Völkerrechtes der heutigen Staatenwelt europäischer 

Gesittung/ 

§ 1. 

IJie räumliche und zeitliche Coexistenz verschiedener 
Staaten hat eine Rechtsordnung für das gegenseitige Verhältnis 
derselben zur Vorbedingung des nationalen Bestandes und des 
menschlichen Fortschrittes. Ohne eine derartige Rechtsordnung 
wäre die Herrschaft des Stärkeren unvermeidlich und eine 
höhere Ausbildung der Einzelnen und ganzer Völker schon 
aus dem Grunde unmöglich, weil gewisse theils erlaubte, theils 
gebotene Zwecke der Einzelnen und ganzer Völker in staats- 
rechtlicher Isolierung sich nicht erreichen lassen, sondern nur 
in außerstaatlicher Verbindung erreicht werden können. ^ — Die 
Gesammtheit der Sätze, welche die Rechtsordnung für das gegen- 
seitige Verhältnis der verschiedenen Staaten bestimmen, ist das 
Völkerrecht (jus inter gentes). Seit Bentham ist für 
das Völkerrecht auch der Ausdruck internationales Recht 
(droit international, international law) üblich geworden. 
Das Völkerrecht bedeutet jedoch nicht internationales Recht 
schlechtweg.^ — Anderweitige Umschreibungen des Völkerrechtes 



* SiehHoltzendorff, Handbuch, I. § 1—20 (Abhandlung Holt zen- 
dorffs über „Grundbegriffe, Wesen und Verhältnisbestimmungen des Völker- 
rechtes", S. 1—76). 

* Si nulla est communitas, quae sine jure conservari possit, — certe 
et illa, quae genus humanum aut populos complures inter se coUigat, jure 
indiget. Hugo Grotius. 

' Im internationalen Rechte sind auch das Privatrecht und das 
Strafrecht eingeschlossen . 

R e s g h , Völkerrecht. 2. Aufl. 1 



sind dessen Bezeichnungen als internationales öffentliches 
Recht oder als internationales Staatenrecht.* 

Das Völkerrecht oder die Gesammtheit der Sätze, welche die 
Rechtsordnung für das gegenseitige Verhältnis der verschiedenen 
Staaten bestimmen, kann nun selbst wieder von einer zweifachen 
Grundlage aus betrachtet werden. Man mag nämlich entweder: 
1. die Sätze so feststellen, wie sie sich aus dem Gesichtspunkte 
der allgemeinen Vernunftmäßigkeit ergeben; oder man 
mag: 2. diejenigen Sätze zusammenordnen, welche auf einer 
äußeren Autorität beruhen. Die unter 1 bezeichneten Sätze 
bilden das philosophische Völkerrecht; die unter 2 be- 
zeichneten Sätze bilden das positive Völkerrecht.^ 

Im vorliegenden Werke haben wir es wesentlich nur mit 
dem positiven Völkerrechte zu thun.^ 



* Will man bei der Eintheilung des gesammten Rechtsstoffes von 
den Gegensätzen des nationalen und internationalen Rechtes aus- 
gehen, so wird man mit Holtzendorff zu unterscheiden haben : 1. inter- 
nationales Staatenrecht (einschließlich der die internationale Competenz 
der Gerichtshöfe betreffenden Regeln); 2. internationales Straf- und Straf- 
processr echt; 3. internationales Privat- und Civilprocessrecht. 

* SiehMohl, Encyklopädie, § 55. Mohl bemerkt: „Die gemeinschaft- 
liche Rechtsordnung unter den Staaten kann ebensogut wie die Rechts- 
ordnung innerhalb des einzelnen Staates von einem doppelten Gesichts- 
punkte aufgefasst und auf einer doppelten Grundlage entwickelt werden. 
Einmal nämlich so, wie sich die Forderungen aus dem Gesichtspunkte der 
allgemeinen Vemunftmäßigkeit ergeben, soweit sie an sich wahr und inner- 
lich sind; dann aber auch als eine geordnete Zusammenstellung der aus- 
drücklich verabredeten Grundsätze oder der überhaupt auf einer äußeren 
Autorität beruhenden Regeln. — Die Gesammtheit der auf ersterer Grund- 
lage beruhenden Sätze ist das philosophische Völkerrecht: seine Stelle 
unter den Staatswissenschaften nimmt es ein, wenn es logisch richtig 
begründet und systematisch entwickelt ist. — Eine Giltigkeit im Leben 
hat es natürlich nur insofeme in Anspruch zu nehmen, als diese über- 
haupt wissenschaftlich begründeten, aber von keiner äußeren Autorität auf- 
genöthigten Sätzen zukommt. Es lehrt also das auf dem Boden der euro- 
päischen Gesittung an sich Wahre, steckt für die zuständigen Gewalten 
des wirklichen Lebens ein ideales Ziel auf, dient zur Kritik des Bestehen- 
den vom allgemeinen menschlichen Standpunkte und mag endlich als 
Richtschnur der Vernunft auch unmittelbar zur Geltung gebracht werden, 
wenn es an einer positiven Norm fehlt." 

* Vergl. die trefflichen Bemerkungen Schwickers (gegen Blunt- 
schlis Methode) im „Wiener Literarischen Handweiser" (1886), S. 6, 



§2. 

Obwohl das positive Völkerrecht gemeinhin nur als euro- 
päisches Völkerrecht bezeichnet wird, umfasst dasselbe dennoch 
auch außereuropäische Völker, d. h. die gesammte mit 
europäischer, beziehungsweise christlicher, Ge- 
sittung zusammenhängende Staatenwelt. "^ 

Was zunächst die amerikanischen Staaten anbelangt, 
so gilt für sie das europäische Völkerrecht nicht nur wegen des 
allgemeinen Charakters ihrer Bildung überhaupt, sondern nament- 
lich auch deshalb, weil sie das europäische Völkerrecht bei ihrer 
Entstehung als unabhängige Staaten ausdrücklich als auch für 
sie bindend anerkannt haben. Mit dem Eintritte der Pforte in 
das europäische Staatenconcert wurde sodann der völkerrecht- 
liche Verkehr auf alle der türkischen Souveränetät und 
Suzeränetät unterworfenen Staaten und Völkerschaften aus- 
gedehnt; der Abschluss von Verträgen zwischen den europäi- 
schen Staaten einerseits und Persien sowie den ostasiati- 
schen Staaten andererseits constatierte schließlich die Aus- 
dehnung des europäischen Völkerrechtes über das gesammte 
Asien. In den jüngsten Jahren wurden sogar die Völker auf den 
Inseln der Südsee und des indischen Oceans, sowie die- 
jenigen von Centralafrika in den Geltungsbereich des euro- 
päischen Völkerrechtes vertragsmäßig einbezogen.® 

Die Anwendung des europäischen Völkerrechtes er- 
streckt sich somit (nach Holtzendorffs Gruppierung): 1. auf 
diejenigen Staaten Europas, welche im Verlaufe ihrer geschicht- 
lichen Entwickelung sich allmählich in die Rechtsgemeinschaft 
eines internationalen Verkehres eingerichtet und eingelebt haben, 
was bei allen christlichen Nationen seit dem Mittelalter der 
Fall gewesen ist; 2. gleichsam durch Fortpflanzung auf die- 
jenigen Gebiete, welche in der neuen Welt von Europa aus 
colonisiert w^orden sind, ohne Rücksicht darauf, ob nach er- 
folgter Begründung selbige in ihrem Abhängigkeitsverhältnisse 
vom Mutterlande erhalten blieben oder sich als unabhängige 
Staaten loslösten, ohne bei ihrer Losreißung die Absicht 



' Sieh die diesfallsigen Erwägungen im „Vorwort". 
• Sieli Gar eis, Institutionen, § 10, 

1^ 



des Ausscheidens aus der Gemeinschaft europäischer Rcchts- 
cultur kundgegeben zu haben; 3. auf solche Staaten, welche 
zwar auf Gebieten außerhalb des europäischen Culturverbandes 
oder im Gegensatze zu den Überlieferungen europäischer Cultur 
entstanden sind, aber durch ausdrückliche Vereinbarung in die 
Rechtsgemeinschaft der europäischen Staaten (sogenanntes „e u r o- 
päisches Concert") eingeführt worden sind.* 

§3. 

Der Bestand eines positiven Völkerrechtes hat aller- 
dings schon viele Zweifler und Leugner gefunden, jedoch 
ohne zutreffende oder ausreichende Gründe der Gegnerschaft.'® 

Absolut hinfallig ist zunächst die Berufung auf den Mangel 
an genügenden schriftlichen Bestimmungen, weil 
ja denn doch nicht bloß das geschriebene Gesetz eine Rechts- 
quelle bildet. Kaum minder erheblich ist sodann die Einrede, 
dass die vorhandenen Quellen zur Bildung eines 
vollständigen Systemes nicht ausreichen, weil mit 
dieser an und für sich ja unleugbaren Lückenhaftigkeit der 
Quellen die richtige Aufstellung und Anwendung des in be- 
schränkter Weise gegebenen Rechtsstoffes sich wohl verein- 
baren lässt. Wenn endlich der Bestand eines positiven euro- 
päischen Völkerrechtes aus dem Grunde verneint werden will, 
weil die Sätze desselben nicht erzwingbar seien, so 
übersieht man, dass nur die Erzwingbarkeit dem Gedanken 
nach und nicht die thatsächliche Erzwingbarkeit im einzelnen 
Falle ein Merkmal des Rechtsbegriffes isf 

Man wird demgemäß nur zuzugeben haben, dass derjenige 
Theil des Rechtssystemes, welchen wir als positives Völker- 



» Sieh Holtzendorff, Handbuch, I. § 4. 

" Zu den Leugnern des positiven Völkerrechtes gehörten schon 
Pufendorf und Thomasius. Ersterer stützte sich hiebei auf den Mangel 
allgemeiner Verträge ; letzterer beklagte den Mangel eines Oberherrn. Von 
Neueren hat insbesondere Puchta wegen mangelnder Form rechtlicher 
Geltendmachung die Positivität des Völkerrechtes bestritten, während 
Wippermann das mangelnde Forum als Angriflfsmittel benützte. 

'' Sieh Mohl, Encyklopädie , § 71, Note 1. — Vergl. MartcnvS, 
G. F. v., Von der Existenz eines positiven europäischen Völkerrechtes 
(Göttingen 1784); Pütt er, K. Th., Beiträge zur Völkerrechtsgeschichte 



recht bezeichnen, manche Lücke zeigt und manches Gebrechen 
aufweist gegenüber denjenigen Theilen des Rechtssystemes, 
welche innerhalb der einzelnen Staaten und direct befruchtet 
von der Gesetzgebung derselben sich entwickeln; man darf 
jedoch, bei Zugebung solcher Lückenhaftigkeit und Gebrechen- 
heit des positiven Völkerrechtes, nicht zweifeln an dem Be- 
stände einer Rechtsordnung, durch welche die Staaten selbst 
als berechtigte und verpflichtete Subjecte erscheinend^ 

H. Die Quellen des europäischen Völkerrechtes oder des 
Völkerrechtes der heutigen Staatenwelt europäischer 

Gesittung. ' 

§4. 

Das positive Völkerrecht kann — in Ermangelung einer 
über den selbständigen und unabhängigen Staaten stehenden 
gesetzgebenden Gewalt — nur auf der freiwilligen Aner- 
kennung der Staaten, beziehungsweise auf dem ausdrück- 
liehen oder stillschweigenden Übereinkommen einer 
größeren oder kleineren Anzahl von Staaten, beruhen. ^ 

Die Quellen des positiven europäischen Völkerrechtes 
sind daher theils: 1. Verträge zwischen oder mit europäisch 
gesitteten Staaten, theils: 2. Gewohnheitsrecht.^ 



(Leipzig 1843), und Kaltcnborn, C. v., Kritik des Völkerrechtes (Leipzig 
1847). — vScharfsinnige Betrachtungen über das Zwangsmoment in der Ord- 
nung des positiven Völkerrechtes enthält Holtzendorffs Handbuch, L § 7. 

*- Sieh Gar eis, Institutionen, § 2. 

' Sieh namentlich Holtzendorff, Handbuch, L § 21—39. — Vergl. 
auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 8—9, und Martens, Völker- 
recht, I. § 43. — Von den neueren Monographien heben wir hervor: Berg- 
b o h m , C, Staatsverträge und Gesetze als Quellen des Völkerrechtes (I)or- 
pat 1877), sowie J eil in ek, G., Die rechtliche Natur der Staatenverträge 
(Wien 1880). 

* „Völkerrechtsquelle im wahren Sinne ist ein zu bestimmten Hand- 
lungen oder Unterlassungen dauernd verpflichtender und möglicherweise 
erzwingbarer allgemein erkennbarer Act einer vom oder im Staate als herr- 
schaftsberechtigt anerkannten Macht." Holtzendorff, Handbuch, L §23. 

' „Die Rechtsquellen des Völkerrechtes sind Consensualgese.tze, welche 
in den verschiedensten Formen (namentlich in Verträgen, zum Theile nur 



Die Staatenverträge selbst zerfallen wieder in zwei Kate- 
gorien, nämlich in: a) allgemeine oder solche Verträge, 
welche die Gesammtheit der civilisierten Staaten binden, weil 
alle diese Staaten, mittelbar oder unmittelbar, an der Entstehung 
und Anerkennung der betreffenden Verträge ihren Antheil ge- 
nommen haben; b) besondere oder solche Verträge, welche 
nur zwischen einer bestimmten größeren oder kleineren Anzahl 
von Staaten zustande gekommen sind. — Die Zahl der all-, 
gemeinen Staatenverträge ist eine verhältnismäßig geringe. Da- 
gegen lässt sich die Zahl der besonderen Staatenverträge kaum 
übersehen. Die Bedeutung dieser besonderen Verträge für das 
positive europäische Völkerrecht im allgemeinen beruht darauf, 
dass dieselben — ungeachtet der Selbständigkeit ihrer Ent- 
stehung — über viele Punkte ein wesentlich Gleiches normieren 
und daher insofern „eine gemeinschaftliche, thatsächlich nach- 
weisbare Grundansicht vom Völkerrechte" constatieren.* — Die 



durch die übereinstimmende Handlungsweise der Staaten) Anerkennung er- 
langt haben.** Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 8. — Sieh namentlich 
Mohl, Encyklopädie, § 71. 

* Sieh Mohl, Encyklopädie, § 71. — Von besonderer Wichtigkeit sind 
daher für die völkerrechtliche Theorie und Praxis diejenigen Werke, welche 
die Quellenkunde des positiven europäischen Völkerrechtes enthalten: 
unter diesen Werken selbst beanspruchen wieder den ersten Rang die Samm- 
lungen von Staatenverträgen und von völkerrechtlichen Acten- 
stücken; beide Arten von Urkundensammlungen sind theils allgemeine 
oder solche Sammlungen, welche sich nicht auf bestimmte Nationen be- 
schränken, — theils besondere oder solche Sammlungen, welche sich nur 
auf die völkerrechtlichen Verhältnisse einzelner Länder beziehen. Von allge- 
meinen Vertragssammlungen beansprucht eine grundlegende Bedeutung das 
bekannte große Werk von Jean Du Mont mit der Fortsetzung von Je an 
Barbeyrac und Jean Rousset; Ergänzungen dieses Werkes bis in die 
Neuzeit und die neueste Zeit gewähren F. A. W e n c k und G. F. d e M a r t e n s ; 
eine Auswahl der wichtigsten Verträge liefern Ch. de Martens et F. de 
Cussy, sowie F. W. Ghillany. Von den besonderen Vertragssammlungen 
sind namentlich hervorzuheben: die Sammlungen der englischen Staats- 
verträge von Th. Rymer und von L. Hertslet; die Sammlungen der fran- 
zösischen Handels- und Schiffahrtsverträge von A. d'Hauterive und F. de 
Cussy; die spanische Sammlung von J. A. de Ab reu und A. de Cap- 
many mit Fortsetzung von A. delCantillo; die Sammlungen der Ver- 
träge des Hauses Savoyen, bearbeitet von Datta; die Vertragssammlungen 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika von J. Elliot und von H. Minot; 



Existenz eines Gewohnheitsrechtes muss in jedem einzelnen 
Falle nachgewiesen werden, sei es a) durch Aufzeigung einer 
thatsächlichen beständigen Befolgung gewisser Grund- 
sätze, sei es h) durch Aufzeigung ausdrücklicher Be- 
hauptung ihrer Giltigkeit von Seiten maßgebender Staaten 
und zwar insbesondere in völkerrechtlichen Actenstücken.'^ 

§5. 

In wenigstens scheinbarem Widerspruche mit den Aus- 
führungen des § 4 steht zunächst die Unterscheidung zwischen 
1. wirklichen oder echten Rechtsquellen und 2. unselb- 
ständigen oder unechten Rechtsquellen des Völkerrechtes. 
Hiebei werden zu den wirklichen oder echten Rechtsquellen 
a) die Rechtsnothwendigkeit (necessitas) und b) die 
Gewohnheit (usus et consuetudo) gerechnet, während 
man zu den unselbständigen oder unechten Rechtsquellen 
a) die völkerrechtlichen Verträge und b) die Wissen- 
schaft rechnet. Uns interessiert hier nur die „Rechtsnoth- 
wendigkeit". als Rechtsquelle des Völkerrechtes, da wir der 
„Wissenschaft" als Völkerrechtsquelle im folgenden Paragraphen 
zu gedenken haben.® 

Im allgemeinen wird bezüglich der Recht snothwendi g- 



die wSammlungen der österreichischen Vcrträj^e von L. v. N eu m ann und (für 
die Zeit vom Regierungsantritte Maria Theresias) von J. Vesque v. Pütt- 
1 i n g e n ; die Sammlung der Staats vertrage Preußens von W. F. R o h r s c h e i d. 
— Sieh hierüber Mohl , (reschichte, I. S. 454—461, beziehungsweise bis S. 464. 
Sammlungen völkerrechtlicher Actenstückc bezwecken das im Jahre 1861 
von Ägidi und Klauhold begründete „Staatsarchiv", sowie die gleich- 
falls seit 1861 in Paris erscheinenden und von Renault redigierten „Ar- 
chives diplomatiques". Die für die Theorie und wohl auch für die dem- 
nächstige praktische Gestaltung des positiven Völkerrechtes wichtigsten 
Verträge 'jüngsten Ursprunges, d. h. den Berliner Vertrag vom 13. Juli 
1878 und die General-Acte der Berliner Confercnz vom 26. Februar 1885, 
bringen wir im „Anhang" zur Mittheilung. 

* Die hauptsächlichsten Sammlungen internationaler Gewohnheits- 
rechte sind: „Rooles d^Oleron". und „Consolato del mare". Sieh 
hierüber Per eis, vSeerecht, § 3. 

• Der geistreichste Vertreter der im Texte erwähnten Anschauung 
und Unterscheidung ist Prof. Dr. Carl Gareis. 
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keit als einer wirklichen und echten Quelle des als ein ob- 
jectives und positives Recht zu behandelnden Völkerrechtes 
erklärt: „Die thatsächlich vorhandenen Verhältnisse, vor allem 
das Dasein des Staates in seinem Wesen und in der Vielheit 
der Staaten, die wesentlichen Eigenschaften und Aufgaben der 
Staaten, die Thatsache eines Verkehres derselben und ihrer 
Angehörigen, die dadurch gebotenen Rücksichten, das Vorhanden- 
sein gleicher Elemente in allen Staaten, führen den sie mit 
logischer Consequenz speculativ beobachtenden Juristen und 
Staatsmann zu einer Anzahl von Regeln des äußeren Verhaltens, 
die von den Staaten anerkannt werden und denen sich keine 
Politik entziehen kann. Diese Regeln sind weit davon entfernt, 
Naturrecht zu sein: das Naturrecht ist ein subjectiv-theoretisches, 
— der in nothwendigen Rechtssätzen bestehende Theil des Völker- 
rechtes (jus necessarium belli et pacis) dagegen ein objectiv- 
praktisches Recht. Das Naturrecht wird von der Theorie erzeugt, 
vom Individuum subjectiv- willkürlich gestaltet, — das jus ne- 
cessarium wird von der Praxis und für die Praxis gefunden 
und aufgestellt; diese, von der Theorie nur unterstützt und 
nicht geleitet, leistet sich in der Erzeugung und Anerkennung 
der nothwendigen Rechtssätze das, was der Staat für seine 
innerstaatlichen Verhältnisse sich durch seine Gesetzgebung 
leistet; im Privatrechte und in anderen innerstaatlichen Ver- 
hältnissen gibt es für die Anerkennung solcher nothwendigen 
Rechtssätze deshalb keinen Raum, weil dort der Gesetzgeber 
das ausspricht, was die Noth auszusprechen gebietet und das 
Herkommen, der Kürze der Zeit wegen, nicht statuieren konnte."' 
Gegen die hiemit gekennzeichnete Auffassung und Geltend- 



' Sieh Gar eis, Institutionen, § 9. Zu der im Texte erfolgten Aus- 
einandersetzung bemerkt Gar eis: aj Lediglich auf das jus necessarium 
sind die Grundrechte der Staaten gestützt, diejenigen Rechte, welche sich 
praktisch wie deductiv lediglich aus dem positiv gegebenen, historisch ge- 
wordenen Macht- und Rechtswesen des Staates, wie es ist, ergeben, b) Durch 
das jus necessarium wird die bindende Kraft der völkerrechtlichen Ver- 
träge erzeugt ; die Rechtsverbindlichkeit der Verträge folgt für das Völker- 
recht sowenig wie für das Privatrecht aus den Verträgen selbst, sondern 
muss diesen, wenn sie verbindlich werden und sein sollen, vom objectiven 
Rechte beigelegt werden, c) Im jus necessarium wirkt die Gegenseitig- 
keit, Reciprocität, direct rechtsschöpferisch. 



machung der „Rechtsnothwendigkeit" als einer wirklichen und 
echten Quelle des Völkerrechtes ist jedoch der an sich aller- 
dings nur formelle Einspruch zu erheben, dass die Rechtsnoth- 
wendigkeit sich denn doch nur entweder im Gewohnheits- 
rechte oder aber im Vertragsrechte der Staaten zu äußern 
vermag. Die Vertreter der Anschauung, wonach die „necessitas" 
eine selbständige Quelle des positiven Völkerrechtes bilden soll, 
dürften doch die Ursprünglichkeit der Rechtsbildung mit deren 
äußeren Erscheinungsformen in unzulässiger Weise identificiert 
haben. Den Ursprung allen Rechtes bildet gewiss die „necessi- 
tas": die Äußerung der „necessitas" muss aber und kann im 
Völkerrechte nur auf gewohnheitsrechtlichem oder auf staats- 
vertragsmäßigem Wege erfolgen.® 

§6. 

Indem wir mit Mohl nur zwei coordinierte Quellen des 
positiven Völkerrechtes anerkennen, nämlich die Verträge 
zwischen oder mit europäisch gesitteten Staaten und das Gewohn- 
heitsrecht, müssen wir es als unzutreffend und beirrend be- 
zeichnen, wenn neben diesen beiden Quellen als weitere angeb- 
lich selbständige Quellen des positiven Völkerrechtes bisweilen 
noch angeführt werden: 1. die Protokolle der Congresse 
und internationalen Ministerconferenzen, sowje Erklärungen 
der großen Mächte, Noten, Manifeste, Correspondenzen, 
selbst Protestationen der Staaten; 2. Gesetze und Ver- 
ordnungen einzelner Staaten; 3. Rechtssprüche internatio- 
naler Gerichte, der sogenannten gemischten Commissionen, der 
Prisengerichte, sowie die Rechtsgutachten, die von den Staaten 
mitunter eingeholt werden; 4. die Schriften der Rechtslehrer.® 

Diese unter 1—4 namhaft gemachten angeblichen „Quellen" 
des positiven Völkerrechtes kommen lediglich nur in Betracht 
als die allerdings unschätzbaren Hilfsmittel, um entweder be- 



* In vollkommenem Einklänge mit unserer Auffassung steht Mo- 
destinus (libro I. regularum). „Ergo omne jus aut necessitas fecit aut con- 
sensus constituit aut firmavit consuetudo." I. 40 D., de legibus, 1. 3. 

• Selbst Berner scheint in diesem Punkte sich nicht scharf und präcis 
genug auszudrücken. Sieh Berners Art. „Völkerrecht" in Bluntschlis 
Staatswörterbuch, XI. S. 76 u. f. (insbesondere S. 94-96). 
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stehendes Vertragsrecht zu interpretieren oder behauptetes Ge- 
wohnheitsrecht zu constatieren.^*^ 

Was insbesondere die Schriften der Rechtslehrer an- 
belangt, so mögen dieselben zunächst historisches Recht be- 
zeugen. Sobald jedoch die Rechtslehrer nicht als Zeugen des 
historischen Rechtes, sondern als Theoretiker sprechen, kommt 
es auf die Prüfung ihrer Theorie an. Unbedingten Anspruch 
auf Geltung hat nur derjenige theoretische Satz, der nichts als 
eine Folgerung aus einem bereits zur völkerrechtlichen Aner- 
kennung gekommenen Principe ist.^* 



lil. Geschichlliche Enlwickelung, Literatur und Systematik 

des Völkerrechtes. 

A. Geschichtliche Entwickelung des Völkerrechtes.^ 

§7. 

Im Alterthume gelangte der Gedanke einer internatio- 
nalen Interessengemeinschaft und Friedensordnung nicht zum 
Durchbruche. Die römischeRechtsauffassung bezeichnete 
bekanntlich den Fremden und den Feind mit demselben Worte 
„hostis". „Ewiger Krieg den Barbaren" („Cum alienigenis, cum 
barbaris, aeternum omnibus Graecis bellum est") war das Schi- 
boleth selbst der gebildetesten Nation des Alterthumes, der 



*<* Vergl. Per eis, Seerecht, § 2. 

" „Die Wissenschaft ist nicht Quelle des Völkerrechtes. Sie stellt 
neben der Theorie nur das geltende Recht dar, entwickelt es sodann aus 
den Erscheinungsformen und leitet aus der Natur der vSache Analogien ab. 
Durch die Übereinstimmung von Völkerrechtsgelehrten entsteht kein posi- 
tives Recht, sie kann nur als auctoritas prudentium gelten und als wissen- 
schaftliches Argument verwertet werden. Im Falle der nur zu häufigen 
Verschiedenheit der Meinungen gibt es aber kein Citiergesetz, welches der 
Meinung eines bestimmten Völkerrechtsautors den Vorzug gäbe." Bulme- 
rincq, Völkerrecht, § 11. 

* Man hat zu unterscheiden: 1. die Geschichte der Wissenschaft des 
Völkerrechtes ; 2. die rein stoffliche Bearbeitung und 3. eine gemischte Be- 
handlung der Geschichte des Völkerrechtes. Bei der rein stofflichen Be- 
arbeitung der Geschichte des Völkerrechtes wird lediglich die Genesis der 
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Griechen. — Die griechischen Staaten vermochten nicht 
einmal untereinander selbst sich zu einigen, sondern erzwangen 
geradezu in endlosen gegenseitigen Fehden den schließlichen 
Untergang der nationalen Selbständigkeit und Unabhängigkeit. 
Die Römer dagegen waren von der Idee der politischen Ein- 
heit so hochgradig durchdrungen, dass sie das Princip der Ein- 
heit auch im internationalen Leben zu verwirklichen trachteten. 
Aus entgegengesetzten Gründen bot demgemäß weder das Grie- 
chenthum, noch das Römerthum den empfänglichen Boden für 
die EntWickelung eines Völkerrechtes. — Den orientalischen 
Völkern des Alterthumes verschloss von vorneherein die 
Eigenart ihrer theokratischen Verfassungen das Verständnis für 
irgendwelche Betheiligung an einer internationalen Interessen- 
gemeinschaft und Friedensordnung. 2 

Die Voraussetzungen für die Entstehung eines wirklichen 
Völkerrechtes wurden erst durch das Christenthum ge- 
schaffen, welches die nationale Selbstüberschätzung bekämpfte 
und für die Gleichberechtigung aller Glieder des Menschen- 



Thatsachen entwickelt, welche den Gegenstand der Wissenschaft bilden. 
Eine gemischte Behandlung der Geschichte des Völkerrechtes liegt dann 
vor, wenn die Geschichte der Wechselwirkung der Thatsachen und der 
Lehre dargelegt wird, d. h. wenn sowohl die Ansichten der Theoretiker, 
als auch — im Zusammenhange damit — die in der Staatcnwelt vorgefallenen 
'Thatsachen und Handlungen dargestellt werden. — Das Hauptbeispiel einer 
rein stofflichen Bearbeitung der (beschichte des Völkerrechtes ist: Robert 
Ward, Enquiry into the foundation and history of the law of Nations in 
Europe from the time of the Grccks and Romans to the agc of H. Grotius. 
London 1795 (2 Vol.). Die Hauptbcispiele einer gemischten Behandlung der 
Geschichte des Völkerrechtes sind: H. Wheaton, Histoire des progrcs 
du droit des gens en Europe et en Amerique depuis la paix de Westphalie 
jusqu'ä nos jours. 3. ^d., Leipzig 1853 (2 Vol.); und F. Laurent (Prof. 
ä Gand), Histoire du droit des gens. Gand 1850 u. f. (18 Bände unter dem 
Titel: „Etudcs sur l'histoire de l'humanitc"). — »Sich bezüglich des hier 
zunächst fraglichen Themas Holtzendorff, Handbuch, L § 40 - 84 (Dar- 
stellung Holtzendorffs in Bezug auf „die geschichtliche Entwickelung 
der internationalen Rechts- und Staatenbeziehungen bis zum Westphäli- 
schen Frieden"). 

■ Sieh speciell z. B. Müller -Jochmus, Geschichte des Völker- 
rechtes im Alterthum (Leipzig 1848); W. Wachsmuth, Jus gentium 
quäle obtinuit apud Graecos (Berol. 1822), und E. Osenbrüggcn, De 
jure belli et pacis Romanorum liber singularis (Lips. 1835). 
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geschlechtes eintrat. Zur gegenseitigen Annäherung der christ- 
lichen Staaten Europas und zur Anerkennung wechselseitiger 
allgemeiner Rechte trugen dann vornehmlich bei: die Ver- 
einigung der abendländischen Kirche unter einem 
Oberhaupte und die Bemühungen der Päpste für die Er- 
haltung des Friedens; die Erschließung des Orientes 
durch die Kreuzzüge und die Entwickelung des Handels 
im südlichen Europa wie im hanseatischen Norden. Den nicht- 
christlichen und insbesondere den mohammedanischen Staaten 
gegenüber galt allerdings der unversöhnliche Krieg gegen die 
„Heiden^'.« 

Im Ausgange des Mittelalters wurde durch die Erweite- 
rung des geschichtlichen Schauplatzes, beziehungsweise durch 
die Entdeckung Amerikas und die Auffindung des 
Seeweges nach Ostindien, zu neuen Völkerberührungen 
und neuen völkerrechtlichen Institutionen der Anstoß gegeben/ 

§ 8. 

Entscheidend für die Neugestaltung des Völkerrechtes wurde 
im XVI. Jahrhunderte der endliche Sieg der Monarchie über 
den Feudaladel, welcher während des Mittelalters die Con- 
solidierung des Staates verhindert hatte. Die Idee der Souve- 
ränetät des Monarchen gelangte zu praktischer Anerkennung. 
Völkerrechtlich wurde hiedurch die Unabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit der in der souveränen Gewalt organisierten Natio- 
nen festgestellt.^ 

Nach dem dreißigjährigen Kriege (1618— 1648), wel- 
cher Europa in ein einziges großes Kriegslager verwandelt hatte, 
beherrschte die Geschichte der Völker während der zweiten 
Hälfte des XVII.Jahrhundertes der Machiavellismus, dessen 
Politik, geboren in Italien und großgezogen in Spanien, jeden 
Grundsatz von Moral und Recht materiell verleugnete und 



' Vergl. (neben den Ausführungen im Holtzendor f f 'sehen Hand- 
buch, I. § 65—79) Martens, Völkerrecht, I. § 16-21. 

* Von neuen Streitfragen des Völkerrechtes gelangte jetzt insbesondere 
die Rechtsfrage des Colonialerwerbes zu praktischer Bedeutung. 

" Vergl. über Völkerrecht und fürstliche Souveränetüt Holtzen- 
dorff, Handbuch, I. § 82. 
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lediglich auf staatliche Machtvergrößerung abzielte. In Frank- 
reich verband sich mit diesem „Staatsegoismus" das Streben 
nach einer Universalherrschaft oder Weltdictatur, wel- 
ches zu den berüchtigten „Raubkriegen" und „Reunionen" führte. 
Die naturgemäße Reaction gegen die hiemit bezeichnete Doppel- 
strömung kam zur Geltung in der Idee des sogenannten poli- 
tischen Gleichgewichtes oder in dem Grundsatze, dass 
jede Macht befugt sei, eine andere Macht — sei es durch eigene 
Kraft, sei es mit Hilfe von Verbündeten — an der Erlangung 
einer Übergewalt zu verhindern, beziehungsweise in dem Grund- 
satze, dass alle Gebietserwerbungen, durch welche ein Über- 
gewicht eines einzelnen Staates herbeigeführt würde, entweder 
vermieden oder aber durch entgegengesetzte Gebietserwerbun- 
gen oder durch Allianzen ausgeglichen werden müssen.^ 

In der zweiten Hälfte des XVIII. Jahrhundertes wirkten auf 
die Gestaltung des Völkerrechtes hauptsächlich ein: 1. der 
Eintritt Preußens in die Weltpolitik nach dem Huberts- 
burger Frieden von 1763; 2. die Anerkennung der Un- 
abhängigkeit der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika im Versailler Frieden von 1783 und 3. die Thei- 
lungen Polens, welche 1772, 1793 und 1795 erfolgten. Nach 
dem Jahre 1789 „erlagen Völkerrecht und Gleichgewicht dem 
Waldstrome der Revolution und dem von ihr gegründeten 
Kaiserreiche, bis eine allgemeine Coalition gegen Frankreich 
jenen Strom in seine früheren Ufer zurückzudrängen ver- 
mochte" (Heffter). Die Neuconstituierung des euro- 
päischen Staatensystemes erfolgte auf dem Wiener Con- 
gresse. ^ 



* Das Princip des politischen Gleichgewichtes, welches im Utrechter 
Frieden (1713) zuerst aufgestellt wurde, ließ Europa die Gefahren der 
spanisch-österreichischen wie der französischen Universalraonarchie über- 
winden. Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §6; Martens, Völker- 
recht, I. § 21 u. f. ; Neumann, Grundriss, § 4, und Gareis, Institutionen, 
§ 5 und § 7. 

■^ Vom 11. November 1814 bis 25. Mai 1815. Vergl. auch den ersten 
und zweiten Pariser Frieden vom 30. Mai 1814, beziehungsweise 20. No- 
vember 1815. Treffend bemerkt Gar eis (Institutionen, § 7): „Das erste 
Kaiserreich der Franzosen war für das Völkerrecht total unfruchtbar." 
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§9. 

Seit der Neuconstituierung des europäischen Staatensystemes 
auf dem Wiener Congresse sind für die Ausbildung des euro- 
päischen Völkerrechtes zunächst namentlich maßgebend gewor- 
den die Stiftung derHeiligenAllianz vom 14./26. Sep- 
tember 1815 und der Zusammentritt des Aachener Con- 
gresse s vom 15. November 1818. In der Heiligen Allianz 
gaben sich die hervorragendsten christlichen Monarchen Europas 
persönlich das Wort, sich und ihre Staaten als Glieder einer 
großen christlichen Familie betrachten zu wollen. Auf dem 
Aachener Congresse erklärten die Bevollmächtigten der fünf 
Großmächte den festen Entschluss ihrer Regierungen, behufs 
Erhaltung eines dauernden Friedenszustandes weder unterein- 
ander, noch gegen dritte Staaten von der strengsten Beob- 
achtung des Völkerrechtes abweichen zu wollen.® — In Bälde 
manifestierte sich jedoch die Politik der Heiligen Allianz als 
eine Politik der Reaction und der Intervention. Die Con- 
ferenzen in Karlsbad (1819) und Wien (1820) führten zu strengen 
Maßregeln gegen die freiheitliche Bewegung in den deutschen 
Staaten. Die Congresse zu Troppau (1820), Laibach (1821) und 
Verona (1822) beschlossen die Durchführung des Grund- 
satzes der bewaffneten Intervention behufs Erstickung der in 
mehreren Ländern Europas auflodernden Flamme der Revolu- 
tion.^ — Im übrigen sollten sich nach dem Jahre 1822 die 
Weltereignisse keineswegs in einer der Interventionspolitik der 
Pentarchie entsprechenden Richtung vollziehen, wie kurz 
nachher schon die Vorgänge in Frankreich und anderen euro- 
päischen Ländern, sowie die Vorkommnisse in Südamerika 
darlegten. ^^ 



® Vergl. über „die internationalen Verhältnisse vom Wiener Con- 
gresse bis zum Pariser Frieden" (1815 -1856) Martens, Völkerrecht, I. 
§ 29—32. 

* Seit dem Jahre 1822 vertritt England das Princip der Nichtinter- 
vention füir alle Fälle, in welchen es sich um rein innere Angelegenheiten 
eines fremden Staates handelt. 

*** „Die Reaction", sagt Heffter, „führte 1830 zur Revolution. Das 
monarchische und das populäre Princip bewachen sich seitdem auch in der 
europäischen Politik. Keines der beiden Principien verleugnet das Völker- 
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In ein neues Stadium seiner Ausbildung trat das Völker- 
recht mit dem orientalischen Kriege von 1853/54 und dem 
Pariser Friedensschlüsse vom 30. März 1856. Durch 
Art. 7 des Pariser Friedens wurde nämlich die Hohe Pforte in 
die Rechtsgemeinschaft des europäischen Staatenkreises auf- 
genommen. Außerdem erließen die am Congressc betheiligten 
Mächte nach Unterfertigung des Pariser Vertrages — gemäß 
der Vorlage Englands und Frankreichs — eine Declaration, 
welche die Verhältnisse des Privateigenthumes im Seekriege 
einer wesentlichen Verbesserung theilhaftig machte.*' 

Nach dem Jahre 1856 wurde die Entwickelung des Völker- 
rechtes insbesondere beeinflusst durch die Geltendmachung 
des Nationalitätsprincipes, durch den Abschluss inter- 
nationaler Verkehrsverträge und durch Conven- 
tionen zur humaneren Gestaltung des Krieg s- 
rechtes.*^ - Die durchgreifendsten Veränderungen im euro- 
päischen Staatensysteme seit dem Jahre 1856 brachten übrigens 
mit sich die Gründung des Königreiches Italien (1860), 
die Wieder auf erst eh ung des Deutschen Reiches (1871) 
und das Bündnis zwischen Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn (i879), welchem inzwischen auch Italien 
beigetreten ist.'^ Unter den jüngsten Vorkommnissen, welche 
das positive Völkerrecht in eine neue Entwickelungsphase ein- 
treten lassen, spielen die Hauptrolle der Berliner Vertrag 
vom 13. Juli 1878 und die General-Acte der Berliner 
Congoconferenz vom 26. Februar 1885. Der Berliner Vertrag 
vom 13. Juli 1878 wurde durch die Vertreter cTer sieben Staaten 
vereinbart, welche den Pariser Vertrag vom 13./30. März 1856 



recht, freilich ist aber die AuffavSvSung des letzteren nicht dieselbe." Vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 6. 

" Vergl. über „die internationalen Verhältnisse seit dem Pariser 
Frieden von 1856 bis zur Gegenwart" Martens, Völkerrecht, I. § 32 
und § 33. 

** Auf Entstehung und Inhalt der betreffenden Verträge und Con- 
ventionen kann erst an späteren Stellen eingegangen werden. 

*' Die kriegslustige französisch-russische Allianz scheint in vertrags- 
mäßiger Weise dermalen nicht zu bestehen und dürfte jedenfalls eventuell 
in der den Friedenstendenzen huldigenden Allianz der europäischen Central- 
jnächte ein^n überlegenen Gegner finden, 
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unterzeichnet hatten: nur waren an die Stelle Sardiniens das 
Königreich Italien und an die Stelle Preußens das Deutsche 
Reich getreten. Am Zustandekommen der Congoconferenz-Acte 
betheiligten sich neben den Contrahenten vom Jahre 1878 noch 
Belgien, Dänemark, Spanien, die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, die Niederlande und Portugal, sowie Schweden und 
Norwegen.** 

B. Die Literatur des Völkerrechtes.* 

I. Die Entstehung einer Völkerrechts- Wissenschaft. ^ 

§ 10. 

Das Alterthum ermangelt eines zusammenhängenden 
Werkes über das Völkerrecht.^ 

Die mittelalterlichen Juristen beriethen und ent- 
schieden die völkerrechtlichen Fragen ihrer Zeit im Anschlüsse 
an die Sätze des römischen und canonischen Rechtes.* 

Zu Beginn der neueren Zeit wurde eine Literatur des 
Völkerrechtes ersetzt durch die Literatur des Machiavellis- 
mus.^ Als directe Vorläufer des Begründers der Völkerrechts- 



** Sieh die betreffenden Actenstücke im „Anhang". 

' Die Literaturgeschichte und Bibliographie des Völkerrechtes ist in 
vorzüglicher Weise vertreten durch: Dicd. Heinr. Ludw. Freiherrn 
V. Ompteda, Literatur des gesammten sowohl natürlichen als positiven 
Völkerrechts (RegQjisburg 1785), 2 Theile; Carl Albert v. Kamptz, 
Neue Literatur des Völkerrechts seit 1784, als Ergänzung und Fortsetzung 
des Werks des Gesandten von Ompteda (Berlin 1817); und Mohl, Ge- 
schichte, L S. 335—470, — Sieh jetzt namentlich Holtzendorff, Hand- 
buch (A. Rivier, Literarhistorische Übersicht der Systeme und Theorien 
des Völkerrechtes seit Grotius), I. § 85—123. 

" Literaturnachweise in Holtzendorffs Handbuch, 1. § 85—86. 

' Die Erklärung hiefür ergibt sich aus der Darlegung unseres § 7. 

* Die Canonisten des XIIL und XIV. Jahrhundertes beschäftigten 
sich vornehmlich im Anschlüsse an Gratian (Dig. I, c. VII) mit einzelnen 
Fragen des Kriegsrechtes. Auch die Civilisten des XIV. und XV. Jahr- 
hundertes warfen sich mit Vorliebe auf die gleichartigen Themata. Im Aus- 
gange des Mittelalters handelte der berühmte Tübinger Professor Gabriel 
Biel (gest. 1495) aus Anlass der „restitutio injusta ablati" vom Kriegsrechte. 

^ Vergl. oben § 8. Das neueste Werk über Nicolö di Bernardo 
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Wissenschaft, d. h. des Hugo de Groot, bezeichnet man ge- 
wohnlich die Dominicaner Franciscus Victoria (1480—1546) 
und Dominicus Soto (1494—1560).« Den Titel als „größte 
Vorgrotianer" beanspruchen aber jedenfalls mit Fug und Recht 
der spanische Jesuit Franciscus Suarez (1548—1617), Pro- 
fessor in Coimbra, und der Oxforder Professor Albericus 
Gentilis (1551-1611).^ 

§ 11. 

Der unsterbliche Begründer der Völkerrechts -Wissenschaft 
wurde Hugo de Groot oder — latinisiert — Hugo Grotius,® 

Der nächste Zweck, welchen Hugo Grotius mit seinem 
Werke verfolgte, gieng dahin, der damals herrschenden Fri- 
volität und Roheit in Unternehmung und Führung von Kriegen 
rechtlich-sittliche Schranken zu ziehen und die in Italien aus- 
gebildete machiavellistische Politik der Heuchelei und Ver- 
gewaltigung durch Grundsätze des humanen und socialen 
Rechtes zu ersetzen. • 



dei Machiavelli (geb. zu Florenz am 3. Mai 1469 und gest. am 22. Juni 
1527 ebendaselbst) ist Pasquale Villari, N. Machiavelli e suoi tempi 
(Firenze 1877). 

• Beide — Professoren in Salamanca. 

^ Vergl. Kaltenborn, C. v., Die Vorläufer des Grotius auf dem 
Gebiete des jus naturae et gentium sowie der Politik im Reformations- 
zeitalter (Leipzig 1848), sowie die das gleiche Thema behandelnden Schriften 
von Nys (Brüssel 1881) und Rivier (Brüssel 1883). 

• Hauptwerk des Hugo Grotius (geb. zu Delft am 10. April 1583, 
gest. zu Rostock am 28. August 1645): „Hugonis Grotii de jure belli ac 
pacis libri tres, in quibus jus naturae et gentium, item juris publici prae- 
cipua explicantur", in erster Auflage zu Paris 1625 erschienen. Kaum zähl- 
bar sind die Commentare, Auszüge und Übersetzungen dieses Werkes, 
welches er als Verbannter in Frankreich geschrieben hat. Schon vor 
seinem Hauptwerke verfasste Hugo Grotius (1609) sein „Mare liberum, 
seu de jure, quod Batavis competit ad indica commercia" (Lug. Bat.). 

• Man braucht nur die von Hugo Grotius vertretene Pflicht der 
Staatsoberhäupter „non unius sibi creditae gentis .habere rationem, sed 
totius humani generis" mit den Grundsätzen der „welschen Praktik" oder 
eines machiavellistischen Systemes überhaupt zu vergleichen, so wird man 
des gewaltigen Fortschrittes gewahr, welcher zwischen der durch Grotius 
eingeleiteten Entwickelung und der vorausgegangenen Entwickelungsstufe 
liegt. Sieh Gar eis, Institutionen, § 6. 

R es ch, Völkerrecht. 2. Aufl. 2 



T 
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Der Grundgedanke, von welchem Hugo Grotius bei 
Verfolgung dieses Zweckes und Abfassung seines Werkes sich 
leiten ließ, bestand in der Anwendung der Sätze des natür- 
lichen Privatrechtes auf die internationalen Verhältnisse, wobei 
sowohl geschichtliche Thatsachen wie allgemeine rechtliche 
Deduction als Beweismittel gebraucht wurden. Groß war der 
Einfluss des Grotius'schen Werkes auf die theoretische und 
praktische Gestaltung des Völkerrechtes. Entstanden in der 
Zeit einer großen geistigen Bewegung der christlichen Völker 
und in dieselbe tief eingreifend, liefert das Werk auch den 
das Gemüth erfreuenden Beweis, dass Werke, welche sich an 
den ewig in der Menschheit und in den Völkern lebenden Sinn 
der Humanität wenden und aus der christlichen Religion den 
alle Dogmen und confessionellen Unterschiede überragenden 
göttlichen Geist der Menschenliebe für das Leben fruchtbar zu 
machen suchen, eines gesegneten und nachhaltigen Erfolges im 
Leben der Menschen gewiss sind.^° 

§ 12. 

Von Hugo Grotius sind zwei verschiedene Richtungen der 
wissenschaftlichen Bearbeitung des Völkerrechtes ausgegangen. 

Die eine Richtung bemühte sich, das Ideal des Rechts- 
verhältnisses unter den Staaten immer tiefer zu erfassen und 
zu begründen; die andere Richtung war bestrebt, in vorwalten- 
dem Anschlüsse an die historischen Thatsachen die allmähliche 
Ausbildung des unter den Staaten wirklich geltenden Rechtes 
zu erforschen und festzustellen. 

Die folgende Vorführung gliedert sich demgemäß in die 
Darstellungen theils der Geschichte und Literatur des philo- 
sophischen, theils der Geschichte und Literatur des posi- 
tiven Völkerrechtes seit Hugo Grotius.^^ 



*• Sieh H. Ahrens in Bluntschlis Staats Wörterbuch, IV. S. 509 
u. f. — Über Leben, Wirken und Werke des Hugo Grotius, sowie über 
die einschlagende Literatur, vergl. namentlich Rivier in Holtzendorffs 
Handbuch, L § 86—88. — Die neuesten Schriften über Hugo Grotius 
sind aus Anlass des dreihundertjährigen Jubiläums der Geburt des großen 
Mannes erschienen. 

" Bei der ersten wissenschaftlichen Behandlung des Völkerrechtes 
durch Hugo Grotius war philosophisches und positives Völkerrecht 
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2. Die Literatur des philosophischen Völkerrechtes seit 

(iugo Grotius.^ 

§ 13. 

Unter den unmittelbaren Nachfolgern und Commentatoren 
des Hugo Grotius sind besonders hervorzuheben : Samuel 
Freiherr v. Pufendorf (1632—1694) und Christian Tho- 
masius (1655— 1728).« 

Eine selbständige Richtung hat jedoch in der Völkerrechts- 
Wissenschaft nach Hugo Grotius erst der deutsche Philo- 
soph Christian Freiherr v. Wolff (1679 — 1754) ein- 
geschlagen, indem er neben das Princip der Freiheit im Völker- 
verkehre oder neben den Grundsatz der Unabhängigkeit und 
Gleichberechtigung der verschiedenen Völker die Forderung 
einer über der Willkür der einzelnen Rechtssubjecte stehenden 
Rechtsordnung setzte. Nach Wolff s Grundauffassung befinden 
sich die Völker und Staaten in einer ähnlichen Gemeinschaft, 
wie die Glieder eines Leibes: „quemadmodum in corpore hu- 
mano Organa singula non desinunt esse Organa totius corporis 
humani, quia quaedam, simul sumta, constituunt unum organon: 
ita similiter homines singuli non desinunt esse membra magnae 
illius societatis, quae totius generis humani est, propterea quod 
plures conjunctim particularem quandam societatem contraxe- 
runt". Hiebei hat Wolff allerdings übersehen, dass seine so- 
genannte „civitas maxima", d. h. die Wolff 'sehe Rechtsgemein- 
schaft aller Völker und Staaten, sich beinahe identificiert mit 
der unfreien Einheit eines Universalstaates. ^ 



nicht sogleich getrennt und es diente das positive Völkerrecht hauptsäch- 
lich^ wenn auch in irrthümlicher Weise, als thatsächlicher Beleg für die 
Richtigkeit rechtsphilosophischer Sätze. Vergl. Mo hl, Encyklopädie, § 72. 

' Vergl. Rivier in Holtzendorffs Handbuch, I. §88 - 123. Rivier 
erörtert in sechs Capiteln: 1. die Engländer des XVII. und XVIII. Jahr- 
hundertes ; 2. das Naturrecht ; 3. Wolif und die Grotianische Überlieferung ; 
4. das positive Völkerrecht; 5. die Rechtsphilosophen seit Kant; 6. den 
neueren philosophischen und eklektischen Positivisraus. 

• Vergl. Kaltenborn, Kritik des Völkerrechtes, § 6: „Die philo- 
sophische Richtung nach Grotius.** 

' Jus gentium methodo scientüica pertractatum, in quo jus gentium 
naturale ab eo, quod voluntarii, pactitii et consuetudinarii est, accurate 

2» 
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Der berühmteste Anhänger der Wolf f sehen Lehre wurde 
Emerich de Vattel (1714 — 1767), welcher in der Vorrede 
zu seinem insbesondere bei den Praktikern hochangesehenen 
und weitverbreiteten Werke ausdrücklich erklärt, dass er die 
Wol ff 'sehen Grundsätze nur von ihrem durch die mathematische, 
weitschweifige und trockene Methode bewirkten abstracten Cha- 
rakter befreien, sie kurz und deutlich fassen und sie zugleich 
mit der Praxis verweben wolle/ 

§ 14. 

Das Herrschgebiet der Wolff 'sehen Schule wurde gegen 
den Ausgang des XVIIL Jahrhundertes bedeutsam geschmälert 
und eingeengt durch die Lehre Kants und seiner Anhänger.^ 

Kant geht aus von der naturrechtlichen Fiction eines 
Naturzustandes wie der Einzelnen, so der Völker: dieser Natur- 
zustand sei ein Zustand des Krieges, welcher überwunden wer- 
den müsse, und zwar auf völkerrechtlichem Gebiete durch einen 
Staatenbund zum Schutze gegen äußere Angriffe ; ein alle Völker 
umfassender universeller Staatenbund sei allerdings unmöglich, 
bei einer Mehrzahl der Staatenbünde trete aber wieder für diese 
untereinander der Naturzustand und die Möglichkeit des Krieges 
ein; der „ewige Friede" sei daher unerreichbar, jedoch anzu- 
streben durch Vereine einzelner Staaten, welche den Zweck 
haben, den Frieden unter sich aufrecht zu halten. Unter dem 
Weltbürgerrechte versteht Kant nur das Recht eines jeden 
Menschen, sich jedem Volke des Erdballes zum Verkehre an- 
zubieten. Kant hat demgemäß dem Völkerrechte eine schärfere 
Bestimmung des Rechtsbegriffes zugrunde gelegt und hierin. 



distinguitur (1749). — Ein Auszug dieses Werkes erschien 1750 unter dem 
Titel: „Institutiones juris naturae et gentium" und 1754 und 1769 in deut- 
scher Sprache unter dem Titel: „Grundsätze des Natur- und Völkerrechtes". 
— Vergl. Kaltenborn, Kritik des Völkerrechtes, S. 66 u. f. 

* Le droit des gens ou principes de la loi naturelle appliqu^s ä la 
conduite et aux affaires des nations et des souverains (zuerst 1758). — 
Vielfache Neuherausgaben und Übersetzungen in die meisten lebenden 
Sprachen. — Vergl. Mo hl, Geschichte, I. S. 386 u. f. 

^ Kant behandelt das Völkerrecht am Schlüsse seiner 1797 zuerst 
erschienenen Rechtslehre. Vergl. Kaltenborn, Kritik des Völkerrechtes, 
S. 133 u. f. 
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sowie in der richtigeren rechtswissenschaftlichen Weise der 
Entwickelung liegt der Fortschritt überWolff; Kant hat jedoch, 
indem er zu der Anwendung des natürlichen Privatrechtes auf 
das Staatenrecht zurückkehrte, die Nothwendigkeit der Auf- 
stellung eigener rechtlicher Grundsätze für das internationale 
Völkerleben nicht erkannt und hierin liegt ein Rückschritt 
sogar hinter Wolff.* 

Die Kant 'sehe Lehre fand zahlreiche Anhänger nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in Italien und Frankreich, 
ja — und zwar in extremster Richtung — in Portugal. Zu den 
bedeutendsten Anhängern der Kant'schen Lehre gehören in 
Deutschland: K. S. Zachariä^; in Italien: P. Baroli«, G. To- 
lomei*, A. del Bon'® und P. Fiori*'; in Frankreich: G. de 
RaynevaP^. Der portugiesische Repräsentant der K a n t'schen 
Schule ist Pinheiro-Ferreira*^, in dessen Werk „der Ato- 
mismus der Kant'schen Rechts- und Staatsanschauung" auf die 
Spitze getrieben und zu gleicher Zeit das Völkerrecht von 
einem radical-politischen Standpunkte aufgefasst wird.** 

§ 15. 

Ein entscheidender Fortschritt ist auf dem Gebiete des 
philosophischen Völkerrechtes erst gegen die Mitte und in der 
zweiten Hälfte unseres Jahrhundertes eingetreten, seit H. C. v. 
Gagern *** und J. Fallati'®, sowie C. v. Kaltenborn'^, 



« Sieh Mo hl, Encyklopädie, § 56. 

' Vierzig Bücher vom Staate, Band V. 

• Diritto naturale privato et pubblico (I— VI). Cremona 1837. 

• Corso di diritto naturale (I-III). Padua 1848. 
'* Institution!. Venezia 1869. 

'* Diritto internationale pubblico (übersetzt von Prof. Pradier- 
Fod^r^, I-II). Paris 1868. 

" Institutions de droit de la nature et des gens, ed. 2, (I-II). Paris 1832. 

** Cours de droit interne et externe. (I— II). Paris 1830. 

»* Sieh Mohl, Geschichte, I. S. 390—391. 

'' Kritik des Völkerrechtes. Leipzig 1840. 

'• Die Genesis der Völkergesellschaft (in der Tübinger Zeitschrift 
für die gesammte Staats Wissenschaft, 1844, H. 1—3). 

*' Vergl. insbesondere das IV. Capitel der „Kritik des Völkerrechtes" 
über: „Die obersten Principien des Völkerrechtes" (S. 256 u. f.). 
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F. Laurent^® und J. C. Bluntschli^* das Bedürfnis einer 
allgemeinen Weltrechtsordnung erwiesen und die daraus her- 
vorgehende eigenthümliche Aufgabe des philosophischen Völker- 
rechtes begründet und entwickelt haben. ^® 

Nach der Auffassung der hiemit in ihrem Grundgedanken 
gekennzeichneten Schule sind sämmtliche Rechtsverhältnisse 
zwischen unabhängigen Staaten, insofeme solche der europäi- 
schen Gesittung angehören, Folgerungen aus den drei Grund- 
sätzen: 1. der Souveränetät des einzelnen Staates, 2. der Ver- 
kehrsnothwendigkeit, 3. der Ordnung in der Gemeinschaft.^' 

Von diesen drei Grundsätzen ist insbesondere derjenige der 
Verkehrsnothwendigkeit weder in der Grotius'schen, noch 
in der K an t'schen Auffassung des Völkerrechtes enthalten: da 
nun aber erst mit der Anerkennung einer allgemeinen Ver- 
kehrsberechtigung und Verkehrsverpfiichtung das Völkerrecht 
in Wirklichkeit zu einem Beförderungsmittel der Menschheits- 
aufgabe wird, so muss die Aufnahme des betreffenden Grund- 
satzes als die wichtigste Verbesserung angesehen werden, welche 
die Wissenschaft des philosophischen Völkerrechtes seit ihrer 
Begründung erhalten hat.^^ 
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Laurent ist geradeso, wie Fallati, nur insofeme in einem 
principiellen Irrthume, als er die letzte Aufgabe der menschlichen Ent- 
wickelung in der Gründung eines allgemeinen Weltstaates erblickt. 

*• Vergl. namentlich in der Einleitung zum „Völkerrecht" die Er- 
örterung über „die Bedeutung und die Fortschritte des modernen Völker- 
rechtes". 

" vSieh neben den dem Völkerrechte gewidmeten Abschnitten der 
beiden mehrerwähnten Werke Mohls insbesondere auch dessen Aus- 
führungen über die Pflege der internationalen Gemeinschaft als Aufgabe 
des Völkerrechtes, beziehungsweise über die sociale Aufgabe des Völker- 
rechtes, in dem Werke: „Staatsrecht, Völkerrecht und Politik" (Tübingen 
1860, L). 

*• Vergl. z. B. Mohl, Encyklopädie, § 59. 

"* Eine treffliche Übersicht über „die neueste Literatur nicht nur 
des positiven, sondern auch des philosophischen Völkerrechtes aller Na- 
tionen" gibt Bulmerincq in Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, 
Verwaltung und Volkswirtschaft" (1882—1884); periodisch wiederkehrende 
Berichte über die Literatur einzelner Nationen gewähren bezüglich des 
philosophischen und positiven Völkerrechtes „AnnuairedeT Institut" 
und „Revue de droit international". 
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3> Die Literatur des positiven Völkerrechtes seit Hugo Grotius.' 

§ 16. 

Unter denjenigen Gelehrten, welche nach HugoGrotius 
das positive europäische Völkerrecht mehr oder minder aus- 
schließlich behandelten, sind hervorzuheben: der Engländer 
Richard Zouch oder Zouchaeus (1590 — 1660), der das 
erste Lehrbuch des Völkerrechtes schrieb 2; Samuel Rachel 
(1628 — 1691), Professor in Helmstädt und dann in Kiel ", und 
Johann Wolfgang Textor (1637—1701), Professor in Altorf 
und in Heidelberg*. 

Als eigentlicher Begründer der Wissenschaft des positiven 
europäischen Völkerrechtes ist aber zu bezeichnen Johann 
Jakob Moser (1701—1786).'* 

J. J. Moser beansprucht in der That das Verdienst einer 
scharfen Absonderung des lediglich auf positiven Satzungen 
beruhenden Rechtes vom philosophischen Rechte, sowie einer 
umfassenden systematischen Bearbeitung des ersteren.* 

§ 17. 

Um die weitere Ausbildung der von J. J. Moser begründeten 
Wissenschaft haben sich dann zunächst deutsche Staatsgelehrte 
verdient gemacht und zwar insbesondere C. G. Günther (geb. 



* Vergl. namentlich Ri V ier in Holtzendorffs Handbuch,!. §88— 133, 
— und hiezu oben die Note l zu § 13. 

* Juris et judicii fecialis sive juris, inter gentes et quaestionum de 
eodem explicatio (1650). 

' De jure naturae et gentium dissertationes duae (1676). 

* »Synopsis juris gentium (1680). 

* Die grundlegenden und bahnbrechenden Hauptwerke dieses großen 
Publicisten waren: der „Versuch des neuesten europäischen Völkerrechtes 
in Friedens- und Kriegszeiten, vornehmlich aus denen vStaatshandlungen 
derer europäischen Mächten, auch andern Begebenheiten, so sich seit 
dem Tode Kaiser Carls VI. im Jahre 1740 zugetragen haben" (10 Theile, 
1777 — 1780), und die „Beyträge zu dem neuesten europäischen Völkerrecht 
in Friedenszeiten (5 Theile, 1778—1780) und in Kriegszeiten" (3 Theile, 
1779—1781). 

* Vergl. Mohl, Geschichte, II. S. 412 u. f. 
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1772)^ und noch mehr Georg Friedrich v. Martens 
(1756—1821)« und Johann Ludwig Klüber (1762—1835)^ 

Das bedeutendste Hauptwerk der neueren deutschen syste- 
matischen Literatur des positiven Völkerrechtes ist aber das in 
erster Ausgabe 1844 erschienene Werk von August Wilhelm 
Heffter (1796—1880); die Geffcken'sche Neubearbeitung hat 
außerdem jetzt den Wert des trefflichen Buches noch erheblich 
gesteigert. ^ ° 

Ungleich lückenhafter wird das völkerrechtliche Material 
dargeboten in H. B. Oppenheims „System des Völker- 
rechtes".'* Über den Charakter und die Tendenz des „Rechts- 
buch" von J. C. Bluntschli (1808—1881) haben wir uns 
bereits im „Vorwort" ausgesprochen. '^ Die übrigen systemati- 
schen Darstellungen des positiven Völkerrechtes sind, soweit 
dieselben der deutschen Literatur angehören, schon früher er- 
wähnt worden.*^ 

§ 18. 

Was anderweitige Nationen anbelangt, so sind die um- 
fassendsten und hervorragendsten Gesammtdarstellungen des posi- 



' Grundriss eines europäischen Völkerrechtes, nach Vernunft, Ver- 
trägen, Herkommen und Analogie (Regensburg 1777). 

* Precis du droit des gens moderne de l'Europe fond^ sur les traitds 
et l'usage (Gottinguc 1789). — Vergl. auch Martens, G. F. de, Precis du 
droit des gens moderne de l'Europe. Nouv. edit. avec des notcs de M. S. 
Pinheiro-Ferreira. I— II (Pai-is 1831). 

* Droit des gens moderne de l'Europe (Stuttgart 1819). — - Deutsche 
Bearbeitung vom Verfasser selbst: Europäisches Völkerrecht (Stuttgart 
1821). — Vergl. auch JohannLudwig Klüber, Europäisches Völker- 
recht. 2. Aufl., sorgsam (?) revidiert, commentiert und ergänzt von Carl 
Eduard Mor Stadt (Schaffhausen 1851). 

**• Vergl. Rivier in Holtzendorffs Handbuch, I. § 113. 

" Frankfurt 1845; zweite Auflage — Stuttgart 1866. 

** Ein Vorläufer des Bluntschli'schen Codificationsversuches war 
Alph. de Domin-Petrushevecz, Precis d'un code du droit international 
(Leipzig 1861). 

*' Hieher gehören z. B. die Arbeiten von Neumann und Holtzen- 
dorff, Bulmerincq und Gareis; vergl. auch: A. Hartmann, Institu- 
tionen des praktischen Völkerrechtes in Friedenszeiten, 2. Aufl. (Hannover 
1878), und H. vSchulze, Grundriss zu Vorlesungen über Völkerrecht 
(Heidelberg 1880). 
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tiven Völkerrechtes von Engländern und Nordamerikanem aus- 
gegangen. Unter den Engländern haben sich diesfalls namentlich 
ausgezeichnet: W. Oke Manning'*, R. Wildman**^, Robert 
Phillimore**, Travers Twiss*^, W. E. HalP® und Lori- 
mer***. Unter den Nordamerikanern haben sich namentlich aus- 
gezeichnet: J. Kent^o, H. Wheaton" und H. W. Halleck^^. 
Neben diesen Repräsentanten der englischen und nord- 
amerikanischen Literatur nehmen noch besondere Beachtung 
in Anspruch: die Spanier J. M. de Pando^^, E. de Ferrater^*, 
A. Riquelme*^ und Ch. Calvo^*; der Italiener G. Car- 



** Commentaries on the law of Nations. London 1839 (2. edit., 1875). 

*" Institutes of international law (I— II). London 1850. 

*• Commentaries upon international law. London 1854 (3. edit., 
1879—1885, 3 Bände). 

'^ The law of nations, considered as independent political commu- 
nities. Oxford (Time of peace, 1861 ; Time of wäre, 1864), 2. edit., 1875 
(2 Bände).- 

'* International law. Oxford 1884 (2. edit.). 

*• The Institutes of the law of nations (I— II). 1883—1884. 

*° Commentaries on American law, 5. edit. (I— IV). New— York 1844. 
Band I : Law of nations (auch besonders unter dem Titel : K e n t , Commen- 
taries on international law, revised, with notes and cases brought down 
to the present time by Abdy. Cambridge und London 1866 und 1878). 

*' Elements of international law (I— II). London 1836. — Commen- 
tiert von W. B. Lawrence (1863), von Dana (1866) und von Boyd 
(1878). — Französische Übersetzung und Bearbeitung: l^^lements du droit 
international. Leipzig et Paris (1848 und 1858). 

" International law. New-York 1866. — Zweite umgearbeitete Auf- 
lage von Sir Sherston Baker (I— II. London 1878). — Vergl. über die 
Völkerrechtsichrer Nordamerikas überhaupt Holtzendorff, Handbuch, 
I. § 117. 

" Elementos del derecho internacional. Madrid 1843 und 1852. 

" Codigo de derecho internacional (I— II). Barcelona 1846 — 1847 
(Sammlung spanischer Staatsverträge mit kurzer Übersicht über das Völker- 
recht). 

" Elementos de derecho publico internacional. Madrid 1849. Das 
Werk, behandelt auch das internationale Privatrecht. 

*• El derecho internacional. Paris 1868 (französisch als 2. Ausgabe: 
Le droit international th^orique et pratique. Paris 1870—1872, 2 Bände). — 
Die 3. Ausgabe ist (4 Bände) Paris 1880-1881 erschienen. — Vergl. über 
Spanier und Spanisch- Amerikaner, Portugiesen und Brasilianer, überhaupt 
Holtzendorff, Handbuch, L § 119. 
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nazza Amari*^; der Portugiese Paiva^®; der Russe Bezo- 
brazof2». 

Merkwürdig ist, dass, während sogar der Südamerikaner 
Andreas Bello^^ ein gründlich geschriebenes Handbuch 
geliefert hat, von Franzosen keine nennenswerte systematische 
Darstellung des positiven Völkerrechtes vorliegt.^* 

C. Die Systematik des Völkerrechtes.' 

§ 19. 
Nachdem wir die in vorliegendem Werke beliebte Syste- 
matik schon in der Vorrede zur ersten Auflage begründet und 
die Beibehaltung derselben für die zweite Auflage im Vorworte 
der Neuauflage gerechtfertigt haben, obliegt uns hier noch eine 
möglichst kurz zu fassende Übersicht über die neuerdings von 
anderen Autoren empfohlenen oder ausgewählten Methoden der 
Systematisierung des Rechtsstoff'es. Hiebei kommt in nächst- 
liegenden Betracht die vornehmlich von Bulmerincq ver- 
tretene Scheidung des Völkerrechtes in ein materielles,und 
in ein formelles Völkerrecht (nach dem Vorgange von 
Kaltenborn und Pözl). Im übrigen gehen die Schriftsteller, 



" Eleraenti di diritto internazionale (I. Catania 1867, II. Milano 
1875). — Als anderweitige hervorragende Völkerrechtslehrcr Italiens sind 
zu verzeichen: Pasquale Stanislao Mancini, Terenzio Mamiani 
della Rovero, Luigi Casanova und Pasquale Fiore. — Vergl. über- 
haupt Holtzendorff, Handbuch, I. § 118. 

" Elementos do dereito das gentes (1843; 4. Ausgabe 1857; Coim- 
bra 1864). 

^* Des principes du droit des gens. St. Petersburg 1839. — Das 
treffliche Werk vonMartens ist bereits früher hervorgehoben worden. — 
Vergl. überhaupt Holtzendorff, Handbuch, I. § 122. 

'" Principios de derecho de gentes (1832. Neueste Ausgabe — mit Noten 
und Zusätzen von Carlos Martinez Silva — Madrid 1883). 

'' Sieh übrigens Funck-Brentano et A. Sorel, Precis du droit 
des gens (Paris 1877), und Renault, Introduction ä l'ctude du droit. inter- 
national (Paris 1879). — Vergl. überhaupt Holtzendorff, Handbuch, 
I. § 120. 

* Als das in literaturgeschichtlicher Hinsicht referierende Haupt- 
werk ist hervorzuheben : Bulmerincq, Die Systematik des Völkerrechtes 
von Hugo Grotius bis auf die Gegenwart. Dorpat 1858. 
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welche sich dieser Scheidung anschließen, in der Gliederung 
der Einzelthemata dann soweit auseinander, dass die Einheitlich- 
keit des Eintheilungsgrundes ganz in Vergessenheit zu gelangen 
scheint.^ 

Beirrend wirkt außerdem die Confundierung der Scheidung 
zwischen materiellem und formellem Völkerrechte mit der Aus- 
einanderhaltung eines allgemeinen Theiles und eines be- 
sonderen Theiles. Nach Bulmerincq gliedert sich z.B. der 
„besondere Theil" in die Darstellung eines materiellen und 
eines formellen Völkerrechtes, während der „allgemeine Theil" 
die weder auf das Recht der Subjecte oder der Objecte oder 
der Acte („materielles Völkerrecht"), noch auf die Organe oder 
das Verfahren („formelles Völkerrecht") bezüglichen Grundsätze 
erörtert. Märten s dagegen, welcher ebenfalls einen allgemeinen 
und einen besonderen Theil unterscheidet, fasst den besonderen 
Theil als die Lehre von der „internationalen Verwaltung" auf und 
stellt sogar den Krieg und die Neutralität unter diesen Begriff.^ 

Schließlich ist noch zu constatieren, dass gerade Bulme- 
rincq, welcher als die maßgebendste Autorität in Fragen 
der völkerrechtlichen Systematik zu gelten pflegt, im „all- 
gemeinen Theile" Themata erörtert, welche sonst nach guter 
Gepflogenheit der deutschen Gelehrtenwclt in einer Einleitung 
ihre Berücksichtigung finden.* 

§ 20. 
Ungleich gelungener, als die Bulmerincq'schc Syste- 
matik, ist im einzelnen die Gliederung des Rechtsstoftes durch 
Gareis. In einer Einleitung werden von Gar eis behandelt: 
I. Begrifl" des Völkerrechtes ; IL Begründung des Völkerrechtes; 
III. geschichtliche Entwicklung des Völkerrechtes; IV. Quellen 
des Völkerrechtes; V. Geltungsgebiet des Völkerrechtes; VI. Lite- 
ratur des Völkerrechtes; VII. Systematik des Völkerrechtes. 



■ Vergl. Bulmerincq, Völkerrecht, § 5. 

» Sieh Martens, Völkerrecht, I. § 40. 

* Uns wenigstens scheint es logisch nicht ganz correct zu sein, wenn 
z. B. die Frage nach dem Verhältnisse zwischen „Religion und Völkerrecht" 
in den einheitlich sein sollenden Gedankengang eines „allgemeinen Theiles" 
zusammengepfercht wird mit der Frage nach dem Unterschiede zwischen 
«Personal- und Realunion". 
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Es unterscheidet hierauf Gareis einen „allgemeinen Theil" und 
einen „besonderen Theil". ^ 

Der „allgemeine Theil" behandelt in drei Abschnitten: 
I. die Subjecte des Völkerrechtes; II. die Objecte des Völker- 
rechtes; III. die Entstehung, Änderung und Aufhebung völker- 
rechtlicher Befugnisse.'' 

Der „besondere Theil" behandelt die „völkerrechtlichen 
Befugnisse der Staaten" und zerfällt in ein „materielles Völker- 
recht" und ein „formelles Völkerrecht". Das „materielle Völker- 
recht" erörtert in einem ersten „Buch" die „durch allgemeine 
Normen (jus inter gentes commune) geschützten Staatsinteressen" 
(Grundrechte der Staaten, völkerrechtliche Stellung der Staats- 
häupter, internationale Rechtsstellung der völkerrechtlichen 
Magistraturen und internationale Stellung der Staatsangehörigen, 
sowie internationale Rechte in Bezug auf das Staatsgebiet) und 
in einem zweiten „Buch" die „besonderen (Vertrags-)Normen" 
(jus inter gentes particulare). Das „formelle Völkerrecht" er- 
örtert in einem dritten „Buch" die „Rechtsnormen im Verfahren 
zum Schutze streitiger internationaler Interessen" (beziehungs- 
weise die völkerrechtlichen Streitigkeiten im allgemeinen, das 
gütliche Verfahren und das gewaltsame Verfahren [Kriegsrecht]).'' 

§ 21. 

Holtzendorff geht von dem Satze aus, dass die alte 
Systematik, in Gemäßheit welcher das Recht des Krieges als 
ein gleichbedeutender Zustand dem Rechte des Friedens zur 
Seite gestellt wurde, dem historischen Thatbestande der Gegen- 
wart nicht mehr angemessen scheine. 

Das Recht des Krieges, sagt Holtzendorff, muss viel- 
mehr aufgefasst werden als ein nicht mehr zuständliches, son- 
dern nur mehr eventuelles, also bedingtes, und außerdem in 
seiner Übung auf eine bestimmte Zahl von Staatssubjecten, wenig- 
stens thatsächlich eingeschränktes Recht, welchem als dem gleich- 



'^ Sieh Gareis, Institutionen, Einleitung, § 1—12. 

" Sieh Gar eis, Institutionen, § 13—23. 

' Sieh Gareis, Institutionen, „Allgemeiner Theil", § 13—23, und 
„Besonderer Theil", § 24—90 (beziehungsweise „Materielles Völkerrecht"^ 
§ 24—75, und „Formelles Völkerrecht", § 76—90). 
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sam formalen Processrechte der Selbsthilfe, das auf einer in der 
wechselseitigen Negation übereinstimmenden Willenverrichtung 
der Kriegführenden beruht, das Staatsvertrags- und Staatsver- 
handlungsrecht schon deswegen vorausgehen muss, weil auch 
während des Krieges Verträge geschlossen, verhandelt und er- 
füllt werden können. Aus den gleichen Gründen ist das Ge- 
sandtschaftsrecht als eine Materie anzusehen, deren allgemeine 
Grundsätze feststehen müssen, bevor die durch den Krieg be- 
dingten Modificationen entwickelt werden können. Als der Ord- 
nung nach der Vertragslehre vorausgehend ergibt sich schließ- 
lich die Darstellung derjenigen Grundregeln des völkerrecht- 
lichen Verkehres, welche von vertragsmäßiger Vereinbarung 
deswegen unabhängig sind, weil sie in der allgemein rechtlichen 
Natur nebeneinander bestehender Staatswesen eingewurzelt sind: 
ihre thatsächliche Grundlage ist das Dasein eines bestimmten, 
geschichtlich gewordenen, theils intellectuellen, theils morali- 
schen und ökonomischen Gesittungszustandes, dessen Nachweis 
in den Quellen des Völkerrechtes, in der Gesammtentwickelung 
der Weltgeschichte und in der international wirkenden Literatur 
der Jurisprudenz eine einleitende Aufgabe für die Systematik 
des Völkerrechtes darstellt. 

Nach Holtzendorff ergibt sich daher für die Anordnung 
des völkerrechtlichen Rechtsstoffes folgende Aufstellung als an- 
gemessen: I. die Lehre von den philosophischen, juristisch- 
dogmatischen, geschichtlichen und literarhistorischen Funda- 
menten des Völkerrechtes; IL die Lehre von den Staaten als 
Subjecten des Völkerrechtes in Hinsicht ihrer von vertrags- 
mäßiger Vereinbarung unabhängigen Rechtsstellung, der Staats- 
persönlichkeit, der Staatsverfassungen, der Regierungsorgane, 
des Gebietes, der Staatsangehörigen; III. die Lehre von den 
Staatsverträgen in Hinsicht der allgemeinen Grundsätze und 
der für die Gegenwart wichtigsten Anwendungen auf bestimmte 
Objecte der Vertragsschließung ; IV. die Lehre von den völker- 
rechtlichen Magistraturen; V. die Lehre von den völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten nach ihrer Art und Beschaffenheit und den 
Mitteln ihrer Beilegung, insofern dieselben entweder 1. in fried- 
licher Weise geschlichtet werden oder 2. durch kriegerische 
Gewalt 2ur Entscheidung gelangen und alsdann auch 3. die 
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Rechtsstellung neutraler Staaten berühren. Es liegt, wie H o 1 1 z e n- 
dorff bemerkt, kein Bedürfnis vor, innerhalb dieses Stoffes 
nach Analogie anderer rechtswissenschaftlicher Materien für 
die Zwecke der Darstellung einen sogenannten allgemeinen und 
einen besonderen Theil zu unterscheiden. Als besonderes Völker- 
recht wären diejenigen Verhältnisse zu bezeichnen, in denen ein- 
zelne Staaten ihre Beziehungen zueinander, abweichend von der 
allgemeinen Staatspraxis, innerhalb des ihrer freien Verfügung 
unterliegenden Raumes durch Staatsverträge ordnen.® 



• Sieh Holtzendorff, Handbuch, I. § 20. 



ERSTES BUCH. 



DIE SUBJECTE DES VÖLKERRECHTES, 



Erster Theil. 

Die Subjecte des Völkerrechtes oder die völker- 
rechtliehen Personen im allgemeinen.^ 



Erster Abschnitt. 

Die Staaten als Subjecte des Völkerrechtes. 
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§ 22. 

Nach heutigem Völkerrechte gelten nur die Staaten als 
Subjecte des Völkerrechtes oder als unmittelbar und eigentlich 
völkerrechtliche Personen. 

Hiebei verstehen wir unter einem Staate die auf einem 
bestimmten Gebiete oder Territorium zur Erreichung gemein- 
samer Zwecke dauernd rechtlich organisierte oder regierungs- 
mäßig geordnete und von anderen Gemeinwesen oder Völker- 
schaften unabhängige Gesammtheit von Individuen und Familien. 

Die Völkerrechtspersönlichkeit des Staates ist eine 
der drei Seiten seiner Rechtspersönlichkeit. Der Staat tritt näm- 



* Wir behandeln in drei Theilen: 1. die Subjecte des Völkerrechtes 
oder die völkerrechtlichen Personen im allgemeinen; 2. die allgemeinen 
Rechte der Staaten als völkerrechtlicher Personen ; 3. den eigenen Rechts- 
kreis der Staaten als völkerrechtlicher Personen. 

Der erste Theil erörtert in drei Abschnitten : 1. die Staaten als Sub- 
jecte des Völkerrechtes ; 2. die Entstehung und Anerkennung neuer Staaten 
als neuer Subjecte des Völkerrechtes; 3. den Untergang der Staaten als 
bisheriger Subjecte des Völkerrechtes. 

Die nach unserer Systematik im ersten Theile zusammengefassten 
Themata figurieren anderweitig wohl auch unter dem Titel: „Lehre vom 
Staate als völkerrechtlicher Persönlichkeit." 

* Sieh namentlich Holtzendorff, Handbuch, IL § 1—4. 

Resgh, Völkcrre<;ht. 2. Aufl. 3 
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lieh außerdem als privatrechtliche Rechtspersönlichkeit 
innerhalb der Vermögenssphäre (als „Fiscus" oder „Ärar'') und 
als öffentlichrechtliche Rechtspersönlichkeit innerhalb der 
politischen Beziehungen zu den Staatsangehörigen (als „Staats- 
gewalt" oder „Regierung") auf. Durch das Völkerrecht werden 
die verschiedenen Staaten zu einer gemeinsamen Rechtsordnung 
verbunden.^ 

§ 23. 

Die Staatshäupter sind nicht selbst völkerrechtliche 
Subjecte. Das Staatshaupt bildet eben nur einen Theil des 
Staates. Die Souveräne erscheinen demgemäß nur als Vertreter 
der Staaten. 

Das Gleiche gilt von den Beamten des Staatenver- 
kehres oder von den diplomatischen Personen. 

Die einzelnen Individuen stehen nur mittelbar unter 
dem Völkerrechte. Jedes Individuum muss einem Staate ange- 
hören. Staatenlose Menschen gibt es nicht.* 

§ 24. 

Nomadenvölker gelten nicht als Staaten, weil bei 
ihnen die Voraussetzung eines bestimmten festen Wohngebietes 
mangelt; sie können aber, wenn sie regierungsmäßig geordnet 
sind, Verträge abschließen und sind den Staaten gegenüber ver- 
pflichtet zur Einhaltung der allgemein menschlichen Vorschriften 
und Verpflichtungen des Völkerrechtes.^ 

" Die Lehre von dem Begriffe und Zwecke des Staates, sowie von 
der Verschiedenheit der Staatsarten gehört in die allgemeine Staatslehre 
und wird daher insbesondere auch in den Werken über Politik vorgetragen. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 14 und § 48. — Die Staats- 
häupter und die diplomatischen Personen werden mitunter als „völker- 
rechtliche Personen in abgeleitetem oder mittelbarem Sinne" bezeichnet. — 
Handelsgesellschaften (Hansen) mit politischer Machtstellung 
gehören nicht zu den völkerrechtlichen Personen, weil derartige Gesellschaften 
ihre Rechte nur vom Staate ableiten können, der sie existenzberechtigt macht. 

* Die Staaten haben z. B. ein Recht, den Menschenraub der Turko- 
manen zu verhindern und die Beduinen und Kirgisen zu nöthigen, 
dass sie die Pflanzungen der civilisierten Nationen respectieren, wenngleich 
jene Völker nicht das Recht von Staaten besitzen. Vergl. Bluntschli, 
Völkerrecht, § 20. 
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Die Indianerstämme in Nordamerika gelten — bei- 
spielsweise — nicht als Staaten. Gleichwohl werden mit den- 
selben durch die Union Verträge völkerrechtlichen Charakters 
abgeschlossen. Seit dem Jahre 1785 kehrt in diesen Verträgen 
regelmäßig die Bestimmung wieder: „Die genannten Indianer- 
stämme anerkennen die Schutzhoheit der Vereinigten Staaten 
mit Ausschluss eines jeden anderen Souveräns." ^ 

Auch Staatsvölker, welche ihr bisheriges Gebiet ver- 
lassen, um von einem neuen Gebiete Besitz zu ergreifen, sind 
in der Zwischenzeit nicht als Staaten und Gliedschaften der 
Staatenwelt anzusehen, obwohl sie völkerrechtliche Verträge 
abschließen können."^ 



* Lawrence, Commentaire zu Wheaton, I. S. 265. 

' Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 21. — Zur Zeit der großen 
Völkerwanderung im Beginne des Mittelalters fand der letzte Satz des 
Textes öftere Anwendung. — In der heutigen Welt sind die Staaten aller- 
dings fester geworden; unmöglich ist jedoch eine Erneuerung solcher 
Auswanderungen nicht, wie schon die Hinweisung auf den Mormonen- 
staat zeigt. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Entstehung und Anerkennung neuer Staaten als 
neuer Subjecte des Völkerrechtes/ 

§ 25. 

Neue Staaten als neue Subjecte des Völkerrechtes können 
an sich auf drei Wegen entstehen, und zwar: 1. durch Er- 
langung der vollen Staatsgewalt von Seite eines bisher 
einer höheren Gewalt unterstellt gewesenen Staates; 2. durch 
Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit des Völker- 
rechtes der europäisch gesitteten Nationen von Seite eines 
denselben bisher fremd gebliebenen Staates; 3. durch voll- 
ständige Neubildung von Staaten, sei es mittelst Vereinigung 
einer Anzahl von Individuen und Familien zu einem eigenen 
Staate, sei es mittelst Trennung bisheriger Bestandtheile eines 
Staates und Bildung mehrerer Staaten aus der bisherigen Einheit.^ 

In der Mehrzahl der Fälle ist die Entstehung der Einzel- 
staaten ein natürlicher — zuweilen friedlich, häufiger gewalt- 
sam verlaufender — Process, der sich in Unabhängigkeit von dem 
freien Willen der überlieferten alten Staatsgewalten vollzieht.^ 

Nur ausnahmsweise wird die Entstehung der Staaten durch 
einen von Hause aus überall freien Rechtsact der Gründung 
vermittelt.* 



' Sieh im allgemeinen Holtzendorff, Handbuch, II. § 5 und § 7—9. 
— Holtzendorff erörtert im § 5 den „Entstehungsprocess der Staaten" 
und in den §§7—9 die „Anerkennung neuer Staaten." — In letzterer Frage 
behandelt Holtzendorff separat: 1. den Rechtsgrund für die An- 
erkennung neuer Staaten; 2. die Formen und Modalitäten der An- 
erkennung von Neustaaten; 3. die Rechtswirkung der Anerkennung 
von Neustaaten. 

* Vergl. Mohl, Encyklopädie, § 58; Heffter-Geffcken, Völker- 
recht, § 23, und Bluntschli, Völkerrecht, § 28. 

» Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 5. 

* Hauptbeispiele freier Staatsgründungsacte sind die neuzeitlichen 
Schöpfungen 4es Negerstaates Liberia und des Congostaates, 
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§ 26. 

Die bloße Thatsache eines selbständigen Be- 
standes ist jedoch nach positivem Völkerrechte noch nicht 
ausreichend, um einem Lande und seiner Bevölkerung die 
Stellung und das Recht eines unabhängigen Staates zu ver- 
schaffen. Ein neuer Staat muss vielmehr von den bereits bis- 
her bestandenen Staaten anerkannt sein, wenn derselbe auf 
Gleichberechtigung, und zwar namentlich auf actives und passives 
Gesandtschaftsrecht, auf Vertragsrecht und auf rechtmäßige Krieg- 
führung Anspruch erheben will. Man hat diesfalls zwischen 
innerer und äußerer Souveränetät zu unterscheiden. — 
Ein Gemeinwesen ist nach innen souverän, sobald es thatsächlich 
ohne Einwirkung einer außer ihm stehenden Macht regiert wird; 
die Souveränetät nach außen hat die Anerkennung seitens der 
anderen Staaten zur Voraussetzung. — Die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika waren längst vor ihrer Anerkennung als un- 
abhängige Macht nach innen souverän.^ 

Die Anerkennung selbst, d. h. die Zulassung eines 
Gliedes in die schon bestehende völkerrechtliche Genossen- 
schaft, erfolgt entweder ausdrücklich oder aber still- 
schweigend, und zwar insbesondere z. B. durch Eröffnung 
eines förmlichen gesandtschaftlichen Verkehres. Beide Formen der 
Anerkennung sind in der Staatenpraxis üblich. Die ausdrückliche 
Anerkennung ist in höherem Grade geeignet, die völkerrechtliche 
Stellung des neuen Staates außer Zweifel zu setzen.® 

Die ausdrückliche Anerkennung kann in diplomatischen 
Noten oder auf Congressen ausgesprochen werden.'' 

§ 27. 

Bei empörten Provinzen oder Colonien pflegt die 
Anerkennung von Seite der meisten Staaten erst dann ein- 



• Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 25. 

• Manche stellen in gleichem Sinne einander gegenüber die „formelle" 
Anerkennung und die „in concludentenThatsachen oder Handlungen liegende" 
Anerkennung. 

' Vergl. z. B. die im Berliner Vertrage vom 13. Juli 1878 ausgesprochene 
Anerkennung Montenegros (Art. 26), Serbiens (Art. 34) und Ru- 
mäniens (Art. 43). 
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zutreten, wenn die bisherige Regierung in die Lostrennung und 
selbständige Gestaltung eingewilligt hat. 

Die Anerkennung des neuen Staates durch dessen bisherige 
Regierung ist maßgebend für alle dritten Staaten, welche dann 
die Anerkennung nicht verweigern können. 

Eine frühere und bei noch fortdauerndem Kampfe er- 
folgende Anerkennung kann durch die bisherige Regierung als 
eine Kriegsursache behandelt werden.® 



* Heffter erklärt: „Solange der beiderseitige Kampf dauert, der sein 
altes Recht vindicierende Staat nicht dasselbe aufgibt oder nicht ganz außer 
Stande zu seiner ferneren Verfolgung gesetzt wird, ist kein dritter Staat 
verpflichtet oder berechtigt, den neuen Staat anzuerkennen oder mit ihm als 
solchem einen politischen Verkehr zu beginnen." Hiezu bemerkt Geffcken: 
„Dies würde Intervention sein, wie eine solche z. B. im Jahre 1778 die An- 
erkennung der Vereinigten Staaten durch Frankreich war, während der 
Kampf derselben mit England noch fortdauerte, oder die Anerkennung 
Belgiens durch die Großmächte trotz des Protestes des Königs der Nieder- 
lande." Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §23.— England anerkannte 
die Unabhängigkeit der südamerikanischen Republiken auf Grund der that- 
sächlichen Unabhängigkeit derselben von Spanien, welches die Herstellung 
seiner Herrschaft aufgegeben hatte und die Hilfe der Großmächte anrief. — 
Ganz unrichtig identificiert daher Bluntschli den Fall der südamerikani- 
schen Republiken mit dem Falle der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 



Dritter Abschnitt. 

Der Untergang der Staaten als bisheriger Subjecte des 

Völkerrechtes.* 

§ 28. 

Ein Staat geht als Subject des Völkerrechtes zunächst 
unter, wenn er durch Vernichtung oder Auswanderung der 
Bevölkerung seine Volkssubstanz einbüßt: nur selten er- 
eignet es sich, dass ein ehemals staatlich gewesenes Gebiet der 
Erdoberfläche durch physische Proc esse insoweit vernichtet 
wird, dass die Bedingungen eines staatlichen Lebens — wie 
etwa in den höchsten arktischen Regionen oder wo die Meeres- 
flut bewohntes Land verschlang — vollständig vernichtet werden.^ 

Mit der Persönlichkeit eines solchen Staates erlöschen 
auch dessen Rechte und Pflichten.^ 

Die bloße Gebietsverminderung und Bevölkerungs- 
abnahme durch Abtretung eines Theiles des Staatsgebietes 
beeinflusst dagegen die völkerrechtlichen Verhältnisse des ab- 
tretenden Staates nur insofeme, als die Rechte und Pflichten, 
welche demselben bezüglich des abgetretenen Theiles des Staats- 
gebietes gegen andere Staaten bisher zustanden, nunmehr auf 
den erwerbenden Staat übergehen.* 



' Vergl. Holtzendorff, Handbuch, II. § 6; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 24, und Bluntschli, Völkerrecht, § 46 u. f. 
■ Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 6. 

* Man erinnere sich z.B. an die Juden, welche mit Vertilgung der 
fremden Einwohner Palästina besetzten, oder an die germanischen Völker, 
welche zur Zeit der Völkerwanderung ihre alten Wohnsitze verließen. Der 
neue jüdische Staat wurde nicht Rechtsnachfolger der in Palästina unter- 
gegangenen Staaten. Die alten vStaaten der betreffenden germanischen Völker 
giengen unter, ohne dass die nachrückenden germanischen oder slavischen 
Völker als Rechtsnachfolger an ihre Stelle getreten wären. 

* Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 47. 
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§ 29. 

Ein Staat geht sodann unter durch die vollständige 
Einverleibung desselben in einen anderen Staat: in diesem 
Falle gehen sämmtliche Rechte und Pflichten des einverleibten 
Staates auf den einverleibenden Staat über.* 

Anders verhält sich die Sache, wenn ein Staat in eine vor- 
übergehende Personalunion mit einem anderen Staate tritt, 
d. h. wenn ein Staat vorübergehend das Staatshaupt eines anderen 
Staates auch zu seinem Staatshaupte erhält. In diesem Falle 
verbleibt ein jeder Staat in seinen eigenthümlichen völkerrecht- 
lichen Verhältnissen. Die beiden Staaten werden im Völkerrechte 
als zwei verschiedene völkerrechtliche Personen behandelt.** 

Zerfällt ein Staat in zwei oder mehrere neue 
Staaten, so ist der alte Staat untergegangen und sind die 
neuen Staaten als neue Personen an die Stelle desselben ge- 
treten; in diesem Falle greift der Satz des HugoGrotius 
Platz: „Si quid commune fuerit, id aut communiter est admi- 
nistrandum aut pro ratis portionibus dividendum." ^ 

§ 30. 
Bloße Veränderungen in der Verfassung des 
Staates oder im Subjecte der Staatsgewalt äußern 
dagegen in der Regel keine völkerrechtlichen Wirkungen, d. h. 



* SelbvStverständlich kann es sich hiebei nur um den Übergang 
solcher Rechte und Pflichten handeln, welche nicht eben die Selbständig- 
keit des bisherigen Staates zur Voraussetzung haben. Fälle der Einver- 
leibung waren namentlich häufig während des ersten französischen Kaiser- 
reiches. Beispiele neueren Datums bilden die Annexionen Savoyens durch 
Frankreich, der italienischen Fürstenthümer durch das neue König- 
reich Italien (l 860) und der deutschen Staaten Hannover, Kurhessen, 
Nassau, Schleswig-Holstein und Frankfurt durch Preußen (1866X 

® Über das Verhältnis zwischen Personalunion und Realunion 
sieh die späteren Ausführungen über das Recht der Souveränetät. In neuerer 
Zeit tritt übrigens die Tendenz zutage, entweder die Personalunion in eine 
Realunion umzuwandeln (behufs Vereinheitlichung von Recht und Politik) 
oder aber die in Personalunion befindlichen Staaten wieder gänzlich zu trennen 
(behufs Verselbständigung von Recht und Politik). Vergl. Bluntschli, 
Völkerrecht, § 51. 

' Vergl. überhaupt bezüglich der „Rechtsnachfolge neuentstandener 
Staaten" Holtzendorff, Handbuch, II. § 10—12. Holtzendorff behan- 
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der Staat bleibt dieselbe völkerrechtliche Person, gleichviel, ob 
er sich aus einer Monarchie in eine Republik verwandelt oder 
umgekehrt.® 

Hieraus ergibt sich von selbst, dass auch die Rechte und 
Pflichten eines Staates gegen andere Staaten durch die frag- 
lichen Veränderungen nicht alteriert werden und dass ins- 
besondere die Fortdauer der Vertragsverhältnisse zwischen den 
Staaten in keiner Weise durch die Fortdauer der Regierungen 
bedingt ist, welche die Verträge abgeschlossen haben.® 

Sogar die Acte eines Usurpators sind giltig, soweit 
dieser sich im wirklichen Besitze der souveränen Gewalt be- 
findet und sofeme jene sich auf Rechte und Pflichten des 
Staates beziehen.*^ 



delt: 1. echte und unechte Successionsßllle ; 2. vStaatsnachfolge in ver- 
mögensrechtlicher Hinsicht; 3. Staatsnachfolge in personalen Rechts- 
beziehungen. Vergl. bezüglich des Falles der dismembratio (in welchem 
die Fragmente eines bisherigen Staates zu neuen Staaten werden), sowie 
bezüglich der Fälle einer Annexion oder Incorporation (wo der Staat 
in rechtliche Abhängigkeit eines anderen Staates kommt) und einer unio 
per confusionem (wo der Staat mit einem anderen Staate zusammen ein 
neues Gemeinwesen bildet, welches dem bisherigen keine Souveränetät 
belässt) auch Gar eis, Institutionen, § 16. 

® Schon Aristoteles behandelte diese Frage, nahm jedoch das 
Gegentheil an. Die neueren Publicisten erklären einstimmig mit Bynkers- 
hoek: „Forma civitatis mutata non mutatur ipse populus. Eadem ubique 
rcspublica est"! 

• Sieh die ausdrückliche Anerkennung dieses Grundsatzes in dem 
Londoner Protokoll der Großmächte vom 19. Februar 1831: „D'apr^s ce 
principe d'un ordre sup^rieur, les Trait6s ne perdent pas leur puissance, 
quels que soient les changements qui interviennent dans l'organisation in- 
terieure des peuples." 

'* Ludwig XVIII. von Frankreich anerkannte nicht nur den Ver- 
kauf der Staatsgüter, sondern auch die Veräußerung der Güter der Emi- 
grierten, welche nur eine Entschädigung erhielten. Ein hieher gehöriges 
Beispiel aus jüngster Vergangenheit bietet die Anerkennung des Anlehens, 
welches durch die Regierung der „defense nationale" im Jahre 1871 in 
London abgeschlossen worden war. Vergl. Heffter-Geffcken, Völker- 
recht, § 24. 



Zweiter Theil. 

Allgemeine Rechte der Staaten als Völkerrecht- 

lieher Personen/ 



Erster Abschnitt. 

Die Souveränetäl der Staaten.^ 



Erstes Capitel. 

Begriff, Inhalt und Umfang der völkerrechtlichen Souveränetät 

im allgemeinen.^ 

§ 31. 

Man unterscheidet die Souveränetät im staatsrechtlichen 
Sinne und die Souveränetät im völkerrechtlichen Sinne. 

Die Souveränetät im staatsrechtlichen Sinne bedeutet die 
höchste Gewalt im Staate; die Souveränetät im völkerrecht- 
lichen Sinne bedeutet die Unabhängigkeit eines Staates von 
anderen Staaten. 

Die völkerrechtliche Souveränetät hat die staatsrechtliche 
Souveränetät zu ihrer Voraussetzung und tritt selbst erst her- 
vor im Verhältnisse eines Staates zu anderen Staaten.* 



* Wir behandeln in drei Abschnitten: 1. die Souveränetät der Staaten; 

2. die Rechtsgleichheit der Staaten; 3. die anderweitigen sogenannten „Grund- 
rechte" der Staaten als völkerrechtlicher Personen. 

* Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. Begriff, Inhalt und Um- 
fang der völkerrechtlichen Souveränetät im allgemeinen ; 2. die Souveränetät 
der Staaten im Verhältnisse zur Verschiedenheit der Staatenkategorien; 

3. das Verhältnis zwischen dem Rechte der Souveränetät und dem soge- 
nannten Interventionsrechte. 

« Vergl. Holtzendorff, Handbuch, IL § 2; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 30, und Bluntschli, Völkerrecht, § 64-80. 

* Vergl. Zöpfl, Grundsätze des deutschen Staatsrechtes (5. Auflage 
1863), I. S. 99. 
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§ 32. 

Die völkerrechtliche Souveränetät umfasst das Doppelrecht 
eines jeden Staates, theils: 1. jede Äußerung und Bethätigung 
eines fremden Staatswillens aus seinem Gebiete auszuschließen, 
theils: 2. den eigenen Staatswillen ohne Behinderung durch 
einen fremden Staat auf seinem Gebiete zu äußern und zu 
bethätigen. 

Specialisierend zählen manche Fachgelehrte als regel- 
mäßige Souveränetätsrechte eines Staates auf: a) das Recht, 
seine Verfassung selbst zu bestimmen ; b) das Recht selbständiger 
Gesetzgebung für sein Volk und Land; c) die Selbstregierung 
und Selbstverwaltung; d) die freie Besetzung der öffentlichen 
Ämter; e) das Recht, für den Verkehr mit anderen Staaten seine 
Stellvertreter zu bezeichnen und zu ermächtigen. 

Generalisierend nehmen andere an, dass, wenn man 
innerhalb des gegenwärtigen Entwickelungsstandes völkerrecht- 
licher Beziehungen gewisse Merkmale besonders betonen will, 
zu sagen wäre: letzter und höchster Ausdruck aller Souve- 
ränetät ist die rechtlich bestehende Machtvollkommenheit selb- 
ständigerKriegführung gegenüber anderen Nationen und 
die Macht eigener Verfassunggebung (pouvoir con- 
stitutif).^ 

§ 33. 

Ihre Schranken findet die völkerrechtliche Souveränetät 
des Einzelstaates nur im Völkerrechte selbst. 

Jeder Staat darf Unabhängigkeit und Freiheit nur in dem- 



* Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 68, undHoltzendorff, Hand- 
buch, II. § 2. — Wo die Machtvollkommenheit selbständiger Krieg- 
führung und die Macht eigener Verfassunggebung fehlt, kann 
nur von einem mehr oder weniger unvollkommenen oder unvollendeten 
Machtzustande die Rede vsein. — Seinen Gegensatz findet der moderne 
Souveränetätsbegriflf theils : 1. in dem mittelalterlichen Kirchenbegriffe, 
der wesentlich staatliche Functionen (z. B. in der Gerichtsbarkeit) durch das 
kirchliche Asylrecht negierte; theils 2. in dem mittelalterlichen Lehens- 
begriffe, der einerseits durch Selbsthilfe das Privat-Kriegsrecht sanc- 
tionierte, andererseits den Lehensherrn praktisch auf die Hilfe des Vasallen 
oder — modern gesprochen — auf den vom Vasallen eigenmächtig zu 
beurtheilenden casus foederis verwies. 
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jenigen Maße beanspruchen, welches sich mit der im Völker- 
rechte begründeten Rechtsordnung verträgt. 

Kein Staat kann sich gegen das Völkerrecht auf seine 
Souveränetät berufen.* 



• Völkerrechtlich ist es, wie Holtzendorff bemerkt, ganz selbst- 
verständlich, dass jedes souveräne Staatsvolk nur im Verhältnisse zu 
anderen „einzelnen" Nationen völlig unabhängig sein kann, im Verhältnisse 
zu den „rechtlich-sittlichen" Fundamentalgeboten der StaatengenOvSsenschaft 
aber nicht willkürlich, d. h. lediglich nach seinem Ermessen, handeln darf. 
Trotz ihrer unbestrittenen Souveränetät würden übrigens auch die größten 
unter den modernen Großstaaten thatsächlich niemals imstande sein, die 
„Gesammtordnung der Völkerrechtsordnung" aufzuheben und umzustürzen. 
Sowohl thatsächlich, als auch ethisch und rechtlich trägt der Begriff der 
Souveränetät ein Moment der Beschränkung in sich selber. Sieh Holtzen- 
dorff, Handbuch, II, § 2. Vergl. auch Martens, Völkerrecht, I. § 70. 



Zweites Capitel. 

Die Souveränetät der Staaten im Verhältnisse zur Verschieden- 
heit der Staatenkategorien. ^ 



I. Der einfache Einheitsstaat und die zusammengesetzten Staaten 
mit besonderer Rücksicht auf die Formen des Staatenbundes 

und des Bundesstaates.^ 

§ 34. 

Die typische Form eines selbständigen und vollberechtigten 
Mitgliedes der internationalen Gemeinschaft ist der einfache 
Einheitsstaat, d.h. derjenige Staat, der nicht mittelst eines 
besonderen internationalen Bandes an irgendeinen anderen Staat 
geknüpft wird, sondern für sich allein einen einheitlichen politi- 
schen Organismus bildet und das Recht internationaler Repräsen- 
tation voll besitzt. 

Hier existiert für ein bestimmtes Volk und Land wie nur 
ein Staat so auch nur eine Souveränetät. 

Der einfache Einheitsstaat hat keinen anderen Zusammen- 
hang mit anderen Staaten als den im Völkerrechte begründeten.^ 

§ 35. 
Die Hauptformen der zusammengesetzten Staaten sind der 
Staatenbund und der Bundesstaat 



■ Vergl. über die „territorialen Organisationen der Repräsentativ- 
gewalt im aUgemeinen", sowie über die einschlagende Literatur, Holtzen- 
dorff, Handbuch, II. § 28-34. 

» Sieh Holtzendorff, Handbuch, II. § 29. — Vergl. Heffter- 
Geffcken, Vöücerrecht, § 20, und Märten s, Völkerrecht, I. § 56. — Ca- 
bonat, Des annexions de territoire et de leurs principales consequences. 
Paris 1882. 

" Ob ein bestimmtes Gemeinwesen im völkerrechtlichen Sinne als 
Einheitsstaat anzusehen sei, ist aus dem Merkmale einheitlich repräsen- 
tierender Staatsgewalt, nicht aber aus Titulaturen und staatsrechtlichen 
Formulierungen zu entnehmen. Si^h Holtzendorff, Handbuch, II. § 29. 
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Der Staatenbund entsteht, indem die einzelnen Mitglieder 
zwar im Besitze ihrer Souveränetät verbleiben, jedoch in deren 
Ausübung sich staatsvertragsmäßig gegenseitig an bestimmt 
formulierte Beschränkungen binden; der Bundesstaat entsteht, 
indem bestimmte Staaten auf ihre bisherige Souveränetät zu 
Gunsten einer zu constituierenden Centralgewalt verzichten, 
jedoch in der Weise, dass sie von der Centralgewalt einen Theil 
der Souveränetätsrechte zur Ausübung zurückempfangen. 

Im Staatenbunde beschränken sich die Einzelstaaten ver- 
tragsmäßig in der Ausübung der Souveränetät zu Gunsten der 
Centralgewalt; im Bundesstaate beschränkt sich die Central- 
gewalt gesetzlich in der Ausübung der Souveränetät zu Gunsten 
der Einzelstaaten.* 

§ 36. 

Für das Völkerrecht kommt in Ansehung der zusammen- 
gesetzten Staaten, beziehungsweise des Bundesstaates und des 
Staatenbundes, wesentlich nur die Frage in Betracht, wo die 
Staatsgewalt liegt, welche das Gemeinwesen nach 
außen vertritt.^ 

Die Staatsgewalt, welche das Gemeinwesen nach außen 
vertritt, ist im Bundesstaate die Centralgewalt.^ ^ 

* Einen Staatenbund repräsentieren z. B. der Deutsche Bund (nach 
der Bundesacte vom 8. Juni 1815 und der Wiener Schlussacte vom 15. Mai 
1820), der Norddeutsche Bund (nach der Verfassung vom I.Juli 1867) 
und die Schweizerische Eidgenossenschaft vor dem Jahre 1848. ~ 
Die reinste Form der Bundesverfassung, beziehungsweise des Bundesstaates, 
bietet die gegenwärtig geltende Verfassung der Nordamerikanischen 
Freistaaten (vom 17. vScptember 1887). Die Nordamerikanische Unions- 
verfassung diente als Muster für die Bundesverfassungen der Ar gent ini- 
schenConföderation (1860), der M ex ik an i sehen Republik (1857), 
der Vereinigten Staaten von Columbia (1863) und der Vereinigten 
Staaten vonVenezuela(l 858, revidiert 1881). In Europa muss die Ver- 
fassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 12. Sep- 
tember 1848, beziehungsweise vom 29. Mai 1874, als eine bundesstaat- 
liche angesehen werden. — Das Deutsche Reich steht staatsrechtlich 
dem Bundesstaate und völkerrechtlich dem Staatenbunde näher. 

^ Vergl. bezüglich dieser völkerrechtlichen Frage und ihrer Literatur 
Holtzendorff, Handbuch, IL § 32—34. 

• Im DeutschenReiche haben anomaler Weise noch die Einzel- 
staaten das Gesandtschaftsrecht für Angelegenheiten, welche nicht unter die 
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Der Staatenbund hat überhaupt keine Staatsgewalt, son- 
dern nur einzelne zur Ausübung namens des Auftraggebers 
delegierte Hoheitsrechte; er unterscheidet sich begrifflich nicht 
von der Allianz: die Vertretung nach außen gehört daher im 
Staatenbunde den Regierungen der Einzelstaaten zu.^ 

II. Personalunion und Realunion. ^ 

§ 37. 

Neben der Unterscheidung zwischen Staatenbund und Bundes- 
staat begegnet man im Staats- und Völkerrechte auch der Unter- 
scheidung zwischen Personalunion und Realunion. 

Die Personalunion, welche mitunter auch als transito- 
rischeUnion bezeichnet wird, charakterisiert HugoGrotius 
treflfend mit den Worten „extincta domo regnatrice, imperium 
ad quemque populum seorsim revertitur": ein Staat erhält durch 
Wahl oder Erbrecht das Staatshaupt eines anderen Staates zu 
seinem Staatshaupte. 

Eine Realunion existiert dann, wenn die verbundenen Staaten 
nicht nur das Staatshaupt, sondern außerdem noch andere Organe 
der Gesetzgebung und Verwaltung gemeinsam haben.^ 

§ 38. 
Im Falle der Personalunion werden die unierten Staaten 
völkerrechtlich als zwei verschiedene Personen behandelt. 



Competenz des Reiches fallen. Hiedurch wird jedoch der Charakter des 
Deutschen Reiches als eines Bundesstaates nicht altcriert. 

' Die Gesammtheit der souveränen Mitglieder des »Staatenbundes ist 
allerdings auch berechtigt, sich durch einen gemeinsamen Bundesgesandten 
auswärts vertreten zu lassen und bei sich fremde Gesandte zu empfangen. 
Von einem solchen Rechte wird jedoch nur in Ausnahmsfällen Gebrauch 
gemacht. Man erinnere sich z. B. an die Gepflogenheiten beim ehemaligen 
Deutschen Bunde. 

' Vergl. Holtzendorff, Handbuch, II. § 30 und § 31; Heffter- 
Geffcken, VöUcerrecht, § 20, und Bluntschli, Völkerrecht, § 51 und 
§ 74. — Juraschek, Personal- und Realunion. Berlin 1878. — Jellinek, 
Die Lehre von den Staatenverbindungen. Wien 1882. 

■ Gegen den Begriff der Realunion protestiert namentlich Zorn. „Real- 
union", sagt Z o r n, „ist gar kein juristivsch präcisierbarer Begriff. " Vergl. Zorn, 
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches (I— II. Berlin 1880—1883), I. § 4. 
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Jeder der beiden unierten Staaten bleibt eine völkerrecht- 
liche Persönlichkeit für sich, dergestalt, dass die betreffenden 
Staaten auf Congressen und Conferenzen durch verschiedene 
Gesandte vertreten werden können. 

Die Frage, ob vom völkerrechtlichen Standpunkte aus ein 
personell-unierter Staat befugt sei, gegen, das andere Unions- 
gebiet Krieg zu führen, muss im Sinne des Kriegführungsrechtes 
beider Staatsparteien wenigstens dann entschieden werden, wenn 
eine vollständige Selbständigkeit der beiden am Kriege be- 
theiligten Armeen im voraus verfassungsmäßig anerkannt und 
insbesondere für jede derselben die Eigenart in Fahnen, Feld- 
zeichen und Uniformierung beibehalten ist.^ 

§ 39. 

Die Realunion bildet die völkerrechtliche Einheit zweier 
staatsrechtlich geschiedener Gebiete. 

Eine völkerrechtliche Bedeutung erlangt die Realunion ins- 
besondere dann, wenn das Oberhaupt des Staates in dem einen der 
realiter unierten Gebiete bei Abschließung von Verträgen unbe- 
schränkt waltet, während in dem anderen Gebiete die Mitwirkung 
der Volksvertretung für Vertragsabschlüsse vorgeschrieben ist 

Die diplomatische Vertretung ist für die realiter unierten 
Staaten eine und dieselbe.* 

III. Halbsouveräne Staaten.^ 

§ 40. 
Der Ausdruck „Halbsouveränetät" schließt eigentlich 
einen Widerspruch in sich, weil die Souveränetät gerade die 
Verneinung jeder äußeren Abhängigkeit eines Staates bedeutet. 

' Früher standen in Personalunion England und Hannover, sowie 
Preußen und Neuenburg. Heute noch sind Holland und Luxem- 
burg personell uniert. Keine reine Personalunion ist die Union von 
Schweden und Norwegen. 

* Sieh namentlich Holtzendorff, Handbuch, IL § 31. — Das Beispiel 
einer Realunion aus früherer Zeit bietet Russland-Polen von 1815 — 1832. 
Heute steht Finnland mit Russland in Realunion, wie denn auch die 
österreichisch-ungarische Monarchie nach den Staatsgrund- 
gesetzen vom December 1867 als Realunion bezeichnet werden kann. 

» Vergl. Holtzendorff, Handbuch, II. § 24—27; Heffter-Geff- 
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Gleichwohl pflegt man von einer Halbsouveränetät in den- 
jenigen Fällen zu reden, in welchen für einen Staat zwar die 
innere Souveränetät vorhanden, aber die Geltendmachung der- 
selben nach außen oder anderen Staaten gegenüber durch eine 
höhere Macht gehemmt ist: das wesentliche Kriterium des halb- 
souveränen Staates besteht daher in der Unterordnung seiner 
auswärtigen Beziehungen unter eine ausländische Staatsgewalt, 
während derselbe im Bereiche des eigenen Staatsgebietes voll- 
ständig autonom ist. 

Die Qualität der Halbsouveränetät geht verloren, wenn der 
Unterstaat die vollständige Souveränetät erlangt oder aber vom 
Oberstaate vollkommen unterworfen wird.* 

§ 4L 

Zu den halbsouveränen Staaten gehören die Vasallen- 
staaten und die Schutzstaaten. 

Die Souveränetät des Vasallenstaates ist von der Souve- 
ränetät eines anderen Hauptstaates abgeleitet, dergestalt, dass 
in Anerkennung und infolge dieser Ableitung die völkerrecht- 
liche Selbständigkeit des Vasallenstaates durch die nothwendige 
Rücksicht auf den lehensherrlichen oder oberherrlichen Staat 
(beziehungsweise den Suzerän) beschränkt wird. 

Die Souveränetät des Schutzstaates oder desjenigen Staates, 
der sich im Gefühle der eigenen Schwäche behufs Sicherung 
gegen auswärtige Gefahren unter das Protectorat eines stärkeren 
Staates begeben hat, erscheint als eine halbe Souveränetät 
nicht vermöge ihrer Ableitung von der Souveränetät eines 
anderen Staates, sondern vermöge ihrer dauernden Beschrän- 
kung durch die übergeordnete höhere Souveränetät des schutz- 
herrlichen Staates (beziehungsweise des Protectors).^ 



cken, Völkerrecht, § 19; Bluntschli, Völkerrecht, § 76—80, und Mar- 
tens, Völkerrecht, I. § 60—62. — Stubbs, Suzerainty or the rights and 
duties of suzerain and vassal states. London 1882. — Sieh auch Bulme- 
rincq, Völkerrecht, § 14, und Gar eis, Institutionen, § 15. 

* Da die modernen Staaten, welche als halbsouverän gelten, in der Regel 
weder vasallitivsch-heerdienstpflichtig, noch ökonomisch-tributpflichtig sind, 
so sollte die Bezeichnung derselben als „Tributärstaaten" vermieden werden. 

^ Von ehedem halbsouveränen Staaten Europas sind z. B. die Re- 
publik K r a k a u und der J o n i s c h e Siebeninselstaat zu erwähnen. Krakau 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 4 
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§ 42. 

Als schlechthin unzulässig muss die Zurechnung von 
Colonialstaaten zu den halbsouveränön Staaten zurück- 
gewiesen werden. 

Der Ausdruck „Colonialstaat" bedeutet überhaupt eine con- 
tradictio in adjecto. 

Eine Colonie ist niemals ein Staat, sondern nur ein Theil 
eines Staates.* 



wurde im Jahre 1846 in Österreich einverleibt; die Jonischen Inseln kamen 
im Jahre 1863 in Verbindung mit dem Königreiche Griechenland. Dagegen 
sind von den ehemals halbsouveränen Staaten Europas dieDonaufürsten- 
thümer nach ihrer •Vereinigung und Serbien zu ihrer vollen ^Selbständig- 
keit gelangt. — Nach heutigem Völkerrechte gelten als Vasallenstaaten: das 
Fürstenthum Bulgarien einschließlich Ostrumelien, das Vicekönigreich 
Ägypten und die Transvaalrepublik, sowie das Khanat C h i w a. — 
Beispiele eines Schutzverhältnisses (droit de protection) bieten in der Ge- 
genwart: die Republik Andorra (unter dem Schutze Frankreichs und des 
Bischofes von Urgel), das Fürstenthum Monaco (seit dem Pariser Frieden 
vom Jahre 1815 unter sardinischem Schutze) und die Republik San Marino 
(seit dem Jahre 1862 unter italienischem Schutze). 

* Vergl.Bluntschli, Völkerrecht, § 79. Sieh dagegen He ff t er- Gef f- 
cken, Völkerrecht, § 19. Treffend erklärt Geffcken: „Ceylon und Canada 
sind so gut integrierende Bestandtheile der britischen Monau-chie, wie Wales 
und die Hebriden; dass dem Vicekönig von Indien eine gewisse Freiheit der 
Bewegung in Beziehung zu den Nachbarstaaten gewährt wird, ist völkerrecht- 
lich irrelevant ; rechtlich contrahiert stets nur die Krone England." — Durch- 
aus verschieden von dem Status der Halbsouveränetät ist auch die Rechts- 
stellung der neuerdings sogenannten überseeischen Schutzgebiete 
in ihrer „quasi colonialen" Zugehörigkeit zu europäischen Mächten.— Passives 
Subject des in „Schutzbriefen" von souveränen Staaten verheißenen Schutzes 
sind meistens nicht Staaten, sondern private Colonistcn, einzelne Individuen 
oder Unternehmungsgesellschaftcn , welche dann durch Privilegien zum 
Zwecke der Sicherung ihrer Handelsoperationen oder der Bodenbenützung 
in den Machtbereich der Seestreitkräfte oder der diplomatischen Vertretung 
oder einer geordneten Rechtspflege aufgenommen werden, ohne Dritten 
gegenüber eine andere Rechtsqualität zu erlangen, als diejenige privile- 
gierter, aber durchaus unabhängiger Privatpersonen oder Corporationcn. 
Sieh Holtzendorff, Handbuch, II. § 27. Vergl. auch Lentner, Das inter- 
nationale Colonialrecht. Wien 1886. 



Drittes Capitel. 

Das Verhältnis zwischen dem Bechte der Souveränetät und 
dem sogenannten Interventionsrechte. ^ 

§ 43. 

Unter dem sogenannten Interventionsrechte versteht 
man im allgemeinen das Recht der Einmischung eines Staates 
in die Angelegenheiten eines anderen Staates*, 

Mit dem Rechte der Souveränetät ist dieses Interventions- 
recht an sich schlechthin unvereinbar. Gleichwohl wird nach 
positivem Völkerrechte in einzelnen Fällen unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Interventionsrecht zugestanden. Hiebei sind 
zu unterscheiden einerseits: 1. die Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten eines anderen Staates, andererseits : 2. die Ein- 
mischung in die äußeren Beziehungen, welche zwischen be- 
stimmten fremden Staaten bestehen. 

Manche Juristen unterscheiden übrigens in Ansehung des 
Interventionsrechtes mit Heffter zunächst nach dem Gegen- 
stande: Einmischung in Verfassungssachen und Ein- 
mischung in Regierungsangelegenheiten; — außerdem 
der Form nach: eine eigentliche Intervention, wo die fremde 
Macht ihre Entschließungen als Hauptpartei, äußersten Falles 
sogar mit Gewalt, durchzusetzen trachtet; sodann — eine bloße 
Cooperation mit einer Gewalt oder Partei in dem fremden 

« 

Staate selbst (eine accessorische Hilfeleistung); ferner — die 
Ergreifung von Vorbeugungsmitteln zur Abwendung 
drohender Gefahren; endlich — die freundschaftliche Inter- 
cession für eigene oder fremde Interessen. ^ 



^ Sieh namentlich Geffcken, Das Recht der Intervention (1887), 
sowie Heffter-Gef f cken, Völkerrecht, § 44— 46. — VergLvon den neuesten 
Monographien insbesondere: Stapleton, Intervention and Non-Intervention 
(1866), sowie Strauch, Interventionslehre (1879). — Nach Geffckens An- 
nahme gehört das Thema systematisch in die Lehre vom Streite der Staaten (?). 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 44, 

4* 
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§ 44. 

Die Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 
anderen Staates ist zunächst zulässig, wenn dieselbe auf be- 
stehendem Vertragsrechtc beruht, indem z. B. bestimmte 
Staaten die Aufrechthaltung der Verfassung eines fremden Staates 
vertragsmäßig übernommen haben. 

Die fragliche Einmischung rechtfertigt sich sodann aus- 
nahmsweise theils: 1. wenn durch innere Wirren in einem 
fremden Staate die positiven Rechte anderer Staaten verletzt 
oder deren legitime Interessen bedroht werden, theils: 2. wenn 
die Einmischung durch die vorgängige Intervention eines 
anderen Staates provociert wird (Contre-Intervention). 

Keinem Zweifel unterliegt schließlich das Recht und die 
Pflicht der christlichen Staaten zur Intervention in denjenigen 
Fällen, in welchen die christliche Bevölkerung orientali- 
scher Staaten barbarisch unterdrückt und misshandelt wird.^ 

§45. 

Die Einmischung in die äußeren Beziehungen, welche 
zwischen bestimmten fremden Staaten bestehen, gilt in zwei 
Hauptfällen als zulässig. — Der erste Hauptfall ist derjenige, 
in welchem ein einzelner Staat eine Universalmonarchie 
zu begründen unternimmt oder durch eine Vereinigung 
mehrerer Kronen auf einem Haupte eine das Dasein und 
die Unabhängigkeit anderer Staaten bedrohende Übermacht zu 
gewinnen sucht. Einer Thronerwerbung durch ein nicht 
regierendes Mitglied eines fürstlichen Hauses steht dagegen 
kein Hindernis im Wege. Die von Frankreich im Jahre 1870 
versuchte Bestreitung dieses Satzes war nur der dreiste Vor- 
wand für eine Kriegserklärung: die Erwerbung derselben Krone 
durch einen Prinzen des italienischen Königshauses ist bekannt- 



* Die Ansichten über das Recht der Staaten zu einer Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates haben noch in der 
neuesten Zeit mehrfach und entschieden gewechselt. Während die Heilige 
Allianz das Recht der Intervention beanspruchte, ist bei den späteren 
wiederholten Umgestaltungen Frankreichs und den Folgen derselben 
die Nichtintervention beinahe ebenso allgemein und weit ängstlicher 
gefordert worden. Auch in der Literatur fehlt es an einer Übereinstimmung 
der Lehrmeinungen. 
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lieh von Frankreich nicht beanständet worden. — Der zweite 
Hauptfall ist derjenige der Verletzung von Verträgen, 
welchen die Kraft allgemein verbindlicher Völkergesetze 
innewohnt. 

Unter keinen Umständen kann von einem Staate oder 
einer Staatenallianz das ausschließliche Recht in Anspruch ge- 
nommen werden, über alle internationalen Verhältnisse eines 
bestimmten Festlandes oder Erdtheiles eine Controle auszuüben. 

Gestützt auf ihr angebliches Recht, in Amerika ausschließ- 
lich zu dominieren, protestiert z. B. die Washingtoner Re- 
gierung gegen jeden Versuch Europas, sich in die An- 
gelegenheiten der amerikanischen Staaten einzumischen: sie 
gesteht sogar in jüngster Zeit den europäischen Staaten nicht 
einmal mehr das Recht zu, unter sich Vereinbarungen über die 
in Amerika gelegenen und für diejenigen Mächte, welche Be- 
sitzungen in Amerika haben, besonders wichtigen Welthandels- 
und Weltverkehrsadem zu treffen. Wir erinnern an die Er- 
klärungen der Washingtoner Regierung vom Jahre 1881, be- 
treffend den geplanten Canal, welcher die Landenge von Panama 
durchschneiden soll. Dieser Standpunkt, den die Washingtoner 
Regierung neuerlich einnimmt, überschreitet sogar weitaus die 
Grenzen der sogenannten Monroe-Doctrin, d. h. der von 
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten Monroe in seiner 
Botschaft an den Congress vom 2. December 1823 formulierten 
Lehre von der Nichtintervention.* 



* Vergl. Martens, Völkerrecht, L § 77. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Rechtsgleichheit der Staaten/ 



Erstes Capital. 

Das Princip der Rechtsgleichheit nach seiner allgemeinen 

Bedeutung.^ 

§ 46. 

Das Princip der Rechtsgleichheit bedeutet den 
Grundsatz, dass jeder Staat das gleiche Recht besitzt, alle in 
der staatlichen Existenz und in der internationalen Gemeinschaft 
begründeten Rechte auszuüben. 

Der Rechtsgleichheit der Staatsbürger vor dem Staats- 
gesetze entspricht die Rechtsgleichheit der Staaten vor dem 
Völkerrechte. 

Jeder Staat hat ohne Rücksicht auf dessen eigenthüm- 
liche Größe und Macht das Recht auf gleichmäßige Be- 
handlung nach den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechtes: 
„man darf einem kleinen und schwachen Volke nichts thun, 
was man einem großen und mächtigen Volke gegenüber nicht 
thun würde und was wir nicht duldeten, wenn man es gegen 
uns selber unternehmen wollte".^ 



' Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. das Princip der Rechts- 
gleichheit nach seiner allgemeinen Bedeutung; 2. die Rechtsgleichheit der 
Staaten gegenüber dem Ansprüche auf Rang und Titel; 3. die Rechts- 
gleichheit der Staaten im Verhältnisse zu den Staatensystemen und den 
Staatencongressen. 

" Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 3, und Heffter-Geff- 
cken, Völkerrecht, § 27. 

' Erklärung des Nordamerikaners Sunner in der Sitzung des 
Senates zu Washington vom 23. März 1871. 



55 



§ 47. 

Aus dem Principe der Rechtsgleichheit der Staaten ergibt 
sich jedoch nicht die Forderung, dass alle Staaten ihre int er- 
nationalen Souveränetätsrechte auf gleiche Weise 
ausüben. 

Kein Staat ist daher gehindert, innerhalb seines Staats- 
gebietes den eigenen Staatsangehörigen oder den Inländern mehr 
Rechte zu gewähren, als den Ausländern. 

Jeder Staat ist befugt, einzelne Staaten in Ertheilung 
von Rechten vor anderen Staaten zu bevorzugen: ein solches 
System der Ausübung der eigenen Souveränetätsrechte enthält 
den fremden vStaaten gegenüber nicht etwa eine Illegalität, son- 
dern höchstens eine zur Retorsion berechtigende Iniquität* 

§ 48. 

Aus dem Principe der Rechtsgleichheit der Staaten folgt 
des weiteren nicht, dass jeder Staat den gleichen Rang be- 
anspruchen und beliebige Titel annehmen könne. 

Die Rangverschiedenheit der Staaten ist die noth- 
wendige Folge der verschiedenen Machtstellung, welche die ein- 
zelnen Staaten innerhalb der internationalen Gemeinschaft ein- 
nehmen. Mit der Rangverschiedenheit der Staaten darf man 
jedoch nicht verwechseln die Eintheilung der Staaten in 
Großmächte und anderweitige Staaten (z.B. Mittelstaaten 
und Kleinstaaten). Diese Eintheilung bezeichnet nur ein that- 
sächliches Machtverhältnis, nicht aber einen bestimmten Rang 
mit daran geknüpften formalen Rechten.^ 

Der Titel bezeichnet den Rang, welcher einem Staate 
den anderen Staaten gegenüber zukommt, und kann daher nicht 
willkürlich gewählt werden. Der gewählte Titel bedarf viel- 
mehr, um eine internationale Bedeutung zu erlangen, der An- 
erkennung von Seite der übrigen Staaten. Diese Anerkennung 
setzt voraus, dass der durch den Titel bezeichnete Rang der- 
jenigen Machtstellung entspreche, welche der betreffende Staat 
innerhalb der internationalen Gemeinschaft einnimmt. — Im 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 27. 
^ Vergl. Mohl, Encyklopädie, § 74. 



56 



Streite über den russischen Kaisertitel gab die französische 
Regierung die treffende Erklärung ab : „Les titres ne sont rien 
par eux-memes. Ils n'ont de realite qu'autant qu'ils sont recon- 
nus. Les souverains eux-memes ne peuvent s'attribuer des titres 
ä leur choix, Faveu de leurs sujets ne suffit pas, celui des 
autres puissances est nccessaire et chaque couronne libre de 
reconnaitre ou de recuser un titre nouveau, peut aussi Tadopter 
avec les modifications et les conditions qui lui conviennent." — 
Staaten, welche an der Geltendmachung eines Widerspruchs- 
rechtes ein Interesse haben, können als Widerspruchs- 
gründe anführen, dass die conventionelle Bedeutung des 
Titels durch Annahme desselben ohne zureichende Grundlage 
und Mittel zu seiner würdevollen Aufrechthaltung verkleinert 
werde, — oder aber, dass in der betreffenden Annahme eine 
Emporhebung über andere Staaten und daher eine Zurück- 
setzung derselben enthalten sei.* * 



• Im Jahre 1876 wurde die Annahme des Titels einer „Kaiserin von 
Indien" durch die Königin von England von der englischen Regierung allen 
Mächten mitgetheilt und von diesen ohne Widerspruch anerkannt. Auch 
die Erhebung Rumäniens und Serbiens zu Königreichen fand die Zustim- 
mung der Mächte (1881, beziehungsweise 1882). Dagegen war es „der 
Gipfel der Lächerlichkeit", als ein Negerhäuptling auf Haiti den Kaisertitel 
für seine Flitterkrone in Anspruch nahm! 



Zweites Capitel. 

Die Rechtsgleichheit der Staaten gegenüber dem Ansprüche 

auf Rang und Titel. ^ 

§ 49. 

Den ersten Rang nehmen unter den souveränen Staaten 
diejenigen ein, denen königliche Ehren (honores regii, 
honneurs royaux) gebühren. 

Zu diesen Staaten gehören theils: l.die Kaiserthümer, 
die Königreiche und die Großherzogthümer;'theils: 2. die 
großen Republiken, wie Frankreich, die Schweiz und die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Zwischen den Kaiserthümem, den Königreichen und den 
großen Republiken besteht vollkommene Gleichheit des 
Ranges, obwohl den Kaisem und Königen selbst von den Sou- 
veränen mit Anspruch auf königliche Ehren, jedoch ohne den Be- 
sitz des Kaiser- oder Königtitels, sowie von den großen Republiken 
in ceremonieller Beziehung ein Vorzug eingeräumt wird.^ 



* Vergl. Holtzendorff, Handbuch, IL §22; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 53; Bluntschli, Völkerrecht, § 84—94; Martens, Völker- 
recht, I. § 71; Neumann, Grundriss, § 15 und § 16; Bulmerincq, Völker- 
recht, § 25, und Gareis, Institutionen, § 28. — Sieh auch J. Chr. Hell- 
bach, Handbuch des Rangrechtes (Ansbach 1804); Fr. A. Mosheim, 
Über den Rang der europäischen Mächte (Sulzbach 1819), und — ins- 
besondere in geschichtlicher Beziehung — Marshai, International vanities 
(London 1875). — Holtzendorff unterscheidet: l. herkömmliche 
Territorialherrschafts-Titel, die sich aus der anerkannten Rang- 
qualität eines beherrschten Gebietes von selbst ergeben; 2. conventio- 
nelle Titel, die sich aus der Verkehrspraxis der Staatsregierungen in 
Europa ergeben haben und in der Anredeform gebraucht werden; 3. ver- 
liehene Ruhmes-Titel, die aus älteren päpstlichen Gnadener Weisungen 
herstammen und in den Staatsanreden nicht gebraucht werden; 4. neu 
angenommene Titel, die ein Herrscher für internationale Verkehrs- 
zwecke sich selbst beilegt. 

■ Als königliche Ehrenrechte gelten insbesondere z. B. die 
Annahme königlicher Embleme in Krone, Scepter und Wappen; gewisse 
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§ 50. 

Unter Staaten gleichen Ranges haben die älteren den 
Vorrang vor den jüngeren. 

Die Rangverhältnisse zwischen einzelnen Staaten können 
auch durch Vertrag oder Observanz bestimmt sein. 

Familien- und Verwandtschaftsverhältnisse 
unter den Souveränen vermögen keine Änderung im Rangver- 
hältnisse der Staaten zu bewirken.' 

§ 51. 

Halbsouveräne Staaten, Vasallen- und Schutz- 
staaten, haben allezeit als Unterstaaten ihren Oberstaaten (be- 
ziehungsweise dem Suzerän oder dem Protector) nachzustehen.* 

Wenn ehedem die Kurfürsten des Deutschen Reiches 
einen Vorrang vor den Staaten ohne königliche Ehren und 
vor den großen Republiken beanspruchten, so war dieser Vor- 
rang ein in der Verfassung des „Heiligen Römischen Reiches" 
gegründetes Ausnahmerecht. ^ 

Heute ist ein Vorrang eines halbsouveränen Staates vor 
einem souveränen Staate ausgeschlossen.® 



Ceremonialrechte ; das Recht der Entsendung und des Empfanges von 
diplomatischen Bevollmächtigten ersten Ranges (Botschaftern, Ambassa- 
deurs). — Der Kaisertitcl begründet keine formellen Vorzüge vor dem 
Königstitel. Der Titel „Majestät" kommt nicht allen Monarchen der 
vStaaten ersten Ranges zu, wie nach Martens anzunehmen wäre, sondern 
nur den Souveränen der Kaiser- und Königreiche. Von den großen Re- 
publiken macht nur Frankreich von dem Rechte (rcbrauch, Gesandte erster 
Classe zu entsenden. — Ansprüche auf Vorrang und diesfallsige vStreitig- 
keiten erfolgten schon während des Mittelalters auf den Concilien unter 
den Abgesandten der verschiedenen Nationen. Mehrfach erließen die Päpste 
(z. B. Julius II. im Jahre 1504) Bestimmungen über die Rangordnung der 
Fürsten. Einen letzten Versuch, die Staaten nach ihrer Bedeutung zu 
classificieren, unternahm man erfolglos auf dem Wiener Congresse. 

' Vergl. Protokoll des Wiener Congresses vom 19. März 1815, Art. V. 
„Les liens de parente ou d'alliance de famille entre les Cours ne donnent 
aucun rang ä leurs employes diplomatiques. II en est de möme des alliances 
politiques". 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 28. 

«^ Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 28, Note 7. 

* Vergl. Martens, Völkerrecht, I. § 71, — gegen Bluntschli, 
Völkerrecht, § 93. 
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Drittes Capitel. 

Die Rechtsgleichheit der Staaten im Verhältnisse zu den 
Staatensystemen und den Staatencongressen. ^ 

§ 52. 

Von den Staatensystemen im Sinne einerseits: 1. des 
Systemes des „(j leichgewichte s", andererseits : 2. des Systemes 
der „Heiligen Allianz" wurde bereits an früherer Stelle ab- 
gehandelt.^ 

Manche unterscheiden außerdem: a) Entwürfe eines Staaten- 
systemes, welche ausschließlich auf idealenAnschauungen 
beruhen und die zu Recht bestehende Ordnung der Dinge durch- 
aus ignorieren; b) Entwürfe eines Staatensystemes, welche auf 
reale Thatsachen Rücksicht nehmen und etwas mehr mit 
den Anschauungen der Wirklichkeit harmonieren. Hiebei wer- 
den zu den unter a) bezeichneten Entwürfen alle diejenigen 
Pläne gerechnet, durch welche die Idee des ewigenVölker- 
friedens realisiert werden soll, während man zu den unter 
b) bezeichneten Entwürfen auch noch die Versuche zur Grün- 
dung einer Universalmonarchie und die Projecte zur 
Organisation einer Völkergesellschaft auf repräsen- 
tativer Basis rechnet.^ 

* Vergl. über Weltrecht und Weltstaat : Holtzendorff, Handbuch, 
n. § 10; über die Verschiedenheit der Staatensysteme: Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 6, und Bluntschli, VöUcerrecht, § 95 u. f.; über Con- 
gresse und Conferenzen: Martens, Völkerrecht, I. § 52. 

* Sieh oben § 8 und § 9. 

' Vergl. Martens, Völkerrecht, I. § 51. — vSieh aus der neuesten 
Literatur namentlich Holtzendorffs schöne Abhandlung über „Die Idee 
des ewigen Völkerfriedens" (Berlin 1882). — Das Ziel der Gründung einer 
Universalmonarchie verfolgten die hervorragendsten Vertreter der 
römisch-katholischen Kirche im Mittelalter (z.B. die Päpste Gregor VII. 
und Innocenz III.) und mehrere Fürsten (z. B. Karl V., Ludwig XIV. 
und Napoleon L); die Projecte zur Organisation einer Völkergesell- 
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Alle derartigen Projecte sind undurchführbar. Die Viel- 
heit der Staaten lässt sich niemals aufheben. Das Princip der 
Rechtsgleichheit der Staaten wird daher stets die Grundlage jeden 
Staatensystemes bleiben.* 

§ 53. 

Staatencongresse sind internationale Versammlungen 
der Vertreter souveräner Staaten zur Berathung und Erörterung 
einer Mehrheit von Fragen, welche hiedurch insgesammt 
ihre einen geschichtlichen Abschnitt bezeichnende Ordnung und 
Erledigung empfangen sollen. 

Von den Staatencongressen hat man die S t a a t e n c o n f e- 
r e n z e n insofern zu unterscheiden, als deren Berathungs- und 
Erörterungsgegenstand sich in der Regel auf eine bestimmte 
einzelne Frage beschränkt. 

Congresse und Conferenzen sind im übrigen gleichmäßig 
Organe der internationalen Gemeinschaft.^ 

§ 54. 
Die Berufung von Staatencongressen (oder Staaten- 
conferenzen) kann theils: 1. behufs Beilegung von Streitig- 
keiten erfolgen und dann entweder von einem der am Streite 
direct interessierten Staaten oder von einem vermit- 
telnden dritten Staate ausgehen, theils: 2. in Abwesenheit 
eines Streites behufs Entscheidung internationaler An- 
gelegenheiten von universeller Bedeutung gewünscht und 
dann — nach Maßgabe des Principes der Rechtsgleichheit — 
von jedem beliebigen Staate beantragt werden.® 

Schaft auf repräsentativer Basis, wobei die Unterordnung der ein- 
zelnen Staaten unter einen allgemeinen Congress und ein internationales 
Tribunal gefordert wird, haben zu ihren Haupt Vertretern Sartorius, 
Parieu, Lorimer und Bluntschli, sowie den genialen Verfasser des 
Buches „Mission actuelle des souverains par Tun d'eux" (Paris 1882). 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 6, Note 23. 

* Martens statuiert einen Unterschied zwischen Congressen und 
Conferenzen: 1. in den Personen, welche als Vertreter der respectiven 
Staaten an der einen oder anderen Art dieser internationalen Versamm- 
lungen theilnehmcn; 2. in den Gegenständen der Verhandlungen; 3. in 
den vorgesteckten Zielen. Sieh jedoch dagegen Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 240. 

« Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 240. 
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In dem unter 1 bezeichneten Falle sind die direct in- 
teressierten, sowie die vermittelnden Staaten und in 
dem unter 2 bezeichneten Falle — nach Maßgabe des Principes 
der Rechtsgleichheit — überhaupt alle Staaten zur Theil- 
nahme an den Congressen (oder Conferenzen) heranzuziehen. In 
beiden Fällen werden die halb souveränen Staaten als Unter- 
staaten durch ihre Oberstaaten (beziehungsweise den Suzerän 
oder den Protector) vertreten. Eine Versündigung gegen das 
Princip der Rechtsgleichheit liegt dann vor, wenn zur Theil- 
nahme an einem Congresse (oder einer Conferenz) gerade der- 
jenige Staat nicht^ zugelassen wird, um dessen Schicksal es sich 
im gegebenen Falle handelt 

Die Beschlüsse der Congresse (oder Conferenzen) unter- 
liegen der Abstimmung, wobei jedem einzelnen betheiligten 
Staate nur eine Stimme zukommt, und werden nach Stimmen- 
mehrheit gefasst. Der Beschluss der Majorität hat jedoch — 
nach Maßgabe des Principes der Rechtsgleichheit — für die 
Minorität keine unbedingt verbindliche Kraft. Lässt sich eine 
Einstimmigkeit nicht erzielen, so müssen eben die Be- 
rufung und der Zusammentritt des Congresses (oder der Con- 
ferenz) als verfehlt und erfolglos angesehen werden.® 



' Vergl. Aachener Protokoll vom 15. November 1818: „Que si, pour 
mieux atteindre le but ci-dessus dnonce (le maintien de la paix geiK^rale, 
fond^ sur le respect religieux pour les engagements consign^s dans les 
frait^s) les puissances qui ont concouru au prcvsent acte, jugeaient n(3ces- 
saire d'^tablir des reunions particulieres, soit entre les augustes souve- 
rains eux-mdmes, soit entre leurs ministres et pl^nipotentiaires respectifs, 
pour y traiter en commun de leurs propres int^rdts, en tant q'ils se rap- 
portent ä l'objet de leurs d^lib^rations actuelles l'epoque et l'endroit de 
ces reunions seront chaque fois pr^ablement arretds au moyen de Com- 
munications diplomatiques, et que, dans le cas oü ces reunions auraient 
pour objet des affaires specialement lices aux intörets des autrcs 6tats 
de l'Europe, elles n'auront Heu qu'ä la suitc d'une invitation formelle de 
la part de ceux de ces (§tats que les dites affaires concerneraient, et sous 
la rcSserve expresse de leur droit d'y participer directement ou par leurs 
plenipotentiaires." Eine dem fraglichen Grundsatze entgegengesetzte jüngste 
Praxis wurde beliebt auf der Pariser Conferenz vom Jahre 1869 und auf 
der Konstantinopeler Conferenz von 1876 - 1877. 

® Vergl. Zaleski, Die völkerrechtliche Bedeutung der Congresse. 
Dorpat 1877. 



Dritter Abschnitt. 

Die anderweitigen Grundrechte der Staaten als vöiker« 

rechtlicher Personen." 



Erstes Capitel. 
Übersicht. 

§ 55. 

Mit Recht wird hervorgehoben, dass es, wie in der Mathe- 
matik Grundwahrheiten, im Völkerrechte Grundrechte oder 
staatliche Befugnisse gibt, welche so wesentlich mit der Natur 
der Staaten zusammenhängen, dass sie weder einer besonderen 
Anerkennung, noch eines sie setzenden Vertrages bedürfen.^ 

In der Specialisierung der hienach fraglichen Grund- 
rechte gehen jedoch die Anschauungen weit auseinander. Wir 
erblicken eigentliche Grundrechte nur in den Rechten der 
Souveränetät und der Rechtsgleichheit der Staaten. Manche 
Theoretiker unterscheiden dagegen als Grundrechte der Staaten : 
1. das Recht eines ungestörten eigenen Daseins (a. Terri- 
torialrecht, l?. Recht der Selbsterhaltung, c. Recht eines freien 
staatlichen Waltens oder droit de souverainetej; 2. das Recht 
auf Achtung; 3. das Recht auf gegenseitigen Verkehr. 
Als Grundprincip für alle Staaten wird hiebei die G 1 e i c h- 
heit des Rechtes anerkannt.^ 

* Vergl. über die sogenannten „Grundrechte" Holtzendorff, Hand- 
buch, IL § 13-18; Heffter-Geffckcn, Völkerrecht, § 29-33; Martens, 
Völkerrecht, I. § 72—79; Neumann, Grundriss, § 8; Bulmerincq, 
Völkerrecht, § 21—26, und Gareis, Institutionen, § 24—28. 

* Sieh Gareis, Institutionen, § 24. 

' Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 26-33. Heffter, welcher 
die im Texte citierte Classification hauptsächlich vertritt, muss aber doch 
selbst zugeben, dass das wesentliche Kennzeichen eines wirklichen Staates 
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Von unserem Stand- und Gesichtspunkte aus sind daher, 
wenn die soeben mitgetheilte Classification ins Auge gefasst 
werden will, im ersten Capitel nur die Begriffe des Rechtes 
der Selbsterhaltung und des Territorialrechtes zu 
definieren, während wir im zweiten und dritten Capitel die 
bei der üblichen Systematik sich vorfindenden Grundrechte 
in Gestalt des Rechtes auf Achtung und des Rechtes auf 
internationalen Verkehr berücksichtigen.* 

§ 56. 

Was zunächst das Recht der Selbsterhaltung betrifft, so 
ist dasselbe ein unmittelbarer Ausfluss aus der Thatsache der 
Existenz des Staates. 

Das Recht der Selbsterhaltung involviert das Vertheidi- 
gungsrecht 

Letzteres darf aber niemals als Deckmantel für die Be- 
drohung des Daseins oder für die Beeinträchtigung der Rechte 
eines anderen Staates missbraucht werden.^ 



in dessen Souveränetät besteht, und sieht sich daher gezwungen, das 
Recht der Souveränetät an verschiedenen Stellen seines vSystemes system- 
los vorzuführen. 

* Ganz in unserem Sinne hat schon Phillimore nur zwei Haupt- 
kategorien von völkerrechtlichen Grundrechten unterschieden in den Rechten 
der Unabhängigkeit und der Gleichheit. — Bluntschli erörtert als 
völkerrechtliche Eigenschaften der Staaten: 1. die Handlungs- 
fähigkeit, 2. die Souveränetät und 3. die Rechtsgleichheit, indem 
er die sonst zu den „unbedingten Rechten der Staaten als völkerrechtlicher 
Personen'' gezählten Rechte zerstreut an anderen Stellen seines Rechtsbuches 
behandelt. - M a r t e n s unterscheidet einerseits : 1 . die internationalen Eigen- 
schaften der vStaaten, andererseits: 2. die internationalen G r u n d r e c h t e 
der Staaten. Zu den internationalen Eigenschaften der Staaten rechne* 
Martcns: die Souveränetät, Handlungsfähigkeit und Gleich- 
berechtigung. Die fünf internationalen Grundrechte der Staaten sind 
nach Martens: 1. das Recht der Selbsterhaltung, 2. das Terri- 
torialrecht, 3. das Recht der Unabhängigkeit, 4. das Recht auf 
Achtung und Ehre, 5. das Recht auf internationalen Verkehr. 

* Mit Recht bezeichnet Martens als einen elenden Missbrauch der 
Gewalt unter der Maske des Selbstschutzes das Verfahren Englands im 
Jahre 1807 gegen Dänemark, dessen Hauptstadt Kopenhagen nur deshalb 
bombardiert wurde, weil die dänische Regierung die Erfüllung eines ganz 
unberechtigten Ansinnens der Engländer ablehnte, d. h. sich weigerte, die 
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§ 57. 

Das mit dem Rechte der Selbsterhaltung im unmittelbar- 
sten Zusammenhange stehende Territorialrecht (jus territoriaie) 
bedeutet die ausschließliche Herrschaft des Staates über die 
gesammte Ausdehnung seines Gebietes. 

Die vStaatsrechtswissenschaft hat den Inhalt des 
Rechtes eines jeden einzelnen Staates am Staatsgebiete darzu- 
legen und zu untersuchen, inwiefern und inwieweit der Inhalt 
des Rechtes des Staates am Staatsgebiete darin bestehe, dass 
das Territorium die örtliche Ausdehnung der Wirkung seiner 
Staatsgewalt darstellt und dass er die Anerkennung desselben 
als örtlichen Machtgebietes in Anspruch nehmen kann. 

Die Gebiets- oder Territorialhoheit, d. h. die 
Staatshoheit in ihrer Anwendung auf das dem Staate zugehörige 
Gebiet oder Territorium, gewinnt dagegen eine völkerrecht- 
liche Bedeutung, insofern und insoweit dieselbe durch das 
Völkerrecht in den Verhältnissen und Beziehungen der ver- 
schiedenen Staaten anerkannt und geschützt wird.® 



dänische Flotte, welche nach englischer Annahme Napoleon in die Hände 
fallen und gegen England benützt werden könnte, ihnen unverzüglich zur 
Disposition zu stellen. Vergl. über das Recht der Selbsterhaltung, sowie über 
.die einschlagende Literatur, besonders Holtzendorff, Handbuch, IL § 14. 
* Die völkerrechtliche Bedeutung der Gebiets- oder Territorialhoheit 
ist an einer späteren Stelle des Systemes, d. h. in der Lehre vom „eigenen 
Rechtskreise der Staaten als völkerrechtlicher Personen", zu erörtern. Mit 
der schon jetzt im Texte erfolgten Berührung der Gebiets- oder Terri- 
torialhoheit machen wir überhaupt nur eine Concession an Heffters 
Systematik. Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 29. 



Zweites Capitel. 
Insbesondere das Recht auf Achtung.^ 

§ 58. 

Als völkerrechtliche Persönlichkeit hat jeder Staat, gleich 
der sittlichen Persönlichkeit des Menschen, ein Recht auf 
Achtung. 

Das Recht schließt nämlich die Idee des Sittengesetzes in 
sich und das Rechtsbewusstsein involviert gleichzeitig den sitt- 
lichen Willen, internationale Grundpflichten zu erfüllen. 

Dass „auch dieser Wille bei ihm überall vorausgesetzt 
werde, darf der Staat als Völkerrechtspersönlichkeit verlangen" 
(Holtzendorff).« 

§ 59. 

Der Anspruch auf Achtung ergibt sich demgemäß vorwie- 
gend in negativer Weise. 

Zu unterbleiben hat jeder Vorwurf, der — unter der Vor- 
aussetzung der Wahrheit des wirklichen Geschehens — die Be- 
schuldigung einer Verletzung oder Leugnung allgemeiner, 
im internationalen Verkehre wesentlicher und alle Staaten binden- 
der Moralpflichten rücksichtlich des beschuldigten Staates 
enthalten würde. 

Der Maßstab für die Beurtheilung solcher Verletzungen 
von Achtung der Staaten liegt folgerichtig „in den Instituten 
der internationalen Verkehrsordnung oder in einer international 
zu denkenden sittlichen Weltmeinung, welche hier dasjenige zu 



* Vergl. Holtzendorff, Handbuch, TL. § 17; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, §32;Martens, Völkerrecht, I. §78; Bulmerincq, Völker- 
recht, § 25, und Gar eis, Institutionen, § 28. 

* Verweigern kann einem anderen Staate die Achtung nur der- 
jenige Staat, welcher die Legitimität des betreflfendcn Staates zu bestreiten 
befugt ist. Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 32. 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 5 
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ersetzen hat, was die öffentliche Meinung einzelner Staaten für 
den Begriff der Privatinjurie bedeutet (existimatio)." ^ 

§ 60. 
Das Recht auf Achtung betrifft namentlich: 1. die Un- 
verletzlichkeit eines (ausländischen) Staatshauptes 
(gleichviel, ob dasselbe im Auslande gerade anwesend oder aber 
abwesend sei), sowie die Integrität der ausländischen 
Staats- und Machtzeichen (insbesondere der öffentlich 
ausgestellten Wappen, Fahnen und Flaggen); 2. das Ver- 
hältnis der Staatsgewalt zu ihren eigenen Unter- 
thanen, indem jede Rechtsverletzung, welche Ausländern ledig- 
lich aus dem Grunde ihrer Qualität als Fremder durch einzelne 
Individuen oder durch Staatsbeamte zugefügt wird, wenn es 
an gerichtlichen Mitteln des Rechtsschutzes fehlt, eventuell als 
völkerrechtliche Injurie geahndet werden kann; 3. die Gebiets- 
verhältnisse und Staatsgrenzen, indem selbst Fälle von 
Irrthümern oder Unaufmerksamkeiten der Grenzbehörden bei 
nachgewiesenem Thatbestande der unbefugten Grenzüberschrei- 
tung den Anspruch auf Entschuldigung oder Entschädigung oder 
gar auf Bestrafung der schuldigen Beamten -7 je nach den Um- 
ständen des einzelnen Falles — begründen.* 



' Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 17. 

* Sieh namentlich Holtzendorff, Handbuch, IL § 17, und Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 32. 



Drittes Capitel. 
Insbesondere das Recht auf internationalen Verkehr.^ 

§ 61. 

Jeder Staat hat für sich und seine Angehörigen das Recht 
auf internationalen Verkehr in Anspruch zu nehmen. 

Das Verkehrsrecht ist die Voraussetzung und Grund- 
lage des Völkerrechtes selbst: wer die Frage stellt, ob die 
gänzliche Sperrung des auswärtigen Verkehres durch einzelne 
Staaten zulässig sein würde, stellt damit gleichzeitig auch die Vor- 
frage, ob das Recht anerkannt sei, die Mitgliedschaft in der Völker- 
rechtsgenossenschaft aufzukündigen und aus ihr auszuscheiden. 

In gegenständlicher Richtung ergeben sich gegenwärtig 
als wesentliche Inhaltsbestimmungen des Verkehrsrechtes: 1. der 
diplomatische oder gesandtschaftliche Verkehr der 
Staaten untereinander; 2. der Personen- oder Fremdenver- 
kehr der Landesangehörigen verschiedener Staaten miteinander; 
3. der Handelsverkehr und der Nachrichtenverkehr 
(namentlich durch die modernen Veranstaltungen der Post und 
Telegraphie). ^ 

§ 62. 

Im übrigen folgt aus dem Rechte auf internationalen Ver- 
kehr noch nicht die Verpflichtung eines Staates, Ausländer 
unter allen Umständen auf sein Gebiet zuzulassen. 

Das Völkerrecht stellt es vielmehr jedem Staate anheim, 
nach eigenem Ermessen durch Landesgesetze die Bedin- 
gungen festzustellen, unter welchen er den Aufenthalt von 
Ausländern auf seinem Gebiete gestatten will. 



' Vergl. Holtzendorff, Handbuch, IL § 16; Heffter-Geff- 
cken, Völkerrecht, § 33 ; B lunt seh li, Völkerrecht, S. 26— 28; Martens, 
Völkerrecht, I. § 79; Bulmerincq, Völkerrecht, § 26, und Gareis, In- 
stitutionen, § 27. 

• Sieh Holtzendorff, Handbuch, II. § 16. 

5* 
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Der Staat hat daher auch die Befugnis, Ausländer, 
welche sich den landesgesetzlichen Aufenthaltsbedingungen nicht 
unterordnen, aus seinem Gebiete auszuweisen.^ 

§ 63. 
Unter keinen Umständen kann ein Staat, welchersich 
gegen jeden friedlichen und geordneten Verkehr 
mit anderen Staaten vollständig und grundsätzlich ab- 
schließt und zu dem Ende den Eintritt aller Angehörigen 
fremder Staaten in sein Gebiet und den Verkehr seiner Unter- 
thanen mit Auswärtigen verbietet oder thatsächlich unmöglich 
macht, den Anspruch erheben, dass im übrigen die Normen 
des Völkerrechtes, soweit ihm dieselben nützlich und be- 
quem sind, auf ihn angewendet werden.* 



• Mit Recht bemerkt Holtzendor ff (Handbuch, II. § 16), dass eine 
willkürliche Ausweisung Fremder dem Verkehrsprincipe des Völkerrechtes 
auch dann zuwiderläuft, wenn der Ausgewiesene, als Privatperson ge- 
nommen, dagegen formellen Rechtsschutz nicht geltend machen kann. — 
Anderer Meinung ist Geffcken, welcher (Heffter-Geffcken, Völker- 
recht, § 33) ein völlig unbegrenztes Ausweisungsrecht nach freiem Ermessen 
der Regierungen zulässt. — In ihren Einzelheiten ist diese Frage erst zu er- 
örtern in der Behandlung des Themas von „der Staatshoheit im Verhält- 
nisse zu den Personen". 

* Vergl. Mo hl, Encyklopädie, § 61. — Dagegen könnte als Sanction 
des Völkerrechtes und als primitives Zwangsmittel von der Gesammtheit 
der Culturstaaten gegen rechtsbrüchige oder in den Zustand bedrohlicher 
Anarchie verfallende Staaten eine Verkehrssperre beschlossen werden: „die 
Möglichkeit, ein Verkehrsinterdict gegen rechtsbrüchige Staaten zu ver- 
hängen, wäre sogar als Anzeichen höherer Völkerrechtsentwickelung zu 
begrüßen". — Sieh Holtzendorff, Handbuch, II. § 16. 



Dritter Theil. 

Der eigene Reehtskreis der Staaten als völker- 
rechtlicher Personen mit besonderer Rücksicht auf 
die Normen im Interesse des internationalen Ver- 
kehres der Staatsangehörigen.* 



Erster Abschnitt. 

Die Staatshoheit im Verhältnisse zum Staatsgebiete.^ 



Erstes Capitel. 
Das Staatsgebiet im allgemeinen und dessen Begrenzung.^ 

§ 64. 

Als Staatsgebiet oder Territorium bezeichnet man 
einen Theil der Erdoberfläche, gleichviel ob in Land oder Wasser 
bestehend, welcher der Hoheit eines Staates in ausschließlicher 
Weise unterworfen ist. 

Das Staatsgebiet zerfällt demgemäß in Landgebiet und 
Wassergebiet. 

Mit Rücksicht auf das Wassergebiet kommen vornehmlich 
in Betracht das Küstenmeer, das Territorialmeer und 
die Meerengen.* 



' Was den eigenen Rechtskreis der Staaten anbelangt, so handelt es 
sich hiebei um die Beziehung der Staatsgewalt zu den Objecten ihrer Herr- 
schaft, d.h. zu Territorium und Bevölkerung, in internationaler Hinsicht. 

* Wir erörtern in drei Capiteln: 1. das Staatsgebiet im allgemeinen 
und dessen Begrenzung; 2. Bedeutung, Erwerb und Verlust der Gebiets- 
hoheit (mit Einschluss der Staatsdienstbarkeiten); 3. die öffentlichen Ge- 
wässer mit Einschluss des Schiffsrechtes und des damit zusammenhängen- 
den Seeceremoniells. 

* Sieh im allgemeinen Holtzendorff, Handbuch, II. § 45 — 48. 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 65 u. f. 
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§ 65. 

In vorläufiger Absehung vom Wassergebiete kann man 
zwischen physischen und intellectuelleii Grenzen des 
Staatsgebietes unterscheiden. Physische Grenzen bilden z. B. 
freie Meere, sowie unübersteigbare Berge, Steppen 
und Sandbänke, soweit sie nicht ringsum von demselben 
Gebiete umschlossen sind. Die intellectuellen Grenzen bestehen 
in nur gedachten, jedoch in der Regel durch äußere 
Zeichen bekundeten Linien und beruhen theils auf unvor- 
denklichem Besitze, theils auf ausdrücklichen Verträgen.^ 

Bei Gebirgen oder Höhenzügen ist im Zweifel der 
Gebirgskamm oder die Wasserscheide als Grenzlinie an- 
zusehen. * 

Falls die Staaten durch einen Fluss oder einen schiff- 
baren Strom von einander geschieden sind, so wird als Grenze 
zwischen denselben eine die Mitte des Flusses entlang ge- 
zogene Linie, auf schiffbaren Strömen aber das Fahrwasser 
oder der T h a 1 w e g angenommen, d. h. das natürlich tiefste Rinnsal 
des Flusses, welchem abwärts segelnde Schüfe folgen; bei Land- 
seen geht das Hoheitsrecht der anliegenden Uferstaaten glieich- 
falls bis in die Mitte des Wassers, falls keine andere Linie 
ausdrücklich verabredet ist. Die Flussgrenze ist insofern ver- 
änderlich, als der Fluss sein Bett und seinen Thal weg ver- 
ändern kann: verändert der Fluss von selbst seinen Lauf, so 
bleibt es dennoch bei der bisherigen Grenzlinie in dem alten 



* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 66. — Martens unter- 
scheidet physische oder natürliche Grenzen (Meere und Flüsse, Ge- 
birge, Wüsten, Steppen und Sandbänke) und künstliche oder conven- 
tioneile Grenzen, welche durch staatlich vereinbarte Demarcationsacte 
fixiert werden. Hiezu bemerkt Martens: Die sogenannten natürlichen 
Grenzen erhalten die Bedeutung einer ausreichenden Grenzbestimmung 
zwischen den Staaten erst durch die den Lauf der Grenzen regulierenden 
Verträge. Die natürlichen Grenzen empfangen hiedurch den Charakter 
künstlicher oder conventioneller Grenzen. Man kann daher sagen, dass in 
der Gegenwart nur noch vertragsmäßige Grenzen anerkannt werden. vSieh 
Martens, Völkerrecht, I. § 89. — Vergl. auch Bluntschli, Völkerrecht, 
§ 296 u. f. 

• Über die Relativität der Grenzqualität von Gebirgen sieh 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 66, Note 2. 
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Flusse. Bei Landseen muss in Ermangelung oder Unkenntlich- 
keit eines Thalweges die Mitte von beiden Ufern aus gemessen 
werden.' 

§ 66. 

Unter Küstenmeer (Küstengewässem) versteht man den 
das Land des Uferstaates unmittelbar bespülenden Meeres- 
theil: dieser Meerestheil wird als Eigenthum des betreffenden 
Staates anerkannt, gilt als Fortsetzung seines Uferlandes und 
steht unter seiner Staatshoheit. Die Grenzlinie des Küsten- 
meeres wird nach älterer Annahme durch die Kanonen- 
schussweite vom Ufer aus bestimmt. Die neuerliche Ver- 
vollkommnung der Tragweite der Feuerwaffen rechtfertigt es 
jedoch, wenn man gegenwärtig allgemein annimmt, dass sich 
die Gebietshoheit bis drei Seemeilen von dem äußersten Punkte 
der Ebbe erstrecke.® 

Als Territorialmeer bezeichnet man die von den Be- 
sitzungen eines Staates eingeschlossenen Meeresgewässer, wie 
insbesondere z. B. die Meerbusen, Rheden und Buchten. Da 
schon das Küstenmeer den Gesetzen, Gerichten und Verwaltungs- 
maßregeln des angrenzenden Landes unterw^orfen ist, so ver- 
steht sich die Unterordnung des Territorialmeeres unter die 
Hoheit des betreffenden Uferstaates ganz von selbst. Im übrigen 
wird hiebei vorausgesetzt, dass die Meerbusen, Rheden und 
Buchten thatsächlich vom Territorium des nämlichen Staates 
oder einer und derselben Macht umgeben seien.^ 



' Vergl. Bulmerincq Völkerrecht, § 46, und Gareis, Institu- 
tionen, § 19. 

• Die Theorie des Völkerrechtes geht bei Festsetzung der Grenzen 
des Küstenmeeres von dem Gedanken aus, dass die Hoheit des Uferstaates 
dort ihr Ende finde, wo sie thatsächlich vom Ufer aus nicht weiter auf- 
recht erhalten werden kann; schon Bynkershoek erklärte: „Terrae 
dominium finitur, ubi finitur armorum vis" (beziehungsweise „quousque mari 
e terra imperari potest"). 

* In der Literatur werden nicht selten die „Küstengewässer" und 
die „ferneren geschlossenen Meeresgewässer" unter der gemein- 
samen Bezeichnung als Territorialmeer zusammengefasst. Unter ge- 
schlossenen Meeren versteht man solche Meere, deren Zugang von 
einer Seite oder von beiden Seiten durch vStrassen vermittelt wird, welche 
vom Lande aus beherrscht werden können. Sieh überhaupt Pereis, See- 
recht^ § 14 u. f. 
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In Ansehung der Meerengen sind zu unterscheiden: 
Meerengen, welche unter den Kanonen nur eines Staates 
liegen, und Meerengen, welche zwei Staaten voneinander 
scheiden. Falls die Meerenge unter den Kanonen nur eines 
Staates liegt, so untersteht dieselbe unbedingt der Hoheit des 
Uferstaates und wird als dessen Territorialbesitz betrachtet. 
Falls aber die Meerenge zwei Staaten voneinander scheidet 
und nicht mehr als sechs englische Meilen breit ist, so bildet 
die mitten durch die Meerenge gezogene Linie die Grenze 
zwischen den beiden Staaten. ^^ 



^^ Die Dardanellen und der Bosporus sind, weil ganz von 
Theilen des osmanischen Reiches eingeschlossen, als türkische Meer- 
engen anzuerkennen, geradeso, wie die Straße von Kertsch als eine 
russische Meerenge zu gelten hat. — Martens will unterschieden wissen: 
Meerengen, welche zwei freie Meere miteinander verbinden, und Meer- 
engen, welche das Bindeglied zwischen einem geschlossenen Meere und 
einem offenen Meere bilden. Von einer Meerenge der letztgenannten Art 
wird dann angenommen, dass sie der absoluten Gewalt des Uferstaates 
unterstehe. Für eine Meerenge der erstgenannten Art wird dagegen gefordert, 
dass sie, gleichviel ob von einem einzigen vStaate oder durch eine Mehr- 
zahl von Staaten begrenzt, den Handelsschiffen aller Nationen offen stehe. 
— „Halten wir", sagt Martens, „diesen Unterschied fest, so wird 
uns klar, warum die Mächte übereinstimmend auf. die Abschaffung des 
Zolles drangen, den Dänemark von aUen den Sund passierenden Schiffen 
erhob : dieser vSundzoll belastete den Verkehr zwischen zwei offenen Meeren, 
der Nordsee und der Ostsee, und widersprach daher der Freiheit desselben. 
Der Bosporus und die Dardanellen bilden gleichfalls Verbindungsstrassen 
zwischen zwei offenen Meeren und müssen daher, obwohl sie der Türkei 
gehören, dem Handelsverkehre zugänglich bleiben." Sieh Martens, Völker- 
recht, I. § 101. 



Zweites Capitel. 
Bedeutung, Erwerb und Verlust der Qebietshoheit. ^ 



I. Bedeutung der Gebietshoheit. 

§ 67. 

Die Staatshoheit erscheint mit Rücksicht auf das Gebiet 
oder das Territorium als Gebiets- oder Territorialhoheit 
und findet in dieser Richtung ihren Ausdruck in der souveränen 
Herrschaft über das abgegrenzte Gebiet oder Territorium und 
über alles dasjenige, was sich in oder auf oder unter dem Ge- 
biete oder Territorium befindet. 

Quidquid est in territorio, est etiam de territorio. 

Jede ausländische Person oder Sache wird mit 
Überschreitung des Staatsgebietes, wenn sie nicht ausnahms- 
weise exterritorial ist, für die Dauer ihrer Anwesenheit 
innerhalb des Staatsgebietes der Hoheit des betreffenden Staates 
unterworfen, ohne dass hiedurch in der Zugehörigkeit der aus- 
ländischen Personen oder Sachen zu einem anderen Staate eine 
Unterbrechung eintritt.^ 

§ 68. 

Sieht man ab von den ehemals viel gebräuchlichen, jedoch 
gegenwärtig kaum mehr üblichen Beschränkungen der Ge- 
biets- oder Territorialhoheit durch Constituierung von Renten, 
Lehen und Hypotheken, so kommen diesfalls hauptsächlich nur 
mehr solche Einschränkungen vor, welche die Natur von Dienst- 
barkeiten oder Servituten haben. 

Man unterscheidet natürliche internationale Dienst- 
barkeiten (Servitutes juris gentium naturales) und 



* Sieh über die ganze Frage und deren Literatur Holtzendorff, 
Handbuch, II. § 49-59. 

- Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 67. 
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vertragsmäßige internationale Dienstbarkeiten 
(Servitutes juris gentium voluntariae): erstere belasten 
jeden Staat infolge gewisser von seiner physischen Existenz 
neben anderen und inmitten anderer Staaten unzertrennlicher 
Umstände; letztere beruhen auf gegenseitiger Übereinkunft. 

Da in der Regel auch die natürlichen Dienstbarkeiten ver- 
tragsmäßig geordnet werden, so erfordern hier nur die ver- 
tragsmäßigen oder Conventionellen internationalen Dienstbar- 
keiten eine nähere Betrachtung und gesonderte Vorführung.^ 

§ 69. 

Die vertragsmäßigen oder Conventionellen internationalen 
Dienstbarkeiten zerfallen selbst wieder in zwei Kategorien, näm- 
lich in negative internationale Servituten und in affirma- 
tive internationale Servituten. Bei den negativen internationalen 
Servituten besteht die Beschränkung darin, dass ein Staat seine 
Gebietshoheit nicht in ihrem vollen Umfange ausüben darf (in 
non faciendo). Bei den affirmativen internationalen Servituten 
besteht die Beschränkung darin, dass ein Staat innerhalb seines 
Territoriums sich die Bethätigung einer fremden Staatsgewalt 
gefallen lassen muss (in patiendo).* 

Hauptfälle negativer internationaler Dienstbarkeiten sind: 
1. Beschränkungen eines Staates in Ansehung des Rechtes, nach 
Belieben Festungen zu errichten, Kriegsfahrzeuge zu 
halten oder die Armee Standsziffer zu bestimmen; 2. Be- 
schränkungen eines Staates rücksichtlich der Ausübung seiner 
Justizhoheit gegenüber den Ausländern; 3. Beschränkun- 
gen eines Staates in Ansehung seiner Kirche n höh ei t gegen- 
über bestimmten Religionsbekenntnissen. Hauptfälle affirmativer 
internationaler Dienstbarkeiten sind: 1. das Recht, in einem 



' Vergl. über internationale vStaatsdienstbarkeiten Holtzendorff, 
Handbuch, I. § 52; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 43; Bluntschli, 
Völkerrecht, §353-359; Martens, Völkerrecht, I. §94-96; Bulmerincq 
Völkerrecht, § 49, und Gar eis, Institutionen (internationale ,Jura in re 
aliena"), § 71. — Aus der älteren Literatur vergl. Ph. Jac. Elwert, De 
servitutibus sive juribus in alieno territorio. Argent. 1674. — Aus der 
neueren Literatur vergl. N. T. Gönner, Entwicklung des Begrififes und 
der Grundsätze der deutschen Staatsrechts-Dienstbarkeiten. Erlangen 1880. 

* Sieh Martens, Völkerrecht, L § 94. 



75 



fremden Staatsgebiete gewisse Regierungshandlungen durch 
die eigenen Staatsbeamten vornehmen zu lassen; 2. das 
Recht, die in einem fremden Staate gelegenen Verkehrs- 
wege zu benützen; 3. das Recht, beim Eintreten gewisser 
Eventualitäten ein fremdes Staatsgebiet und insbesondere 
ausländische Festungen mit Truppen zu besetzen.^ 

Jede Staatsdienstbarkeit bedeutet für den Berechtigten wie 
für den Verpflichteten ein dauerndes Realrecht und geht 
daher auch auf jeden Nachfolger der einen oder anderen Staats- 
gewalt über. Eine Staatsdienstbarkeit geht unter entweder durch 
einen Befreiungsvertrag des verpflichteten Staates mit dem 
berechtigten Staate oder durch Verzicht des berechtigten 
Staates. Als einen Verzicht betrachtet man auch den über ein 
Menschenalter fortgesetzten Nichtgebrauch, wenn die Ver- 
anlassung zum Gebrauche wiederholt gegeben war.^ 

II. Erwerb der Gebietshoheit.^ 

§ 70. 

Man pflegt zwei Erwerbsarten des internationalen Eigen- 
tHumes zu unterscheiden, nämlich: ursprüngliche oder origi- 
näre Erwerbsarten (acquisitio originaria) und ab- 
geleitete Erwerbsarten (acquisitio derivativa). 

Unter originären Erwerbsarten versteht man diejenigen, 
wobei ein Staat seine Besitzungen nach außen vergrößert, ohne 
hiedurch die Besitzungen eines anderen Staates zu vermindern ; 
unter abgeleiteten Erwerbsarten versteht man diejenigen, wobei 



» Vergl. Martens, Völkerrecht, I. § 95 und § 96. 

• Nach Bluntschli geht eine Staatsdienstbarkeit außerdem unter, 
wenn dieselbe aufgehört hat, mit der Entwicklung des Völkerrechtes ver- 
träglich zu sein, oder aber, wenn dieselbe mit der naturgemäßen Fort- 
bildung der Staatsverfassung oder mit den öffentlichen Zuständen und Be- 
dürfniSvSen des Pflichtigen Landes unverträglich und deshalb unleidlich und 
unausführbar geworden ist. vSieh Bluntschli, Völkerrecht, § 359. 

' Vergl. Holtzendorff, Handbuch, II. § 53 u. f.; Heffter-Geff- 
cken, Völkerrecht, § 69; Bluntschli, Völkerrecht, § 277 u. f., und 
Martens, Völkerrecht, I. § 90 und § 91. — Ortolan, Des moyens 
d'acquerir le domaine international (1851); Tartarin, Traite, de l'occu- 
pation (1873). — Lentner, Das internationale Occupationsrecht (1886). 
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ein Staat seine Besitzungen nach außen vergrößert durch frei- 
willige oder erzwungene Besitzabtretung von Seite eines anderen 
Staates. 

Als die Hauptfälle des originären Erwerbes internationalen 
Eigenthumes werden unterschieden: 1. die An wachs ung (ac- 
cessio), 2, die Verjährung (usucapio), 3. die Besitz- 
ergreifung (occupatio); zu den Hauptfällen des ab- 
geleiteten Erwerbes werden gerechnet: 1. der Kauf, 2. die 
freiwillige Abtretung oder Cession, 3. der Erwerb durch 
Eroberung (debellatio).^ 

§ 71. 

Was insbesondere die Verjährung als Erwerbsart des 
internationalen Eigenthumes betrifft, so anerkennt das Völker- 
recht eine Wirkung derselben nur in sehr beschränktem Um- 
fange. Eine wirkliche Bedeutung beansprucht im Bereiche des 
Völkerrechtes nur der unvordenkliche Besitzstand (anti- 
quitas, vetustas, cujus contraria memoria non existit). Eine 
vollendete Thatsache wird durch unvordenkliche Verjährung 
vor dem Völkerrechte legalisiert. 

Die Unmöglichkeit, für unabhängige Staaten eine be- 
stimmte Verjährungsfrist festzustellen, die im Staate nur 
auf positiver Rechtsvorschrift beruhen kann, hat schon Hugo 



* Vergl. Bulmerincq, Völkerrecht, § 47, und Gar eis, Institu- 
tionen, § 70. — Die einzelnen Fälle der Anwachsung sind: das Auf- 
vSteigen des Meerbodens, die Entstehung einer Insel im Flusse und die An- 
schwemmung (alluvio). Derartige natürliche Anwachsungen werden zum Eigen- 
thume des betreffenden Staates. Im übrigen kann ein Territorialzuwachs auch 
die Frucht menschlicher Arbeit sein (z. B. die Trockenlegungen in Holland). — 
Als eine besondere Art eines friedensrechtlichen Eigenthumserwerbes be- 
zeichnet Geffcken die Adjudication in Theilungs- und Grenz- 
streitigkeiten, indem er bemerkt : „Ein bloß condemnatorisches Urtheil 
schaff't allerdings kein neues Recht, sondern stellt bloß das alte fest, indem 
es den klägerischen Anspruch anerkennt oder abweist; dagegen schaffen 
solche Erkenntnisse neues Recht, welche bestimmt sind, für die Zukunft 
Rechtstitel zu bilden, wie bei der actio communi dividundo, finium regun- 
dorum u. s. w. Besteht nun auch kein Gericht über den Staaten, so ist doch 
das Schiedsgericht ein Surrogat ; ein Schiedsspruch begründet bei Gebiets- 
streitigkeiten die Hoheit über das durch denselben zugetheilte Gebiet. Die 
Vereinigten Staaten besitzen St. Juan kraft Schiedsspruches des Deutschen 
Kaisers." Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 69, Note 8. 
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Grotius anerkannt und beleuchtet, indem er auf die Analogie 
des Gewohnheitsrechtes hinweist 

„Tempus vero, quo illa consuetudo eflfectum juris accipit, 
non est definitum, sed arbitrarium, quantum satis est ut con- 
currat ad significandum consensum."^ 

§ 72. 

Von positiven, beziehungsweise vertragsmäßigen, Bestim- 
mungen über die originäre Erwerbung von Staatsgebiet sind 
namentlich die Grundsätze über die Occupation herrenloser 
Länder hervorzuheben. 

Als einschlagende Grundsätze kommen namentlich in Be- 
tracht : 1 . dass Obj ecte einer Occupation nur Landstriche sein 
können, welche niemandem gehören, beziehungsweise Ge- 
biete, welche von barbarischen Völkerschaften be- 
wohnt sind; 2. dass die Occupation im Namen und mit 
Zustimmung der Staatsgewalt erfolgen muss; 3. dass die 
Occupation effectiv wird, indem der animus possidendi von 
Seite des Staates als des occupierenden Subjectes die ent- 
sprechende äußerliche Kundgabe findet 

Die Grenzen der Occupation werden durch die Ausdeh- 
nung des thatsächlichen Besitzstandes bezeichnet Die Occupation 
einer herrenlosen Küste gibt das Recht zur Besitzergreifung 
des Hinterlandes, soweit letzteres noch nicht von anderen besetzt 
ist Die bloße Occupation einer Flussmündung genügt dagegen 
noch nicht, um den Besitz des ganzen Hinterlandes zu sichern.* 

III. Verlust der Gebietshoheit.* 

§ 73. 
Was den Verlust der Gebietshoheit betrifft, so bedeuten 
alle abgeleiteten Arten des Besitzerwerbes durch den einen 
Staat ebensoviele Arten des Besitzverlustes für den anderen Staat. ^ 



» Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht § 12 und § 69. 

* Sieh insbesondere die Congoconferenz-Acte vom 26. Februar 
1885, Art. 34 und Art. 35. 

' Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 59; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 72; Bluntschli, Völkerrecht, § 284 u. f.; Martens, Völker- 
recht, I. § 92—93; Bulmerincq, Völkerrecht, § 50, und Gareis, In- 
stitutionen, § 70. 

* Die Gründe des derivaten Gebietserwerbes wirken noth wendiger 
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§ 74. 

Ein Verkauf von Staatsgebiet, wobei auf der einen Seite 
die Staatshoheit veräußert und auf der anderen Seite dafür eine 
Summe Geldes bezahlt wird, erfolgt heute wohl kaum mehr. 

Ein derartiges Speculationsgeschäft ist eines civilisierten 
Staates unwürdig. 

Immerhin lassen sich jedoch mit volkswirtschaftlich oder 
Staats- und völkerrechtlich motivierten Gebietsabtretungen in 
ziemlicher Weise auch Geldleistungen verbinden.^ 

§ 75. 
Ein einseitiger Gebietsverlust ohne entsprechenden 
Übergang auf einen neuen Erwerber ermöglicht sich nur ent- 
weder: 1. durch physischen Untergang von Gebietsstücken, 
oder: 2. durch Dereliction (Besitzaufgabe, abandonne- 
ment, delaissement), oder aber: 3. durch ausdrückliche 
Verzichtleistung.* 



Weise auch als Gründe des Verlustes in der Richtung derjenigen Völker- 
rechtssubjecte, welche ihr Recht an andere in giltiger Weise übertragen 
haben. Holtzendorff, Handbuch, II. § 59. 

* Einschlagende Beispiele aus der Neuzeit: Erw^erbung des russi- 
schen Territoriums in Amerika durch die Vereinigten Staaten (gegen 
Zahlung einer Summe von 7,200.000 Dollar), sowie die Erwerbung der 
dänischen Inseln St. Thomas und St. Juan durch die Union (um den 
Preis von 7,500.000 Dollar). 

* Die Vermuthung der Derelictionsabsicht (z. B. in Colonialangelegen- 
heiten) darf mit der Verzichtleistung nicht verwechselt werden. 



Drittes Capitel. 
Öffentliche Gewässer: Heeresfreiheit, Schiffsrecht und 



Seeceremoniell. 



I 



I. Die Meeresfreiheit." 

§ 76. 

Ein unbestrittener Grundsatz des heutigen positiven Völker- 
rechtes geht dahin, dass das offene Meer vollkommen frei 
ist und sohin kein einzelner Staat sich Hoheitsrechte über das- 
selbe anmaßen darf. 

Die Benützung des offenen Meeres zu irgend welchen 
politischen oder gewerblichen oder wissenschaftlichen Zwecken 
kommt allen Nationen zu und kann keiner Nation untersagt 
werden; auch die ausschließliche Benützung einzelner Meeres- 
gebiete durch eine Nation seit unvordenklicher Zeit begründet 
ein Exclusivrecht ebensowenig, wie die Nichtausübung des 
Rechtes seit unvordenklicher Zeit dessen Verlust zur Folge 
haben kann. 

Das Princip der Meeresfreiheit ergibt sich aus der Identität 
und Solidarität d^r Interessen sämmtlicher Nationen und beruht 
auf der von allen civilisierten Völkern getheilten Einsicht, dass 
das Meer ein Mittel der Verbindung zwischen ihnen ist und 
dass von seiner Freiheit ihre gesammte Stellung als Glieder 
der Völkergesellschaft abhängt.' 

' Vergl. im allgemeinen Holtzendorff, Handbuch, II. § 92—96, 
sowie die daselbst verzeichnete Literatur. 

* Über die principiellen Grundlagen der Meeresfreiheit vergl. Holtzen- 
dorff, Handbuch, II. § 92; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 73-74; 
Bluntschli, Völkerrecht, S. 28-31 und § 304 u. f., und Martens, 
Völkerrecht, I. § 97-99. 

• Aus dem Grundsatze der Meeresfreiheit ergibt sich nicht nur die 
Freiheit des Verkehres und des Fischfanges, sondern auch die 
Folgerung, dass auf hoher See im Frieden jedes Schiff nur 
unter der Jurisdiction seines Heimatstaates steht (mit Ausnahme 
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§ 77. 

Der gegenwärtig allgemein anerkannte Grundsatz der 
Meeresfreiheit war ehedem ein vielfach bestrittener, obwohl 
schon das römische Recht die Zulässigkeit eines jeden Besitz- 
rechtes über das offene Meer verneinte/ 

Im Mittelalter und selbst noch in der Neuzeit erklärten 
nämlich einzelne Nationen das eine oder andere Meer als ihrer 
Hoheit unterworfen; und die betreffenden Staaten verfolgten und 
ergrijßfen dann die innerhalb ihres vorgeblichen Machtgebietes 
segelnden Fahrzeuge, forderten von ihnen die üblichen SchijßFs- 
grüße als Zeichen der Unterwürfigkeit, legten ihnen Abgaben 
auf und unterstellten sie ihrer Jurisdiction.* 

pine allmähliche Wendung der Anschauungen vollzog sich 
in Theorie und Praxis erst seit dem XVII. Jahrhunderte: als 
erster Hauptvorkämpfer für die Freiheit des Meeres trat Hugo 
Grotius auf.* 



der Seeräuber). Hiedurch werden übrigens vertragsmäßige Be- 
stimmungen über gewisse Verhältnisse auf hoher See nicht ausgeschlossen 
(wie z. B. die Verträge über Unterdrückung des Sclavenhandels, 
welche für bestimmte Meeresgebiete ein Mandat der Durchsuchung ge- 
währen). Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 74. 

* Vergl. namentlich 1. 2. § l D. de div. rer.: „Et quidem naturali 
jure omnium communia sunt illa : aer, aqua profluens et mare, et per hoc 
litora maris"; 1. 13. § 7 D. de injuriis: „Et quidem mare commune omnium 
est et litora sicuti aer." 

* Eine einschneidende Bedeutung beanspruchte in der Geschichte 
unserer Frage zu Beginn des Zeitalters der großen Entdeckungen die Ein- 
mischung der Päpste, indem Alexander VI. durch zwei Bullen von 
1493 die Herrschaft über alle von Columbus entdeckten Länder und 
den Inseln vereinigten Kronen von Castilien und Aragonien, be- 
ziehungsweise alle neuentdeckten und in Zukunft neu zu entdeckenden 
Länder und Inseln westlich von einem durch die Cap Verdis che n 
Inseln laufenden Meridian denselben Kronen und diejenigen östlich von 
dieser Linie der Krone Lusitanien oder Portugal übertrug. Auf diese 
Übertragung stützten beide Theile lange Zeit hindurch ihre Exclusiv- 
ansprüche auf Neuentdeckung und Erwerbung von Ländern und Meeren. 
Andere Nationen erhoben gleichfalls Ansprüche auf die Herrschaft über 
Meeresgebiete und zwar traten mit derlei Ansprüchen namentlich hervor: 
die Mittelmeerstaaten, Holland, die Skandinavischen Mächte 
und England. Vergl. insbesondere Pereis, Seerecht, § 4. 

* „Mare liberum, seu de jure, quod Batavis competit ad indiea com- 
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§ 78. 

Bestritten ist, ob ein Vertrag, in welchem ein Staat auf 
die Ausübung des ihm grundsätzlich zustehenden Rechtes auf 
Benützung des Meeres für sich und seine Unterthanen ver- 
zichtet, als rechtsverbindlich angesehen werden könne. 

Unseres Dafürhaltens ist der Vertrag dem Mitcontrahenten 
gegenüber rechtsverbindlich nach Maßgabe der allgemeinen 
Grundsätze über die Verbindlichkeit völkerrechtlicher Verträge. 

Ein solches Exclusivrecht kann dagegen nicht begründet 
werden durch stillschweigenden Consens aller übrigen Inter- 
essenten.^ 

II. Das Schiffsrecht. 1 

§ 79. 

Die von den Nationen aus ihren Gewässern in das freie Meer 
entsendeten Schiffe werden als wandelnde Gebietstheile 
(territoria clausa, la continuation ou la Prorogation 
du territoire) angesehen, welche auch in fremden Gewässern 
ihre Nationalität beibehalten, solange das Eigenthum des Schiffes 
bei einem Nationalen verbleibt. 

Die Mannschaft der Schiffe steht unter dem Schutze 
des Staates, aus dessen Gewässern sie ausgeht, und ist den 
Gesetzen desselben auch außerhalb des eigenen Wassergebietes 
unterworfen: das von einem Unterthanen auf dem Schiffe geborne 
Kind wird daher auch Unterthan des schiffsherrlicheri Staates. 

Über die Merkmale der Nationalität eines Schiffes 
hat jeder Staat selbständig zu bestimmen. ^ 



mercia." Diese Schrift erschien zuerst im Jahre 1609 anonym zu Utrecht; 
die zweite Ausgabe vom Jahre 1616 bekannte den Namen des Autors. 
Karll. von England forderte von der holländischen Regierung die Be- 
strafung des HugoGrotius und veranlasste in der Folge die Bearbeitung 
einer Gegenschrift („Mare clausum"), welche im Jahre 1635 zu London 
unter der Autorschaft von Seiden erschien. 

' Sieh Per eis, Seerecht, § 4. 

' Sieh Holtzendorff, Handbuch, IL § 83 u. f.; Heffter-Geff- 
cken, Völkerrecht, § 70—80; Bluntschli, Völkerrecht, § 317—352, und 
— insbesondere — Per eis, Seerecht, § 7 u. f. 

* Zum Beweise der Nationalität dienen die öffentlich beurkun- 

R e s c h , Völkerrecht. 2. Aufl. 6 
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§ 80. 
Zu den besonderen Rechten, welche jedem Staate be- 
züglich der Schiffahrt zukommen, gehören (abgesehen von dem 
Rechte, zum Schutze der Nationalschijßfahrt Vorkehrungen zu 
treffen und sohin insbesondere auch in fremden Hafen- und 
Handelsplätzen Consuln mit Genehmigung der dortigen Staats- 
gewalt zu halten) namentlich: 1. die Benützung der freien 
Wasserstraßen für Schiffahrt und Handel; 2. das Recht der 
Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über das Verhalten der Staats- 
angehörigen in Eigenthums- und fremden Gewässern; 3. das 
Recht, den nationalen Schiffen eine Flagge vorzuschreiben und 
in Friedenszeiten den Gebrauch dieser Flagge, beziehungsweise 
deren Schutz, auch anderen Nationen einzuräumen.'^ 

§ 81. 
Im allgemeinen steht es jedem Staate, frei, die Bedin- 
gungen festzustellen, unter welchen er fremden Staaten und 



deten Schiffspapiere und zwar insbesondere: 1. der Bielbrief, d. h. ein 
Zeugnis über den Bau und das Signalement des Schiffes; 2. der Seebrief 
oder Seepass, d. h. eine Legitimation zur Seefahrt unter nationaler Flagge; 
3. das Eigenthumscertificat des Rheders und die Musterrollo 
(röle d'equipage) oder das Verzeichnis über die Schiffsmannschaft und 
deren Nationalität. 

• Flüsse, welche durch das Territorium nur eines einzigen 
Staates fließen, sind von der Quelle bis zur Mündung der ausschließ- 
lichen Hoheit desselben unterworfen. Was diejenigen Flüsse anbelangt, 
welche mehrereStaatsgebiete durchschneiden, so haben sich kraft der 
Schlussacte des Wiener Congresses vom Jahre 1815 (Art. 108 u. f.) die 
betreffenden Staaten verpflichtet, für jeden solchen Fluss conventionsweise 
Schiffahrtsregeln festzusetzen und zwar im Anschlüsse an die im Wiener 
Tractate vorgezeichneten allgemeinen Grundsätze. Diese die volle Freiheit 
der Schiffahrt auf internationalen Flüssen garantierenden Grundsätze er- 
hielten Anwendung auf den Rhein, die Elbe und die Scheide; der 
Pariser Vertrag vom Jahre 1856 dehnte dieselben auch auf die Donau aus 
und verordnete zugleich zum Zwecke der Beförderung des Schiffsverkehres 
auf dicvsem Flusse die Einsetzung einer „Europäischen Donau-Com- 
mission". Der Berliner Vertrag hat die Pariser Festsetzungen bezüglich 
der Donau bCvStätigt und erweitert. - Eine hauptsächliche Bedeutung be- 
anspruchen in der hier fraglichen Richtung auch die Bestimmungen der 
Congoconferenz-Acte vom Jahre 1885 (Capitel IV. Congo-Schiffahrtsacte; 
Capitel V. Niger-Schiffahrtsacte). 
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deren Staatsangehörigen einen Schiffahrtsverkehr mit seinem 
Lande und in seinen Eigenthumsgewässem genehmigen will* 

Als völkerrechtswidrig gilt theils: 1. die Aneignung 
eines von der Mannschaft verlassenen Schiffes eines fremden 
Staates, soweit nicht eine Eigenthumsdereliction demEigenthümer 
gegenüber nachweisbar ist; theils: 2. die Vergreifung an den Per- 
sonen und Gütern der Schiffbrüchigen oder die Handhabung 
des sogenannten Strandrechtes, welches neuzeitlich durch- 
wegs durch den Anspruch für Rettung und Bergung 
ersetzt wird, während ein Eigenthum an den gestrandeten 
Sachen erst durch den Ablauf der Verjährungsfrist gewonnen 
werden kann.^ 

Sobald Schiffe in einem Meerestheile sich befinden (sei es 
dauernd, sei es auch nur zur Durchfahrt), welcher einer fremden 
Staatsgewalt unterworfen ist, kommen auf dieselben vermöge 
des Territorialprincipes diejenigen Rechtssätze zur 
Anwendung, welche in dem betreffenden Staate gelten. Die 
Geltung des eigenen Rechtes hört dann grundsätzlich auf und 
eine Anwendung desselben kann nur stattfinden, soweit eine 
Concession des Territorialstaates vorliegt. Als Gewohnheits- 
recht darf in dieser Beziehung der Satz aufgestellt werden, 
dass Kriegsschiffe, sowie solche Schiffe, welche ausschließlich 
zur Beförderung von Souveränen oder diplomatischen Personen 
dienen, auch in fremden Hoheitsgewässern nur ihrer eigenen 
Staatshoheit unterworfen bleiben (vorausgesetzt jedoch, dass 
solchen Schiffen ausdrücklich die Erlaubnis des Territorial- 
staates zum Einlaufen in seine Gewässer ertheilt wurde).® 



* Selbstverständlich darf durch diese Bedingungen weder der Ver- 
kehr befreundeter Nationen factisch unmöglich gemacht, noch auch einem 
in Seegefahr befindlichen Schiffe die Rettung nach dem Lande erschwert 
werden. 

* Von maßgebender Bedeutung in Ansehung des Strandrechtes 
war die Strandungsordnung Ludwig XIV. vom Jahre 1688, indem unter 
dem Einflüsse derselben an die Stelle des Strandrechtes ein Bergungs- 
recht trat: hienach gebürte den Bergern neben einem Bergungslohne auch 
noch mindestens ein Drittheil der geborgenen Güter, während ein zweites 
Drittel dem Staate zufiel. 

* Wie schon an früherer Stelle hervorgehoben werden musste, so steht 
gegenüber fremden Schiffen auf offenem, freiem Meere keinem Staate 

6* 
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III. Das Seeceremoniell. ' 

§ 82. 

Jeder Staat hat das Recht, für den Bereich seiner 
Hoheitsgewässer ein bestimmtes Seeceremoniell zu bean- 
spruchen und nach seinem Ermessen zu regeln, beziehungs- 
weise in diesem Gebiete auch die von ihm getroffenen An- 
ordnungen den Schiffen aller Staaten gegenüber — eventuell 
mit Gewalt — zur Durchführung zu bringen; auf offenem 
Meere ist dagegen jeder Zwang zu internationalen Ehren- 
bezeugungen rechtlich unzulässig. 

Von den ehedem üblich gewesenen Ehrenbezeugungen 
sind namentlich solche außer Gebrauch gekommen, welche den- 
jenigen, der sie erweist, erniedrigen (wie z. B. das Streichen 
der Flagge), sowie solche, welche keine Reciprocität zu- 
lassen (wie z. B. das in Lee Vorbeipassieren). 

Die in der Gegenwart üblichen internationalen Ehren- 
bezeugungen zerfallen in zwei Kategorien, nämlich: 1. den 
Schiffsgruß (Salut) und 2. anderweitige Ehren- 
bezeugungen (z. B. wechselseitige Besuche, ceremonieller 
Empfang an Bord von Kriegsschiffen nach Maßgabe des Ranges 
des besuchenden Fremden und Betheiligung an nationalen Fest- 
lichkeiten in fremden Häfen). ^ 



in friedlichen Zeiten irgend ein Recht zu (außer dem Rechte zur Vertheidi- 
gung gegen einen unrechtmäßigen Angriff und zur Abwendung rechts- 
widriger Beschädigungen). Abgesehen vom Falle der Piraten, welche sich 
überhaupt jedem Rechte entziehen und von allen Staaten als rechtlos 
(outlaws) behandelt werden dürfen, hat daher auch kein Staat ein Recht, 
außerhalb seiner Eigenthumsgewässer fremde Schiffe anzuhalten oder zu 
durchsuchen oder in Beschlag zu nehmen, sofern und soweit ein solches 
Recht nicht etwa vertragsmäßig begründet ist. Als gestattet gilt dagegen 
und zwar insbesondere nach englischer und nordamerikanischer Praxis die 
Verfolgung eines fremden Schiffes in die offene See, wenn sich die Mann- 
schaft desselben eines Verbrechens in denEigenthumsgewässem eines Staates 
schuldig gemacht hat. 

* Sieh namentlich Per eis, Seerecht, § 25—27; vergl. auch Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 197. Über die Geschichte des Seeceremoniells 
verbreitete sich Cleirac, Us et coutumes de la mer. Bordeaux 1661. 

• Das Streichen der Flagge ist nicht mehr ein üblicher Schiffs- 
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§ 83. 

Im internationalen Verkehre setzen sich die Salute in der 
Regel zusammen aus Gruß und Gegengruß. 

Kein Gegengruß erfolgt: 1. wenn es sich um einen Salut für 
fremde Staatshäupter und deren Familienmitglieder, Diplomaten 
oder höhere Offleiere handelt; 2. auf die bei Gelegenheit nationaler 
Festlichkeiten gefeuerten Salute; 3. von Kriegsschiffen an Kaper. 

Bezüglich der Priorität gelten folgende Regeln: 1. ein 
einzelnes Schiff" begrüßt ein fremdes Geschwader zuerst ; 2. bei 
Begegnung einzelner Schiffe oder von Geschwadern gibt der 
Rang des Höchstcommandierenden den Ausschlag ; 3. Kauffahrtei- 
schifl'e grüßen Kriegsschiffe zuerst.^ 

§ 84. 
Allgemein üblich ist der Salut beim Einlaufen in einen 
fremden Hafen, beim Ankern auf einer fremden Rhede und beim 
Passieren unter den Forts oder Batterien einer fremden Küste.* 



grüß, sondern bezeichnet im Seegefechte die Absicht, das Schiff dem Feinde 
zu übergeben, worauf auf dem genommenen vSchiffe die Flagge des unter- 
legenen Theiles unter derjenigen des Siegers gehisst wird. Bezüglich des in 
Lee Vorbeipassierens bemerkt Cleirac (a. a. O., S. 75 des Anhanges): 
„Prendre le dessous du vent, est la plus grande soumission qui se puisse 
faire sur mer." Die Arten des Schiffsgruöes (Salut) sind: 1. das 
Setzen der fremden Nationalflagge; 2. das Auf- und Niederholen (Dippen) 
der Flagge; 3. das Streichen der Segel, namentlich der Obersegel; 4. der 
Kanonengruß bis zu 21 Schüssen (je nach der Veranlassung des vSaluts, 
verbunden mit dem Setzen der Flagge der fremden Nation im Vor- oder 
Großtop, Bemannen der Raaen und Wanten, Hurrah-Rufen, Honneurs des 
Seesoldaten-Detachements durch Präsentieren des Gewehres und Marsch- 
schlagen u. s. w.). 

' DerKanonengruß von Kauffahrteischiffen wird nur beant- 
wortet, wenn nicht weniger als fünf Schuss als Salut gefeuert worden sind. 

* Die Frage des Seeceremoniells beansprucht in der Gegenwart nur 
mehr den Charakter einer Etiquettensache. In früheren Zeiten hatte 
dagegen das Seeceremoniell insofern eine wesentliche Bedeutung, als es 
sich damals um die äußerliche Bezeugung und Anerkennung der 
Eigenthumsansprüche handelte, welche einzelne Staaten über gewisse 
Meere ausüben wollten. Zwischen England und Holland kam es im Jahre 
1652 zum Kriege, weil Holland sich weigerte, seine Commandanten an- 
zuweisen, dass sie vor den englischen Schiffen die Flagge zu streichen haben. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen/ 



Erstes Capitel. 

Die Staatsgenossenschaft oder Staatsangehörigkeit 

im allgemeinen.^ 

§ 85. 

Principiell sind dem Staate alle Menschen unterworfen, 
welche sich im Staatsgebiete aufhalten, und sohin auch die 
Ausländer. Unter Staatsgenossenschaft oder Staats- 
angehörigkeit versteht man dagegen die nicht bloß that- 
sächliche und als solche rechtlich geschützte Gewalt, wie sie 
dem Staate auch über Ausländer zukommt, sondern das specielle 
Rechtsverhältnis der Staatsgewalt zu den sein Substrat bilden- 
den Volksgenossen. Mit der Staatsangehörigkeit ist nicht iden- 
tisch das Staatsbürgerrecht: letzteres beruht zwar auf der 
Staatsangehörigkeit, umfasst jedoch auch die Theilnahme am 
öffentlichen Leben des Staates, welche außer an die allgemeine 
Staatsangehörigkeit noch an besondere Voraussetzungen (wie 
z. B. männliches Geschlecht und bestimmtes Alter) durch die 
Gesetzgebung geknüpft zu sein pflegt. 

Im Bundesstaate besteht die Staatsangehörigkeit gegen- 
über der souveränen Centralgewalt. Der Erwerb der Staats- 



* Wir behandeln in drei Capiteln: 1. die Staatsgenossenschaft oder 
Staatsangehörigkeit im allgemeinen; 2. die Staatshoheit gegenüber den In- 
ländern im Auslande sowie gegenüber den Ausländern im Inlande mit 
Einschluss des Asylrechtes ; 3. die Staatshoheit und die Sclaverei. 

' Sieh die StÖrk'sche Abhandlung in Holtzendorffs Handbuch, 
IL § 113 u. f.; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 59 u. f.; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 364 u. f., und Martens, Völkerrecht, I. § 87. Vergl. ins- 
besondere auch Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit im internatio- 
nalen Verkehre (Hirths Annalen, 1875). 
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angehörigkeit kann jedoch, wie z. B. im Deutschen Reiche, durch 
das Medium der Einzelstaaten erfolgen. In manchen Bundes- 
staaten kommt diesfalls allerdings auch das entgegengesetzte 
Verhältnis vor, wie z. B. in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika. 

In der Regel ist die Staatsgenossenschaft oder Staats- 
angehörigkeit, wie das Staatsbürgerrecht, auf ein bestimmtes 
Land beschränkt.^ 

§ 86. 

Jeder Staat hat das Recht, in Unabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit die Bedingungen festzusetzen, unter welchen die 
Staatsgenossenschaft oder Staatsangehörigkeit erworben und ver- 
loren wird. Hiebei berücksichtigen die verschiedenen Staaten in 
entscheidender Weise entweder den persönlichenFamilien- 
zusammenhang oder aber die örtliche Beziehung zum 
Lande. Das Völkerrecht befasst sich mit der ganzen Frage 
nur insofern, als sich an die jeweilige staatsrechtliche Ent- 
scheidung gewisse internationale Wirkungen anschließen. 

Im Zweifel gilt die Annahme, dass die Ehefrau durch 
die Heirat in die Staatsgenossenschaft des Ehemannes eintrete. 
Eheliche Kinder folgen daher mit der Geburt und während 
ihrer Zugehörigkeit zum Vaterhause der Staatsgenossenschaft 
des Vaters. Uneheliche Kinder erhalten dagegen das Heimats- 
recht im Staate der Mutter. 

Die von anderen Staaten aus öffentlich-rechtlichen Grün- 
den heimgewiesenen oder zugeschobenen Individuen 
müssen vom Heimatstaate wieder aufgenommen werden. Als 
heimatlos gelten diejenigen Personen, deren Staatsangehörig- 
keit unsicher ist. Zur Vermeidung der Existenz von Heimat- 
losen dient die Annahme, dass aus dem Wohnorte in einem 
bestimmten Staate oder sogar aus dem längeren Aufenthalte 



• Da der Staat eine allgemeine Hingebung der Persönlichkeit ver- 
langt, so sollte auch eine Staatsangehörigkeit, beziehungsweise ein staats- 
bürgerliches Verhältnis, nur einem Staate gegenüber stattfinden: das 
Gegentheil ist eine Anomalie, welche man in Deutschland bei Standes- 
und Grundherren zuließ, wenn deren Gebiete bei ihrer Mediatisierung 
unter die Hoheit verschiedener Staaten gefallen waren. 
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in einem Lande — in Ermangelung anderer Gründe für einen 
Staats verband — auf Staatsangehörigkeit geschlossen werde/ 

§ 87. 

Die Staatsgenossenschaft oder Staatsangehörigkeit bedeutet 
übrigens nicht die individuelle Gebundenheit an das Land der 
Heimat. Die Auswanderungsfreiheit ist gegenwärtig all- 
gemein als eine Folgerung des Grundsatzes der persönlichen 
Freiheit anerkannt. Eine Ausnahm^ von der Regel besteht in 
der Hauptsache nur mehr in den entsprechenden Beschränkungen 
für militärpflichtige Personen in den Staaten der Con- 
scription und der allgemeinen Wehrpflicht. 

Das Staatsrecht mancher Länder schreibt eine bestimmte 
Form der Entlassung aus dem Staatsverbande vor. 
Hievon abgesehen ist jedoch das für die Lösung aus dem bis- 
herigen Staatsverbande entscheidende Moment die Aufnahme 
in eine neue Staatsangehörigkeit. Die alte Staatsangehörigkeit 
dauert daher im völkerrechtlichen Sinne solange fort, bis an 
die Stelle derselben die neue Staatsangehörigkeit getreten ist. 

Falls ein Auswanderer eine Pflicht verletzt, 
welche er nach den Gesetzen seines Heimatstaates vor der ge- 
setzlich zulässigen Auswanderung zu erfüllen hat, so kann er 
ungeachtet seiner Aufnahme in einen neuen Staatsverband gleich- 



* Man kann Eingeborene und Eingewanderte unterscheiden. 
Diese Unterscheidung erschöpft jedoch nicht die Erwerbung der Staats- 
angehörigkeit. Die. Einwohner einer abgetretenen Provinz wer- 
den voUbürtige Staatsangehörige. — Das D o m i c i 1 , d. h. die häusliche und 
feste Niederlassung, verleiht nicht die Staatsangehörigkeit. Viele Gewerbe- 
treibende haben in anderen Staaten ein geschäftliches Domicil, ohne ihren 
nationalen Staats verband aufzugeben. Der Code civile bestimmt im § 17 
ausdrücklich, dass die kaufmännische Etablierung in einem fremden Lande 
im Zweifel nicht als Auswanderung anzusehen sei, weil dieselbe nicht 
„Sans esprit de retour" erfolge. — Großbritannien legte den geborenen 
Briten sogar einen „character indelebilis" bei, indem es behauptete, dass 
das Unterthanenverhältnis unlösbar sei, beziehungsweise dass ein britischer 
Unterthan, wenn er auch einem fremden Souveräne auf seine Gefahr hin 
Gehorsam schwöre, von England stets als Engländer in Anspruch ge- 
nommen werde. Hieraus ergaben sich Conflicte namentlich mit den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika; England schritt jedoch erst im Jahre 1870 
zur Aufhebung seines Grundsatzes. 
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wohl durch den Heimatstaat innerhalb der Grenzen seiner Ge- 
richtsbarkeit zur Verantwortung und Strafe gezogen werden.^ 

^ In England ist die Auswanderungsfreiheit schon durch die „Magna 
Charta" anerkannt worden, jedoch mit dem Zusätze „salva fide nostra" : 
dieses Princip der „perpetual allegiance*^ wurde, wie wir bereits zu be- 
tonen hatten, erst im Jahre 1870 aufgehoben. — Ehedem war die Aus- 
wanderungsfreiheit in den meisten Staaten beschränkt durch das soge- 
nannte Abzugsrecht (Detractrecht, Nachsteuer, gabella emigra- 
tionis, detractus personalis). DavSjenige Gut oder Vermögen, 
welches auf heimischem Boden oder in der heimischen Gemeinschaft (Ge- 
meinde) erworben worden war, galt nach der Grundidee dieses Rechtes 
nicht als reines Privateigenthum , worüber nur der Wille des Eigen- 
thümers verfüge. Infolge dessen wurde das Auswanderungsgut zu Gunsten 
der Gemeinschaft (wie dieselbe im Gemeindeverband durch die Gemeinde, 
im grundherrlichen Verbände durch den Grundherrn und späterhin im 
vStaatsverbande durch den Landesherm repräsentiert wird) mit einer Ab- 
gabe, der sogenannten Nachsteuer oder dem Nachschoss, belegt. — 
Die Aufhebung des Abzugsrechtes erfolgte jedoch schon seit dem Aus- 
gange des XVIII. Jahrhundertes und zwar gewöhnlich durch völkerrecht- 
liche Verträge oder aber auch durch einseitiges Gesetz unter Voraussetzung 
der Gegenseitigkeit (also eventuell mit Vorbehalt der Retorsion). Vergl. 
z. B. Brunners Art. „Nachsteuer" in Holtzendorffs Rechtslexikon. 



Zweites Capitel. 

Die Staatshoheit gegenüber den Inländern im Auslande 
sowie gegenüber den Ausländern im Inlande mit Einschluss 

des Asylrechtes.' 

I. Die Staatshoheit gegenüber den Inländern im Auslände.^ 

§ 88. 

Während des Aufenthaltes im Auslande bleibt der Inländer 
der Staatsgewalt des Heimatstaates unterthänig. Jeder 
Staatsangehörige hat demgemäß auch im Auslande allen Ge- 
setzen und Verordnungen des Heimatstaates nachzuleben. Hier- 
aus folgt, dass ein Staatsangehöriger, welcher im Auslande ein 
gemeines oder politisches Verbrechen begeht, im Heimatstaate 
grundsätzlich selbst dann zur Verantwortung gezogen werden 
kann, wenn er für die nämliche That bereits im Auslande ab- 
geurtheilt und bestraft worden ist. 

Die Steuerpflicht gegen den Staat wird heutzutage regel- 
mäßig vom Wohnorte und nicht von der Staatsangehörig- 
keit abhängig gemacht: insbesondere wird die Steuer von Grund- 
stücken und industriellen oder Handels-Etablissements in dem 
Staate erhoben, in welchem die Steuerobjecte gelegen sind. 

Inwiefern und inwieweit die Privatgesetze eines Staates 
für die Staatsangehörigen auch im Auslande rechtsverbindlich 



* Es handelt sich hiebei um die rechtliche Stellung der im Auslande 
befindlichen Staatsangehörigen zur heimischen Staatsgewalt und um die 
rechtliche Stellung der Fremden zur Territorialhoheit des Aufenthaltsstaates : 
mit beiden Lehren steht das Thema vom Asylrechte in wesentlichem Zu- 
sammenhange. 

* Vergl. Holtzendorff, Handbuch, II. § 119; Hefftcr-Gef^cken, 
Völkerrecht, § 60; Bluntschli, Völkerrecht, § 375 u. f.; Martens, 
Völkerrecht, I. § 87, und Gar eis, Institutionen, § 56. Sich namentlich 
auch Marti tz, a. a. O., S. 804 u. f. 
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sein sollen, bestimmt die jeweilige Landesgesetzgebung: in der 
Regel beschränkt sich jedoch die Wirksamkeit der Civilgesetz- 
gebung auf die Grenzen des Inlandes, d. h. das sogenannte 
Territorialprincip ist in dieser Beziehung maßgebend.^ 

§ 89. 

Keinem Zweifel unterliegt einerseits: 1. dass jeder Staat 
das Recht hat, seine im Auslande befindlichen Unterthanen aus 
öff'entlich-rechtlichen Gründen, z. B. behufs Erfüllung der Wehr- 
pflicht, zurückzurufen, andererseits: 2. dass kein Staat das Recht 
hat, einen von einem fremden Staatsangehörigen gegen dessen 
Heimatstaat angerufenen Schutz zu gewähren. 

In dem unter 1 bezeichneten Falle des jus avocandi 
ist jedoch der fremde Staat nicht verpflichtet, den Rückruf 
irgend zu unterstützen oder bei der Ausführung desselben mit- 
zuwirken. 

Was den unter 2 bezeichneten Fall betrifl\, so involviert 
die Anrufung eines fremden Staates gegen den Heimatstaat für 
den betreffenden Staatsunterthanen das Verbrechen des Landes- 

verrathes.* 

§ 90. 

Der Heimatstaat ist verpflichtet, die Rechte und In- 
teressen seiner Angehörigen im Auslande zu schützen.^ 

Zur Erfüllung dieser Schutzpflicht dient insbesondere die 
diplomatische und consularische Vertretung des Staates 



' Sieh bezüglich der Rechtsverbindlichkeit der Privatgesetze für die 
Staatsgenossen im Auslande Bluntschli, Völkerrecht, § 379. 

* Auch den wohlbegründeten Rückruf braucht der Aufenthalts- 
staat nicht zu unterstützen, da das ganze Verhältnis nur der Beziehung 
des Staatsgenossen zu seinem Heimatstaate angehört, der Aufenthaltsstaat 
aber kein Interesse daran und daher keinen Grund hat, die persönliche 
Freiheit der fremden Reisenden oder derjenigen, die sich in seinem Gebiete 
aufhalten wollen, zu beschränken. Nach dem hiemit bezeichneten Grundsatze 
verfuhr die russische Regierung während des deutsch-französischen 
Krieges von 1870/71 gegenüber den Einberufungen preußischer Staatsange- 
höriger, die in Russland wohnten. — Ober den Grundsatz sieh Bluntschli, 
Völkerrecht, § 375; vergl. auch Martens, Völkerrecht, I. § 87. 

■ Art. 3 der deutschen Reichsverfassung bestimmt: „Dem Auslande 
gegenüber haben alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den Schutz des 
Reiches." 
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im Auslande, sowie — eventuell — die Kriegsmacht des- 
selben.® 

Die Voraussetzungen für die Ausübung der Schutz- 
pflicht sind gegeben, wenn Staatsangehörige im Auslände ent- 
weder durch den fremden Staat selbst eine völkerrechtswidrige 
Behandlung erfahren oder aber im Falle ihrer Verletzung durch 
Unterthanen des fremden Staates von der betreffenden Staats- 
gewalt keinen Rechtsschutz erlangen.^ 

II. Die Staatshoheit gegenüber den Ausländern im Inlande.' 

§ 91. 

Unzweifelhaft steht jedem Staate das Recht zu, in Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit die Bedingungen festzusetzen, 
unter welchen er den Ausländern sein Staatsgebiet eröffnen will 

Eine Zurückweisung kann schon deshalb begründet sein, 
weil die Fremden keine Subsistenzmittel aufzuweisen haben. 

Allgemeine Fremdenvertreibungen kommen in neuerer 
Zeit nur mehr äußerst selten vor in Verbindung mit kriegeri- 
schen Maßregeln. 2 

• Im Jahre 1867 hat Großbritannien dem Beherrscher von Abes- 
sinien den Krieg erklärt, weil derselbe englische Unterthanen widerrecht- 
lich gefangen hielt, und dann auch die Regierung desselben gestürzt. 

"^ Neuzeitlich ist nicht selten der Schutz des Heimatstaates auch dann 
in Anspruch genommen worden, wenn ein fremder Staat zur Ent- 
richtung der Zinsen oder zur Tilgung des Capitales von im 
Auslande contrahierten Anleihen unfähig war. Solche Ansprüche 
giengen z. B. von englischen und französischen Staatsangehörigen bei 
Gelegenheit der Zahlungsunfähigkeit der Türkei und Ägyptens aus. Mit 
gutem Grunde erklärte jedoch Lord Palm er s ton in einer Depesche vom 
Jahre 1848 : „Wenn Engländer ihre Capitalien einem fremden Staate anver- 
trauen, so geschieht dies selbstverständlich in Erwartung von Vortheilen 
aus solchem Geschäfte; dabei haben sie natürlich auch das Risico in 
Anschlag zu bringen, welches sie im Falle der Insolvenz des Schuldners 
tragen: wenn sie diese Möglichkeit nicht in Rechnung zogen, so müssen 
sie sich bei dem Schicksale beruhigen, das jeden Speculanten trifft, der 
sich in seinen Voraussetzungen getäuscht sieht." 

' Vergl. Holtzendorff, Handbuch, § 120; Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 62; Bluntschli, Völkerrecht, § 381 u. f.; Martens, 
Völkerrecht, I. § 87; Bulmerincq, Völkerrecht, § 38, und Gareis, In- 
stitutionen, § 57. 

* „Die volle Autonomie der örtlichen Staatsgewalt wird in dieser 
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§ 92. 

Während ihres Aufenthaltes in dem fremden Staate gelten 
die Ausländer der territorialen Staatsgewalt gegenüber als z e i t- 
weilige Unterthanen (subditi teraporarii) und sind der 
Gerichtsbarkeit und allen Anordnungen unterworfen, welche 
für die Unterthanen des fremden Staates überhaupt und für die 
Ausländer insbesondere gelten. 

Die Ausländer haben namentlich die Verpflichtung, sich 
jeder Störung der örtlichen Rechtsordnung zu enthalten: falls 
dieselben die Straf- oder Polizeigesetze des Aufenthaltsortes 
verletzen, so unterliegen sie allen gesetzlichen Folgen ihrer 
Delicte und haben in dieser Beziehung keine im Vergleiche zu 
den Inländern privilegierte Stellung zu prätendieren. 

Exterritorialität , Verträge und Herkommen begründen 
mancherlei Ausnahmen.^ 

§ 93. 

Im übrigen können nicht alle Leistungen, welche den In- 
ländern obliegen, auf die Ausländer ausgedehnt werden.* 

Die Ausländer sind insbesondere weder der Finanzhoheit 
noch der Militärhoheit des fremden Staates gleich den In- 
ländern unterworfen. '^ 



Hinsicht nur durch zwei Forderungen, welche die internationale Gemein- 
schaft stellt, beschränkt, nämlich, die Ausländer nicht für rechtlos und 
außerhalb der Gesetze stehend zu erklären und sie nicht in ihrer Gesammt- 
heit zu vertreiben, wie das im Alterthume, z. B. in Sparta, geschah (Xene- 
lasien). Durch die Anordnung derartiger Maßregeln würde der Staat gleich- 
sam seine Betheiligung am internationalen Verkehre kündigen und sich 
außerhalb der internationalen Gemeinschaft versetzen." Martens, Völker- 
recht, I. § 87. 

* Politische Emigranten genießen" zum mindesten keine Vor- 
züge vor anderen Ausländern. 

* Die Ausländer müssen namentlich von allen solchen Leistungen 
befreit bleiben, die mit ihrem Rechtsverhältnisse zum Vaterlande unver- 
einbar sind. 

* Gewisse Abgaben sind allerdings auch von den Ausländern zu 
entrichten, z. B. Chausseegeld, Concessionsgebüren, Patentsteuern, Woh- 
nungssteuer, namentlich Verbrauchssteuern und — unter Umständen — 
auch die Einkommensteuern. Die Militärpflicht charakterisiert sich als 
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Hat der Ausländer alle seine Verbindlichkeiten im fremden 
Staate erfüllt, so kann weder seiner Person der Wegzug ver- 
sagt, noch sein Vermögen ihm selbst oder seinen Erben vor- 
enthalten oder beschnitten werden.* 

III. Das Asylrecht. ^ 

§ 94. 

Jeder Staat ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, 
flüchtige Ausländer bei sich aufzunehmen und denselben ein Asyl 
gegen ausländische Verfolgungen zu gewähren. ^ 

Wie in der Regel kein Staat seine eigenen Unterthanen 
ausliefert, so besteht auch in Ansehung der Ausländer nicht un- 
bedingt und ohne weiteres eine Auslieferungspflicht : im übrigen 
wird jedoch heutzutage nur selten ein Staat bei unzweifelhaft 



eine wesentlich politische Pflicht und ist daher von der Staatsangehörigkeit 
nicht zu trennen: sowenig man den Fremden politische Rechte einräumt, 
ebensowenig darf man ihnen auch politische Pflichten auferlegen. 

• In früheren Jahrhunderten wurde der Wegzug von Capitalvermögen 
und zwar insbesondere derjenige von Verlassenschaften noch vielfaltig mit 
Abzugssteuern belastet : die mittelalterlichen Landesherren behaupteten sogar 
oft ein selbst die ausländischen Erben ausschließendes Anrecht auf die 
Verlassenschaft der Fremden. Man bezeichnete dieses angebliche Recht als 
das jus albinagii (droit d'aubaine). 

* Man unterscheidet verschiedenartige Asyle. So spricht man z. B. 
vom Asyl in Kirchen, auf Kriegsschiffen und in Gesandtschaften. 
Unter 111 handelt es sich nur um das Asyl in fremden Ländern. — 
Vergl. über Asylrecht (und Auslieferungspflicht) Holtzendorff, Handbuch, 
IL § 121, sowie IIL § 111 u. f.; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 63 
und § 63 (a); Bluntschli, Völkerrecht, § 394—401; Martens, Völker- 
recht, L § 87, und IL § 91 u. f.; B ulmer incq, Völkerrecht, § 37 u. f., 
und Gar eis, Institutionen, § 68. — Monographien: Mohl, I^hre vom 
Asyle (Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, I. S. 637 u. f.); Bulmerincq, 
Asylrecht (Dorpat 1854); Waymouth Gibbs, Extradition treaties (Lon- 
don 1868); Billot, Trait6 de l'extradition (Paris 1874); Holtzendorff, 
Auslieferung und Asylrecht (Berlin 1881), und Lammasch, Auslieferungs- 
pflicht und Asylrecht (Leipzig 1887). 

' Nach diesem (schon aus dem allgemeinen Hoheitsrechte eines Staates 
gegenüber den Ausländem sich ergebenden) Grundsatze kann insbesondere 
auch von einer Verpflichtung zur Aufnahme politischer Flücht- 
linge nicht die Rede sein. 
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vorliegenden gemeinen Verbrechen die Auslieferung ver- 
weigern; dagegen erfolgt bei politischen oder solchen Ver- 
brechen, welche auf politischen Beweggründen beruhen, der- 
malen durchwegs keine Auslieferung mehr.^ 

Selbstverständlich ist kein Staat gehalten, eine ihm an- 
gebotene Auslieferung ohne vorausgegangene besondere Ver- 
pflichtung anzunehmen.* 

§ 95. 

Die Auslieferung setzt eine auf diplomatischem Wege statt- 
findende Requisition voraus, worin Recht und Interesse der 
Bestrafung darzulegen sind. 

Die beglaubigten Actenstücke des requirierenden 
Staates nehmen Beweiskraft in Anspruch. 

Die Auslieferung selbst erfolgt über Entscheidung 
der obersten Verwaltungsinstanz oder aber über richter- 
liche Cognition und findet — eventuell — an den Grenzen 
des Staatsgebietes an die auswärtige Behörde gegen Erstattung 
der Kosten statt. "^ 

§96. 

Jedem Staate obliegt die Pflicht, Maßregeln zu treffen, 
durch welche einem Missbrauche des Asylrechtes — und 
zwar namentlich von Seite politischer Flüchtlinge — zu Handlungen 
gegen andere befreundete Staaten vorgebeugt wird : hienach sind 



* Die ältesten Auslieferungsverträge waren umgekehrt gerade politi- 
scher Natur. Schwierigkeiten unterliegt oft die Entscheidung darüber, 
was im einzelnen Falle ein politisches Verbrechen ist, wenn z. B. gemeine 
Verbrechen aus politischen Motiven begangen werden: gerechter Weise 
hat hier die Auslieferung zu erfolgen, wenn der Aufenthaltsstaat aner- 
kennen muss, dass nach seinen Gesetzen ein gemeines Verbrechen vorliegt. 
Nach dem Vorgange des belgisch-französischen Vertrages vom 22. Sep- 
tember 1856 wiederholt sich in vielen Verträgen die ausdrückliche Be- 
stimmung, dass Mord, Vergiftung und Versuch dazu gegen einen 
Souverän oder ein Mitglied seiner Familie nicht als politische 
Verbrechen gelten. Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 63, Note 9. 

* Ausdrücklich anerkannt ist dieser Grundsatz z. B. im preußisch- 
russischen Vertrage vom 25. Mai 1816. 

* Im Falle einer Desertion von Matrosen erfolgt summarische 
Auslieferung ohne diplomatisches Ansuchen. Sieh Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 63, Note 10. 
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als Verletzungen des Asylrechtes insbesondere solche Hand- 
lungen zu verhindern und — eventuell — zu bestrafen, welche 
der betreffende Staat als eine Verletzung der Rechtsordnung 
bei seinen eigenen Unterthanen anerkennen würde. 

Die Berufung auf unzulängliche Mittel ist hiebei 
unzulässig, weil ein Staat, der überhaupt Flüchtlinge aufnimmt, 
auch die Mittel zu beschaffen hat, um die aufgenommenen Flücht- 
linge zur Beachtung der im In lande bestehenden Rechtsordnung 
zu zwingen. 

Eine Regierung kann namentlich den Flüchtlingen den 
Aufenthalt in Grenzorten untersagen und denselben einen 
Aufenthaltsort im Innern des Landes anweisen (Internierung); 
sie darf nach Umständen, bei gefährlichen Symptomen, eine 
polizeiliche Überwachung einzelner Individuen anordnen; 
sie mag endlich gegen ein bestimmtes Subject zur Ausliefe- 
rung schreiten, „qui par sa conduite compromet la tranquillite 
publique." * 



• Belgisches Gesetz vom Jahre 1868. Ein neueres Beispiel der An- 
wendung eines Mittels, um Verletzungen des Asylrechtes vorzubeugen, gab 
die Schweiz, welche im Jahre 1878 das den Königsmord vertheidigende 
Blatt „L' avantgarde" (anarchisches Organ) unterdrückte. Ein neueres Bei- 
spiel der Bestrafung einer Verletzung des Asylrechtes gab die englische 
Jury, welche den Herausgeber der „Freiheit" (Most) verurtheilte, »weil 
eine in England erfolgte Veröffentlichung, welche die Aufreizung zum 
Morde von Souveränen auswärtiger Staaten oder anderer Personen be- 
zwecke, ein streng zu bestrafendes Verbrechen sei". 



Drittes Capitel. 
Die Staatshoheit und die Sclaverei.^ 

§ 97. 

Das moderne Völkerrecht erblickt im Schutze der 
persönlichen Freiheit die höchste Aufgabe der internatio- 
nalen Gemeinschaft; es verneint demgemäß die Zulässigkeit des 
Eigenthumes des Menschen am Menschen und anerkennt kein 
Recht der Sciaverci, gleichviel, ob solche von Einzelnen 
oder von Staaten behauptet werde. 

Die Luft des freien Staates macht heute schneller und ent- 
schiedener frei, als im Mittelalter die Luft der freien Stadt. 

Sobald fremde Sclaven den Boden eines freien Staates 
betreten, wohin auch die Fahrt auf freiem Schiffe auf 
offener See gehört, werden sie sofort von rechtswegen als 
Freie betrachtet und ohne vorgängige Freilassung von Seite des 
Herrn auch gegen diesen in ihrer Freiheit geschützt. Kriegs- 
schiffe gewähren flüchtigen Sclaven ein Asyl selbst in den 
Hoheitsgewässem eines Staates, in welchem die Sclaverei zu Recht 
besteht. Überseeischer Handel mit Sclaven wird sowenig 
mehr geduldet, wie die Abhaltung von Sclavenmärkten.* 



' Vergl. hauptsächlich die Abhandlung von Gar eis („Die Inter- 
diction des Sclavenhandels") in Holtzendorffs Handbuch, II. § 102 u. f., 
sowie die Abhandlung von Martitz („Das internationale System zur Unter- 
drückung des afrikanischen Sclavenhandels") in Lab and und Störks Archiv 
für öffentliches Recht, I. vS. 43 u. f. — Sieh daneben Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 58 und § 104; Bluntschli, Völkerrecht, S. 18 u. f. und 
§ 360—363; Martens, Völkerrecht, I. §85, und Bulmerincq, Völker- 
recht, § 92. — In geschichtlicher Beziehung ist zu vergleichen Biot, L'abo- 
lition de Tesclavage ancien. Paris 1841. 

* Durch die Aufhebung der Sclaverei in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika (1865), in Brasilien (1871) und auf der Insel Cuba 
(1877) ist dem alten Sclavenhandel seine Hauptnahrung entzogen worden, 
obwohl derselbe an der Ostküste von Afrika noch immer energisch 
bekämpft werden muss. Die Fälle sind ^uch jetzt noch nicht selten, in 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 7 
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§ 98. 

Von höchster Bedeutung für die Bekämpfung der Sclaverei 
war es in unserem Jahrhunderte zunächst, dass auf dem Wiener 
Congresse in einer förmlichen Erklärung vom 8. Februar 
1815 der von Afrika nach Amerika betriebene Negerhandel 
missbilligt wurde und acht Mächte sich zur Anordnung ge- 
meinsamer Maßregeln verpflichteten „behufs vollständiger und 
definitiver Unterdrückung einer Plage, die solange Afrika ent- 
völkert, Europa geschändet und die Humanität betrübt hat". ^ 

Unter den seit dem Wiener Congresse abgeschlossenen 
und auf die Abschalfung der Sclaverei abzielenden Verträgen 
bezeichnet sodann einen besonderen Fortschritt der Quintupel- 
vertrag, welcher in London am 20. Deccmber 1841 zwischen 
Osterreich, Preußen, Frankreich, Großbritannien und Russland 
abgeschlossen wurde und in welchen das Deutsche Reich am 
29. März 1879 an Stelle Preußens eintrat. Dem auf die Unter- 
drückung des Sclavenhandels gerichteten Quintupelvertrage, 
dessen wesentlichen Inhalt auch der Washingtoner Vertrag 
vom 7. April 1862 für die Nordamerikanische Union acceptierte, 
trat Belgien im Jahre 1848 bei. Die übrigen Staaten begnügten 

welchen Kreuzer vSclavenhändler abfangen, welche ihre Ware nach Ägypten, 
Arabien und anderen Gegenden führen und daselbst mehr oder weniger 
oifen losschlagen. 

^ Die seit dem Wiener Congresse fortgesetzten Unterhandlungen 
zwischen den Mächten führten zur Ausbildung zweier entgegengesetzter 
S)^steme des Kampfes gegen das eingewurzelte Übel: das eine, welches 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika und Frankreich bevorzugten, 
gieng vom Principe der vollen vSouveränetät eines jeden vStaatcs aus 
und widersetzte sich der Controle durch fremdländische Regierungen und 
zwar insbesondere der Durchsuchung der Schiffe, welche mit vSchwarzen 
befrachtet zu sein verdächtig waren ; das andere oder das englische vSystem 
erblickte dagegen in der Unterdrückung der vSclaverei eine internatio- 
nale Angelegenheit und suchte dahin zu Avirken, dass die Regierungen 
der erhabenen Aufgabe wegen allen kleinen Besorgnissen um ihre Freiheit 
und speciell um die Unverletzlichkeit ihrer Handelsflagge entsagen möchten. 
Vergl. Martens, Völkerrecht, I. § 85. — Ruhmwürdig sind insbesondere 
auch die Verdienste der katholischen Kirche um die Abschaffung des 
vSclavenhandels. Sieh z. B. das Breve Papst Gregors XIV. (datiert vom 
3. December 1839, gezeichnet vom Cardinal Lambruschini). — Über die 
geschichtliche Entwicklung der völkerrechtlichen Interdiction des Sclaven- 
handels vergl. überhaupt Gareis in Holtzendorffs Handbuch, II. § 103, 
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sich damit, Verträge über ein Durchsuchungsrecht selb- 
ständig mit England abzuschließen/ 

Die jüngste Maßregel, welche durch die civilisierten Staaten 
der Gegenwart gegen den Sclavenhandel ergriffen worden ist, 
bedeutet die im Art. 9 der Congoconferenz-A cte vom 
26. P'ebruar 1885 übernommene Verpflichtung der Signatar- 
mächte, im Gebiete des Conventionellen ('ongobeckens alle 
Mittel anzuwenden, um dem Sclavenhandel ein Ende zu machen 
und diejenigen, welche ihm obliegen, zu bestrafen.'^ 

§ 99. 

Eine neue versteckte Art des Menschenhandels zeigt sich 
in dem sogenannten Kulihandel, wobei man unter „Kuli" 
(„Caolies") diejenigen Chinesen versteht, welche die Unternehmer 
in den chinesischen Hafenplätzen anwerben und nach den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika oder auf die Inseln des 
Stillen Oceans verschiffen, woselbst sie in Gemäßheit schrift- 
licher Contracte im vollen Sinne des Wortes wie Ncgersclaven 
arbeiten müssen. 

Die chinesische Regierung erließ im Jahre 1866 ein 
Gesetz zur Regulierung der Anmietung der Kuli, wodurch den 
Betrügereien beim Abschlüsse der betreffenden Contracte vor- 
gebeugt werden sollte. 

England und Frankreich widersetzten sich aber der 
Ausführung dieses Gesetzes als einer ihren vertragsmäßig ge- 
sicherten Handelsinteressen abträglichen Maßregel.® 

* England ließ sich außerdem durch eine Menge von Separatver- 
trägen von afrikanischen Fürsten, sowie von Persien das ein- 
seitige Recht zugestehen, ein Visitationsrecht aller des Sclavenhandels ver- 
dächtigen Schiffe der Flaggen der betreffenden halbcivilisierten Staaten durch 
wseine Kriegsschiffe auszuüben. 

' Die gleiche Verpflichtung obliegt auch dem Congo Staate. Sieh 
Gar eis (über Art. 9 der Congoconferenz-Acte) in Holtzendorffs Hand- 
buch, IL § 104. 

* Vergl. Gar eis, Das heutige V()lkerrecht und der Menschenhandel. 
Berlin 1879. Sieh über die Maßregeln, durch welche der Übergang des 
„labor trade" in den „slave trade" oder der Arbeitermietung in den vSclaven- 
handel verhindert werden soll, die Ausführungen von Gareis in Holtzen- 
dorffs Handbuch, IL § 105 und § 106. 






Dritter Abschnitt. 

Die Normen im Interesse des internationalen Verkehres 

der Staatsangehörigen.^ 



Erstes Capital. 
Das wirtschaftliche Gebiet. ^ 



I. Landvs^irtschaft, Gewerbe und Handel.^ 

§ 100. 

Die internationale Fürsorge für die Urproduction über- 
haupt und für die Landwirtschaft insbesondere ermöglicht 
sich in der Regel nur mittelst des Abschlusses von Handels- 
verträgen (vergl. § 102) und zwar namentlich von solchen Ver- 
trägen, durch welche der Absatz der wichtigsten Rohproducte 
des Inlandes im Auslande erleichtert und gefördert wird. 

Ausnahmsweise können jedoch auch durch ein gleich- 
zeitiges gemeinsames Vorgehen mehrerer Staaten Maß- 
regeln ergriffen werden, welche, ohne den Charakter von 
Handelsverträgen zu haben, einen völkerrechtlichen Schutz ge- 
fährdeter landwirtschaftlicher Interessen bedeuten. 

Das jüngste Beispiel für derartige Maßregeln bietet die I n t e r- 
nationale Reblaus-Convention vom 17. September 1878, 



' Wir erörtern unter diesem Titel die internationalen Vereinbarungen: 
1. auf dem wirtschaftlichen Gebiete; 2. auf dem geistigen Gebiete von Wissen- 
schaft und Kunst; 3. auf dem Gebiete der Sicherheits- und Rechtspflege. 

' Wir unterscheiden hiebei: 1. die internationale Fürsorge für Land- 
wirtschaft, Gewerbe und Handel ; 2. die internationale Regelung des Trans- 
port- und Communicationswesens ; 3. die anderweitigen Vereinbarungen 
für den internationalen Wirtschaftsverkehr. 

' Die Vermengung von Grundsätzen der Volkswirtschafts- 
politik mit den Normen und Institutionen des Völkerrechtes ist 
gerade in derartigen Fragen ebenso üblich, als unzulässig und beirrend. 
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beziehungsweise die — zwischen Österreich-Ungarn, Deutsch- 
land, Frankreich, Portugal und der Schweiz abgeschlossene — 
neue Reblaus-Convention vom 3. November 1881, welcher' 
inzwischen auch Belgien, Luxemburg, die Niederlande und Serbien 
beigetreten sind.** 

§ 101. 

Die internationale Fürsorge für das Gewerbewesen 
betrifft wesentlich : 1. das gewerbliche Eigenthum, welches 
die Fabrikmarken und Warenzeichen, sowie die Muster und 
Erfindungspatente umfasst; 2. das Fischereigewerbe. '^ 

Was den Schutz des gewerblichen Eigenthumes anbelangt, 
so besteht diesfalls nicht nur eine Unzahl von Verträgen 
zwischen einzelnen Staaten, sondern auch eine eigene Union, 
deren Mitglieder sich gegenseitig den Schutz wie Inländer ge- 
währen für alle Erfindungspatente, Fabrikmuster und Modelle, 
Fabrikzeichen und Firmen. Die Grundlage dieser Union bildet 
die „Convention pour la protection de la propriete industrielle" 
vom 20. März 1883. Unterzeichnet ist diese Convention von 
Belgien, Brasilien, Frankreich, Guatemala, Italien, den Nieder- 
landen, Portugal, Salvador, Serbien, Spanien und der Schweiz.^ 

In Bezug auf das Fischereigewerbe sind von neueren 
internationalen Vereinbarungen namentlich hervorzuheben theils: 
1. der Vertrag, welcher von sechs Staaten (Deutschland, Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien und den Niederlanden) 
am 6. Mai 1882 hinsichtlich der polizeilichen Regelung der 
Fischerei in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer ab- 



* Vergl. Gar eis, Institutionen, § 61. 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 248; 
Martens, Völkerrecht, II. § 64; Bulmerincq, Völkerrecht, § 41, und 
Gareis, Institutionen, § 62. — Was den Schutz des gewerblichen Eigen- 
thumes im besonderen anbelangt, sieh Dambachs Abhandlung („Die 
Staatsverträge über Urheberrecht, Musterschutz, Markenschutz und Patent- 
recht") in Holtzendorffs Handbuch, III. § 134—141. — Die Frage 
des Urheberrechtes an Werken der Literatur und Kunst ist nach unserer 
Systematik im zweiten Capitel, betreffend die Normen im Interesse des 
internationalen Verkehres der Staatsangehörigen auf geistigem Gebiete, zu 
erörtern. 

* Über den Hauptgrund der Nichtbetheiligung anderer Staaten an 
der Convention vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 248, Note 2. 
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geschlossen worden ist; theils: 2. der zwischen Deutschland, 
den Niederlanden und der Schweiz bezüglich der Regelung der 
Lachsfischerei im Stromgebiete des Rheins ab- 
geschlossene Vertrag vom 30. Juni 1885.' 

§ 102. 

Der Pflege des internationalen Handelsverkehres dienen 
namentlich theils : 1. die H a n d e 1 s- (und Schiffahrt s-) Ver- 
träge, theils: 2. die internationalen Zollverbindungen und 
Zollkartells.« 

Der Begriff des „Handelsvertrages" ist schwer zu be- 
grenzen, da in gewissem Sinne jeder Vertrag, welcher die In- 
teressen des Handels auch nur indirect berührt, als ein Handels- 
vertrag bezeichnet werden kann. Insbesondere sind die Handels- 
verträge in der Regel zugleich SchiflFahrtsverträge. Soweit es 
sich jedoch um reine Handelsverträge handelt, schließen die- 
selben gewöhnlich zwei Kategorien von Bestimmungen in sich 
und zwar theils: I.Bestimmungen über die Rechtsstellung 
der handeltreibenden Angehörigen der Vertragsstaaten in den 
respectiven Gebieten, theils: 2. Bestimmungen über den eigent- 
lichen Handelsverkehr (zumal in den Formen des Ein-, 
Aus- und Durchfuhrhandels [des Landhandels und des See-, 
beziehungsweise überseeischen Handels]).^ — Einen sehr ver- 
schiedenen Umfang und Inhalt haben namentlich die Handels- 
verträge mit civilisierten Staaten und mit halbcivilisierten 
Staaten aufzuweisen. Die Handelsverträge mit civilisierten Staaten 
sind nur verkehrregelnde und verkehrerleichternde 
Verträge. Die Handelsverträge mit halbcivilisierten Staaten sind 
in erster Linie verkehr eröffnende Verträge.^® — Be- 

' Vergl. Gareis, Institutionen, § 62. 

® Vergl. die Abhandlung von Melle (über Handels- und Schiffahrts- 
verträge) in Holtzendorffs Handbuch, III. § 38—56. — Sieh auch Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 249; Martens, Völkerrecht, II. § 51—53; 
Bulmcrincq, Völkerrecht, § 41, und Gareis, Institutionen, § 59. — 
Monographien: D'Inghuem, Considcrations sur Ics traitds de commerce 
en g6n6r 3l\ (Paris 1866), und Schraut, »System der Handelsverträge und 
der Meistbegünstigung (Leipzig 1884). 

' Vergl. Melle in Holtzendorffs Handbuch, III. § 46. 
*•* Übersichtliche Aufzählung neuCvSter Beispiele beider Vertrags- 
kategorien in den Gareis'schen Institutionen, § 59. 
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sonders wichtig ist die Eintheilung der Handelsverträge in: 
1. mittelalterliche Handelsverträge, in welchen ein barbari- 
scher Staat den fremden Kaufleuten überhaupt erst die Rechts- 
sicherheit verspricht, ohne die an einen regelmäßigen Handel 
gar nicht gedacht werden könnte; 2. mercantilistischc 
Handelsverträge, welche entweder einen Handelskrieg mit einem 
Nebenbuhler in erträglicher Weise versöhnen oder aber durch 
nähere Verbindung mit einem Staate, dessen Rivalität man 
weniger fürchtet, die schlimmsten Folgen der allgemeinen Ab- 
sperrung mildern wollen; 3. freihändlerische oder moderne 
Handelsverträge, welche die Anbahnung des Ideals der all- 
gemeinen Handelsfreiheit bezwecken. Die freihändlerischen oder 
modernen Handelsverträge charakterisieren sich namentlich durch 
die sogenannte Meistbegünstigungsclausel, d. h. durch 
eine Clausel, welche den einen Contrahenten entweder generell 
oder in bestimmten Beziehungen der von dem anderen Contra- 
henten jetzt oder in Zukunft günstigst behandelten Nation gleich- 
stellt. Diese Clausel wird gewöhnlich gegenseitig stipuliert: 
die an sich mögliche Bestimmung, dass der andere Contrahent 
nur diejenigen Rechte haben soll, welche zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses der meistbegünstigten Nation zustehen, dürfte da- 
gegen thatsächlich wohl kaum vorkommen.'^ 

Als verschiedene Formen der internationalen Zollver- 
bindungen unterscheidet man: 1. den Zollverein, wobei die 
(nieder eines Bundesstaates zu Gunsten der Bundesgewalt ihre 
Prärogativen hinsichtlich der Handelsordnung und Zollgesetz- 
gebung aufgeben; 2. den Zollanschluss, wobei ein Staat 
sich an die Zoll- und Handelsordnung eines anderen Staates 
anschließt; 3. den Zollverband im engeren Sinne, der 
in einer Union unabhängiger Staaten besteht, welche unterein- 
ander in Ansehung des Handels und insbesondere des Zoll- 
wesens eine gemeinsame Verfassung und Verwaltung vertrags- 
mäßig eingerichtet haben. ^^ — Die eventuelle Ergänzung inter- 



^' Vergl. Röscher, Nationalökonomik des Handels und Gewerb- 
fleißes (Stuttgart 1881), § 39, und Melle in Holtzendorffs Handbuch, 
III. § 49. 

'■ Den Typus des Zoll Verbandes im engeren Sinne, welcher einen 
rein internationalen Charakter an sich trägt, bot der im Jahre 1828 durch 
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nationaler Zollverbindungen bildet ein sogenanntes „Zollkartell". ^^ 
— Der Zweck des Zollkartells besteht in der Sicherung des 
Zollwesens durch Vereinbarung von Maßregeln zur Verhütung 
und Bestrafung des Schleichhandels.** 

II. Transport- und Communicationswesen.' 

§ 103. 

Dem von allen civilisierten Völkern und Staaten empfun- 
denen Bedürfnisse nach einer möglichst erleichterten und be- 
schleunigten internationalen Post- und Telegraphenverbindung 
entsprach im Vollmaße erst die Begründung eines Weltpost- 
vereines und der Abschluss eines Internationalen Tele- 
graphenvertrages.2 

Was zunächst den Weltpostverein anbelangt, so eröffnet 
sich die Reihe der Weltpostverträge mit dem von einundzwanzig 
Regierungen abgeschlossenen Berner Grundvertrage vom 
9. October 1874, vermöge dessen ein allgemeiner Postverein 
gegründet werden sollte. Entsprechend dem „Traite concernant 
la creation d'une Union generale des postes" wurde denn auch 
in der That durch den Pariser Vertrag vom I.Juni 1878 



Vertrag Preußens mit Hessen-Darmstadt begründete Deutsche Zoll- 
verein, welcher seit dem Jahre 1853 alle Deutschen Bundesstaaten außer 
Mecklenburg, Holstein, den Hansestädten und Deutsch- 
Österreich umfasste. Vergl. Fischer, Über das Wesen und die Be- 
dingungen eines Zollvereines (Jenenser Jahrbücher, VI — VIII). 

'* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 249, Note 2. 

'* Vergl. z. B. den Vertrag zwischen dem Deutschen Zollvereine 
und Österreich vom 19. Februar 1853 oder den deutsch-österreichi- 
schen Handelsvertrag vom Jahre 1881. 

* Hiebei gelangen als Mittel des internationalen Verkehres der Staats- 
angehörigen in Betracht: 1. Post und Telegraphie, 2. Eisenbahnen und 
3. Schiffahrtswesen. 

* Sieh Dambachs Abhandlung über „Post- und Telegraphenver- 
träge" inHoltzendorffs Handbuch, III. § 74— 85. — Vergl. auch Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, §247; Martens, Völkerrecht, IL §60 und §61; 
Bulmerincq, Völkerrecht, § 42, und Gar eis, Institutionen, § 63 und § 64. — 
Monographien: Fischer, Die Telegraphie und das Völkerrecht (Leipzig 
1876), und Renatilt, Etudes sur les rapports intemationaux. La Poste et 
le T616graphe (Paris 1877). 
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(„Convention d'union postale universelle") oder durch den „Welt- 
postvertrag" der Weltpostverein gegründet, von welchem gegen- 
wärtig nur noch ein Theil von Australien und einige Staaten 
in Afrika ausgeschlossen sind. Seine Ergänzung fand der Welt- 
postvertrag vom I.Juni 1878 durch das Lissaboner Zusatz- 
abkommen vom 21. März 1885. — Als weitere große internatio- 
nale Postverträge sind zu verzeichnen: 1. das Übereinkommen, 
betreffend den Austausch von Briefen mit Wertangabe, vom 
I.Juni 1878, mehrfach abgeändert durch das Lissaboner Zusatz- 
abkommen vom 21. März 1885; 2. das Übereinkommen, betreffend 
den Austausch von Postanweisungen, vom 4. Juni 1878, 
erweitert durch das Lissaboner Zusatzabkommen vom 21. März 
1885; 3. die Übereinkunft, betreffend den Austausch von Post- 
packeten vom 3. November 1880, verbessert durch das Lissa- 
boner Zusatzabkommen vom 21. März 1885; 4. das Überein- 
kommen, betreffend den Postauftragsdienst, vom 21. März 
1885, vereinbart auf dem Lissaboner Postcongresse. — Im übrigen 
sind die unter 1—4 verzeichneten Verträge nicht durch alle 
dem Weltpostvereine angehörigen Staaten abgeschlossen worden : 
es haben sich vielmehr an dem Vertrage über Wertbriefe nur zw^ei- 
undzwanzig Staaten, an dem Übereinkommen über Postanweisun- 
gen nur siebzehn Staaten, an der Übereinkunft über Postpackete 
nur einundzwanzig Staaten und an dem Übereinkommen über 
den Postauftragsdienst nur zwölf Staaten betheiligt.^ 

Was sodann die Telegraphie anbelangt, so führte der dem 
ganzen Institute innewohnende internationale Charakter noch 
früher, als bei der Post, zur Idee des Abschlusses eines möglichst 
viele Staaten umschließenden Gesammt Vertrages. Die Realisie- 
rung dieser Idee wurde bereits im Jahre 1855 auf einem Con- 
gresse in Brüssel angebahnt. Unter dem 17. Mai 1865 erfolgte 
sodann der Abschluss des Telegraphen Vertrages von 
Paris durch zweiundzwanzig Staaten. — Im Pariser Vertrage 
war dessen Unterwerfung unter „periodische Revisionen" auf 
späteren Conferenzen vorbehalten. Derartige Conferenzen haben 
demnächst stattgefunden: im Jahre 1868 in Wien, im Jahre 1872 



' Bezüglich aller Einzelheiten muss auf Dambachs treffliche Ab- 
handlung in Holtzendorffs Handbuch (III. § 77 — 81) verwiesen werden. 
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in Rom und im Jahre 1875 in St Petersburg. Der St. Peters- 
burger Vertrag vom 10./22. Juli 1875 ist der gegenwärtig 
geltende „Internationale Telegraphenvertrag". — Eine besondere 
internationale Vereinbarung besteht „zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel". Der betreffende Vertrag wurde 
am 14. März 1884 zu Paris durch die Bevollmächtigten von sechs- 
undzwanzig Staaten Europas, Asiens und Amerikas unterzeichnet. 
Später erfolgte auch der Anschluss Japans an den Vertrag.* 

§ 104. 

Die Eisenbahn vertrage können in fünf Gruppen ein- 
getheilt werden, nämlich in: 1. Verträge über den Bau und 
Betrieb von internationalen Eisenbahnlinien; 2. Verträge 
über pecuniäre Unterstützung einer für den internationalen 
Verkehr wichtigen Eisenbahnlinie; 3. Verträge über die tech- 
nische Einheit der internationalen Eisenbahnlinien ; 4. Ver- 
träge über das internationale Eisenbahn-Privatrecht; 
5. Verträge über den internationalen Strafrechtsschutz 
der Eisenbahnen.^ 

Behufs Verwirklichung der technischen Einheit internatio- 
naler Eisenbahnen trat am 16. October 1882 eine Conferenz 
von Vertretern des Deutschen Reiches, der Österreichisch-Ungari- 
schen Monarchie, Frankreichs, Italiens und der Schweiz in Bern 
zusammen, welche die Bedingungen für die Spurweite und 
das Rollmaterial der Bahnen im internationalen Transit- 
verkehre festsetzte. Eine zweite Conferenz vom 10.— 15. Mai 
1886 revidierte die betreffenden Beschlüsse und fügte denselben 
gleichzeitig Bestimmungen hinzu über den Zollverschluss der 
Güterwagen. Die Ratification der Entwürfe wird die Eisenbahnen zu 
einer „wahrhaft völkerrechtlichen Weltverkehrsanstalt" erheben.^ 

Vom 13. Mai bis 4. Juni 1878 tagte sodann in Bern eine 

* Vergl. Dambach in Holtzcndorffs Handbuch, 111. §82—85. 

° Vergl. Meili in Holtzcndorffs Handbuch, III. § 57—73. — Sieh 
auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 247; Martens, Völkerrecht, 
II. § 62; Bulmerincq, Völkerrecht, § 42, und Gar eis, Institutionen, 
§ 65. — Monographien: Egcr, Die Einführung eines internationalen Eisen- 
bahnfrachtrechtes (Berlin 1877), und G. de vS eigne ux, Du projet de Con- 
vention internationale sur le transport des marchandises (Paris 1878). 

« Vergl. Meili in Holtzcndorffs Handbuch, III. § 63. 
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Conferenz fast aller europäischen Staaten über drei Verträge, 
betreifend das internationale Eisenbahn-Privatrecht, deren Ent- 
würfe in den Jahren 1881 und 1886 revidiert wurden. "^ 

§ 105. 

Was das Schiffahrtswesen anbelangt, so handelt es sich 
hier, nachdem das „Schiffsrecht' im gemeinhin üblichen Sinne 
des Wortes schon früher (§ 79—81) erörtert wurde, nur mehr 
um eine Übersicht derjenigen Maßregeln, welche eine inter- 
nationale Fürsorge für die Interessen des Schiffahrts- 
wesens bedeuten.^ 

Derartige Maßregeln betreffen theils: 1. die Schiffe, theils 
2. die Seefahrer. Was die Schiffe anbelangt, so kommt in 
hauptsächlichen Betracht die vertragsmäßige Ordnung der Ver- 
hältnisse in Ansehung der Nationalität oder Staatsan- 
gehörigkeit, des Vermessungswesens und des Schutzes 
der Schiffe (Signalwesen, Ausweichen der Schiffe, Lootsen- 
wesen, Zusammenstöße auf See, Seewarte, Strandungswesen 
u. s. w.). Was die Seefahrer anbelangt, so kommt hiebei z. B. 
in Betracht die vertragsmäßige Ordnung der Verhältnisse in 
Ansehung der Befähigung zur Führung eines See- 
schiffes, der Beurkundung des Personenstandes 
auf See und der Behandlung von Schiffsdeserteuren." 

Im übrigen erfolgt die Mehrzahl der hier in Rede stehenden 
Maßregeln von Seite der einzelnen Staaten kraft eigener Souve- 
ränetät selbständig, jedoch unter Beobachtung der völkerrecht- 
lichen Verträge und des gewohnheitsmäßigen Völkerrechtes.'^ 

^ Ein reiches Vertragsmatcrial bietet in Ansehung des internationalen 
Eisenbahnwesens der Gotthardtbahn-Vertrag. Vergl. Meili in 
Holtzendorffs Handbuch, III. § 60. 

•* Sieh Melle in Holtzendorffs Handbuch, III. §38 - 56 (insbesondere 
§ 54 und § 55). — Vergl. auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 249; 
Martens, Völkerrecht, II. § 55 u. f.; Bulmerincq, Völkerrecht, § 41, 
und Gar eis, Institutionen, § 58. — Alle hier in Betracht gelangenden 
Punkte sind ausführlich erörtert an den verschiedenen Stellen des vSec- 
r echtes von Pereis. 

^ Eine gute t'lbersicht über derartige neuere Verträge gewährt 
Bulmerincq, Völkerrecht, § 41. 

»" Vergl. z. B. bezüglich des Deutschen Reiches die treffliche Dar- 
stellung von Zorn, Staatsrecht, IL § 40. 
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III. Anderweitige Vereinbarungen für den internationalen 

Wirtschaftsverkehr. ^ 

§ 106. 
Von internationalen Maß- und Gewichtsverträgen 
ist namentlich die von den Delegierten europäischer und ameri- 
kanischer Staaten auf der Pariser Conferenz vom Jahre 1875 
unterzeichnete Internationale Meterconvention her- 
vorzuheben. ^ 

Durch diese Convention wurde in Paris ein der Leitung 
eines „Internationalen Gewichts- und Maßausschusses" unter- 
stehendes „Internationales Gewichts- und Maßbureau" begründet, 
welches die Vergleichung und Beurkundung neuer Meter- und 
Kilogrammprototype zu besorgen und die internationalen Proto- 
type aufzubewahren hat.^ 

Der „Internationale Gewichts- und Maßausschuss" unter- 
steht selbst wieder einer aus Vertretern aller Vertragsstaaten 
zusammengesetzten „Allgemeinen Gewichts- und Maßconferenz".^ 

§ 107. 

Von internationalen Münzverträgen sind nament- 
lich hervorzuheben die sogenannte Lateinische Münzcon- 
vention und die Skandinavische Münzconvention.^ 

Die „Lateinische Münzconvention" wurde durch den zwischen 
Frankreich, Belgien, Italien und der Schweiz abgeschlossenen 
Vertrag vom 23. December 1865 begründet. Griechenland trat 



* Hiebei kommen vornehmlich in Betracht: 1. die internationalen 
Maß- und Gewichtsverträge, 2. die internationalen Münz vertrage und 3. das 
internationale Sanitätswesen. 

* Vergl.Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §247; Martens, Völker- 
recht, § 63, und Bulmerincq, Völkerrecht, § 42. 

^ Bezüglich anderer Aufgaben des Bureaus sieh Art. 6 der Con- 
vention vom 20. Mai 1875. 

* Vertragsstaaten: Osterreich-Ungai'n, das Deutsche Reich, Belgien, 
Brasilien, die Argentinische Conföderation, Dänemark, Spanien, die Ver- 
einigten vStaaten von Nordamerika, Frankreich, Italien, Peru, Portugal, 
Russland, Schweden-Norwegen, die Schweiz, die Türkei und Venezuela. 

^ Vergl.Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §247; Martens, Völker- 
recht, IL § 63, und Bulmerincq, Völkerrecht, § 42. 
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im Jahre 1868 in die Union ein. Im Jahre 1878 unterzeichneten 
die Mitglieder der Union zu Paris eine neue Convention. — 
Die Union wurde ursprünglich durch das Steigen des Silber- 
wertes und das Fallen des Goldwertes hervorgerufen: die Pariser 
Convention setzte die Bedingungen fest, welche die Mitglieder 
der Union in Ausübung ihres Münzregales einzuhalten haben. — 
Die neue Convention vom Jahre 1878 änderte diejenigen Punkte 
der alten Convention, welche sich auf das Wertverhältnis zwi- 
schen Gold und Silber bezogen.* 

Die „Skandinavische Münzconvention" wurde durch den 
zwischen Dänemark und Schweden-Norwegen abgeschlossenen 
Vertrag vom 27. Mai 1873 begründet.' 

§ 108. 

Die Fürsorge für das internationale Sanitätswesen 
äußert sich theils: 1. in gemeinsamen Maßregeln zur Abwehr 
ansteckender Krankheiten und zur Verhinderung der 
Ausbreitung derselben, theils: 2. in Vereinbarungen, 
wodurch die einzelnen Staaten die medicinische Hilfe- 
leistung in ihren Grenzgemeinden auch denjenigen 
Personen gestatten, welche diese Hilfe in den benachbarten 
Gemeinden des angrenzenden Staates ausüben.^ 

Von besonderer Bedeutung sind die Quarantänemaß- 
regeln, welche gegen die Einschleppung von Seuchen ein- 
gerichtet werden. Man unterscheidet die Landquarantäne 
und die Seequarantäne. Die Landquarantäne besteht in der 
Absperrung und Bewachung der Grenzlinie mittelst eines poli- 
zeilichen oder militärischen Cordons; die Seequarantäne setzt 
voraus, dass der Staat bestimmte Häfen als Quarantänehäfen 
bezeichnet, in welchen die Landung von Schiffen nur unter 
besonderen Vorsichtsmaßregeln gestattet ist.® 



' Der Preis des Silbers war nämlich in der Zwischenzeit wieder 
gesunken. 

' Der AbschlUvSs der Union diente zur Einführung eines gemeinsamen 
Mtinzsystemes auf Grund der Goldwährung. 

• Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 247 ; Martens, Völker- 
recht, 11. § 49; Bulmerincq, Völkerrecht, § 39, und Gareis, Institu- 
tionen, § 60. 

• Ira Falle der lyandquarantäne werden die Absperrungslinien 
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Über Initiative Napoleons III. trat im Jahre 1850 zu 
Paris die erste Internationale Sanitätsconferenz zu- 
sammen, an welcher sich Frankreich, Österreich, Spanien, das 
Königreich beider Sicilien, der Kirchenstaat, Griechenland, Sar- 
dinien, Portugal, Toscana, Russland und die Türkei betheiligten. 
Das Ergebnis der Conferenz war die „Internationale Sanitäts- 
convention" vom Jahre 1853, welche die Regeln für die Durch- 
führung der Quarantänen enthielt und, da sich die verschieden- 
artigsten Seuchen vornehmlich aus der Türkei und aus Ägypten 
weiterverbreiten, einen „Höchsten Sanitätsrath" („Conseil supe- 
rieur de sante") zu Constantinopel, sowie eine „Sanitäts- 
Intendanz" („Intendance sanitaire") zu A l'e x a n d r i e n anordnete. 
Auf den Sanitätsconferenzen zu Constantinopel von den 
Jahren 1859 und 1866 wurde die Convention durchgesehen, 
detailliert und neuerlich bekräftigt.**^ 



durch Einbruch-Stationen unterbrochen (beziehungsweise durch Contumaz- 
anstalten, Desinfectlons-Einrichtungen und Rasteiic [d. h. 
Anstalten, in welchen die Grenzbew^ohner — durch doppelte Barrieren vor 
directer Berührung geschützt und von einander getrennt — unter sanitäts- 
polizeilicher Aufsicht geschäftlich mit einander verkehren und desinftcierte 
Waren austauschen dürfen]). 

'® Vergl. vSir vSh erst on Baker, International rules of quarantaine. 
London 1879. — Gegenüber dem sich von selbst verstehenden Rechte eines 
jeden einzelnen vStaates, nach eigenem Ermessen Quarantäne-Reglements 
zu erlassen und die vSanitätsinspection auf seinem Gebiete zu regeln, gilt, 
wie Martens (Völkerrecht, II. §49) hervorhebt, nur die eine völkerrecht- 
liche Forderung, dass die betreffenden Maßregeln nicht Zollplackereien 
zum Vorwande dienen und überhaupt nicht zur Belästigung des internatio- 
nalen Handels und Verkehres ausgenützt Averden dürfen. — Über die im 
einzelnen gemeinhin üblichen Quarantäne-Maßregeln vergl. Per eis, See- 
recht, § 22. 



Zweites Capitel. 
Das geistige Gebiet von Wissenschaft und Kunst. ^ 

§ 109. 

Die internationale Fürsorge für die Interessen von Wissen- 
schaft und Kunst concentriert sich nach der Natur der Sache 
im Schutze der Urheber- oder Autorrechte oder im Schutze 
des literarischen und künstlerischen Eigenthumes 
in Bezug auf die damit verbundenen Vermögens vortheile. 

Man kann drei Entwickclungsstufen unterscheiden, welche 

* 

die Lehre vom Urheberrechte an Werken der Literatur und 
Kunst durchgemacht hat. 

Diese Entwickclungsstufen sind: 1. die Periode des Privi- 
legienschutzes; 2. die Periode der particularen Landes- 
gesetzgebung; 3. die Periode der völkerrechtlichen 
Verträge.^ 

§ 110. 

In neuerer Zeit ist eine Unzahl von Literar vertragen 
zwischen den einzelnen Culturstaaten abgeschlossen worden. 

Durch derartige Literarverträge zwischen einzelnen Staaten 
vermochte man aber das ideale Endziel auf dem hier fraglichen 
(lebiete nicht zu erreichen. 

Das zu erreichende Endziel besteht vielmehr in einem 
allgemeinen Weltliterar vertrage, welcher — nach Art des Welt- 
pos tvertrages - alle civilisierten Staaten umschließen soll.^ 

' Sieh Dambach in Holtzcndorffs Handbuch, III. §134—339. — 
Vergl. auch Heffter-Gcffckcn, Völkerrecht, §248; Martens, Völker- 
recht, IL § 35-42; Bulmerincq, Vcilkerrecht, § 41, und Gar eis, In- 
stitutionen, § 66. — Monographien: Wächter, Verlagsrecht (1857 — 1858j; 
Klost ermann, Das geistige Eigenthum (1867), und Kohl er, Autor- 
recht (1880). 

' Sieh Dambach in Holtzcndorffs Handbuch, III. § 134. 

* Bezüglich der Urheberrechtsgesetze Deutschlands vergl. Dambach, 
Die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes, betreffend das Urheberrecht 
an Schriftwerken (1871). 
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§ 111. 

Nach verschiedenen Vorarbeiten fand in B e r n vom 8. bis 
19. September 1884 eine Conferenz statt, welche den Entwurf 
eines Allgemeinen Literarvertrages ausarbeitete. 

Eine neue Conferenz in Bern vom 7. — 18. September 1885 
unterzog sodann den Vertrag einer Revision. 

Am 9. September 1886 ist schließlich der revidierte Ent- 
wurf endgiltig unterzeichnet worden durch die Delegierten von 
Deutschland, Frankreich, Belgien, Spanien, England, Haiti, Italien, 
Liberia, der Schweiz und Tunis.'* 



* Vergl. über den „Allgemeinen Literarvertrag" von Bern Dambach 
in Holtzendorffs Handbuch, III. § 138. — Nach Art. 1 bilden die Ver- 
tragsstaaten eine „Union" zum Schutze der Urheberrechte an Werken der 
Literatur und Kunst. Nach Art. ,16 (Schlussprotokoll, Nr. 5) wird in 
Bern ein „Bureau de l'Union internationale pour la protection des oeuvres 
lit^raires et artistiques" eingerichtet, welches im wesentlichen auf dem Ge- 
biete des literarischen und künstlerischen Urheberrechtes dieselben Ob- 
liegenheiten hat, wie die internationalen Bureaus, welche in Bern durch 
den Weltpostvertrag, durch den internationalen Telegraphenvertrag und 
durch den Vertrag zum Schutze des industriellen Eigenthumes eingesetzt 
worden sind. Das Bureau wird auch eine periodische Zeitschrift heraus- 
geben. — Die Unterthanen eines jeden Unionsstaates genießen (Art. 2) für 
ihre Manuscripte oder nicht veröffentlichten Werke, sowie für die in einem 
Unionsstaate veröffentlichten Werke in jedem anderen Unionsstaate alle 
diejenigen Rechte, welche den dort Einheimischen in Betreff des Urheber- 
rechtes an Werken der Literatur und Kunst eingeräumt sind oder später 
eingeräumt werden. Diese Rechte dauern aber nicht länger, als in dem 
Heimatlande des Urhebers. Um diesen Schutz zu erhalten, müssen diejenigen 
Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllt sein, welche im Ursprungslande 
des Werkes vorgeschrieben sind. 



Drittes Capitel. 
Das Oebiet der internationalen Rechtshilfe.^ 

§ 112. 

Gleich den anderen von der Souveränetät umschlossenen 
Hoheitsrechten beschränkt sich auch die Gerichtsbarkeit des 
einzelnen Staates auf dessen Territorium. Die Interessen des 
internationalen Verkehres erstrecken sich aber auch auf das 
Gebiet der Gerichtsbarkeit. Hieraus ergibt sich das Bedürfnis 
einer vertragsmäßigen Regelung der Beziehungen zwischen den 
Gerichtsbarkeiten verschiedener Staaten oder die Nothwendig- 
keit von sogenannten Jurisdictionsverträgen. 

Unter Jurisdictionsverträgen im allgemeinen versteht man 
daher diejenigen Staatsverträge, welche das Verhältnis zwischen 
der Gerichtsbarkeit eines Staates und der Gerichtsbarkeit eines 
anderen Staates zu regeln bestimmt sind. 

Soweit derartige Jurisdictionsverträge eine Einigung über 
das Maß von Wirksamkeit bezwecken, welches den processua- 
lischen Handlungen oder den Verfügungen und Entscheidun- 
gen der Gerichte des einen Staates in Bezug auf die Gerichte 
des anderen Staates zukommen soll, charakterisieren sich die- 
selben als Rechtshilfeverträge.^ 

* Sieh Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, III. §86 — 133. — 
Vergl. auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 246; Martens, Völker- 
recht, II. § 65-100; Bulmerincq, Völkerrecht, § 30—37, und Gareis, 
Institutionen, § 68. — Ein Verzeichnis der einschlagenden Monographien 
gewährt Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, III. § 86. 

' Während die Rechtshilfe vertrage unmittelbar das Verhältnis der 
Gerichte des einen Contrahenten zu den Gerichten des anderen Contra- 
henten betreffen, enthält eine zweite Kategorie von Jurisdictionsverträgen 
Normen, welche sich auf das Verhältnis der Angehörigen des einen 
Staates zu den Gerichten des anderen Staates beziehen und ersteren 
dieselben Parteirechte vor den Gerichten des fremden Staates sichern, 
welche den eigenen Angehörigen des fremden vStaates zustehen. 

Resch, Völkerrecht. 3. Aufl, 8 



114 



§ 113. 

Die Rechtshilfeverträge selbst, durch deren Abschluss ein 
vitales Interesse der internationalen Gemeinschaft seine Berück- 
sichtigung findet, können unter verschiedenen und zwar ins- 
besondere zwei Hauptgesichtspunkten eingetheilt werden.^ 

Je nachdem sich nämlich die Mithilfe zur Verwirklichung 
der Gerechtigkeit auf die Findung des Rechtes oder auf die 
Vollstreckung des gefundenen Rechtes bezieht, unterscheidet 
man zunächst: 1. Rechtshilfe im Instructionsverfahren, 
beziehungsweise Rechtshilfeverträge in Bezug auf das Instruc- 
tionsverfahren, und 2. Rechtshilfe im Vollstreckungsver- 
fahren, beziehungsweise Rechtshilfeverträge in Bezug auf das 
Vollstreckungsverfahren/ 

Die Rechtshilfeverträge können sodann nach den Arten 
oder Zweigen der Gerichtsbarkeit, auf welche sich dieselben 
beziehen, an sich in drei Gruppen eingetheilt werden, nämlich 
in: 1. Verträge über Rechtshilfe in bürgerlichen Rechts- 
sachen, 2. Verträge über Rechtshilfe in Strafrechtssachen, 
S.Verträge über Rechtshilfe in Angelegenheiten der soge- 
nannten freiwilligen Gerichtsbarkeit.^ Diebestehenden 
Rechtshilfeverträge beschränken, sich jedoch in der Hauptsache 
auf das Verfahren in Civilstreitsachen und ziehen höchstens 
noch das Concursver fahren in den Umkreis ihrer Stipula- 
tionen.^ Vereinbarungen bezüglich der Strafgerichtsbarkeit 



" Martens erörtert in seinem Völkerrechte unter dem Titel „Die 
internationale Verwaltung im Gebiet der rechtlichen Interessen" nicht nur 
die internationale Rechtshilfe, sondern zieht — auf eine zwar hoch- 
interessante, jedoch mit vielen Materien die Grenzen der V(')lkerrechts- 
wissenschaft weit überschreitende Weise — das Ganze des internatio- 
nalen Privat- und Strafrechtes in den Bereich der Untersuchung und 
Darstellung. Vergl. Martens, Völkerrecht, II. § 65-100. 

* Vergl. Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, III. § 86. 

^ Nach den im § 112 enthaltenen Auseinandersetzungen ist- es aber 
unzulässig, mit G a r e i s (Institutionen, § 68) die in unserem Texte citiertc 
Eintheilung der Rechtshilfe vertrage zu identi freieren mit der Eintheilung 
der „wStaats vertrage überhaupt, insoweit sie Jurisdictions vertrage sind." 

* Vergl. Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, III. § 86, 
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erfolgen mitunter anhangsweise in den schon bei Vorführung des 
Asylrechtes berührten Auslieferungsverträgen, während die auf 
das Verfahren außer Streitsachen bezüglichen Verein- 
barungen entweder in besonderen Nachlassconventionen oder in 
den Consularverträgen oder auch in Handels- und Niederlassungs- 
verträgen abgehandelt zu werden pflegen.' 

§ 114. 

Was das Instructionsverfahren im Civilprocesse anbelangt, 
so enthalten die betreffenden Jurisdictionsverträge namentlich 
z. B. Normen über die Zustellung von Actenstücken 
im internationalen Verkehre und über die Erhebung von 
Beweisen, welche für die Entscheidung der vor den Gerichten 
des anderen Staates anhängigen Processe noth wendig sind.® 

Eine gesetzlich gefällte und am Orte des Spruches 
rechtskräftig gewordene Entscheidung verwandelt in 
Civilstreitigkeiten das bestrittene Recht in ein wohlbegründetes 
Recht und gibt dem Betheiligten die exceptio rei judicatae: jedes 
ausländische Gericht muss diesen Titel anerkennen, wie es die 
nach den Gesetzen eines dritten Staates daselbst abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte anerkennt.® 

Im Unterschiede von der die Anerkennung der Rechts- 
kraft eines ausländischen Urtheiles betreffenden Sach- und 
Rechtslage setzt dagegen die Vollstreckung der Erkennt- 



sowie die daselbst in § 88 enthaltene Übersicht der in Kraft stehenden 
Rechtshilfe vertrage. 

"^ Die Verträge über Rechtshilfe in Strafsachen (mit Ausschluss der 
Auslieferungsverträge) behandelt Lamraaschin§ 131 — 133 des dritten Ban- 
des von Holtzendorffs Handbuch. — In einiger Verwandtschaft mit den 
Verträgen über die Auslieferung von Verbrechern stehen die Verträge 
wegen Auslieferung und Übernahme von Vagabunden oder Land- 
streichern in ihre Heimat. — Zahlreiche Verträge unter Nachbarstaaten 
beziehen sich namentlich auf die Bestrafung der in Grenz waldunge.n und 
sonstigen Grenzorten verübten Forst- und Jagdfrevel und stellen die 
gegenseitige Verpflichtung fest, solche Vergehen, die auf dem Gebiete des 
einen Grenzstaates begangen sind, von dem anderen verfolgen zu lassen. 
Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 246. 

* Vergl. Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, IIL §95 — 97. 

' Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 246. 

8* 
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nisse ausländischer Gerichte in bürgerlichen Streitig- 
keiten eine ausnahmsweise Ermächtigung des Vollzugsorganes 
durch die Staatsgewalt des Inlandes voraus. Mit anderen Worten: 
alle Ansichten stimmen darin überein, dass ein ausländisches 
Urtlieil zur zwangsweisen Vollstreckung im Inlande nur auf 
Grund eines von einer inländischen Autorität erlassenen Befehles 
zuzulassen sei. In Ansehung der Bedingungen für die Ge- 
währung der Zwangsvollstreckung gehen jedoch die Gesetz- 
gebungen der verschiedenen Staaten und die bestehenden Rechts- 
hilfeverträge weit auseinander.'^ 



»® Sieh Lammasch in Holtzendorffs Handbuch, III. § 99. ~ Die 
im Texte berührte Ermächtigung wird unbedingt versagt durch die Gesetz- 
gebung Frankreichs im Code civil (Art. 2128) und im Code de proced. civ. 
(Art. 546). England und die meisten Staaten des Festlandes ertheilen 
dagegen das Exequatur zur Vollstreckung des ausländischen Erkenntnisses 
ohne Revision desselben unter gewissen Bedingungen (Österreich-Ungarn 
z. B. unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit ; Italien, wenn das aus- 
ländische Urtheil der öffentlichen Ordnung nicht widerstreitet; Deutsch- 
land unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit und der materiellen 
Zulässigkeit der Erzwingung nach dem Landrechte des Richters, der um 
das Vollstreckungsurtheil angegangen ist). Zur Lösung der ganzen Frage 
würde sich eine allgemeine internationale Convention empfehlen. — 
Vergl. den von der Berner Conferenz vom Jahre 1878 in Art. 56 ihres 
Projectes eines internationalen Eisenbahntransport-Reglements in bemerkens- 
werter Weise aufgestellten Satz : „Erkenntnisse, die den Bestimmungen dieser 
Convention entsprechend von competenten Gerichten gefällt werden, sind, 
sofern sie nur in dem Lande, wo sie erlassen wurden, rechtskräftig ge- 
worden, im Territorium jedes der unterzeichneten Staaten vollstreckbar." 



ZWEITES BUCH. 

DIE VERHÄLTNISSE DER STAATEN ZU EINANDER 
IN IHREN FRIEDLICHEN BEZIEHUNGEN. 



Erster Theil. 
Die Staatshäupter im Völkerrechte. 



Erster Abschnitt. 

Das Staatshaupt als oberstes Organ des Staates und 
die Verschiedenheit der Staatshäupter. ^ 

§ 115. 

Die Staatsgewalt ist die Willensmacht eines persönlich 
gedachten Organismus oder der Allgemeinwille des Volkes als 
eines ethischen Ganzen für die Zwecke, sowie in den Mitteln 
und Formen des Staates. 

Damit die in ihrer abstracten Existenz bestimmte Staats- 
gewalt in die concrete Erscheinung übersetzt werde und zur 
wirklichen That gelange, bedarf der Staat entsprechender Ver- 
tretungsberechtigter oder Organe. 

Das erste dieser Organe des Staates, deren Aufgabe in der 
Realisierung der Staatsgewalt besteht, ist das Staatsober- 
haupt oder — in kürzerer Bezeichnung — das Staatshaupt. ^ 



' Wir behandeln in drei Theilen: 1. die vStaatshäupter im Völker- 
rechte; 2. die Beamten des wStaatenverkehres oder die völkerrechtlichen 
Magistraturen; 3. das internationale Vertragsrecht. 

* Der erste Theil erörtert in drei Abschnitten: 1. das Staatshaupt 
als oberstes Organ des Staates und die Verschiedenheit der Staatshäupter ; 
2. Erwerb -und Verlust der Herrschaft des Staatshauptes; 3. die Rechte 
der Staatshäupter als solcher mit besonderer Rücksicht auf die Rechte der 
souveränen Staatshäupter. 

' Vergl. Gerber, Grundzüge des Deutschen Staatsrechtes (Leipzig 
1880), § 7 u. f., sowie Gerbers Abhandlung in Beilage II („Die Persönlichkeit 
des Staates"). 
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§ 116. 

Das Staatshaupt muss übrigens nicht nothwendigerweise 
eine physische Person sein. 

Das oberste Organ des Staates für die Realisierung der 
Staatsgewalt kann vielmehr auch durch eine Collectivperson 
oder durch eine Vereinigung mehrerer physischer Personen zu 
einem Collegium oder einer Corporation constituiert werden. 

Mit Rücksicht auf diesen Umstand unterscheidet man einer- 
seits: I.Monokratien oder solche Staaten, deren Staatshaupt 
eine physische Person ist; andererseits: 2. Pleonokratien, 
deren Staatshaupt eine Collectivperson oder die Vereinigung 
mehrerer physischer Personen bildet.* 

§ 117. 

Ungleich wichtiger, als die im § 116 vorgetragene Unter- 
scheidung, ist in juristischer Hinsicht die Eintheilung der Staats- 
häupter in rechtlich unverantwortliche Staatshäupter 
und rechtlich verantwortliche Staatshäupter. Die recht- 
liche UnVerantwortlichkeit des Staatshauptes ist nämlich eine 
charakteristische Eigenschaft der Monarchie. Die rechtliche 
Verantwortlichkeit des Staatshauptes ist dagegen eine charakte- 
ristische Eigenschaft der Republik. 

Das Moment der rechtlichen Unverantwortlichkeit des 
Staatshauptes in der Monarchie ist für die Stellung der Staats- 
häupter im Völkerrechte — abgesehen von anderweitigen (einer 
späteren Erörterung vorbehaltenen) Punkten — namentlich schon 
deshalb von Bedeutung geworden, weil dasselbe die hauptsächliche 
Veranlassung dazu gegeben hat, die charakteristische Eigenschaft 



* Sieh Gar eis, Institutionen, § 30. — Monokratie = Einherrschaft; 
Pleonokratie = Mehrherrschaft. — Gar eis erklärt: „Mit der ausdrück- 
lichen Hervorhebung der Einheit des Staatshauptes ist nicht gesagt, dass 
das Staatshaupt nothwendig eine physische Person sein müsse. Viel- 
mehr ist auch denkbar, dass die Fülle der Gewalt, die dem Staatshaupte 
zukommt, von einer Collectivperson, d. h. von einer Vereinigung mehrerer 
physischer Personen zu einem Collegium oder zu einer Corporation aus- 
geübt wird. Denn es ist logisch und thatsächlich möglich, dass ein Willens- 
entschluss oder ein Beschluss gefasst werde durch eine Abstimmung inner- 
halb der Collectivperson, welche trotz der von ihr umfassten Mehrheit 
physischer Personen doch das eine Staatshaupt ist.** 
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des staatlichen Gemeinwesens, d. h. die Souveräne tat, als eine 
persönliche Eigenschaft der Monarchen, beziehungsweise 
als landesherrliche oder fürstliche Souveränetät, 
auzfufassen und infolge dieser Auffassung gewisse Rechte im 
internationalen Verkehre nur den „souveränen" Staatshäuptern 
und nicht auch den Staatshäuptem der Republiken zuzuerkennen. 
Innerhalb der Monarchie selbst beansprucht wiederum eine 
völkerrechtliche Bedeutsamkeit die Unterscheidung von Aut- 
archieoder Au tokratie und constitutione Her Monarchie. 
In der Autarchie oder Autokratie (absoluten Monarchie oder Selbst- 
herrschaft) kommt nämlich dem Staatshaupte die Realisierung der 
Staatsgewalt ohne all.e äußere Beschränkung zu. Inder 
constitutionellen Monarchie besteht dagegen neben dem Staats- 
haupte als dem obersten Organe des Staates noch ein zweites 
Organ für die Realisierung der Staatsgewalt, welches in Gestalt 
der Volksvertretung bewirken soll, dass die Function des 
monarchischen Organes zu jeder Zeit nach Maßgabe des be- 
stehenden Rechtes und unter Berücksichtigung der Stimme des 
Volkes erfolge. '^ 



* In der constitutionellen Monarchie existieren Controlen für 
die verfassungsmäßige Gestaltung und Äußerung des Staatswillens durch 
das Staatshaupt : aber auch in diesem Falle ist, wie es das Wesen der Mon- 
archie mit sich bringt, das Staatshaupt nicht persönlich haftbar und 
nichtjuristisch exequierbar verpflichtet. Sieh Gar eis, Institutionen, 
55 30. Alle diesfallsigen Specialfragen sind übrigens nicht im Völkerrechte, 
sondern im vStaatsrcchte zu erörtern. 



Zweiter Abschnitt. 

Erwerb und Verlust der Herrschaft des Staalshauptes/ 

§ 118. 

Die Frage, wie eine Person in den Besitz der Herrschaft 
oder in die Stellung des Staatshauptes gelange, wird im all- 
gemeinen durch das Verfas sungs recht des einzelnen Staates 
beantwortet. In der Erbmonarchie z. B. wird die Thronfolge 
in den Formen des Erbrechtes (und zwar in der Regel nach 
dem Principe der Primogeniturordnung) vermittelt und es gilt 
hiebei auch im Völkerrechte der Grundsatz „le roi est mort, 
vive le roi". In den heutigen Republiken wird der Präsident 
durch Wahl in den Besitz der Herrschaft des Staatshauptes 
eingesetzt und in demselben Augenblicke, in welchem die Amts- 
periode eines gewählten Präsidenten abläuft, tritt sein Nach- 
folger in die Präsidentschaft ein. 

Bei derartigem legalem Übergänge der Herrschaft des 
Staatshauptes vermag kein Staat, welcher den anderen Staat 
überhaupt als selbständig anerkannt hat, die Anerkennung des 
neuen Staatshauptes zu verweigern. 

Im übrigen entspricht es der internationalen Convenienz, 
dass jeder Wechsel im Staatshaupte den anderen Staaten an- 
gezeigt und die Fortdauer eines guten Einvernehmens in Er- 
wartung der Gegenseitigkeit zugesichert werde. ^ 

' Vergl. Holtzcndorff, Handbuch, IL § 21; Hefftcr-Geffcken, 
Völkerrecht, § 49—51 und § 57; Bluntschli, Völkerrecht, § 115 u. f.; 
Martens, Völkerrecht, I. § 80 und § 81; Bulmerincq, Völkerrecht, 
§16, und (rareivS, Institutionen, § 31. 

' Der R()mische »Stuhl erblickte ehedem in der Abfertigung eigener 
Obedienz gesandt Schäften durch katholische Regenten nach über- 
nommener Regierung eine rechtliche Schuldigkeit. Vergl. Buder, De 
legationibus obedientiae. Jena 1737. 
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§ 119. 

Der Übergang der Herrschaft des Staatshauptes kann jedoch 
nicht nur in legitimer Weise, sondern auch illegitim erfolgen. 
Ohne Veränderung der Staatsform mag ein Usurpator den 
legitimen Herrscher verdrängen oder der rechtmäßig erwählte 
Präsident einer Republik rechtswidrig seines Amtes entsetzt 
oder durch einen Nebenbuhler gestürzt werden. Möglicherweise 
tritt durch den Umsturz der Verfassungsformen an die Stelle 
der Monarchie die Republik oder an die Stelle der Republik 
die Monarchie. — Wird in den hiemit bezeichneten Fällen der 
illegitime Vorgang durch Abdication oder Resignation der 
bisherigen Staatshäupter anerkannt, so entfällt für die fremden 
Staaten jede Veranlassung zu einem Widerspruche. — Anders 
gestaltet sich jedoch die Sach- und Rechtslage, wenn die bis- 
herigen Staatshäupter den illegitimen Vorgang nicht aner- 
kennen. In der Regel entstehen dann innere Kämpfe, während 
deren Andauer die Beobachtung der strengsten Neutralität von 
Seite der fremden Staaten geboten ist. Erst mit dem Eintritte eines 
bestimmten Besitzstandes sind die fremden Staaten bei Ver- 
handlungen über Staatsinteressen thatsächlich an den Besitzer 
gewiesen, ohne dass der Gegenprätendent hierin eine Beleidi- 
gung zu finden vermag und ohne dass hiedurch dem Rechte 
des Gegenprätendenten präjudiciert werden kann.^ 

Alle Staaten treten gegenwärtig mit den Regierungen de 
facto in völkerrechtlichen Verkehr. Für den Eintritt 
in diesen Verkehr ist es gleichgiltig, ob die betreffende Regie- 
rung von Seite der Bevölkerung eine nur thatsächliche An- 
erkennung im Wege widerspruchsloser Unterordnung genieße 
oder aber zugleich auch eine formelle Anerkennung im Wege 
der Äußerung des Einverständnisses mit der Unterordnung 

^ Vergl. Holtzcndorff, Handbuch, IL §21, und Hefftcr-Gcff- 
cken, Völkerrecht, § 49. — Die Hauptschwierigkeit liegt in der Lieferung 
von Kriterien definitiver Depossedierung. — Immerhin gewinnt, wie 
Holtzendorff bemerkt, die Abwesenheit vom Staatsgebiet, wenn sich der 
entsetzte Herrscher in den Bereich eines fremden Gebietes begab, ebenso- 
sehr an Bedeutung, wie das freiwillige Bekenntnis der Unfertigkeit, das 
eine revolutionäre Regierung ablegt, solange sie sich als eine provisorische 
selbst bezeichnet. 
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mittelst allgemeiner Abstimmung erhalten habe. Indem jedoch 
ein Staat mit dem thatsächlichen Oberhaupte eines 
Staates in völkerrechtlichen Verkehr eintritt, anerkennt er hie- 
durch nicht die Rechtmäßigkeit der Erwerbung der 
Staatsgewalt durch denselben, sondern nur die rechtliche 
Wirksamkeit seiner dermaligen staatsrechtlichen 
Stellung.* Im Falle bestrittenen oder zweifelhaften 
Rechtes und bei neuerworbener, beziehungsweise nicht 
schon angeerbter und versicherter, Herrschaft wird 
gewöhnlich die ausdrückliche Anerkennung der fremden 
Mächte nachgesucht. Diese Anerkennung kann allerdings nicht 
als eine rechtliche Verpflichtung beansprucht, wohl aber als 
die Voraussetzung eines internationalen Verkehres behandelt 
werden. Die Anerkennung der Regierung ist dann auch für 
die Unterthanen und insbesondere für die Gerichte ver- 

• Wie innerhalb des Staates der thatsächlichen Regierung, dem „actually 
King", gehorcht wird und gehorcht werden muss (englische Parlamentsacte 
vom Jahre 1494), so erscheint nach außen die thatsächliche Regierung von 
Volk und Land als die natürliche Vertretung. Das englische Ministerium 
constatierte im Jahre 1825 in einer Note die allgemeine Übung der euro- 
päischen Staaten, mit den Regierungen de facto in völkerrechtlichen Ver- 
kehr zu treten. Selbst der Römische Stuhl, beziehungsweise Papst 
Gregor XVI., hat es in einer feierlichen Erklärung als einen alten Ge- 
brauch der Kirche bezeichnet, dass dieselbe mit denjenigen verhandle, „qui 
actu summa rerum potiuntur", jedoch mit der gleichzeitigen Verwahrung 
dagegen, dass darin eine Anerkennung der betreffenden Gewalthaber liege. 
— Cromwell, die beiden folgenden Stuarts und Wilhelm III. von 
Oranien waren in gleicher Weise die rechts- und handlungsfähigen Ver- 
treter Englands. Napoleon I. bedeutete den Monarchen, welche ihn nicht 
als französisches Staatshaupt anerkannten, dass er ihrer Anerkennung 
gerade so sehr bedürfe, wie die Sonne derselben bedürftig sei. Louis 
Philipp und Napoleon III. überkamen, nachdem sie vom französischen 
Volke anerkannt worden waren, zugleich die von den anderen Staaten 
sofort respectiertc Befugnis, Frankreich nach außen hin zu vertreten. — 
Als jedoch die seit dem 4. September 1870 thatsächlich über Frankreich 
herrschende „Regierung der National vertheidigung" mit Bismarck in 
Unterhandlungen über die Friedensbedingungen trat, forderte der Kanzler 
durch DepCvSchc vom 14. Jänner 1871, dass diese Regierung vorerst in aller 
Form durch die zur Nationalversammlung zu berufenden Vertreter des 
französischen Volkes anerkannt werde. Auch der Frankfurter Präliminar- 
frieden musste der Nationalversammlung zur Genehmigung vorgelegt wer- 
den. Martens, Völkerrecht, I. § 81. 
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bindlich.^ — Bei einer derartigen Wendung der Verhältnisse 
kann auch das legitime Staatshaupt und insbesondere der legi- 
time Souverän den übrigen Staaten die Vortheile eines gegen- 
seitigen Verkehres mit dem Usurpator nicht untersagen.® 

An dem Stande internationaler Berechtigung und 
Verpflichtung wird jedoch durch den Wechsel in der Person 
des Staatshauptes nichts geändert. In Wegfall kommen nur 
solche Berechtigungen, welche nach der Natur der Dinge einen 
nicht mehr vorhandenen Thatbestand voraussetzen. Hieher ge- 
hören z. B. nach dem Übergänge zu einer republikanischen 
Staatsform die Aneignung von Titeln, die im Verkehre der 
Monarchen üblich sind, und Erbverträge, welche eine gestürzte 
Dynastie mit anderen Mächten abgeschlossen hatte, wobei die 
Frage offen bleiben kann, ob ihr selber die Anwartschaft auf 
eine auswärtige Staatserbschaft verbleibe oder nicht. ^ 

§ 120. 

Die Fälle, in welchen ein Verlust der Herrschaft des 
Staatshauptes auf legitime oder illegitime Weise eintreten kann, 
sind schon aus den Auseinandersetzungen über den Erwerb der 
Herrschaft des Staatshauptes ersichtlich. Fraglich bleibt daher 
nur die Rechtsstellung der ihrer Herrschaft verlustig 
gegangenen Staatshäupter. In dieser Beziehung muss aber 
wieder zwischen den Präsidenten von Republiken und 
den souveränen Staatshäuptern unterschieden werden. 

Republikanische Präsidenten, deren Amtsperiode abgelaufen 
ist oder deren Absetzung rechtswidrig sich vollzogen hat, be- 
anspruchen keine weitere internationale Auszeichnung oder Be- 
vorrechtigung. 

Anders verhält es sich dagegen mit den abgedankten oder 



* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 51. — Manche Staaten 
verweigerten z. B. bis zum Jahre 1848 die Anerkennung Isabellas als 
Königin von Spanien; andere Staaten weigerten sich bis zum Jahre 1866, 
Victor Emanuel als König von Italien anzuerkennen. — Gegenüber der 
Weigerung einzelner Staaten, Urkunden anzunehmen, welche im Namen 
des Königs von Italien ausgestellt waren, entzog Graf Cavour den Con- 
suln der betreffenden Staaten in Italien das Exequatur. 

• Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 49. 

' Sieh Holtzendorffin dessen Handbuch, IL § 20. 



126 



vertriebenen souveränen Staatshäuptern in fremdem Lande und 
zwar insbesondere mit den persönlichen Ehrenrechten de- 
possedierter Monarchen im Auslande. Zu vermeiden sind aller- 
dings mit Rücksicht auf die der anerkannten de facto Regierung 
schuldige Achtung alle amtlichen Demonstrationen, aus welchen 
der Schluss einer theilweisen Anerkennung der Herrscherstellung 
depossedierter Monarchen gezogen werden könnte. Man wird 
jedoch stets Formen auffinden und beobachten, in welchen dem 
Unglücke und der früheren erhabenen Stellung der „Könige 
im Exil" die gebürende Rechnung getragen wird.® 

« 

® Ungebürliche amtliche Ehrenerweisungen an deposse- 
diertemonarchivschc Staatshäupter könnten sich als Beleidigung gegen 
den nachfolgenden Staatsrepräsentanten qualificicren. — Beispiele zurück- 
getretener Regenten, denen man noch kcinigliche Ehren erwies: Königin 
Christine von Schweden (1654-1689) und Stanislaus Leszczynski 
(1709—1766). Es sei sodann erinnert an König Karl IV. von Spanien seit 
dem Jahre 1808, an König Gustav IV. von Schweden und an König 
Ludwig von Holland. In Osterreich hatte der verstorbene Herzog von 
Bordeaux, wie vor ihm sein Großvater Karl X. von Frankreich, das 
privilegierte Obersthofmarschall-Gericht der Exterritorialen. — Eine ge- 
richtliche Inanspruchnahme depossedierter Monarchen aus 
dem Titel früherer politischer Regierungshandlungen muss als unzulässi 
von ausländischen Gerichten zurückgewiesen werden. 






Dritter Abschnitt. 

Die Rechte der Staatshäupter als solcher mit besonderer 
Rücksicht auf die Rechte der souveränen Staatshäupler.' 

Erstes Capitel. 
Die allgemeinen Rechte der Staatshäupter. ^ 

I. Übersicht.^ 

§ 121. 

Im allgemeinen pflegt man eine zweifache Persönlichkeit 
der Staatshäupter zu unterscheiden, nämlich einerseits: 1. die 
Staats- und völkerrechtliche Persönlichkeit, anderer- 
seits: 2. die privatrechtliche Persönlichkeit. 

Diese Unterscheidung ist von besonderer Bedeutung für 
die Stellung der Staatshäupter in der Monarchie, wo es sich 
z. B. begeben mag, dass (wie etwa im Falle des Verhältnisses 
deutscher Fürsten zum preußischen Staate) die Häupter eines 
Staates Generale in Diensten eines anderen wStaates sind. 

Hier handelt es sich lediglich um die völkerrechtliche 
Persönlichkeit der Staatshäupter. ^ 

§ 122. 
Zu leidsamen Beirrungen in der Aufzählung der Rechte 
der Staatshäupter als solcher hat namentlich die Nichtunter- 
scheidung zwischen den souveränen Staatshäuptern von 

* Der dritte Abschnitt erörtert in drei Capitcln: 1. die allgemeinen 
Rechte der Staatshäupter; 2. die besonderen Rechte der souveränen Staats- 
häupter; 3. die völkerrechtliche Stellung des Papstes. 

^ Es handelt sich hier — sieh § 122 und § 123 — um die Rechte, 
welche den Staatshäuptern von Monarchien und Republiken gleich- 
mäßig zukommen. 

» Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 52. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 53. 
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Monarchien und den Staatshäuptern oder Präsidenten 
von Republiken geführt. 

In der neueren Theorie des Völkerrechtes pflegt man als 
allgemeine oder als solche Rechte, welche die Staatshäupter von 
Monarchien und Republiken gleichmäßig in Anspruch nehmen, 
zu verzeichnen: 1. das auswärtige Repräsentations- 
oder Vertretungsrecht; 2. das Recht der Exterritoriali- 
tät; 3. das Recht auf besondere Achtung. 

Gerade das Recht auf besondere Achtung hat jedoch in ge- 
schichtlich überkommener Weise auf dem Gebiete der monarchi- 
schen Staatshäupter seine eigenartige Ausgestaltung erhalten.^ 

§ 123. 

Das vorliegende Lehrbuch hat sich demgemäß in Ansehung 
der allgemeinen Rechte der Staatshäupter als solcher vorläufig 
nur mit dem Repräsentationsrechte und dem Rechte der Ex- 
territorialität zu beschäftigen. 

Das Repräsentations- oder Vertretungsrecht (jus repraesen- 
tationis omnimodae) ist das Recht eines Staatshauptes, den Staat 
nach Maßgabe der Staatsverfassung und Staatsgesetzgebung 
anderen Staaten gegenüber zu vertreten. 

Das Recht der Exterritorialität ist das Recht der Staats- 
häupter (beziehungsweise auch anderweitiger Personen), wäh- 
rend des Aufenthaltes in einem fremden Territorium in Bezug 
auf bestimmte Theile der Rechtsordnung des Territorialstaates 
eine Exemtion zu beanspruchen.^ 

II. Das Repräsentationsrecht der Staatshäupter. ^ 

§ 124. 
Das Repräsentationsrecht der Staatshäupter, wie solches im 
vorausgegangenen § 123 definiert wurde, umschließt zunächst 



^ Vergl. Gareis, Institutionen, § 32. 

• Sieh über die vom Repräsentations- und Exterritorialitätsrechte um- 
schlossenen Einzelrechte die Darlegungen unter II und III. 

* Vergl. Holtzendorffs Abhandlung in dessen Handbuch, II. § 19; 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §53; Bluntschli, Völkerrecht, § 115 
u. f.; Martens, Völkerrecht, I. § 81; Bulmerincq, Völkerrecht, § 65, 
und Gar eis, Institutionen, § 32, 
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die processuale Unverantwortlichkeit gegenüber dem 
Auslande und den ausländischen Behörden, soweit es sich um 
die Wahrnehmung der Souveränetätsi echte eines Staates 
handelt. 

Kein Staatshaupt ist verpflichtet, sich vor dem Auslande 
gerichtlich zu verantworten oder eine darauf abzielende Ladung 
anzunehmen. 

Auch der absetzbare Wahlfürst oder das Staatshaupt einer 
Republik hat diesfalls das gleiche Recht oder die gleiche Qualität, 
wie der Monarch in der Erbmonarchie, soweit es sich um Acte 
handelt, die aus der W^ahmehmung des Vertretungsamtes 
hervorgehen.^ 

§ 125. 

Das Repräsentations- oder Vertretungsrecht umschließt 
sodann des weiteren: 1. das Recht der formalen Authen- 
ticität für die urkundlich gewordenen oder schriftlich nieder- 
gelegten Regierungsacte des Stäatshauptes in dem Sinne, dass 
das Staatshaupt der für untergeordnete Amtsstellen etwa er- 
forderlichen Beglaubigungsmittel zur Constatierung der Echtheit 
seiner Willensacte nicht bedarf: 2. die Befugnis, Staatsver- 
handlungen internationalen Charakters einzuleiten und 
zu führen oder führen zu lassen, sowie Verträge vorzubereiten, 
abzuschließen und zu sanctionieren; 3. das Recht, Krieg zu 
führen und Frieden zu schließen und auch außerhalb 
des Kriegszustandes in (iemäßheit der allgemein geltenden Grund- 
sätze Gewaltmaßregeln, wie z. B. Repressalien, in 
Anwendung zu bringen.^ 

§ 126. 

Im Grunde des im § 125 unter 1 constatierten Rechtes 
genießt das Staatshaupt die publica fides im internationalen 
Verkehre auf unmittelbare Weise ujid darf für seine thatsäch- 
lichen Versicherungen bis zum Nachweise eines Irrthumes Glaub- 
würdigkeit für sich in Anspruch nehmen. 



* Nach den trefflichen Ausführungen Holtzendorffsin dessen Hand- 
buch, II. § 19. 

« Sieh Holtzendorff, Handbuch, II. § 19, 

ResQb, Völkerrecht. 3. Aufl, 9 
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BeiAbschluss und Sanctionierung von Verträgen 
gilt selbstverständlich der Vorbehalt einer etwa verfassungs- 
mäßig nothwendigen Zustimmung der Volksvertretung. 

Nach dem im § 125 unter 3 hervorgehobenen Grundsatze 
hat das Staatshaupt nicht nur die Eigenschaft der friedlichen 
Rechtsvertretung, sondern auch die Eigenschaft der kriegeri- 
schen Machtvertretung/ 



III. Das Recht der Exterritorialität.^ 

§ 127. 

Die Exemtion der Staatshäupter von der Staatsgewalt eines 
fremden Staates wird von jedem Staate als ein im absoluten 
Interesse des internationalen Verkehres begründetes Recht an- 
erkannt und zugestanden : die Fiction der Exterritorialität, d. h. 
die Fiction, als befänden sich die Staatshäupter selbst während 
des Aufenthaltes im fremden Lande doch noch auf ihrem eige- 
nen Gebiete und sohin außerhalb des fremden Territoriums 
(extra territorium), ist nicht der Grund der Exemtion von fremder 
Staatsgewalt, sondern nur eine bildliche Veranschaulichung für 
jenes Ausnahmerecht. 

Einem Staatshaupte kommt jedoch das Recht der Exterri- 
torialität nur unter folgenden Voraussetzungen zu: 1. wenn 
die betreffende Person vom fremden Staate in ihrer Eigenschaft 
als Staatshaupt anerkannt ist; 2. wenn ihr der Eintritt in das 
fremde Staatsgebiet nicht ausdrücklich untersagt wurde, wenn 
sie sich nicht im Kriege mit dem fremden Staate befindet und 



* SiehHoltzendorff, Handbuch, IL § 19. Treffend bemerkt Holtzen- 
dorff (a. a. O., S. 80): „Die Repräsentativgewalt bedeutet — in der Zu- 
sammenfassung aller ihrer Bestandtheile — das subjective und personale 
Recht und die ihm entsprechende Verpflichtung der Bethätigung aller in 
der Staatssouveränetät objectiv begründeten Machtvollkommenheiten in Ge- 
mäßheit der international geltenden Grundsätze." 

' Vergl. Störk in Holtzendorffs Handbuch, IL §122; Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 53 und § 54 ; Bluntschli, Völkerrecht, § 135 u. f.; 
Martens, Völkerrecht, L § 82; Bwlmerincq, Völkerrecht, § 66, und 
G^ireis, Institutionen, § 33. 
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wenn sie nicht im Dienste des fremden Staates steht; 3. wenn 
sie selbst ihr Recht der Exterritorialität zur Geltung bringen will. 
Die Exterritorialität selbst bezieht sich wesentlich nur auf 
drei Punkte der Rechtsordnung, nämlich auf: 1. die Polizei- 
hoheit, 2. die Gerichtshoheit (Criminal- und Civil- 
gerichtsbarkeit), 3. die Finanzhoheit.^ 

§ 128. 

Die Exemtion eines Staatshauptes von den polizeilichen 
Anordnungen des fremden Staates findet ihre Grenze an den- 
jenigen Maßregeln, welche im Interesse der gesell- 
schaftlichen Sicherheit begründet sind. Alle polizei- 
lichen Vorschriften, deren Nichterfüllung diese Sicherheit ge- 
fährden würde, gelten auch für die exterritoriale Person. Ins- 
besondere sind daher z. B. die bau- und feuerpolizeilichen 
Vorschriften auch für die Wohnung des Exterritorialen rechts- 
verbindlich.' 

Über die strafrechtliche Immunität der Staatshäupter 
besteht ein Zweifel wedet in der Theorie, noch in der Praxis. Ver- 
brechen des exterritorialen Staatshauptes begründen 
jedoch die Ergreifung von Präventivmaßregeln. Als ein dem 
Grundsatze der Exterritorialität nicht widerstreitender und keine 
Strafverfolgung bedeutender Act der Nothwehr mag sich unter 

■ Wenn Störk und Martens die Exterritorialität nur monarchi- 
schen und nicht auch republikanischen Staatshäuptern zugestehen, so ist 
diese Beschränkung weder theoretisch begründbar, noch der Praxis ent- 
sprechend. Wenn ein souveränes Staatshaupt in fremdem Lande 
incognito reist, so wird dasselbe als Privatperson behandelt. Reist 
der Präsident einer Republik als Repräsentant seines Staates 
in fremdem Lande, so hat er dieselbe Befreiung von der fremden 
^Staatsgewalt zu beanspruchen, wie das nicht incognito reisende souveräne 
Staatshaupt. 

' Die Polizei darf keinen unmittelbaren oder mittelbaren Zwang 
gegen die exterritoriale Person ausüben: sie ivSt aber nicht gehindert, die- 
jenigen Maßregeln zu ergreifen, welche nöthig sind, um rechts- oder sicher- 
heitsgefährliche Handlungen der exterritorialen Person hintanzuhalten ; und 
die exterritoriale Person ist ihrerseits verbunden, die allgemein polizei- 
lichen Anordnungen und Einrichtungen dCv^s Landes nicht zu stören. Sieh 
Bluntschli, Völkerrecht, § 137. 

9* 
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Umständen insbesondere die Beförderung der exterritorialen 
Person über die Grenze des Staatsgebietes rechtfertigen.* 

In neuerer Zeit wird auch die Exemtion eines Staatshauptes 
von fremder Civilgerichtsbarkeit allgemein anerkannt, dergestalt, 
dass die Landesgerichte eine bürgerliche Klage und ins- 
besondere eine Schuldklage gegen das fremde Staatshaupt 
in der Regel nicht annehmen und noch weniger Zwangsmittel 
gegen Person oder Vermögen desselben anwenden dürfen. Aus- 
nahmsweise ist jedoch auch das fremde Staatshaupt der Com- 
petenz der örtlichen Gerichtsbehörden unterworfen, und zwar: 
1. im Falle einer Realklage auf liegendes Gut; 2. im 
Falle der Bekleidung eines Amtes oder des Betriebes 
eines Geschäftes im fremden Lande; 3. im Falle einer 
ausdrücklichen Anerkennung der fremden Gerichts- 
barkeit durch die exterritoriale Person. Für Klagen, 
welche von einem fremden Staatshaupte gegen eine Privatperson 
erhoben werden, sind die örtlichen Gerichtsinstanzen unbedingt 
zuständig.^ 



* So forderte z. B. Frankreich augenblickliche Entfernung, als die 
Exkönigin Christine im Jahre 1657 ihren Diener Monaides chi tödten 
ließ. — Dem im Auslande reisenden Staatshaupte steht keine Juris- 
diction über die Mitglieder seines Gefolges zu: begeht eine Person 
aus dem Gefolge des Exterritorialen ein Verbrechen, so ist 
dieselbe durch die einheimische Staatsgewalt in Gefangenschaft zu setzen 
und behufs Abstrafung in ihre Heimat zu übersenden. — Noch weniger 
ist der Exterritoriale befugt, Personen, welche im Lande gericht- 
lich verfolgt werden, durch Aufnahme in sein Gefolge der einheimi- 
schen Gerichtsbarkeit zu entziehen. 

" Über die Frage, warum die territorialen Gerichte sich die Zu- 
ständigkeit für den Fall der Inanspruchnahme von fremden Souveränen 
oder Regierungen zusprechen, während die Jurisdictionsgewalt dann nicht 
anerkannt wird, wenn eine Privatperson gegen fremde Monarchen gericht- 
lich Klage erhebt, sieh die Betrachtung von Martens, Völkerrecht, I. § 82. 
— Als im Jahre 1851 bei einem englischen Gerichtshofe (Lord Mayor's 
court) eine Klage gegen die Königin von Portugal „als regierende 
Fürstin und Oberhaupt der portugiesischen Nation" anhängig gemacht 
wurde, erklärte das Lord Mayors-Gericht seine Incompetenz und ver- 
urtheilte den Kläger zur Zahlung der Gerichtskosten. Der nämliche Ge- 
richtshof verweigerte auf gleicher Grundlage die Annahme einer Klage 
gegen die Königin von Spanien auf Honorierung eines Checks der 
spamspjien Staatskasse. Di^ Klage des Herzogs von Braunschweig 
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§ 129. 

Was die im Rechte der Exterritorialität enthaltenen Pri- 
vilegien finanzrechtlichcr Natur anbelangt, so genießt die ex- 
territoriale Person die Befreiung von allen directen Staat s- 
und Communalsteuern. 

Der Zollpflicht ist die exterritoriale Person gleichfalls 
nicht unterworfen, obwohl thatsächlich mitunter die Befreiung 
von der Abgabe nur mittelbar in Form der Rückvergütung des 
entrichteten Zollbetrages stattfindet. 

Die Gebüren für die Inanspruchnahme öffent- 
licher Dienste, Anstalten und Einrichtungen sind da- 
gegen von dem Exterritorialen geradeso, wie von jeder Staats- 
angehörigen Privatperson, zu entrichten, obwohl auch hiebei 
die Courtoisie bezüglich mancher Arten von Gebüren eine Be- 
freiung eintreten lässt (z. B. im Falle der Weg- und Brücken- 
gelder und der Briefporti).® 

gegen den König von Hannover wurde dagegen (1844) vom Gerichte 
angenommen, weil dieselbe den König von Hannover als Herzog von 
Cumbcrland und sohin als einen Unterthanen der Königin Victoria in An- 
spruch nahm. — Der Gerichtshof des Seine-Departements wies im Jahre 
1847 eine Klage gegen den Vicekönig Mehemed Ali von Ägypten zurück 
unter Berufung auf die Incompetenz französischer Gerichte in Klagsachen 
gegen eine fremde Regierung. Der Pariser Appellhof erachtete sich im 
Jahre 1872 nicht für zuständig, dem Juwelier Lemaitre die vom Kaiser 
Franz Joseph von Österreich geforderte Summe für Ordenszeichen, die 
Kaiser Maximilian von Mexiko bestellt hatte, zuzusprechen, und zwar 
aus dem Grunde, weil dieser Auftrag ein Regierungsact gewesen sei, dessen 
Untersuchung dem französischen Gerichte nicht zukomme. Aus dem gleichen 
Grunde wies der Pariser Gerichtshof im Jahre 1870 eine französische Staats- 
angehörige ab, welche vom russischen Kaiser 500.000 Frcs. als Er- 
satz für den Schaden verlangte, den sie durch die von Seite der örtlichen 
Polizeibehörde erzwungene Schließung des ihr eigenthümlichen Handels- 
etablissements in St. Petersburg erlitten haben wollte. 

* Martens (Völkerrecht, I. vS. 315—316) erklärt in zu allgemeiner 
Fassung: „Was die Abgaben und Steuern betrifft, so ist der Fürst nur 
von solchen befreit, die einen mehr oder weniger persönlichen Charakter 
tragen und mit der moralischen Würde eines Staatshauptes coUidieren 
könnten. Alle übrigen Gebüren und Kosten ist er wie jeder Privatmann 
zu tragen schuldig, so z. B. Post- und Telegraphengebüren, Steuern von 
Immobilien, Abgaben für die Vollziehung von Kauf- und Verkaufscon- 
tracten u. s. w." 



Zweites Capitel. 
Die besonderen Rechte der souveränen Staatshäupter. ^ 

§ 130. 

Während das Repräsentationsrecht und das Recht der Ex- 
territorialität den Staatshäuptern überhaupt und sohin auch den 
Präsidenten der Republiken zukommen, stehen die Monarchen 
in den Monarchien noch außerdem untereinander in einem 
eigenthümlichen persönlichen Zusammenhange und ge- 
nießen dieselben besondere Ehren- und Ceremonialrechte. 

Die regierenden Fürsten der verschiedenen Staaten be- 
trachten und behandeln sich nämlich zunächst usuell als Mit- 
glieder einer Familie und beobachten nach Maßgabe dieser 
Fiction die unter venvandten Personen vorkommenden Ge- 
pflogenheiten. 

Gekrönte Häupter geben sich untereinander den Bruder- 
und Schwestertitel und räumen diesen Titel auch noch allen 
denjenigen Personen ein, welchen königliche Ehren zukommen; 
das Hofceremoniell hat außerdem in seinem „Staatsgalan- 
terie"-Theile noch manche anderweitige (Tcbräuche aufgenommen, 
welche den Charakter des Familienlebens an sich tragen, z. B. 
die Anzeige von Heiraten, Entbindungen und Todesfällen, die 
Beglückwünschungen und Beileidsbezeugungen, die Anlegung 
von Hoftrauer wegen des Todes eines fremden Souveräns oder 
eines Mitgliedes seiner Familie.^ 



' Vergl. Holtzendorff in dessen Handbuch, II. § 17 und § 22; 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 53, § 55 und § 56; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 126 u. f. und § 154 u. f.; Martens, Völkerrecht, I. § 80 
und §83; Bulmerincq, Völkerrecht, §25; Gar eis, Institutionen, §33 
und Neu mann, Grundriss, § 15 und § 16. 

* Die Verweigerung des einem Souveräne nach den Gesetzen seines 
vStaates gebürenden Titels oder die Versagung der im schriftlichen Ver- 
kehre usuellen Anrede mit „Bruder'^ gilt als eine Beleidigung der vom 
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§ 131. 

Die Souveräne haben sodann ein Anrecht auf diejeni- 
gen Ehrenprädicate und Titulaturen, welche ihnen nach 
den Gesetzen ihrer Staaten oder nach dem staatlichen Her- 
kommen beigelegt werden. Die herkömmlichen Prädicate sind : 
1. bei Kaisern und Königen der „Majestätstitel"; 2. bei 
Großherzogen „Königliche Hoheit" („Celsitudo regia", „Altesse 
royale"); 3. bei Herzogen und Fürsten „Durchlaucht" 
(„Durchlauchtigst", „Serenitas", „Altesse serenissime"), obwohl den 
Herzogen dermalen auch das Prädicat „Hoheit" eingeräumt zu 
werden pflegt. Als Ehrenrecht eines Monarchen gilt es außer- 
dem, von sich in der Mehrzahl zu sprechen und hiebei den 
Ausdruck „Wir von Gottes Gnaden" anzuwenden. 

Mehrere Monarchen haben auch und zwar zum Theil bis 
auf den heutigen Tag gewisse Titel beibehalten, welche ihren 
Vorfahren durch die Päpste verliehen wurden. Der König von 
Frankreich hieß z.B. „roi tres-chretien" oder „filius primo- 
genitus ecclesiae"; der König von England nannte sich 
„defensor fidei"; der Kaiser von Österreich führt als König 
von Ungarn das Prädicat „majeste apostolique". Während sich 
der König von Spanien als ,,roi catholique" und der König 
von Portugal als „roi tres-fidele" bezeichnen, wurde der 
ehemalige König von Polen als „roi orthodoxe" tituliert. 

Manche Publicisten unterscheiden mit Rücksicht auf den 
Ursprung solcher Titulaturen: 1. herkömmliche Territorial- 
herrschaft s-Titel, die sich aus der anerkannten Rangqualität 
des beherrschten Gebietes von selbst ergeben; 2. conventio- 
nelle Titel, die sich aus der Verkehrspraxis der Staats- 
regierungen in Europa ergeben haben und in der schriftlichen 
oder mündlichen Anredeform gebraucht werden; 3. verliehene 
Ruhmes-Titel,die aus älteren päpstlichen Gnadenerweisungen 
herstammen und in den Staatsanreden nicht gebraucht werden; 



Souveräne vertretenen Nation. Napoleon III. vergab es dem Kaiser 
Nikolaus I. niemals, dass der letztere ihn in einem Briefe nicht mit ^Mon- 
sieur mon fr^re", sondern einfach mit „Mon eher ami" angeredet hatte. 
Thatsächlich war diese Kränkung eines der Motive zum Krimkriege, der 
schließlich zum Pariser Frieden vom Jahre 1856 führte. 
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4. neu angenommene Titel, die ein Herrscher für inter- 
nationale Verkehrszwecke sich selbst beilegt.^ 

§ 132. 

Die Familiengenossen eines Souveräns (Gemahlin, 
Kinder und sonstige Anverwandte) sind zwar die Unterthanen 
desselben, haben jedoch einen „approximativen Antheil" an den 
Prärogativen des regierenden Familienhauptes.* 

Die Titel und Rangstufen der fraglichen Personen 
richten sich zunächst nach dem besonderen Staatsrechte des 
betreffenden Staates, finden jedoch im internationalen Verkehre 
nur insofern und insoweit Beachtung, als sie dem herkömm- 
lichen Gebrauche entsprechen oder im Falle ihrer Erhöhung 
von den Mächten anerkannt worden sind. Die Gemahlin 
eines souveränen Fürsten theilt bei vollgiltiger Ehe den 
Titel und Rang desselben; über den Titel und Rang des Ge- 
mahles einer souveränen Fürstin entscheidet das Staats- 
recht des betreffenden Staates. Die Prinzen und die Prin- 
zessinnen führen in Kaiserhäusern das Prädicat „Kaiser- 
liche Hoheit", in Königshäusern das Prädicat „Königliche 
Hoheit" und in Großherzoglichen Häusern das Prädicat 
„Hoheit" (mit Ausnahme des Erbprinzen, welcher als Erbgroß- 

' Vergl. Holtzendorff in dessen Handbuch, II. § 22. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 55. Bezüglich des juristisch 
unbrauchbaren Ausdruckes „approximativer Antheil" vergl. Holtzendorff, 
Handbuch, IL S. 92, Note 4. Gerber (Deutsches Staatsrecht, S. 83—84) be- 
merkt in dieser Beziehung: „Die erhabene Stellung des Monarchen wirkt auf 
die sämmtlichen Glieder seines Familien- und Verwandtenkreises, welche zum 
regierenden Hause gehören. Die Mitglieder des Regentenhauses bilden eine 
mit eigenthümlichen Rechten ausgestattete, durch die Hausgewalt des Mon- 
archen formierte Personengemeinschaft; sie können nicht dem Begriffe 
irgend einer anderen Classe von Staatsbürgern unterstellt, sondern müssen 
als eine eigene und selbständige Classe für sich aufgefasst werden: es 
gehören dazu die Gemahlin des Monarchen, alle als ebenbürtig anerkannten 
Prinzen (sogenannte Agnaten) mit ihren ebenbürtigen Gemahlinnen und 
die Prinzessinnen bis zu ihrer Verheiratung. Das Recht, auf welchem der 
specifische Charakter der Stellung der Mitglieder des Regentenhauses be- 
ruht, ist das eventuelle Thronfolgerecht derselben nach Maßgabe der be- 
stehenden Successionsordnung, sowie das Recht, zur Regentschaft berufen 
zu werden, wenn der Fall einer solchen eintritt." 
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herzog in der Regel schon das väterliche Prädicat „Königliche 
Hoheit" führt) ; den Gliedern Herzoglicher Familien kommt 
das Prädicat „Durchlaucht" zu.^ 

Die Exterritorialität in fremden Staaten können die 
Familiengenossen einer souveränen Person nicht beanspruchen. 
Die Courtoisic geht jedoch in der Regel über die Rechtsnoth- 
wendigkcit hinaus und enthebt mitunter auch solche hohe Per- 
sonen mancher Belästigungen, welchen andere Reisende aus- 
gesetzt sind. Eines besonderen Gastceremoniells erfreuen 
sich hiebei gewöhnlich die präsumtiven Thronfolger.^' 

* Seit dem Jahre 1844 sind übrigens auch die Mitglieder Herzog- 
licher Familien, wenigstens die directcn Nachkommen und präsumtiven 
Regierungsnachfolgcr, in den Besitz des Prädicates „Hoheit" gesetzt worden. 
Die Erbprinzen führen außerdem oft verschiedene Titel : im alten Frank- 
reich hieß der Erbprinz ^Dauphin"; noch jetzt heißen die Erbprinzen: in 
England — „Prinz von Wales'* („Prince des Galles"), in Spanien — 
„Prinz von Asturien" („Prince des Asturies"), in den Niederlanden — 
„Prinz von Oranien*^, in Schweden — „Prinz von Gothland". Titellos 
ist der Thronfolger in der Türkei (stets nach dem Gesetze des Seniorates 
der im Alter dem regierenden Sultan zunächst stehende Prinz des Hauses 
Osman). 

• Einem wirklichen Mitregenten oder souveränen Rcichs- 
verweser kommen — mit Ausnahme der Titel — die gleichen Rechte zu, 
welche der eigentliche Souverän selbst in Anspruch nehmen kann. 



Drittes Capitel. 
Die völkerrechtliche Stellung des Papstes.^ 

§ 133. 

Von besonderer Eigenthümlichkeit ist die völkerrechtliche 
Stellung Seiner Heiligkeit des Papstes in der Gegenwart. ^ — 
Die hienach fragliche Eigenthümlichkeit ergibt sich aber zu- 
nächst aus dem dermaligen Verhältnisse der römischen Curie 
zur italienischen Regierung. Schon im Jahre 1860, nachdem 
Sardinien in die Marken eingerückt war, fand nämlich der 
Papst durch den Tag von Castelfidardo seine weltliche 
Herrschaft auf das im engeren Sinne sogenannte Patrimo- 
nium P e t r i oder auf ein Drittel des bisherigen Kirchenstaates 
beschränkt; nach den entscheidenden Niederlagen, welche Frank- 



' Sieh namentlich Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, II. 
§ 35—42 (mit ziemlich vollständigem Literaturverzeichnisse im § 35). — 
Vergl. auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §41; Martens, Völker- 
recht, IL §30; B ulmer incq, Völkerrecht, § 41 und § 48, und Gar eis, 
Institutionen, § 13. — Eine ausführliche Begründung des von uns im Texte 
behaupteten Rechtsstandpunktes enthält unsere demnächst erscheinende 
völkerrechtliche Studie über „Das Papstthum und das Völkerrecht". 

* Während der Papst (von Souveränen und Nationen, wie von 
Corporationen und Einzelnen Jedweder Kategorie) als „Seine Heilig- 
keit" („Sanctitas Sua") zubenannt und angeredet wird, nennt er sich 
selbst in tiefster Demuth „Servum »Servorum Dei." — Das Wort 
„Papst" („Papa", „Pontifex Romanus") bezeichnet den Bischof 
von Rom in seiner Eigenschaft als Primas oder als Haupt der katholi- 
schen Kirche. Die Rechte des Primates pflegt man seit alter Zeit 
unter dem Ausdrucke „Primat der Ehre und der Jurisdiction" zu- 
sammenzufassen: unter dem Primatus honoris begreift man gewisse dem 
Papste jetzt allein vorbehaltene Ehrenrechte, während der Primatusjuris- 
d i c t i on i s alle dem Papste bei der Regierung der Kirche zustehenden Rechte 
umfasst. Die päpstlichen Insignien sind eine dreifache Krone (trireg- 
num), ein in ein gerades Kreuz auslaufender Hirtenstab, der Petrus als 
Fischer im Kahne darstellende sogenannte Fischerring, die Ehrenbezeugung 
des Fußkusses und das Pallium oder das Zeichen der Metropolitanwürde, 
welches der Papst zwar nicht immer, wohl aber bei allen gottesdienst- 
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reich im Jahre 1870 erlitt, wagte es Italien, das letzte Drittel 
des Kirchenstaates zu besetzen und dem inzwischen procla- 
mierten Königreiche Italien einzuverleiben. Der Papst war durch 
diese Vorgänge in Italien seiner weltlichen Herrschaft thatsäch- 
lich verlustig gegangen.'* — Im Hinblicke auf die hiemit be- 
zeichnete Thatsache konnte an sich die Frage entstehen, ob 
der Papst noch Souverän geblieben sei im Sinne 
einer durch die Herrschaft über Land und Leute 
oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen be- 
dingten Souveränetät. Juristen, welche im Banne confessio- 
neller Leidenschaft der rechtswissenschaftlichen Logik entsagten, 
haben die Frage in verneinendem Sinne entschieden. Wir be- 
streiten die Rechtsbeständigkeit solcher Entscheidung.* 

Die Völkerrechtswidrigkeit der italienischen 
Usurpation der Herrschaft über den Kirchenstaat liegt klar 
zutage und ist unbestritten.^ Die Regierung Italiens hat durch 
die Vergewaltigung des Papstes Verpflichtungen verletzt, welche 
sie nicht nur öffentlich, sondern auch in völkerrechtlicher Form 
übernommen hatte." Seine Heiligkeit der Papst ist niemals vom 



liehen Verrichtungen trägt. — Die Wahl des Papstes erfolgt nach der 
Verfassung der Kirche durch das Cardinalcollcgium in Unabhängigkeit von 
dem Einflüsse der katholischen Nationen und ihrer Staatshäupter. »Seit 
dem XV. Jahrhunderte ist übrigens die „Erkiesung be'sonderer Schutz- 
cardinäle" (Cardinales Protectores nationum) von Seite einzelner katholi- 
scher Regierungen üblich geworden. Die sogenannte Exclusive gegen 
die Wahl des einen oder anderen Candidaten wird heutzutage durch katho- 
lische Souveräne nicht mehr in Anspruch genommen. 

* In der Erinnerung aller Zeitgenossen ruhen die Vorgänge von der 
Mission des Grafen Ponza di San Martino bis zum Bombardement 
der armen „Porta Pia" und zur Capitulation des letzten Restes der päpst- 
lichen Truppen. 

* Die nähere Beleuchtung und eingehende Begründung des im Texte 
vertretenen Rechtsstandpunktes enthält das erste Capitel unserer Mono- 
graphie über „Das Papstthum und das Völkerrecht". 

^ Vergl. z. B. Geffckens Zugeständnis in Holtzendorffs Hand- 
buch, n. § 39. 

* Vergl. z. B. Cavours Reden vom 25. und 27. März 1861, sowie 
die Thronrede des Königs Victor Emanuel vom Jahre 1866 und die 
verschiedenen Erklärungen der italienischen Regierung im Parlamente, in 
Circularschreiben an die italienischen (jcsandten und in Mittheilungen an 
die auswärtigen Souveräne. 
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Proteste gegen die Völkerrechtswidrigkeit der italienischen 
Usurpation abgegangen.' 

Bekanntlich hat denn auch in den Beziehungen des 
Papstes zu den fremden Mächten infolge der italienischen 
Usurpation keinerlei Veränderung platzgegriffen. Die fremden 
Mächte sind einfach nach altem Völkerrechtsgebrauche mit der 
italienischen „de facto Regierung" in den nothwendigen inter- 
nationalen Verkehr eingetreten, während sie den Papst unent- 
wegt als Souverän anerkannten und als solchen nach den bis- 
herigen Gepflogenheiten des Völkerrechtes behandelten. Juristisch 
angesehen ist demgemäß die Souveränetät des Papstes im Sinne 
einer durch die Herrschaft über Land und Leute oder über 
Staatsgebiet und Staatsunterthanen bedingten Souveränetät noch 
immer in völkerrechtlichem Bestände, wenn auch dermalen 
nicht effectiv, vielmehr nur latent.* 

§ 134. 

Die Juristen, welche im Wahne befangen sind, dass mit 
der italienischen Usurpation und der factischen Depossedierung 
des Papstes Seine Heiligkeit die Eigenschaft eines Souveränes 
eingebüßt habe, übersehen außerdem, dass der Papst — selbst 
im angenommenen, aber nicht zugestandenen Falle der völker- 
rechtsmäßigen .Einbuße seiner weltlichen Herrschaft — immer- 
hin noch Souverän im Sinne des Völkerrechtes geblieben wäre. 
Selbst Rechtsgelehrte, welche — in Würde, obwohl nicht Ka- 
tholiken, den strengen Rechtsstandpunkt einhaltend — den recht- 
lichen Fortbestand der päpstlichen Herrschaft über den Kirchen- 
staat anerkennen, haben nämlich den Umstand nicht oder wenig- 



^ Die diesfallsigen Emanationen Seiner Heiligkeit des Papstes und 
die adäquaten Kundgebungen der päpstlichen Regierung sind weltbekannt. 
Schon Pius IX. erklärte als „sub hostili dominatione constitutus", dass 
„keine Versöhnung möglich sei zwischen Jesus und Belial, Licht und 
Finsternis, Wahrheit und Lüge". Leo XIII. wies in der Allocution vom 
3. März 1885 jedweden Ausgleich ab „auf Grundlage des Status quo" in 
absoluter Übereinstimmung mit der am 4. Juni 1885 abgegebenen Erklärung, 
„dass Christi Braut keine Sclavin sein dürfe". 

^ Die nähere Beleuchtung und Begründung dieses Rechtsstandpunktes 
enthält, wie schon erwähnt, das erste Capitel unserer Monographie über 
„Das Papstthum und das Völkerrecht". 
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stens nicht scharf genug betont, dass der Papst von jeher eine 
Doppelsouveränetät in seinem Besitze vereinigt hat. Er- 
scheint der Papst noch heute als Souverän vermöge seiner durch 
die italienische Usurpation rechtlich nicht alterierten Herrschaft 
über Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen, 
so beansprucht derselbe gleichzeitig und dermalen noch die Eigen- 
schaft der Souveränetät als Haupt der katholischen Kirche.^ 

Die römische Curie hat von jeher an diesem Rechtsstand- 
punkte festgehalten. In seinem Circular vom 11. September 1883 
stellte der Cardinal-Staatssecretär Jacobini mit Recht den 
Grundsatz als völkerrechtlich feststehend auf, dass der Papst 
kraft seiner göttlichen Mission und seines apostoli- 
schen Amtes, welches er in der ganzen Welt als 
höchste Autorität ausübe, auch nach der ohnedies rechts- 
widrigen Beraubung seiner weltlichen Herrschaft nicht bloß 
rechtlich, sondern auch thatsächlich Souverän geblieben sei und 
dass diese Eigenschaft wirklicher Souveränetät (di sovranitä 
attuale) von allen Mächten anerkannt werde, welche bei ihm 
Gesandte beglaubigen und ihm diejenigen Acte der Ehrerbietung 
bezeugen, die nur regierenden Fürsten zukommen. In der That 
erklären sich denn auch nicht im Hinblicke auf die päpstliche 
Souveränetät über den Kirchenstaat, sondern lediglich mit Rück- 
sicht auf die hier in Rede stehende oder die in den geist- 
lichen Regierungs- und Gesetzgebungsrechten des 
Papstes begründete Souveränetät der seit Jahrhunderten aner- 
kannte und auch heute noch unbestrittene Vorrang des Papstes 
vor den weltlichen Souveränen, sowie der Vorrang der päpst- 
lichen Gesandten vor den Gesandten der weltlichen Mächte und 
das päpstliche Staatsvertragsrecht in außerkirchenstaatlichen 
Angelegenheiten. ^® 

Angesichts dieser geschichtlichen und rechtlichen That- 
sache ist es nicht nur unzutreffend und unzulässig, sondern 

• Die nähere Beleuchtung und eingehende Begründung dieses Rechts- 
standpunktes enthält das zweite Capitel unserer Monographie über „Das 
Papstthum und das Völkerrecht". 

'° In seiner Schrift über „Die rechtliche ün Verantwortlichkeit und Ver- 
antwortlichkeit des Reimischen Papstes" (1876) hebt Bluntschli selbst (S. 15j 
hervor^ dass die Päpste „von altersher als Kirchenhäupter und nicht als Staats- 
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auch geradezu unbegreiflich, wenn Juristen, wie Bluntschli 
und Geffcken, zu der Behauptung sich verirren, dass eine in 
geistlichen Regierungs- und Gesetzgebungsrechten begründete 
oder eine auf göttlicher Mission und apostolischem Amte 
beruhende Souveränetät des Papstes keinen Begriff des Völker- 
rechtes bedeute und darstelle. Die Unterscheidung Blunt- 
schlis zwischen eigentlicher und päpstlicher Souve- 
ränetät ist ebenso willkürlich, als hinfällig. Wenn völker- 
rechtliches Gewohnheits- und Vertragsrecht neben der durch 
die Herrschaft über Land und Leute oder über Staatsgebiet 
und Staatsunterthanen bedingten Souveränetät noch eine in den 



häupter oder Könige den ersten Platz in der Gesellschaft der Fürsten be- 
haupteten, ihre Legati und Nuntii an die weltlichen Höfe entsandten und über 
die Concordate verhandelten, deren Inhalt keinen Bezug auf das Patrimonium 
des heiligen Petrus, noch auf die Bewohner des Kirchenstaates, sondern nur 
auf die Rechte und Pflichten der römischen Kirchenämter hat". — Der 
falschen Annahme, d^ss den Concordaten nicht der Charakter wirk- 
licher Staatsverträge zukomme, werden wir in der Lehre von den „internatio- 
nalen Verträgen" entgegenzutreten haben. — Wenn der Kanzler des Deut- 
schen Reiches in der Carolinenfrage betonte, dass der Papst nicht als Ober- 
haupt der katholischen Kirche, sondern als Souverän um die Übernahme 
der Vermittelung ersucht worden sei, so verneinte er damit nicht die in 
der göttlichen Mission und dem apostolischen Amte begründete Souveränetät 
des Papstes, sondern anerkannte er vielmehr nur und accentuierte er aus 
Rücksichten der politischen Zweckmäßigkeit den rechtlichen Fort- 
bestand der päpstlichen Souveränetät im Sinne einer durch 
die Herrschaft über Staatsgebiet und Staatsunterthanen 
bedingtenSouveränetät. Bei dieser Gelegenheit sei zugleich bemerkt, 
dass die Übernahme des schiedsrichterlichen Amtes durch 
denPapst im Falle von Streitigkeiten zwischen souveränen Staaten nicht 
zu den Pflichten des Papstes im stricten Sinne des Wortes gehört. 
Der Papst wird das Friedensamt eines Schiedsrichters stets so gerne über- 
nehmen, wie er es in der Carolinenfrage übernommen hat; er kann aber 
— im Unterschiede von der mittelalterlichen Rechtslage — heutzutage nur 
dann als Schiedsrichter auftreten, wenn er von den streitenden Parteien 
um Übernahme des Amtes gebeten wird. Der Freund der Menschheit muss es 
wünschen, dass dem Papste wieder von rechts wegen das Amt eines 
Schiedsrichters im Falle von Streitigkeiten zwischen souveränen christ- 
lichen Staaten eingeräumt werde, weil dann nicht Millionen und wieder 
Millionen sich immer kampfbereit gegenüberstehen. Hunderttausende auf 
den Schlachtfeldern verbluten und die Bewohner ganzer Länder unter der Last 
des „bewaffneten Friedens" in finanzieller Erschöpfung erliegen müssten! 
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geistlichen Regierungs- und Gesetzgebungsrechten oder in gött- 
licher Mission und apostolischem Amte des Papstes begründete 
päpstliche Souveränetät sanctionieren, so ist es denn doch der 
Culminationspunkt von Anmaßung, das positive Recht im In- 
teresse kirchlicher oder confessioneller Unduldsamkeit nach 
einer subjectiven Begriffsbestimmung schulmeisterlich maßregeln 
zu wollen. ^^ 

§ 135. 

Zu vielen Missdeutungen und Verdrehungen der an sich 
ganz einfachen und vollkommen klaren Rechtslage hat nament- 
lich die missbräuchliche Verwertung des italienischen Ga- 
rantiegesetzes Veranlassung gegeben. Dieses italienische 
Gesetz vom 13. Mai 1871 geht nämlich, wie der Ministerpräsi- 
dent Lanza am 2. Februar 1871 im Parlamente erklärte, von 
der Voraussetzung aus, dass der Papst als ein „internationales 
Wesen" angesehen werden müsse oder als „ein Wesen, das von 
keinem Staate abhängen darf und folglich keiner Jurisdiction 
unterstellt werden kann" ; und es enthält demgemäß solche Be- 
stimmungen, welche die Souveränetät des Papstes im Sinne 
seiner Unabhängigkeit von der italienischen Regierung sichern 
sollen. Das italienische Garantiegesetz war aber theils insofern 
überflüssig, als ja nach den bisherigen Auseinandersetzungen 
der Papst in doppeltem Sinne völkerrechtlich Souverän ge- 
blieben ist und als solcher von allen auswärtigen Mächten an- 
erkannt und behandelt wird, - - theils insofern hinterlistig und 
beleidigend, als dasselbe die in der Doppelsouveränetät Seiner 
Heiligkeit begründeten Rechte ihrer völkerrechtlichen Basis zu 
enteignen und als Privilegien oder Gnadenerweisungen der 
italienischen Regierung hinzustellen versuchte. ^^ 

Der Papst hat denn auch das italienische Garantiegesetz 
niemals acceptiert oder anerkannt. Eine derartige Aner- 
kennung war — ganz abgesehen von ihrer Unverträglichkeit 
mit dem völkerrechtlichen Rechtsstandpunkte - schon deshalb 



*^ Über triviale Specialeinredcn gegen die päpstliche Sou- 
veränetät in dem hier fraglichen Sinne sich das zweite Capitel unserer 
Monographie über „Das Papstthum und das Völkerrecht". 

Ein Abdruck des Garantiegesetzes ist im , Anhang" enthalten. 
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unmöglich, weil die päpstliche Regierung die sattsame Erfahrung 
gemacht hatte, dass die Zusicherungen des italienischen Gou- 
vernements stets hinfällig wurden, bevor noch die Tinte trocken, 
mit welcher dieselben dem Papiere aufgedrungen wurden. Ist doch 
die Geschichte der italienischen Usurpation der Herrschaft über 
den Kirchenstaat nichts anderes, als die Geschichte einer Kette 
von völkerrechtswidrigen Wortbrüchigkeiten. ^^ — Juristisch 
maßgebend ist jedoch nur die Thatsache, dass die päpstliche 
Regierung stets die absolute Unvereinbarlichkeit des italieni- 
schen Garantiegesetzes mit dem positiven Völkerrechte betont 
hat. Pius IX. hatte vollkommen recht, wenn er in seinem 
Schreiben an den General-Vicar Patrizi vom 2. März 1871 von 
den ihm damals angebotenen Garantien sagte: „Nescias, num 
primas teneat absurditas, an versutia, an ludibrium." In der 
Encyklika vom 15. Mai 1871 erklärte der Papst (in Überein- 
stimmung mit allen späteren Emanationen der Curie), dass er 
,Jene von der subalpinischen Regierung ersonnenen Bürg- 
schaften und Garantien, wie immer sie geartet sein mögen, noch 
irgendwelche andere derselben Art und auf irgendwelche Weise 
sanctionierte, zulassen oder annehmen werde oder könne", — 
„Bürgschaften und Garantien, die Uns unter dem Vorwande, 
Unsere heilige Gewalt und Freiheit zu schützen, an der Stelle 
und als Ersatz der weltlichen Herrschaft angeboten wurden, 
mit welcher die göttliche Vorsehung den heiligen Apostolischen 
Stuhl ausrüsten und vermehren wollte".'* — Die auswärtigen 
Regierungen haben das sogenannte Garantiegesetz bisher 
weder ausdrücklich noch stillschweigend, d. h. durch Hand- 
lungen, aus denen dies zu folgern wäre, als für sie verbindlich 



^* Mit Recht erwiderte Pius IX. die Versicherung des mit einem 
königlichen Handschreiben vom 8. September 1870 erschienenen Grafen 
Ponza di San Martino, wonach Italien die Unabhängigkeit und Sou- 
veränctät des Papstes zu garantieren versprach, in heiliger Entrüstung 
mit den V^^orten: „Ich traue Euch nicht, im Namen Jesu Christi sage ich 
Euch, Ihr seid insgesammt getünchte Gräber I" 

** Das sogenannte Garantiegesetz existiert in den Augen des Papstes 
gar nicht, d. h. der Papst ignoriert dasselbe für sich vollständig als ein 
von der neuen italienischen Regierung nach der Occupation Roms ein- 
seitig erlassenes Gesetz, welches gewissermaßen als Ersatz für die Be- 
raubung des Papstes dienen und diese Beraubung selbst sangtionieren 



145 



anerkannt; sie haben sich — mit anderen Worten — dem Ge- 
setze gegenüber ganz indifferent gehalten und davon keinerlei 
Gebrauch gemacht. ^^ 



sollte. Das italienische Gesetz konnte auch seiner Natur nach dem Papste 
als dem Oberhaupte der auf dem ganzen Erdkreise verbreiteten katholi- 
schen Kirche von seinen diesbezüglichen Rechten kein Pünktchen nehmen. 
In diesem Sinne wird das sogenannte Garantiegesetz von allen Katholiken 
der Welt angesehen. - Die italienische Regierung behauptet, dass das 
Verhältnis des nunmehr seiner weltlichen Herrschaft be- 
raubten Papstes zum Königreiche Italien eine rein interne 
Angelegenheit sei, in welche sich keine auswärtige Macht 
einzumengen habe, dergestalt, dass das italienische Gou- 
vernement das betreffende Verhältnis je nach seinem In- 
teresse und Gutdünken normieren könne. Dieser Anschauung ent- 
sprach das, wie schon betont wurde, einseitig erlassene Garantiegesetz. 
Die katholische Welt wies jedoch die Behauptung der italienischen Regie- 
rung zurück, weil eben vom Verhältnisse des Papstes zur usurpatorischen 
Regierung Neuitaliens die Frage zunächst abhängt, ob der Papst denn 
wirklich noch frei und unabhängig sei in der Regierung der 
allgemeinen Kirche oder ob nicht die italienische Regierung 
unter dem Vorwande, dass es sich um eine nur interne An- 
gelegenheit handle, den Papst in der Regierung der ganzen 
Kirche zu beschränken und zu behindern vermöge, wiedies 
thatsächlich in manchen Punkten schon der Fall gewesen 
ist. — Wie Italien das sogenannte Garantiegesetz einseitig erlassen hat, 
so kann es ja dasselbe auch auf parlamentarischem \A''ege wieder aufheben, 
was von der radicalen Partei laut genug bereits gefordert wird. Werden 
es die Katholiken aller Länder und die Regierungen mit katholischen 
Unterthanen stillschweigend hinnehmen können und wollen, dass Italien 
den Papst, weil es sich ja nur um eine interne Angelegenheit handle, 
förmlich zu einem Unterthanen des Königs von Italien degradiere? 
Wenn der Papst irgendwie und irgendwann mit dem sogenannten Garantie- 
gesetze sich abfinden wollte, so müsste die erste Bedingung hiezu darin 
bestehen, dass dasselbe unter die Ägide sämmtlicher (wenigstens Groß-) 
Mächte gestellt und hiedurch eines internationalen Charakters 
theilhaftig gemacht würde. 

' ^ Wenn — beispielsweise — die fremden Regierungen beim heiligen 
Stuhle Gesandtschaften unterhalten oder den vom Papste bei ihnen accre- 
ditierten Gesandten (Nuntien) im diplomatischen Corps den ersten Platz 
einräumen, so beobachten sie diesen modus praecedendi einfach in Fort- 
setzung früherer Gepflogenheit, wie solche von jeher im 
Völkerrechte begründet galt, nicht aber etwa mit Erlaubnis des 
sogenannten Garantiegesetzes, auf welches sie sich nie berufen. — Die 
Mächte haben die italienische Usurpation bislang als fait accompli hin- 

R e s c h , Völkerrecht. 2. Aufl. 1 
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Demgemäß erscheint es als ein dreister Faustschlag in 
das Gesicht der geschichtlichen Wahrheit und der juristischen 
Logik, wenn man die völkerrechtlich begründeten ur- 
alten Rechte des Papstes zu Privilegien oder Gnaden- 
erweisungen des neuen sogenannten Garantiegesetzes degradieren 
will. Geffckens Behauptung, dass nach dem sogenannten 
Garantiegesetze, welches die italienische Regierung zu jeder 
Zeit beliebig ändern könne, der Papst nur mehr „in bestimmten 
Beziehungen als Souverän zu behandeln sei", steht mit dem 
Kerne der Rechtsfrage in gar keinem Zusammenhange, weil ja das 
betreffende Gesetz selbst nur einen mit dem Völkerrechte coUi- 
dierenden und völkerrechtswidrig herbeigeführten Status quo 
im Wege der Landesgesetzgebung sanctionieren und vor dem 
internationalen Rechte, welches der Landesgesetzgebung voraus- 
geht, heuchlerisch beschönigen möchte. Zu welchen Absurditäten 
übrigens die Betretung des abschüssigen Weges doloser Rechts- 
verdrehung führt und drängt, beweist der ungeheuerliche Vor- 
schlag Bluntschlis, wonach alle oder doch die mächtigsten 
christlichen Staaten für die nähere Fassung der dem Papste zu 
bewilligenden Privilegien eine Vereinbarung treffen sollen, welche 
den Päpsten bei der Papstwahl — ähnlich wie früher die Wahl- 
capitulation den römischen Kaisem — vorzulegen sei, dergestalt, 
dass dann von der Zustimmung des Papstes zu der getroffenen 
Vereinbarung der Mächte „die staatliche Anerkennung des Papstes 
als Kirchenhauptes der katholischen Kirche abhängig gemacht 
werde". ^ ® 



genommen; aber noch hat keine Macht für die Rechtlichkeit dieser 
Thatsache sich ausgesprochen. — Kaiser Wilhelm II. und die Regierung 
des Deutschen Reiches ließen es unbehindert in den öffentlichen Blättern 
verkündigen, dass die Kaisereinkehr in Rom und der kaiserliche Besuch 
im Quirinal die noch immer offene sogenannte „römische Frage" nicht 
präjudicieren sollen. 

^* Sieh Bluntschli, Die rechtliche Unverantwortlichkeit und Ver- 
antwortlichkeit des Römischen Papstes, S. 28. Vergl. dagegen Geffcken 
in Holtzendorffs Handbuch, IL § 40. Sieh überhaupt das dritte Capitel 
und die „Schlussbetrachtung" unserer Monographie über „Das Papst- 
thum und das Völkerrecht". 



Zweiter Theil. 

Die Beamten des Staatenverkehres oder die Völker- 

rechtlichen Magistraturen.* 



Erster Abschnitt. 

Die Beamten des Slaatenverkehres oder die völker- 
rechtlichen Magistraturen im allgemeinen und die ver- 
schiedenen Kategorien derselben. 
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§ 136. 

Zu den Beamten des Staaten Verkehres gehören alle die- 
jenigen Staatsbeamten oder Gehilfen des Staatshauptes, 
welche zur amtlichen Pflege der internationalen Be- 
ziehungen berufen sind, und sohin theils: 1. die Beamten, 
welche im inneren Dienste die auswärtigen Angelegenheiten 
zu bearbeiten haben, d. h. die Beamten im Ministerium des 
Auswärtigen; theils: 2. die an fremde Staaten abgeordneten 
Staatsdiener oder die Gesandten im weitesten Sinne des Wortes.^ 



* Der zweite Theil erörtert in drei Abschnitten: 1. die Beamten des 
vStaatenverkehres oder die völkerrechtlichen Magistraturen im allgemeinen 
und die verschiedenen Kategorien derselben; 2. das Gesandtschafts wesen ; 
3. das Consularwesen. 

- Über die Literatur des Gegenstandes vergl. im allgemeinen Mo hl, 
Geschichte, I. S. 404—418. — Man hat wesentlich drei Gattungen von Werken 
zu unterscheiden, nämlich: 1. Werke, welche sowohl die Gesandten im 
engeren Sinne als auch die Consuln berücksichtigen; 2. Werke, welche aus- 
schließlich die Gesandten im engeren Sinne behandeln; 3. Werke, welche nur 
die Consuln erörtern. — Diesfalls sind aber namentlich hervorzuheben: 
Charles Bar. de Martens, Guide diplomatique (Paris et Leipsic, jetzt 
5crae ed. entierement refondue par Geffcken) und F. de Cussy, Diction- 
naire ou manuel lexique du Diplomate et du Consul (Leipsic 1846). 

' Die Organisation des Ministeriums des Auswärtigen ist 
in den verschiedenen Staaten eine verschiedene. Interessant sind die dics- 

10- 
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Die an fremde Staaten abgeordneten Staatsdiener zerfallen 
in drei Kategorien, nämlich in: 1. die Gesandten im engeren 
Sinne oder die sogenannten charakterisierten Gesandten 
(Ministres public s), d. h. Beamte, welche zur Besorgung 
der politischen Angelegenheiten zwischen Staat und Staat an 
eine auswärtige Regierung gesendet werden; 2. dieConsuln, 
d. h. Beamte zur Wahrung der wirtschaftlichen Interessen und 
insbesondere der Handels- und Schiffahrtsrechte in einem fremden 
Lande; 3. die Agenten und Commissarien, d. h. Personen, 
welche zur Besorgung von Geschäften mit einem fremden Staate 
beauftragt sind, ohne jedoch förmlich als Gesandte oder Con- 
suln bestellt und anerkannt zu sein.* 

Neben den unter 1 — 3 bezeichneten Kategorien der Ge- 
sandten im weitesten Sinne des Wortes unterscheidet man 
übrigens auch noch Abgesandte, welche ohne irgend 
einen entsprechenden gesandtschaftlichen Titel doch 
mit Staatsgeschäften beauftragt sind, und sogenannte 
Ceremonialgesandte (Ministres d'etiquette, de cere- 
monie), welche lediglich die persönlichen Beziehungen der 
Höfe und Regierungen vertreten.'^ 

§ 137. 
Da wir den sogenannten charakterisierten Gesandten im 
zweiten Abschnitte und den Consuln im dritten Abschnitte ge- 

fallsigen Einrichtungen im Deutschen Reiche. Hier steht unter dem 
Reichskanzler als oberster Centralbehörde des auswärtigen Dienstes 
seit dem Jahre 1870 das auswärtige Amt als oberste Reichsbehörde 
im vSinne des Reichsbeamtengesetzes: dasselbe ist eingetheilt in zwxi Ab- 
theilungen, von welchen die eine die diplomatischen und die andere 
die consularischen Angelegenheiten zu bearbeiten hat; an der Spitze 
des Amtes steht ein vStaatssecretär. 

* Die Agenten und Commissarien werden bisweilen unter der Be- 
zeichnung als „außergewöhnliche diplomatische Agenten" zu- 
sammengefasst und als solche den Gesandten im engeren Sinne und den 
Consuln gegenübergestellt. Sieh Mohl, Encyklopädie, § 75. 

* So werden neuerlich zur Besorgung der wichtigsten Geschäfte z. B. 
Staatsminister, Admirale, Generale, selbst Prinzen des Regentenhauses und 
andere Personen von hoher Geburt, — aber auch Räthe aller Classen und 
Legationssecretäre ohne gesandtschaftlichen Titel abgesandt : man will dabei 
aus irgend einem Grunde jedes gesandtsgh^tliche CeremonieU vermeiden und 
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sonderte Erörterungen widmen, so haben wir an diesem Orte 
nur mehr auf die Agenten und Commissarien einen Blick zu 
werfen. Im allgemeinen trifft bezüglich der hienach fraglichen 
Beamten die von den neuesten Publicisten gemachte Bemerkung 
zu, dass nichts so unbestimmt ist, ,,als das Rechtsverhältnis 
eines mit keinem gesandtschaftlichen oder consularischen Titel 
charakterisierten Agenten oder Commissärs, welcher in aus- 
wärtigen Angelegenheiten an einen fremden Staat gesendet wird". 
Für eine völkerrechtliche Betrachtung kommen hicbei jedenfalls 
gar nicht in Berücksichtigung Agenten und Commissarien, welche 
nur Privatangelegenheiten eines auswärtigen Staates oder 
Souveräns und nicht internationale Angelegenheiten derselben 
zu besorgen haben. ^' 

Zu den Agenten im Sinne des Völkerrechtes 
oder zu den diplomatischen Agenten gehören alle die- 
jenigen Beamten, welche ohne bestimmten Titel und nähere 
Rangbestimmung und überhaupt ohne öffentlichen amtlichen 
Charakter zur unmittelbaren Verhandlung mit der fremden Staats- 
gewalt beauftragt sind: sie treten namentlich da auf, wo man 
aus irgend einem Grunde, z. B. auch wegen Nichtanerkennung 
der Legitimität der Regierung oder wegen Rangstreitigkeiten oder 
behufs Kostenersparung, keine charakterisierten Gesandten ab- 
ordnen will. Die sogenannten geheimen Agenten (emis- 
saires Caches ousecrets) sind Abgesandte, welche ein Staat 
in das Gebiet eines anderen Staates in der Weise schickt, 
dass Thatsache und Zweck der Sendung dem fremden Staate 
selbst verheimlicht werden. Bisweilen soll jedoch eine solche 
Sendung nur für dritte Personen, beziehungsweise Staaten, ein 
Geheimnis sein, in welchem Falle der geheime Agent bei dem 



doch nicht bloß in der untergeordneten Stellung als Agent oder CommiSvSär 
auftreten. Sogenannte Ceremonialgesandte werden oft zu gewissen Feier- 
lichkeiten (bei Krönungen, Heiratswerbungen, Vermählungen und Taufen) 
entsendet und empfangen oder auch zu Beglückwünschungen. Vergl. Kalten- 
born in Bluntschlis Staatswörterbuch, IV. S. 239. 

• Hieher gehören z. B. Personen, welche den Auftrag haben, ein 
Darlehen mit auswärtigen Privatpersonen abzuschließen, Lebensmittel 
im Auslande anzukaufen oder Waffen in fremden Fabriken zu bestellen: 
derartigen Beauftragten kommt kein völkerrechtlicher Charakter zu. 
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besendeten Staatshaupte insgeheim accreditiert wird (envoye 
confidentiel, negotiateur secret).'' 

Commissarien sind Beamte, welche zur Besorgung 
eines einzelnen, namentlich besondere technische Kenntnisse 
erfordernden, Geschäftes in einem fremden Staate beauftragt 
werden. Die begriffliche Beschränkung, wonach Commissarien 
nicht in directe Verhandlung mit den obersten Organen der 
auswärtigen Staatsgewalt eintreten sollen, ist unzutreffend und 
widerspricht den thatsächlichen Gepflogenheiten des internatio- 
nalen Verkehres. Die Commissarien werden übrigens neuerlich 
auch oft als Bevollmächtigte bezeichnet, dergestalt, dass 
man z. B. bei Zollvereinsstaaten von Zollvereinsbevollmächtigten 
zu Zollconferenzen spricht, während die Zollvereinscommissarien 
stehende Beamte des einen Vereinsstaates im anderen Vereins- 
staate sind.^ 

§ 138. 

Eine Controverse besteht darüber, welche Beamten des 
Staaten Verkehres zur Diplomatie gerechnet werden müssen.^ 

Neuerlich hat sich der Sprachgebrauch dahin fixiert, dass 
man nur den Minister des Auswärtigen eines jeden Staates und 
die höheren Beamten desselben, sowie die sogenannten charak- 



' Vergl. über Agenten und Commissarien Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 222. 

® Die Rechtsstellung der Agenten und Commissarien als 
„öffentlich ermächtigter Personen, welche, ohne den Charakter von Ctc- 
sandten oder Consuln zu haben, von einem Staate oder von dessen Behörden 
abgeschickt werden, um gewisse öffentliche Geschäfte davSelbst abzumachen'*, 
kann im allgemeinen dahin bestimmt werden: derartige Personen stehen 
zwar unter dem besonderen Schutze des Völkerrechtes ; sie haben aber auf 
Exemtion von der Gerichtsbarkeit und auf Exterritorialität keinen Anspruch, 
wenn nicht und soweit nicht durch besondere Vergünstigung des besendeten 
»Staates ihnen ein Privilegium eingeräumt worden ist. Sieh Bluntschli, 
Völkerrecht, § 243. Das amtliche Actenstück, womit die Deutsche Regierung 
unter dem 28. April 1887 die Affaire „Schnäbele" erledigte, betont, dass 
völkerrechtliche Motive, welche für die unbedingte Sicherstellung inter- 
nationaler Verhandlungen sprechen, geschäftliche Zusammenkünfte von 
Agenten und derlei Personen unter den Schutz gegenseitig zugesicherten 
freien Geleites vStellen. 

• Vergl. Kaltenborns Art. „Diplomatie" in Bluntschli s »Staats- 
Wörterbuch, III. S. 115—130. 



151 

terisierten Gesandten in deren später zu erörternden vier Classen 
zur Diplomatie rechnet. Im engeren Sinne bezeichnet man sogar 
nur die sogenannten charakterisierten Gesandten als Diplo- 
maten. Insbesondere bildet nur die Gesammtheit der bei einem 
Staate beglaubigten sogenannten charakterisierten Gesandten das 
diplomatische Corps.^^ 

Manche Publicisten subsumieren jedoch alle an fremde 
Staaten abgeordneten Staatsdiener wenigstens unter die Kategorie 
der diplomatischen Organe oder der diplomatischen 
Agenten.*^ 
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Sieh Kaltcnborn Art. „Diplomatisches Corps" in Bluntschlis 
vStaatswörterbuch, III. S. 131 134. Die bloßen Agenten und Commis- 
sarien und ebenso die Consuln können, weil ihnen allen der repräsen- 
tative Charakter gänzlich abgeht, falls sie sich auch an demselben Orte, 
wo ein diplomatisches Corps existiert, aufhalten, nicht zu demselben ge- 
rechnet werden; auch bildet die Gesammtheit von bloßen Commissarien 
an irgend einem Orte oder die Gesammtheit der Consuln fremder Länder 
an einem Handelsplatze kein sogenanntes diplomatisches Corps. Inwieferne 
die christlichen Consuln in nichtchristlichen Staaten in ihrer 
(icsammtheit eine „Art von diplomatischen Corps untergeordneten Ranges" 
bilden (gleichviel, ob sie sich in der Residenzstadt des vSouveräns oder an 
einem bloßen provinziellen Handelsplatze aufhalten), wird in der Erörterung 
des Consularwesens darzulegen sein. 

" Vergl. z. B. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 201. 



Zweiter Abschnitt. 

Das Gesandtschadswesen/ 



Erstes Capitel. 
Das Gesandtschaf tswesen im allgemeinen." 

§ 139. 
Das Gesandtschaftsrecht ist das Recht eines jeden 
Staates, Gesandte in fremde Staaten abzusenden und Ge- 
sandte fremder Staaten bei sich zu empfangen. Man unter- 
scheidet demgemäß actives und passives Gesandtschaftsrecht. 
Der Staat übt als Absendestaat das active Gesandtschaftsrecht 
und als Empfangsstaat das passive Gesandtschaftsrecht aus.^ 

* Wir erörtern in drei Capiteln : 1 . das Gesandtschaftswesen im all- 
gemeinen; 2. die Organisation des diplomatischen Dienstes; 3. das diplo- 
matische Amt. 

* Über die Literatur des Gesandtschaftswesens vergl. Mohl, Ge- 
schichte, I. 8. 406—408. — Aus der älteren Literatur ist namentlich her- 
vorzuheben: Bynkershoek, Traite du juge competent des ambassadeurs 
(französische Übersetzung von Barbeyrac, 1723); aus der neueren Lite- 
ratur verdienen besondere Anerkennung: Miruss, Das europäische Ge- 
sandtschaftsrecht (nebst einem Anhange von dem Gesandtschaftsrecht des 
Deutschen Bundes, einer Bücherkunde und vielen Beilagen, Leipzig 1847), 
und Alt, Handbuch des GCvSandtschaftsrechtes (Berlin 1870), sowie das 
englische Werk von Grenville Murray (1853) und das französische 
Werk von Pradier-Fod6r6 (2. ed. 1881). — Vergl. außerdem He ff ter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 199 u. f.; Bluntschli, Völkerrecht, § 159 u. f ; 
Martens, Völkerrecht, IL § 6 u. f.; Bulmerincq, Völkerrecht, § 69, 
und Gareis, Institutionen, § 35-40. 

^ Die Staaten üben jedoch nicht immer gleichmäßig actives und 
passives Gesandtschaftsrecht aus. Der ehemalige Deutsche Bund z. B. 
empfieng Gesandtschaften, ohne seinerseits — abgesehen von zwei Fällen 
von 1848 und 1864 — Gesandte zu entsenden. Den gleichen Vorgang beob- 
achteten bis in die jüngste Zeit hinein noch China und Japan. 
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Dem Rechte der Staaten, Gesandte abzusenden und zu 
empfangen, correspondiert jedoch keine Absende- und An- 
nahmepflicht, d. h. jeder Staat entscheidet auf Grund seiner 
Souveränetät in voller Dispositionsfreiheit darüber, ob er Ge- 
sandte absenden und annehmen will oder nicht/ 

Insbesondere die Annahme fremder Gesandten bedeutet 
keine rechtliche, sondern nur eine moralisch-politische 
Verpflichtung, obwohl minder civilisierten Staaten gegenüber 
mitunter die moralisch-politische Pflicht auch rechtlich, be- 
ziehungsweise vertragsmäßig, fixiert wird." Als eine Art der 
Feindseligkeit gilt es, wenn ein uncivilisierter Staat die (Ge- 
sandten einzelner civilisierter Mächte empfängt und diejenigen 
anderer civilisierter Mächte zurückweist* Im übrigen kommt 
es auch im Verkehre der civilisierten Staatenwelt vor, dass ein 
Staat bei einer Macht einen Gesandten beglaubigt und die An- 
nahme eines solchen von derselben verweigert/ 

§ 140. 

Das Gesandtschaftsrecht ist ein Ausfluss der Souve- 
ränetät und wird bei der Aufzählung der Hoheitsrechte des 
Staates gewöhnlich unter den Specialbegriff der Repräsentations- 
hoheit subsumiert. Nur souveräne Staaten können daher 

* „Aucun tot n'est strictement parle oblig6 par le droit positif des 
nations d'envoyer ou de rccevoir des ministres publics, quoique Tusagc et 
la politessc des nations scmblent avoir etabli a cet (^gard une sortc de 
devoir r^ciproque". Wheaton, Droit international, II. S. 189. 

" Vergl. z. B. Art. 2 des Vertrages Russlands mit China vom 
13. Juni 1853, Art. 2 des Vertrages Frankreichs mit China vom 27. Juni 
1858, Art. 2 des Zoll Vereins Vertrages mit China vom 2. September 
1861, Art. 2 des Vertrages des Norddeutschen Bundes mit Japan 
vom 20. Februar 1869, Art. 3 des Vertrages Frankreichs mit Birma 
vom 24. Jänner 1873 und Art. 2 des Vertrages zwischen Korea und 
Japan vom 28. Februar 1878. 

* Als der Emir Seh ir- Ali im Jahre 1878 einen russischen Ge- 
sandten empfieng, während der englische Gesandte durch Soldaten an der 
Grenze zurückgewiesen wurde, machte Lord Beaconsfield diesen Act zum 
Kriegsfall gegen Afghanistan. 

' Preußen unterhielt z. B. einen Gesandten beim Papste, weigerte 
sich aber, einen Nuntius desselben zu empfangen. Vergl. die Antwort 
Friedrich Wilhelms III. auf die Note des Cardinais Lambruschini 
vom 15. März 1836. 
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das Gesandtschaftsrecht besitzen. Die Verschiedenheit der Staats- 
form erscheint hiebei als irrelevant.® 

Personen und Körperschaften, welche rechtlich 
einem Unterthanenverhältnisse angehören, kann nach Maßgabe 
des gekennzeichneten Principes das Gesandtschaftsrecht nicht 
zustehen.^ Das staatliche Gesandtschaftsrecht wird jedoch unter 
Umständen einzelnen Personen und Körperschaften zur Aus- 
übung delegiert.'^ Insbesondere haben daher auch ent- 
thronte Fürsten an sich kein Gesandtschaftsrecht, obwohl 
denselben bisweilen ein solches zugestanden wird, sei es aus 
Courtoisie, sei es in Nichtanerkennung der Rechtsbeständigkeit 
der Entthronung.^^ 

Die halbsouveränen Staaten haben an sich kein 
Gesandtschaftsrecht. Die Ausübung dieses Rechtes kann den- 
selben allerdings von Seite des Suzeräns eingeräumt werden. 
Ohne eine solche ausdrückliche Genehmigung erfolgt jedoch 
die diplomatische Vertretung der halbsouveränen Staaten durch 
den Suzerän. — Unter allen Umständen darf ein Halbsouverän 

^ Über das active und passive Gesandtschaftsrecht des Papstes 
vergl. die in den §§ 133—135 enthaltene Darlegung der völkerrechtlichen 
Stellung Seiner Heiligkeit. 

" Wenn im alten Deutschen Reiche große Städte und deren Ver- 
bindungen (wie z. B. die Hansa) das GCvSandtschaftsrecht übten, so erklärt 
sich dieser mit der heutigen Souveränetät nicht mehr vereinbarliche Vor- 
gang in Anbetracht der losen Verfassung des alten Reiches. 

^^ Eine derartige Delegation erfolgt z. B. noch heute im Kriege 
bezüglich der Führer selbständig operierender Heereskörper. Ähnlicher 
Art sind die Fälle, in welchen GCvSandte von den englischen Regie- 
rungen in Ostindien und Australien oder von der niederländi- 
schen Colonialregierung in Ostasien abgesendet werden. Immer 
handelt es sich hiebei nicht um ein eigenes, sondern um ein jure dele- 
gato ausgeübtes Recht. 

'* Beispiele von Gesandten vertriebener Fürsten sind aus 
älterer und neuester Zeit nachzuweisen. Wir erinnern an die Gesandten 
der vStuarts bei Ludwig XIV. und von Franz II. von Neapel. Keine 
Regierung kann jedoch die Gesandten beider Theile empfangen: nachdem 
Mazarin die Gesandten Crom wells angenommen hatte, verweigerte er 
den ferneren Empfang des Gesandten Karls IL; nach Anerkennung des 
Königreiches Italien durch England eröffnete Lord Russell dem neapoli- 
tanischen Geschäftsträger, dass er ihn nicht länger als beglaubigt anzu- 
sehen vermöge. 
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nicht wirkliche Gesandte, sondern nur Agenten beglaubigen. — 
Was insbesondere die Schutzstaaten anbelangt, so legt die 
Schutzherrschaft, welche die innere Autonomie des geschützten 
Staates fortbestehen lässt, die Vertretung desselben nach außen 
unbedingt in die Hand der den Schutz gewährenden Regierung, 
weil letztere zur Schutzgewährung nicht befähigt wäre, wenn 
der Schutzstaat sich nach außen in beliebige Verwickelungen 
stürzen dürfte.*^ 

§ 141. 

Im Falle der Personalunion verbleibt grundsätzlich 
jedem der unierten Staaten wie seine Souveränetät, so auch das 
Gesandtschaftsrecht, obwohl des letzteren thatsächliche Aus- 
übung durch den gleichen Vertreter beschlossen werden kann; 
im Staatenbunde verbleibt mit der Souveränetät auch das 
Gesandtschaftsrecht bei den einzelnen Bundesgliedern. ^^ 

Im Bundesstaate wird das Gesandtschaftsrecht mit der 
Souveränetät von den Bundesgliedem auf die Centralgewalt 
übertragen. In der Regel hat daher auch — wie z. B. in der 
Schweiz und in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika — ausschließlich die Gentralgewalt das Gesandt- 
schaftsrecht. Wenn jedoch ausnahmsweise — wie z. B. im 
Deutschen Reiche — neben dem Gesandtschaftsrechte der 
Gentralgewalt durch besondere Verträge ein einzelstaatliches 
Gesandtschaftsrecht anerkannt wird, so ist wenigstens An- 
knüpfung und Abbruch des diplomatischen Verkehres für die 
Einzelstaaten durch die Maßnahmen der Gentralgewalt bedingt 
und überhaupt die Ausübung des einzel staatlichen Gesandt- 
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So hielt es England früher mit der Republik der Jonischen 
Inseln, wie es denn auch heute noch den vSchutzstaaten Ostindiens 
jede Verbindung mit auswärtigen Mächten verbietet. Art. 6 des Schutz- 
vertrages zwischen Frankreich und Tunis vom 12. Mai 1881 überträgt 
die diplomatische Vertretung von Tunis auf Frankreich. Den gleichen 
Grundsatz sanctioniert Art. 1 des Schutzvertrages zwischen Frankreich 
und Anam vom 25. August 1883. 

" Im Staatenbunde mag daneben allerdings auch der Bund selbst, 
wie z. B. der ehemalige Deutsche Bund, das active und passive Ge- 
sandtschaftsrecht besitzen. Vergl. diesfalls in Bezug auf „La s^r^nissime 
Confdddration Germanique" oben die Note 3. 
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schaftsrechtes der Controle der Centralgewalt grundsätzlich 
unterworfen.^ '^ 

Im Falle der revolutionären Zerspaltung eines 
Staates in eine Mehrheit von Theilen verbleibt das Ge- 
sandtschaftsrecht bei der alten legitimen Staatsgewalt für die 
Dauer ihrer Existenz.*^ 



'* Im Deutschen Reiche gibt Art. 11 der Reichsverfassung dem 
Kaiser die völkerrechtliche Vertretung. Die Reichsverfassung enthält jedoch 
kein Verbot für die Einzelstaaten, Gesandte zu empfangen und zu entsenden. 
Im Bündnisvertrage mit Bayern vom 23. November 1870 ist vielmehr das 
concurrierende Gesandtschaftsrecht ausdrücklich anerkannt. — Auf posi- 
tiver Rechtsvorschrift beruht die Pflicht der bayerischen Gesandten, 
eventuell in Verhinderungsfällen die Reichsgesandten zu vertreten : es be- 
darf jedoch hiefür immer eines bcvsonderen Auftrages des Kaisers.— 
Auch sonst sind die bayerischen Gesandten angewiesen, „in allen Fällen, 
in welchen dies zur Geltendmachung allgemeiner deutscher Interessen er- 
forderlich oder von Nutzen sein wird, den Reichsgesandten ihre Beihilfe 
zu leisten". 

Vergl. Zorn, vStaatsrecht, II. § 38 (vS. 446—447). 
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Zweites Capitel. 
Die Organisation des diplomatischen Dienstes.* 

I. Die Ernennung der Gesandten.^ 

§ 142. 

Die Ausübung des Gesandtschaftsrechtes steht 
grundsätzlich dem Träger derSouveränetätzu. Hienach 
ist zur Ausübung des fraglichen Rechtes berufen: 1. in der 
Monarchie der Monarch; 2. in der Republik das Volk, be- 
ziehungsweise das vom Volke zur Ausübung der Souveränetäts- 
rechte eingesetzte Organ; 3. im monarchischen Bundes- 
staate die Corporation der Monarchen, beziehungsweise das 
diese Monarchen vertretende Organ. In Abweichung von diesem 
principiellen Standpunkte hat im Deutschen Reiche nach 
positiver Verfassungsvorschrift nicht etwa der Bundesrath, son- 
dern der Kaiser das Gesandtschaftsrecht auszuüben.^ 

Inwiefern das Staatshaupt bei Ernennung der Ge- 
sandten an die Zustimmung anderweitiger wStaatsorgane oder 
auf die Übernahme der Verantwortlichkeit von Seite gewisser 
Staatsdiener angewiesen ist, darüber entscheidet die jeweilige Ver- 
fassung des einzelnen Staates. In den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika kann z. B. der Präsident nur mit Zu- 
stimmung des Senates Gesandte ernennen. In der constitu- 
tionellen Monarchie erfordert die Ernennung eines Ge- 



' Wir unterscheiden in Ansehung der Organisation des diplomati- 
schen Dienstes: 1. die Ernennung der Gesandten, 2. die Hierarchie des 
diplomatischen Dienstes oder die Classen und Arten der Gesandten, 3. Be- 
ginn und Beendigung der diplomatischen Sendung. 

^ Die Ernennung der Gesandten ist nur ein Act der Aus- 
übung des Gesandtschaftsrechtes im allgemeinen. 

» Si^h oben § 141, Note 14. 
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sandten die Contrasignatur oder Gegenzeichnung des Ministers 
der auswärtigen Angelegenheiten/ 

Im Falle einer Regentschaft geht in der Monarchie die 
Ausübung des Gesand tschaft s- wie eines jeden anderen Sou- 
veränetätsrechtes an den Regenten über.* 

§ 143. 

Über die Voraussetzungen für die Bekleidung eines 
diplomatischen Amtes entscheidet zunächst das Staatsrecht 
eines jeden Landes in den Bestimmungen über den Staatsdienst. 
Hienach darf für die Gegenwart insbesondere die Frage, ob 
eine Frau als diplomatische Person fungieren könne, als eine 
müßige Schulfrage abgefertigt werden. Ein bestimmter Stand, 
z. B. der Adelsstand, ist im modernen Staate auch für die 
höchsten Rangclassen der Gesandten sowenig mehr wie für die 
übrigen obersten Staatsämter ein rechtliches Erfordernis.^ 

Nach internationalem Gewohnheitsrechte braucht jeder Staat 
von fremden Staaten nur solche Gesandte anzunehmen, welche 
ihm genehm sind. Der Absendestaat ist daher zu vorgängiger 
Anfrage bei dem zu besendenden Staate über die Genehmheit 
der Person eines Gesandten rechtlich verpflichtet. Der 
befragte Staat kann die Annahme der ihm bezeichneten Person 
ohne Angabe von Gründen ablehnen."^ 



* In manchen Republiken (z. B. in Venedig und den General- 
staaten) wurde das Emennungsrecht durch einen höchsten Rath ausgeübt. 

* Die Beglaubigung der Gesandten wird hiebei, wie jeder 
andere Regierungsact , im Namen des verhinderten Souveräns 
vollzogen. 

* Das Hauptbeispiel einer weiblichen Diplomatie ist die Sendung 
der Marschallin de Guebriant, welche im Jahre 1646 französische am- 
bassadrice extraordinaire bei dem Könige Wladislaw IV. von Polen war. 
Der berühmte französische Unterhändler Chevalier d'Eon de Beau- 
mont (gest. am 21. Mai 1808) wurde fälschlich für ein Frauenzimmer ge- 
halten. Ein Botschafter aus bürgerlicher Familie hat genau dasselbe Recht, 
wie ein Botschafter von fürstlicher Abkunft; denn er repräsentiert in 
beiden Fällen nicht seine persönliche und vStandes würde, sondern den Staat. 

■ Alle Staaten pflegen vor der Beglaubigung eines Gesandten bei 
der zu besendenden Regierung vertraulich anzufragen, ob die Person des- 
selben ihr conveniere (agr(5ation). Nur England verlangt für den Fall 
der Ablehnung die Angabe bestimmter Gründe und lässt den bloßen Mangel 
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Die Frage, ob ein Gesandter Unterthan des Em- 
pfangsstaates sein könne, ist für manche Staaten (z. B. 
Frankreich, Schweden und die Niederlande) durch positive 
Rechtsnormen in verneinendem Sinne entschieden. Für Staaten, 
in welchen solche positive Rechtsnormen nicht bestehen, muss 
die Frage in bejahendem Sinne beantwortet werden. Im übrigen 
kann auch in Ermangelung eines positiven Verbotes des frag- 
lichen incompatiblen Verhältnisses jeder Staat den thatsäch- 
lichen Ausschluss seiner Unterthanen von der Bekleidung eines 
gesandtschaftlichen Amtes bei ihm selbst durch Ablehnung der 
betreffenden Persönlichkeit erreichen.® 

§ 144. 

Über dieRangclasse, welcher die Äesandten eines Staates 
angehören sollen, entscheidet lediglich der Wille des Absende- 
staates. 

In der Regel schickt man jedoch einander nur Gesandte 
derjenigen Rangclasse zu, welche man von dem anderen Theile 
zu empfangen gewohnt ist. 

Mächte mit königlichen Ehren schicken an Staaten ge- 
ringeren Ranges niemals Gesandte erster Classe oder Botschafter. 
Derartige Staaten geringeren Ranges pflegen auch ihrerseits 
keine Gesandten ersten Ranges abzuschicken. Im übrigen kann 
der Satz, dass die Entsendung von Botschaftern nur eine Be- 
fugnis der Staaten mit königlichen Ehren darstelle, keinesfalls 
als Rechtssatz anerkannt werden.^ 



an Vertrauen als Ablehnungsgrund nicht gelten. Als im Jahre 1832 der 
Kaiser Nikolaus sich weigerte, SirStratfordCanningals Botschafter 
zu empfangen, blieb der Posten drei Jahre unbesetzt. — Unter lässt der 
Absendestaat die vorgängige Anfrage oder ignoriert er geäußerte Bedenken, 
so kann er über die Nichtannahme seines Gesandten keine Klage führen. 
— Über den neuesten Fall, wo Italien und Österreich den Mr. Keiley 
(1885) als Gesandten der Vereinigten Staaten von Nordamerika ablehnten, 
vergl. Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 154. 

* Die Naturalisation in dem betreffenden auswärtigen Staate 
ändert die Sach- und Rechtslage. Beispielsweise fungierte PozzodiBorgo, 
der als geborener Corsc französischer Unterthan war, nach seiner Natu- 
ralisierung in Russland als russischer Botschafter in Paris. Der naturali- 
sierte Graf R OS s i vertrat im Jahre 1846 Frankreich als Botschafter in Rom. 

• Den großenRepubliken steht unbedingt das Recht zu, Botschafter 
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II. Die Hierarchie des diplomatischen Dienstes.^ 

§ 145. 

Einen unständigen diplomatischen Verkehr kennt schon 
das Alterthum. Dieser diplomatische Verkehr vermochte sich 
jedoch nicht zu einer ordentlichen Staatsinstitution auszugestalten. 
Gleichwohl begegnen wir schon in der altrömischen Ge- 
schichte einem Gesandtschaftsrechte in Gestalt des Jus feciale" 
und die justinianische Gesetzgebung hat auch das Ge- 
sandtschaftsrecht des römischen Kaiserreiches codificiert.^ 

Die Päpste unterhielten bereits im frühen Mittelalter am 
constantinopolitanischen und fränkischen Hofe bleibende Apo- 
crisiarier oder Re§ponsales und etwas später beständige 
Legaten in Deutschland, Frankreich und England. Auch fieng 
bereits Ludwig XI. von Frankreich (1461 — 1483) an, stehende 
Gesandtschaften an den Höfen von England und Burgund zu 
unterhalten. Andere weltliche Fürsten ahmten jedoch dieses Bei- 
spiel nur langsam nach, wenn auch allerdings im XVI. Jahr- 
hunderte mit der Entfaltung der neueren Geheimpolitik und 
zugleich mit den stehenden Heeren das System der stehenden 
Gesandtschaften zum Zwecke gegenseitiger Beaufsichtigung und 
zur dauernden Erhaltung eines guten Einvernehmens, sowie zur 
Förderung internationaler Interessen sich mehr und mehr ent- 
wickelte.^ 

zu entsenden. Von den großen Republiken der Gegenwart macht jedoch 
nur Frankreich von dem betreffenden Rechte Gebrauch. Venedig und 
Genua entsandten stets Botschafter. 

' Vergl. namentlich Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. 
§ 166—159. 

" Die Gesandten (jipeaßet; von den Griechen und legati oder 
oratores von den Römern genannt) bildeten im Alterthume keine eigent- 
liche Beamtenclasse. Vergl. überhaupt Nys, Les origines de la diplomatie 
et le droit d'ambassade jusqu'ä Grotius (1884). 

^ Ducange: Apocrisiarius est qui custodit ecclesiae thesaurum, 
responsalis qui responsa seu negotia ecclesiastica peragebat, responsum 
maxime illud quod foris peragitur, de quo Domino responsum datur. — 
Von republikanischen Gemeinwesen besaß Venedig schon im XIII. Jahr- 
hunderte eine wohlorganisierte Diplomatie. — Über das Gesandtschafts- 
wesen des XVI. Jahrhundertes vergl. Fischer, Geschichte der Diplomatie 
im Reformationszeitalter (1875). 
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Zur Regel wurden ständige Einrichtungen für den diplo- 
matischen Verkehr erst seit dem Westphälischen Frieden 
vom Jahre 1648.* In spätester Zeit traten Russland und die 
Pforte in diplomatisch geregelten Verkehr mit anderen Mächten.^ 
Während in Russland die Ära der diplomatischen Vertretung 
im Auslande mit Peter dem Großen beginnt, errichtete die 
Pforte erst im Ausgange des XVIII. und zu Beginn des XIX. Jahr- 
hundertes auswärtige Gesandtschaften.^ 

§ 146. 

Behufs Erledigung vielfältiger Controversen über den 
Rang der diplomatischen Amtsträger einigten sich Österreich, 
Preußen, Frankreich, Spanien, England, Portugal, Russland und 
Schweden bei Anlass des Wiener Congresses über das 
„Reglement rclatif au rang entre les agents diplomatiques" vom 
19. März 1815. Dieses Reglement fand später auf dem Aachener 
Congresse seine Ergänzung durch einen zwischen Öster- 
reich, Preußen, Frankreich, England und Russland abgeschlosse- 
nen Staatsvertrag vom 21. November 1818, betreffend den Rang 
der Minister-Residenten. Die hiemit bezeichneten Verein- 
barungen wurden allgemein angenommen, dergestalt, dass gegen- 
wärtig auf ihnen durchwegs die Organisation und Hierarchie des 
diplomatischen Dienstes beruht.^ 

Das diplomatische Rangreglement vom 19. März 1815 unter- 



* „C'est depuis la paix de Westphalie et cellc d'Utrecht et plus 
cncore ä dater du ministere du cardinal de Richelieu quc TEurope se trouva 
sous rinfluence d'une foule d'agents diplomatiques mis en action perpe- 
tuellc par la politique remuante de ce ministre et • cet ordre de choses 
s'etant dt^veloppti de plus en plus les nations se trouvent aujourd'hui 
sous la surveillance cpnstante et active de la diplomatie." M arten s- 
Geffcken, Guide diplomatique, § 1. 

* Sieh überhaupt Krauske, Die Ent Wickelung der ständigen Diplo- 
matie vom XV. Jahrhunderte bis zum Jahre 1815 (1885). 

* InConstantinopel hatten neben Venedig zuerst Frankreich, dann 
der deutsche Kaiser, Spanien und England, zuletzt (seit dem Jahre 1774) 
Russland ständige Gesandtschaften. 

' Vergl. über die geschichtliche Entwickelung der gesandtschaftlichcn 
Rangunterschiede und besonders über die nicht ganz klare Stellung der (rc- 
sandten der Vereinigten Staaten von Nordamerika GeffckeninHoltzen- 
dorffs Handbuch, III. § 156. 

Re seh, Völkerrecht. 2. Aufl. 11 
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scheidet drei Classen der Gesandten, nämlich: 1. die päpst- 
lichen Legaten und Nuntien, sowie die Ambassadeurs oder 
Botschafter der weltlichen Mächte; 2. die Gesandten 
im engeren Sinne (envoyes) oder die bevollmächtigten 
Minister; 3. die Geschäftsträger (charges d'affaires).^ 
Auf dem Aachener Congresse wurde durch die fünf 
Großmächte festgesetzt, dass die Minister-Residenten (mi- 
nistres residens) eine Mittelclasse zwischen der zweiten und 
dritten Classe des Wiener Reglements bilden sollen, so dass 
also nun vier Classen von Gesandten bestehen.® 

§ 147. 

Die päpstlichen Legaten und Nuntien, sowie die Bot- 
schafter der weltlichen Mächte nehmen den obersten Rang 
unter den Gesandten ein: sie werden von Souverän zu Sou- 
verän beglaubigt, gelten als die persönlichen Stellvertreter ihrer 
Souveräne und erfreuen sich infolge dieses sogenannten Re- 
präsentativ-Charakters eines besonders reich entwickelten 
Ehrenceremoniells. Den Legaten und Nuntien des Papstes 
wird nach altem Herkommen der Vorrang vor allen weltlichen 
Gesandten eingeräumt; und das Wiener Reglement enthält die 
ausdrückliche Bestimmung, dass hinsichtlich der päpstlichen 
Gesandten keine Neuerung eingeführt werden solle. Dass an 
dem Vorrange der Legaten und Nuntien vor allen weltlichen 
Gesandten durch die italienische Annexion des Kirchenstaates 
nichts geändert worden ist, wird von allen Autoritäten des 
Völkerrechtes einstimmig anerkannt. ^^ 



■ „Les employös diplomatiques sont partag^s en trois classes : celle 
des ambassadeurs, l^gates ou nonces ; celle des envoyes ministres ou autres 
accr^dit^s aupr^s des souverains; celle des chargds d'afifaires accr^dites 
aupr^s des ministres chargös des affaires etrangeres." Art. 1 des auf dem 
Wiener Congresse von den acht Mächten unterzeichneten Protokolles. 

• Protokoll des Aachener Congresses der fünf Großmächte: 
„II est arrßtö entre les cinq cours que les ministres residens accredites 
aupr^s d'elles formeront par rapport ä leur rang une classe intermediaire 
entre les ministres du second ordre et les charges d'afifaires." Hienach 
ist es wohl nicht ganz zutreffend, wenn Geffcken die Minister-Residenten 
ohne weiteres zur zweiten Classe der Gesandten rechnet. Sieh Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 208, Note 5. 
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Die Gesandten der zweiten Ciasse, d. h. die Gesandten im 
engeren Sinne oder die bevollmächtigten Minister, werden gleich- 
falls von Souverän zu Souverän beglaubigt, können aber in Ent- 
behrung des sogenannten Repräsentativ-Charakters nur geringere 
Ehrenrechte in Anspruch nehmen. Diese zweite Classe der Ge- 
sandten schlechtweg bildet die eigentliche Haupt- oder Regel- 
classe. Auch die Internuntien gehören in die fragliche 
Classe. ' * 

Auch die Minister-Residenten werden von Souverän zu 
Souverän beglaubigt. Dagegen erfolgt bei den Geschäftsträgem, 
welche die letzte Rangclasse selbständiger diplomatischer Amts- 
träger bilden, eine Beglaubigung nur von und bei den Ministem 
des Auswärtigen. Für die Rangstufe der Geschäftsträger ist es 
unerheblich, wenn ihnen der Titel „Minister" beigelegt wird.*^ 

III. Beginn und Beendigung der diplomatischen Sendung. < 

§ 148. 
Den formellen Rechtstitel für den Gesandten bildet neben 
der Bestallungsurkunde das Beglaubigungsschreiben 
oder das Creditiv, worin über Person und Amtsauftrag des 
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Zu Legaten (a oder de latere [seil, papae]) werden nur Cardinäle 
verwendet, während die Nuntien nicht Cardinäle sind. Päpstliche Legaten 
als außerordentliche unständige Gesandte kommen schon im Mittelalter 
vor. Gegenwärtig bilden die ständigen Nuntien die regelmäßigen Organe 
des päpstlichen Gesandtschaftsrechtes. 

** Als Internuntien bezeichnet man regelrecht die päpstlichen Ge- 
sandten zweiter Classe, obwohl früher (1678—1856) auch der österreichische 
Gesandte bei der Pforte als Internuntius betitelt wurde. Die päpstlichen 
Internuntien theilen jedoch nicht das Privilegium der Nuntien. Ein Vor- 
rang vor den Botschaftern steht (Fälle im Haag 1849 und in Lima 1878) 
den Internuntien nicht zu. 

'• Man unterscheidet zwischen ständigen und zeitweiligen Ge- 
schäftsträgern (charg^s d'affaires und charg^s des affaires). 
Unzutreffend ist jedoch die Märten s' sehe Annahme, wonach die zeitweili- 
gen Geschäftsträger „nur die laufenden Geschäfte der Mission ohne politische 
Natur" erledigen sollen. Sieh Geffcken (in Holtzendorffs Handbuch, 
lU. § 159) im Gegensatze zu M arten s (Völkerrecht, II. § 9). 

* Vergl. über „Anfang und Ende der Gesandtschaft" namentlich 
Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, IIL §. 160. 

11* 
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Gesandten von Staat zu Staat die offlcielle Mittheilung gemacht 
wird. Über Form und Inhalt des Beglaubigungsschreibens 
bestehen im übrigen keinerlei bestimmte Rechtssätze allgemeiner 
Art. Die Überreichung des Beglaubigungsschreibens erfolgt 
bei den drei oberen Rangclassen bei dem Staatshaupte selbst und 
zwar bei den Botschaftern unter besonders feierlichen Formen. ^ 

Durch die Annahme des Beglaubigungsschreibens ge- 
langt die Zulassung des Gesandten zur amtlichen Thätigkeit 
zum formellen Ausdrucke: mit der Annahme des Beglaubigungs- 
schreibens beginnt demgemäß juristisch das Amt des Gesandten 
im Empfangsstaate. ^ 

Während der Rang des Gesandten innerhalb des 
diplomatischen Corps sich für jede Classe gemäß dem 
Wiener Rangreglement nach dem Datum der Anzeige der 
Ankunft richtet/ beginnt der mit dem Amte des Gesandten 
verbundene Anspruch auf besonderen Schutz bereits 
mit dem Eintritte in das Gebiet des über die Ankunft des 
Gesandten amtlich verständigten Empfangsstaates. "^ 

§ 149. 
Darf von den unständigen Gesandtschaften, welche mit 
Ablauf der etwa im voraus bestimmten Zeit oder mit Erledigung 
des besonderen Geschäftes aufhören, an diesem Orte abgesehen 



* Den Nuntien dienen die Ernennungsbullen als Beglaubigungs- 
schreiben. Vor Überreichung des Creditives erfolgt die Notification 
der Ankunft des Gesandten bei dem Ministerium des Auswärtigen 
und zwar unter gleichzeitiger Mittheilung einer Abschrift des Creditives, 
sowie mit der Bitte um Vermittelung einer Audienzgewährung. Die bei 
der Pforte beglaubigten Gesandten erhalten auch ein besonderes Schreiben 
des Ministers des Auswärtigen an den Groß-Vezier. 

' Dem Absendestaat gegenüber beginnt der Charakter eines Ge- 
sandten allerdings schon mit der Vollziehung der Ernennung. Sieh 
Bluntschli, Völkerrecht, § 183. 

* Sieh Protokoll vom 19. März 1815, Art. 4: „Les employes diplo- 
matiques prendront rang entre eux dans chaque classe d'apres la datc de 
la notification offlcielle de leur arrivöe." 

* Die Ermordung der nach Venedig und Constantinopel abgegangenen 
französischen Gesandten in der Lombardei berechtigte den König Franz I. 
zur heftigsten Beschwerde gegen Kaiser Karl V. wegen schwerer Ver- 
letzung des Völkerrechtes. 
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werden, so erlischt der Amtsauftrag eines Gesandten zunächst 
durch den Wegfall eines der beiden Titel, auf welchen derselbe 
beruht, d. h. durch Abberufung des Gesandten von Seite des 
Absendestaates oder durch Wegweisung des Gesandten von 
Seite des Empfangsstaates.* 

Die Abberufung des Gesandten von Seite des Absende- 
staates erfolgt durch ein förmliches Abberufungsschreiben 
(lettre de r a p p e 1), welches die Form des Creditives hat und 
von dem Gesandten in einer hiezu bewilligten Audienz über- 
geben wird, wogegen er ein Recreditiv (lettre de recre- 
ance), d. h. ein Antwortschreiben auf das Rappelschreiben, 
empfängt 

Die Wegweisung eines Gesandten von Seite des Empfangs- 
staates hat in der Regel politische Conflicte unter den Staaten 
zur Voraussetzung und erfolgt gewöhnlich in Form der Zu- 
stellung der Pässe, worin die Aufforderung liegt, das Staats- 
gebiet zu verlassen.® 

§ 150. 

In Monarchien ist mit dem Ausscheiden eines der be- 
theiligten Souveräne — gleichviel ob durch Tod oder durch 



• Hier kommt also insbesondere nicht in näheren Betracht das Ende 
der diplomatischen Sendung von Ceremonialge sandten. 

' Das dem besendeten Staate mitgetheilte Rappelschreiben hebt die 
Geltung des Creditives auf. 

" Dass der Ausbruch eines Krieges die gesandtschaftlichen Be- 
ziehungen der betheiligten Staaten unterbricht, ist selbstverständlich und 
im dritten Buche nach den einschlagenden Consequenzen des Kriegsaus- 
bruches darzulegen. Im Texte handelt es sich daher nur um einseitige 
Wegsendungen von (Gesandten. Neueste diesfallsige Beispiele: die nach 
der Besetzung von Schwedisch- Pommern durch den schwedischen 
Minister an den französischen Geschäftsträger im Jahre 1812 ergangene Er- 
klärung, „que sa presence devenant absolument inutile, S. M. ddsirait, 
qu'il quittät la Suede aussitöt que possible"; die im Jahre 1848 erfolgte 
Aufforderung des englischen Gesandten Sir H. Bulwer in Madrid, der in 
verletzender Weise die Opposition ermuthigt hatte, vSpanien sofort zu ver- 
lassen; die im Jahre 1871 durch den nordamerikanischen Staatssecretär 
H. Fish dem russischen Gesandten Katakazy, der sich in innere Fragen 
eingemischt hatte, abgegebene Eröffnung, dass der Staatssecretär auf Be- 
fehl des Präsidenten die geschäftlichen Beziehungen mit dem (xesandten 
abbreche und dass die Pässe für den Gesandten bereit liegen. 
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Abdankung — der Rechtstitel für die Gesandten der drei oberen 
Rangclassen erloschen und eine neue Beglaubigung erforderlich, 
weil bei den Gesandten der drei oberen Rangclassen nach der 
positiven Vorschrift des Wiener Reglements die Beglaubigung 
stets persönlich von Souverän zu Souverän erfolgen muss. 
Anders verhält sich die Sache in den Republiken, d. h. der 
Tod oder der Rücktritt eines Präsidenten macht keine Neu- 
beglaubigung nothwendig. Eine Änderung in der Person des 
Ministers des Auswärtigen alteriert die Fortdauer des Creditives 
auch dann nicht, wenn letzteres — wie im Falle der Geschäfts- 
träger — nur an das Ministerium gerichtet war.® 

Die Erhebung einer Gesandtschaft auf eine 
höhere Rangstufe bedeutet auch in dem Falle, wo der 
Gesandte verbleibt, die Creierung eines neuen Amtes und macht 
demgemäß auch eine neue Beglaubigung erforderlich.'^ 

Selbstverständliche Beendigungsgründe der amtlichen Stel- 
lung der Gesandten sind die Aufhebung desAmtes und der 
Tod des Gesandten.'^ 

• Im Falle des Todes oder der Abdankung des absendenden 
Souveräns wird jedoch übungsgemäß durch die Notification der Thron- 
folge ohne Abberufung die Fortdauer des alten Creditives von Seite des 
Absendestaates bestätigt. 

'° Die Beglaubigung des Gesandten gut eben nur für die ihm ver- 
liehene Eigenschaft. 

** Im Falle des Todes eines Gesandten darf nach internatio- 
nalem Herkommen, welches die Kraft von Gewohnheitsrecht gewonnen 
hat, der Empfangsstaat sich in keiner Weise, außer im äußersten Noth- 
falle, in die Regulierung des amtlichen wie persönlichen Nachlasses mischen. 
Der Absendestaat kann vielmehr zu diesem Zwecke einen besonderen Com- 
missär entsenden. Geschieht dies nicht, so ist der erste Beamte der Ge- 
sandtschaft hiefür competent: in Ermangelung eines solchen darf die Re- 
gulierung durch den Chef oder einen Beamten einer anderen Gesandtschaft 
erfolgen. 



Drittes Capitel. 
Das diplomatische Amt.^ 



I. Die Rechtsstellung der Gesandten. 
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§ 151. 

Nach uraltem internationalem Herkommen sind die Ge- 
sandten unverletzbar und haben das Recht der Exterri- 
torialität. 

Der Satz von der „Unverletzbarkeit" der Gesandten hat 
jedoch seine ehemalige Bedeutung verloren, weil in den civili- 
sierten Staaten der Gegenwart jedermann unverletzbar ist. Eine 
moderne Ausprägung des alten Satzes, dass die Person des 
Gesandten „sainte, sacree et inviolable" sei, mag etwa darin 
gefunden werden, dass in den meisten Staaten die Gesandten 
sich eines erhöhten strafrechtlichen Schutzes gegen 
Beleidigungen erfreuen, obwohl auch hiebei die Bestrafung 
vom antrage des Beleidigten abhängt. Gegen Handlungen der 
Nothwehr ist ein Gesandter sowenig geschützt, wie eine 
andere Person; ein Recht der Selbsthilfe hat der Gesandte 
gleichfalls nicht, soweit er sich nicht etwa im Stande der Noth- 
wehr befindet. 

Die Exterritorialitäts-Privilcgien sind beschränkt 
auf die Zeitdauer des Amtes und auf das Gebiet des 
Empfangsstaates. In ersterer Beziehung wird allerdings, 
wie schon früher hervorgehoben wurde, eine Erweiterung in- 
sofeme zugestanden, als bei officieller Ankündigung der An- 
kunft des Gesandten, ein besonderer Schutz der Gesandtschaft 

' Wir unterscheiden in Ansehung des diplomatischen Amtes : 1. die 
Rechtsstellung der Gesandten, 2. das gesandtschaftliche Ehrenceremoniell, 
3. die Functionen der Gesandten. 

* Vergl. über die Rechte der Gesandten namentlich Geffcken in 
Holtzendorffs Handbuch, III. § 161 u. f. 
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schon mit deren Überschreitung der Grenze beginnt. Die Be- 
schränkung der Exterritorialitäts-Privilegien auf das Gebiet des 
Empfangsstaates unterliegt dagegen keinerlei Modificationen.^ 

§ 152. 

Das Recht der gesandtschaftlichen Exterritorialität äußerl 
sich hauptsächlich in: 1. der Unverletzbarkeit des Ge- 
sandtschaftshotels, 2. der Exemtion von der Cri- 
minaljurisdiction (mit Einschluss der Polizeigerichts- 
barkeit) des Empfangsstaates und 3. der Exemtion 
von der Civi Jurisdiction des Empfangsstaates.* 

Die Unverletzbarkeit des Gesandtschaftshotels bedeutet die 
Exemtion der Wohnung des Gesandten und seines Per- 
sonales von der Jurisdiction und Wirksamkeit der territorialen 
Obrigkeit. — Im XVI. und XVII. Jahrhunderte wurde jedoch 
dieses Sonderrecht oder Privilegium der Unverletzbarkeit der 
gesandtschaftlichen Wohnung missbräuchlich ausgedehnt, indem 
man nicht nur das Gesandtschaftshotel für unverletzbar erklärte, 
sondern die Fiction der Exterritorialität auch auf den ganzen 
Stadttheil oder das Quartier' übertrug, innerhalb dessen das Ge- 
sandtschaf tshotel gelegen war. Das Privilegium, vermöge dessen 
sohin der Gesandte innerhalb eines durch Ketten oder andere 
Kennzeichen eingegrenzten Stadttheiles unbeschränkt waltete 
(,.jus quarteriorum" oder „franchise des quartief s"), 
erwies sich aber für die Empfangsstaaten bald umso unleid- 
licher, als man daraus das Asyl recht (droit d'asile) ableitete, 
kraft dessen der von der (Gesandtschaft beherrschte Raum allen von 
den örtlichen Justiz- und Polizeibehörden verfolgten Individuen 
als Zufluchtsort diente. Zuerst gelang esinnocenz XL, der von 
allen Päpsten bekämpften „franchise des quartiers"'(ungeachtet der 
brutalen Gegenmaßregeln Ludwigs XIV.) durch ein Decret 
vom Jahre 1677 definitiv im Kirchenstaate ein Ende zu machen. 



^ Die einen fremden Staat durchreisenden Gesandten haben daselbst 
nicht das Recht der Exterritorialität; und ebensowenig kann die Exterri- 
torialität gegenüber einem den Empfangsstaat occupierenden feindlichen 
Staate in Anspruch genommen werden. Vergl. überhaupt Gottschalk, 
Die Exterritorialität der Gesandten (Berlin 1878}. 

* Sieh namentlich Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, HI. 
§ 162, insbesondere aber § 163. 
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— Seit Aufhebung der Quartierfreiheit behielten die Gesandten 
neben dem Privilegium der Unverletzbarkeit ihrer Wohnung 
(„franchise de Thötel") das Asylrecht bei und zwar unter Er- 
streckung desselben auf die Wagen der Gesandtschaft. 
Dieses Asylrecht führte jedoch gleichfalls in Bälde zu Miss- 
bräuchen und entsprechenden internationalen Zwistigkeiten. Ge- 
genwärtig kann weder von einer „franchise des quartiers", noch 
von einem gesandtschaftlichen Asylrechtc die Rede sein, d. h. 
der Gesandte ist verpflichtet, den Verbrecher, der sich in 
seinem Hause oder Wagen verbirgt, auszuliefern.^ 

Die Exemtion des Gesandten von der Criminaljurisdiction 
des Empfangsstaates ist in der Nothwendigkeil begründet, die 
vollkommene Unabhängigkeit desselben von der be- 
sendeten Regierung zu sichern. In Ermangelung solcher Exemtion, 
d. h. falls die besendete Regierung den Gesandten zur Rechen- 
schaft ziehen könnte, hätte nämlich der Empfangsstaat fort- 
während Gelegenheit, unter dem Vorwande eines Verdachtes 
und einer unumgänglichen Untersuchung die Freiheit des Ge- 
sandten zu beschränken. Der Grundsatz gilt so unbedingt, 
dass der Gesandte selbst nicht auf die Exemtion verzichten 
kann, weil das Privilegium nicht zu privaten Gunsten des Ge- 
sandten, sondern in einem öffentlichen Interesse besteht/* — 
Die Exemtion des Gesandten von der Civiljurisdiction des 
Empfangsstaates ist geradeso, wie die Exemtion desselben von 
der Criminaljurisdiction, durch die internationale und gericht- 
liche Praxis und durch die Gesetzgebung der europäischen 
Staaten mit Rücksicht auf die nothvvendigc gesandtschaftliche 
Unabhängigkeit von der Regierung des fremden Staates als 
feststehender Grundsatz anerkannt. Der Gesandte kann in 



* Eine namentlich auch in historischer Beziehung wohlgelungene 
Darstellung der einschlagenden Rechtsent Wickelung gewahrt Martens, 
Völkerrecht, IL § 12. 

« Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 205. Der Grundsatz 
ist in allen Gesetzgebungen der civilisierten Staaten anerkannt 
(vergl. z. B. das österreichische bürgerliche Gesetzbuch, § 39) 
Für die orientalischen Staaten hat die Exemtion oft vertrags- 
mäßige Festsetzung gefunden (vergl. z. B. Art. 2 des Vertrages zwischen 
Frankreich und China vom 27. Juni 1858 oder Art. 3 des Vertrages 
zwischen dem Zollvereine und China vom 2. September 1861). 
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seiner Eigenschaft als solcher nicht verklagt werden; ebenso- 
wenig sind Sachen, die er als Gesandter besitzt, mit Beschlag 
belegbar oder im Falle der Abreise die Pässe wegen Schulden 
zu verweigern, indem die Gläubiger sich vielmehr durch Ver- 
mittelung des auswärtigen Ministers an die Regierung des Ge- 
sandten zu wenden oder letzteren bei dem zuständigen Gerichte 
seiner Heimat zu verklagen haben. Die Exemtion geht jedoch 
der Natur der Sache nach nicht auf Grundstücke, die der 
Gesandte als Privatmann im Empfangs- oder Aufenthaltsstaate 
besitzt.^ — Die Familie und das Gefolge des Gesandten 
sind in dessen Exterritorialität mitinbegrifFen und sohin in 
gleicher Weise von der Criminal- und Civiljurisdiction des 
Empfangsstaates ausgenommen, beziehungsweise der Gerichts- 
barkeit des Absendestaates unterworfen.® Eine Civilgerichtsbar- 
keit oder gar eine Criminalgerichtsbarkeit wird den Gesandten 
in den Staaten der Gegenwart nicht mehr eingeräumt.® Die 
gerichtlichen Functionen der Gesandten beschränken 



' Handelsgeschäfte sind den Gesandten durchwegs durch die 
Gesetzgebung des Heimatstaates verboten. — Hat der Gesandte selbst 
geklagt, so muss er allerdings die Folgen tragen, wie z. B. die Ver- 
urtheilung in die Kosten, die allerdings nicht im Zwangswege gegen ihn 
vollstreckt werden kann. — Mehr oder minder klare Gesetzesbestimmungen, 
welche den Gesandten von der örtlichen Civilgerichtsbarkeit eximieren, 
enthalten namentlich das deutsche Gerichtsverfassungsgesetz, sowie die 
österreichische und italienische Gesetzgebung. 

* Anders, als mit dem officiellen Personale, verhält es sich 
aber in dieser Hinsicht denn doch mit den Domestiken des Gesandten. 
Wenn auch die Landesregierung die betreffenden Diener niemals an der 
Ausführung der Aufträge des Gesandten behindern darf, so ist im übrigen 
kein Grund vorhanden, sie von der Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates 
zu eximieren, sofern sie nicht ein Vergehen in der gesandtschaftlichen 
Wohnung begangen haben. Es war eine Ungeheuerlichkeit, dass für die 
Arretierung eines Domestiken des russischen Gesandten in Rom im Jahre 
1816 — selbst nach Freilassung des arretierten Individuums und ungeachtet 
der Bitte um Entschuldigung von Seite der römischen Polizeibehörde — 
noch zwei päpstliche Officiere das feierliche Gesuch um Nachsicht für die 
Verletzung der Unantastbarkeit eines gesandtschaftlichen Bedienten unter- 
breiten mussten! 

" Ehedem deducierte man aus der Exterritorialität des Gesandten 
namentlich dessen Recht, das untergebene Gesandtschaftspersonal 
zu richten und zu l^estrafen. So ließ z. B. der Marquis de Rosny 
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sich heutzutage ausschließlich auf die Angelegenheiten der so- 
genannten freiwilligen oder der nichtstreitigen Ge- 
richtsbarkeit.^*' 

§ 153. 

Als weitere Folgerungen oder Consequenzen aus dem ge- 
sandtschaftlichen Exterritorialitätsrechte ergeben sich sodann 
einerseits: 1. das Recht einer beschränkten Befreiung 
von den finanziellen Verpflichtungen der Unter- 
thanen, andererseits: 2. die Exemtion von der Kirchen- 
hoheit des Empfangsstaates oder das sogenannte 
Kapellenrecht der Gesandten.^^ 

In Ansehung der gesandtschaftlichen Privilegien finanzieller 
Natur gelten im allgemeinen die bezüglich der Staatshäupter 
während ihres Aufenthaltes im fremden Lande geltenden Grund- 
sätze, dergestalt, dass den Gesandten namentlich die Befreiung 
von den directen Staatsabgaben und der Zollentrich- 
tung zugestanden wird. Von der Grundsteuer und zwar 
auch bezüglich des Gesandtschaftshotels sind die Gesandten 
keineswegs in allen Staaten befreit. Dagegen genießen die Ge- 
sandten und ihr Personal die Befreiung von den Leistungen 
für Militärzwecke im Frieden (von Einquartierung u. s. w.V^ 



(später Herzog von S u 11 y) im Jahre 1 603 als Botschafter H e i n r i c h s I V. 
in London einen französischen Edelmann seines Personales wegen Mordes 
durch eine französische Jury zum Tode verurtheilen. Gegenwärtig be- 
schränkt sich (Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 220, Note 5) das Recht 
des Gesandten darauf: 1. den Schuldigen zu verhaften, wenn er in der 
gesandtschaftlichen Wohnung ist, oder, wenn nicht, seine Auslieferung von 
den Landesbehörden nachzusuchen; 2. den Thatbestand des Vergehens fest- 
zustellen und die Zeugen zu verhören ; 3. den Schuldigen seiner nationalen 
Behörde auszuliefern. 

*" Derlei Angelegenheiten .sind z. B. die Beglaubigung von Con- 
tracten, die Aufbewahrung von Testamenten, die Ausstellung von Pässen 
und Visa und ähnliche nach den Gesetzen des Heimatstaates zu voll- 
ziehende Acte. 

" Die hier fraglichen Rechte werden wohl auch zusammengefasst 
in der Bezeichnung als „gesandtschaftliche Nebenrechte". Vergl. 
Martens, Völkerrecht, IL § 15. 

** Das Gesandtschaftsgebäude ist nur dann steuerfrei, wenn diesfalls 
eine besondere Vereinbarung getroffen wurde (wie z. B. zwischen Deutsch- 
land auf der einen, Frankreich und Russland auf der anderen Seite). 
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Unter dem sogenannten „Kapellenrecht" versteht man die 
Befugnis der Gesandten, ihren eigenen Gottesdienst in einer 
besonderen Kapelle durch einen zur Gesandtschaft gehörigen 
Geistlichen abhalten zu lassen, wenn der Gottesdienst der be- 
treffenden Confession im übrigen im Empfangsstaate nicht zu- 
gelassen ist. Dieses Kapellenrecht hat für fremde Gesandte 
nur mehr in denjenigen Staaten eine praktische Bedeutung, in 
welchen der Grundsatz der Religionsfreiheit noch nicht zum 
Staatsgrundgesetze erhoben worden ist. Nach internationalem 
Herkommen darf sich — eventuell — die gesandtschaftliche 
Kapelle äußerlich nicht als Kirche darstellen, während sich aus 
der rechtlichen Natur des Privilegiums als einer dem Gesandten 
und seinem Personale gewährten Exemtion ergibt, dass nur die 
im Genüsse der Exterritorialität befindlichen Personen ipso jure 
zur Theilnahme an dem Gottesdienste berechtigt sind.*^ 

II. Das gesandtschaftliche Ehrenceremoniell. ^ 

§ 154. 

Das gesandtschaftliche Ehrenceremoniell wird im einzelnen 
durch die Landes- und Hof sitte bestimmt. Der Empfangsstaat 
darf jedoch in dem Ceremoniell nichts anordnen, was mit der 
Ehre und dem Range des Absendestaates unverträglich wäre. 
Von besonderem Einflüsse auf die jeweilige Eigenart des Cere- 
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Das Kapellenrecht hat demgemäß nur mehr in heidnischen 
und müselmanni sehen »Staaten eine thatsächlichc Wichtigkeit. Die 
katholische Kirche in Peking steht unter dem Schutze des französi- 
sch e n Gesandten. Von den katholischen Kirchen in Constantinopel 
befinden sich zwei unter dem Schutze des österreichisch-ungarischen 
Gesandten und die übrigen unter dem »Schutze Frankreichs. 

^ Höchst umfassend und peinlich detailliert ist in Beziehung auf das 
gesandtschaftlichc Ehrenceremoniell gleich der ehemaligen Praxis auch die 
ältere Literatur. — Vergl. z. B. die Werke von Leti (Ceremonialc historico- 
politicum, Amsterd. 1685), Lunig (Theatrum ceremoniale historico-politi- 
cum, LipvS. 1719—1720) und Rousset (C6r6monial diplomatique des cours 
de l'Europe, Amsterd. et la Haye 1739). — Über das sogenannte „Päle- 
mele", wodurch .sich die Diplomaten mitunter von dem steifen und schwer- 
fälligen Rangceremoniell befreien, vergl. Berners Art. „Ceremoniell" in 
Bluntschlis Staatswörterbuch, II. S. 414—415. 



173 



moniells ist der Unterschied der verschiedenen C'lassen, be- 
ziehungsweise das specielle Rangrecht der Gesandten. - 

Da die Verwandtschaftsverhältnisse unter den Höfen 
auf den Rang ihrer Gesandten keinen Einfluss haben, so vermögen 
dieselben auch das durch die Rangordnung bedingte Ehren- 
ceremoniell nicht zu beeinflussen.^ 

Die Besuche von Gesandten und bei Gesandten, sowie die 
Einladungen zu Festen und Tafeln fallen in den Bereich der 
internationalen Höflichkeit und Sitte und nicht in den Bereich 
des Völkerrechtes/ 

§ 155. 

Als besondere Vorrechte der Gesandten erster 
Classe werden gewöhnlich aufgezählt: 1. die sogenannte di- 
plomatische Excellenz, deren sich nur der auswärtige Sou- 
verän selbst gegen die Gesandten nicht zu bedienen braucht, 
wobei jedoch zu bemerken ist, dass die sogenannte diplomatische 
Excellenz jetzt aus Courtoisie häufig auch bei (Gesandten 
zweiter Classe und zwar namentlich im Verkehre untereinander 
vorkommt; 2. das Recht eines Thronhimmels (Dais, Bal- 
dachin, Zelt von Sammt oder drap d'or) über dem Parade- 
stuhl (welcher den Thron des Fürsten bedeuten soll) in seinem 
Empfangssaale; 3. das Recht, sich in Gegenwart des 
fremden Souveräns zu bedecken, falls dieser es thut; 

4. das Recht, mit sechs Pferden und mit Staatsquasten 
(Fiocchi) zu fahren; 5. das Recht der ersten Visite, d.h. 
das Recht, den ersten Besuch von allen schon anwesenden Ge- 
sandten, von den Gesandten erster Classe jedoch erst nach vor- 
läufiger Anzeige der Ankunft, zu erwarten.^ 

Mitunter wird den (Gesandten erster Classe ein besonders 
feierlicher Empfang (Einholung), sowie auch pomp- 

• Vergl. oben § 146 und § 147. 

• Vergl. Protokoll vom 19. März 1815, Art. 6: „Les liens de parente 
ou d'alliance de famillc cntrc Ics cours ne donncnt aucun rang ä leurs 
employcs diplomatiqucs de chaquc classe." 

* Etiketteverstöße sind nur beleidigend, wenn sie die Absicht 
der Beleidigung bekunden. 

* Vergl. Kaltenborn in Bluntschljs vStaatswörterbuch, IV, 

5. 243 u. f. 
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hafte Antritts- und Abschiedsaudienz zutheil. Im Unter- 
schiede von den übrigen Gesandten wird z. B. der Botschafter 
bei dem feierlichen Empfange mit Kanonenschüssen salu- 
tiert. Die Botschafter erhalten überhaupt militärische Ehren- 
bezeugungen und genießen wohl auch das Recht einer eige- 
nen Leibwache.® 

Die Befugnis der Gesandten erster Classe, jederzeit mit 
dem Staatshaupte des Empfangsstaates directe Verhand- 
lungen führen und jederzeit zu diesem Zwecke Zulassung 
bei demselben fordern zu dürfen, kann als Rechtssatz nicht 
behauptet werden.'' 

§ 156. 

Den Gemahlinnen der Gesandten sind im allgemeinen 
eigenthümliche Ceremonialrechte nicht zugestanden, obwohl 
man ihnen aus Höflichkeit dieselben Ehrenplätze unter den 
Damen anweist, welche die betreffenden Gemahle unter den 
Männern einnehmen. Nur die Gemahlin des Botschafters 
hat das Vqrrecht des Tabourets, d. h. das Vorrecht, sich auf 
einem purpurnen Sessel ohne Lehne in den Cirkeln von Kaise- 
rinnen und Königinnen niederzulassen. Am englischen Hofe 
haben jedoch die englischen Countesses bereits den Vorrang 
vor den Ambassadricen. 

Die Kinder und anderen Familienmitglieder der 
Gesandten, welche sich bei ihnen befinden, werden in cere- 



• Eine bestimmte Rechtsregel und gleichmäßige constante Praxis 
besteht in derartigen Dingen nicht. Für das staatliche Rechtsverhältnis 
sind die Unterschiede im gesandtschaftlichen Ehrenceremoniell unerheblich. 
Es berührt denn auch kein politisches Interesse, wenn z. B. der Bot- 
schafter, seine Ankunft durch einen Cavalier oder Secretär der Gesandt- 
schaft anmelden lässt, während die Gesandten zweiter und dritter Classe 
unmittelbar an den Minister des Äußeren schreiben. 

' Mit Recht erklärte Fürst Bismarck, dass kein Gesandter, auch 
nicht der Botschafter, das Recht habe, eine persönliche Zusammenkunft 
mit dem Staatshaupte zu fordern. In der constituttonellen Monarchie 
ist die directe Unterhandlung des Monarchen ohne den Rath des verant- 
wortlichen Ministers unzulässig. In der absoluten Monarchie hat aller- 
dings der leichtere Zutritt, dessen ein Botschafter sich beim Souverän er- 
freut, auch eine politische Bedeutsamkeit, 
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monieller Hinsicht lediglich wie Fremde gleicher Standeskate- 
gorien behandelt. 

Die Gesandtschaftssecretäre in ihren verschiedenen 
Rangkategorien haben auf ein bestimmtes Ceremoniell in aus- 
wärtigen Staaten keinen Anspruch.® 

III. Die Functionen der Gesandten. ' 

§ 157. 
Die Functionen der Gesandten bestehen nach Maßgabe der 
Bestimmung und Aufgabe des diplomatischen Dienstes: 1. in 
der allgemeinen Pflege der internationalen Beziehun- 
gen von Staat zu Staat; 2. in der Beobachtung der 
politischen, militärischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Empfangsstaates und in der be- 
treflfenden Berichterstattung an den eigenen Staat, 
sowie in der Controle über die Durchführung der 
zwischen Empfangsstaat und Absendestaat be- 
stehenden Staatsverträge; 3. in der Vertretung der 
Interessen und in der gleichzeitigen Beaufsichtigung 
der im Empfangsstaate des Gesandten sich auf- 
haltenden Staatsangehörigen des eigenen Staates.^ 



« Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 221. 

* Sieh über die Pflichten des Gesandten namentlich Geff- 
cken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 167. 

' Von den zahlreichen Werken über gesandtschaftliche Func- 
tionen überhaupt und über Unterhandlung skunst insbesondere sind 
aus der älteren Literatur des Gesandtschaftswesens folgende Werke her- 
vorzuheben: Ant. de Vera y Figueroa e de Cunniga, El embaxador, 
seu de legati munere (Hispali 1621); Frangois de Callidres, De la 
mani^re de n^gocier avec les souverains (Paris 1716); M. Pecquet, De 
l'art de n^gocier avec les souverains (Paris 1737), und Mably, Abb^, Les 
principes des n^gotiations (Amsterd. et Lips. 1773). — vSehr geringschätzend 
kritisiert die gesandtschaftlichen Functionen Bynkershoek mit der 
Erklärung: „Les ambassadeurs qui resident pendant long temps dans 
une cour ^trang^re comme fönt aujourd'hui la plupart n'ont presque rien ä 
faire et ne passent gudre leur temps qu'en festins, en spcctacles ou autres 
sortes de divertiSvSements, se contentant d'^crire quelque fois ä leur prince 
pour lui apprendre qu'ils sont encor en vie et qu'ils pensent ä lui 
quelque fois." — Sinnig und treffend äußert sich dagegen Holtzendorff 
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Manche Functionen der Gesandten beruhen übrigens auf 
der positiven Gesetzgebung ihres Staates.^ 

Zu den allgemeinen Pflichten des Gesandten wird in 
der Regel noch gerechnet die sogenannte Residenzpflicht 
d. h. die Pflicht des Aufenthaltes am Amtssitze. Im übrigen ist 
ein Gesandter oft bei einer Mehrheit von Staatshäuptern 
beglaubigt. Die Residenzpflicht muss dann nach Territorium 
und Örtlichkeit durch den Absendestaat im Einvernehmen mit 
den Empfangsstaaten präcisiert werden.* 

§ 158. 

Die Zugehörigkeit zum diplomatischen Corps 
begründet für den einzelnen Gesandten keine besonderen und 
selbständigen Functionen. 

Die Mitglieder des diplomatischen Corps an einem fremden 



(Principien der Politik, S. 238), indem er den Zusammenhang zwischen dem 
allmählich eintretenden Umschwung in der Verfassung der Heere und den 
Veränderungen in den Vorstellungen über die Diplomatie beleuchtet, be- 
züglich der Aufgabe des Gesandten dahin: „Dem alten Werbesystem mit 
der Spießruthe und den Profoßen entsprach das diplomatische System der 
gegenseitigen Belügung, demzufolge in der That ein Gesandter definiert 
werden durfte als ,ein Mann, der ins Ausland gesendet wird, um für das 
Vaterland zu lügen'. Den nationalen Heeren, als der organisierten Friedens- 
bewahrung, entspricht das Gesandtschafts wesen als die Magistratur der 
internationalen Gerechtigkeit, deren Grundlage keine andere sein kann, als 
die Pflege des Völkerrechtes und das Bewusstsein der alle civilisierten Staaten 
verbindenden Interessengemeinschaft. Aufgabe des Gesandten ist daher, nicht 
nur unsere eigenen Ansprüche gegen das Ausland, sondern auch die ge- 
rechten Ansprüche des Auslandes gegen uns zu vertreten und das Ver- 
ständnis auswärtiger Institutionen zu vermitteln." 

" So bestimmt z. B. die Gesetzgebung des Deutschen Reiches: 
1. dass die Gesandten auf Anweisung des auswärtigen Amtes, an welches 
die Requisitionen der Gerichte gehen, gerichtliche Zustellungen an Per- 
sonen zu vermitteln haben, welche in ihrem Amtssitze wohnen oder sich 
aufhalten; 2. dass die GCvSandten Urkunden von Behörden ihres Amts- 
bezirkes legalisieren und Pässe zu Reisen in das deutsche Reichsgebiet 
ausstellen können; 3. dass die Gesandten, falls ihnen vom Reichskanzler 
hiezu Specialauftrag ertheilt ist, als Civilstandsbeamte für Deutsche und 
vSchutzgenossen ihres Bezirkes fungieren. 

* Canning wollte im Jahre 1825 den Gesandten von Buenos- Ay res 
nicht empfangen, weil dieser auch in Paris beglaubigt war: später ent- 
sagte England seiner Forderung. Viele in Berlin beglaubigte Gesandte 
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Hofe stehen in gar keiner geschäftlichen Beziehung zu ein- 
ander; jeder einzelne Gesandte hat einzeln seine Geschäfte 
mit dem besendeten Hofe zu betreiben. Im übrigen mag durch 
ausdrückliche Verabredung der Staaten es ausnahmsweise ge- 
schehen, dass mehrere oder auch alle Mitglieder des diplomati- 
schen Corps in gemeinsame Verhandlung mit der fremden Staats- 
gewalt treten; auch mögen die Umstände ein gemeinschaftliches 
Auftreten rechtfertigen, sofern es der einzelne Gesandte für 
angemessen hält und falls er durch seine Instructionen nicht 
daran gehindert ist. Gleichwohl kann das diplomatische Corps, 
welches in neuerer Zeit — unter Führung des ältesten Mitgliedes 
(„D y e n") oder durch dieses letztere vertreten — da und dort 
amtlich thätig wurde, weder zurzeit als juristische Einheit be- 
trachtet werden, noch sich jemals zu einer solchen Einheit ent- 
wickeln, da für dasselbe, abgesehen von den doch immer diver- 
gierenden Interessen der Staaten, eine einheitliche juristische 
Basis gar nicht zu construieren ist 

Regulär bilden die Mitglieder des diplomatischen Corps 
nur bei gewissen ceremoniellen Gelegenheiten eine äußer- 
liche Gemeinschaft (z. B. bei Hoffesten, bei Krönungen, bei 
feierlichen Gratulationen am Namens- und Geburtstage des 
Souveräns, am Neujahrstage, nach Errettung des Staatshauptes 
aus einer Lebensgefahr oder bei dessen Rückkehr nach einer 
längeren Abwesenheit).^ 

§ 159. 

Die Leitung des diplomatischen Dienstes erfolgt durch 
das Staatshaupt, beziehungsweise durch den Minister des 
Auswärtigen. Der Minister (oder der Staatssecretär) der aus- 
wärtigen Angelegenheiten fungiert diesfalls als unmittelbarer 
Mandatar des Staatshauptes und alle Fäden des Dienstzweiges 
laufen in seiner Hand zusammen. In der Regel ist der Minister 
des Auswärtigen zugleich Ministerpräsident: wo diese Voraus- 



vertreten auch bei den anderen deutschen Höfen. Von den Gesandten 
Chinas ist derjenige in Berlin zugleich in Rom und derjenige in London 
zugleich in St. Petersburg beglaubigt. 

" Grundlos behauptet Martens (Völkerrecht, II. § 9) den Ausschluss 
der Vertreter orientalischer Staaten vom Corps diplomatique. 

R e s c h , Völkerrecht. 2. Aufl. 1 2 
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Setzung nicht zutrifft, hat er sich mit letzterem über alle wichti- 
geren auswärtigen Angelegenheiten im Einvernehmen zu erhalten.^ 

Der erste Untergebene des Ministers oder Staatssecretärs 
des Auswärtigen ist der Unterstaatssecretär, welcher den 
Minister in Verhinderungsfällen und in allen laufenden Ge- 
schäften vertritt^ 

Der Verkehr des Ministers mit seinen Gesandten be- 
steht — abgesehen von mündlichen Unterhandlungen bei 
gelegentlicher Anwesenheit des Gesandten am Regierungssitze 
— in den Weisungen des Ministers über das vom Ge- 
sandten seinem Empfangsstaatc gegenüber zu beobachtende Ver- 
halten und in den Berichten des Gesandten über seine Thätig- 
keit und Wahrnehmung. Die Weisungen des Ministers erfließen 
entweder allgemein in einfachen Schreiben des Ministers 
an den Gesandten oder — bei Unterhandlungen über bestimmte 
Gegenstände — durch eingehende Instructionen. Da diese 
Instructionen lediglich persönliche Weisungen des Ministers 
bedeuten, so darf deren Mittheilung durch den anderen unter- 
handelnden Theil niemals beansprucht werden.® 



« Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 170. 

' In England, wo der die auswärtigen Angelegenheiten in dem Hause, 
dem der Staatssecretär nicht angehört, vertretende politische Unterstaats- 
secretär mit dem Ministerium wechselt, besteht ein zweiter dauernder Unter- 
staatssecretär behufs Wahrung der geschäftlichen Tradition. 

Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 172. 
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Dritter Abschnitt. 

Das Consularwesen.^ 



Erstes Capitel. 
Das CoDsularwesen im allgemeinen.^ 



I. Die Geschichte der consularischen Magistratur.^ 

§ 160. 

Einrichtungen, welche eine Ähnlichkeit mit unseren heuti- 
gen Consularinstitutionen aufzuweisen haben, finden sich schon 
im Alterthume. 

So waren z. B. die Proxenen (TüfjoSsvot) der Griechen 
„Nationalgriechen", welche zwar in der Regel nur auf Grund 
von Privatfreundschaften mit Ausländern sich bethätigten, aber 



' Sieh namentlich Bulmerincqs Abhandlung über das Consular- 
recht in Holtzendorffs Handbuch, III. § 176-222. — Vergl. Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 241—245; Bluntschli, Völkerrecht, § 244 275; 
Martens, Völkerrecht, IL § 18—26; Bulmerincq, Völkerrecht, § 69 u.f.; 
Gareis, Institutionen, § 42—51, und Neumann, Grundriss, § 54. — 
Unter den älteren Werken nehmen die Schriften von Miltitz und Oppen- 
heim die erste Stelle ein. Ein neueres Hauptwerk: DeClercqetdeVallat, 
Guide pratique des consulats (4. 6d., Paris 1880, 2 vis.). Behandlungen 
des Consularrechtes einzelner Länder bieten z. B. insbesondere : für Deutsch- 
land — König (1878) und Zorn (1884); für Österreich-Ungarn — Piskur 
(1862) und Malfatti (1879); für die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
— Abbot (1863) und für Holland — Wertheim (1861). 

' Wir erörtern in drei Capiteln: 1. das Consularwesen im allge- 
meinen; 2. die Rechte der Consuln; 3. die Functionen der Consuln. 

• Vergl. bezüglich der Geschichte des Consularwesens Martens, 
Das Consularwesen und die Consularjurisdiction im Orient (deutsch von 
Skerst). Berlin 1874 (insbesondere Cap. I. S. 44—276). 

12* 
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doch auch bisweilen schon von fremden Staaten mit der Ver- 
tretung ihrer Interessen direct beauftragt wurden. 

Die Römer beschränkten sich dagegen darauf, den fremden 
Kaufleuten durch den Praetor peregrinus einen gewissen 
Rechtsschutz zu gewähren.* 

§ 161. 

Im christlichen Mittelalter räumte man den Fremden 
die Befugnis ein, auch im Auslande nach ihren vaterländischen 
Gesetzen beurtheilt zu werden. 

Während diese Beurtheilung jedoch in der ersten Periode 
des Mittelalters regelmäßig durch ausländische Richter erfolgte, 
entwickelte sich im späteren Mittelalter und zwar insbesondere 
seit Beginn der Kreuzzüge und infolge des durch die Kreuz- 
züge bewirkten großartigen Aufschwunges des Verkehres das 
Institut der consularischen Jurisdiction. 

Von den italienischen Republiken und von den See- 
städten Cataloniens und Frankreichs sowie Deutsch- 
lands wurden zum Schutze ihrer Handelsetablissements in der 
Fremde eigene Behörden mit richterlicher Gewalt, consules 
genannt, eingesetzt und von den auswärtigen Staaten privilegiert.^ 



* Die wesentlichen Merkmale des heutigen Consulates, d. h. die B e- 
stellung durch den eigenen Staat und die Anerkennung durch 
den fremden Staat, sowie die Functionierung in der Fremde, 
finden sich allerdings bei keiner Institution des Alterthumes verbunden. 
Sieh Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. §176. Ein dunkler 
einzelner Anfang späterer mittelalterlicher Institutionen mag schon im 
Alterthume darin gefunden werden, dass König Amasis von Ägypten 
(im VI. Jahrhunderte v. Chr.) den griechischen Kaufleuten in seinen Landen 
das Recht einräumte, ihre Streitigkeiten durch selbstgewählte Richter nach 
heimischen Gesetzen entscheiden zu lassen. 

* Ein westgothisches Gesetz verordnete, dass transmarinische 
Kaufleute in Streitigkeiten unter sich nach ihren eigenen Gesetzen und 
zwar vor den telonariis (bajalis, praepositis mercatorum) Rede 
stehen sollen. Seit dem X. Jahrhunderte werden in allen wichtigeren italie- 
ni sehen Handelsstädten eigene Handelsgerichte erwähnt, welche in 
Sachen der Schiffer und Kaufleute, auch der fremdländischen, entscheiden (c o n- 
sules mercatorum et marinariorum oder consules maris u. s. w.); 
sie wurden zum Theile als Schiedsrichter von den See- und Kaufleuten 
selbst gewählt und dann obrigkeitlich bestätigt. In Venedig wurde gegen 
den Ausgang des XII. Jahrhundertes ein Tribunal unter dem Namen Magi- 
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§ 162. 

Die exorbitanten Privilegien der Consuln aus der zweiten 
Periode des Mittelalters mussten jedoch für die fremden Staaten 
allmählich in dem Maße unleidlich werden, in welchem mit der 
Ausbildung des modernen Staates im XVI. Jahrhunderte der 
Grundsatz von der Territorialität des Rechtös sich fest- 
stellte und sohin der Gedanke zur Anerkennung gelangte, dass 
in jedem Staate für alle, die sich in seinem Territorium auf- 
halten, nur ein und dasselbe Recht gleichmäßig für Fremde 
wie für Einheimische giltig sein dürfe. 

Mit der Entwickelung d6r inneren Rechtsord- 
nung in den verschiedenen Staaten, durch welche den Fremden 
ein ausreichender Rechtsschutz auch durch fremdländische Be- 
hörden verbürgt wurde, und mit der Verallgemeinerung 
des Systemes der stehenden Gesandtschaften seit 
dem Ausgange des XVI. Jahrhundertes verminderte sich zugleich 
und entfiel schließlich das Bedürfnis nach Consuln mit den 
bisherigen übertriebenen Privilegien. 

Indem sohin das Institut der consularischen Jurisdiction 
allmählich seine Bedeutung verlor, schwächte sich dasselbe in 
den christlichen Staaten zu dem heutigen Institute der Con- 
suln ab; und nur in den nichtchristlichen Staaten, ins- 
besondere des Orientes, hat die alte Consularjurisdiction 
ihren Bestand bis auf den heutigen Tag zu behaupten vermocht.* 



stratur der Fremdenrichter eingesetzt, bis im XIII. Jahrhunderte 
Consuln der Kaufleute und deren Stellvertreter unter dem Namen sopra- 
CO n soll für Handelsstreitigkeiten eingeführt wurden, — so auch für die 
deutschen Kaufleute, die in Venedig ein eigenes Quartier bewohnten 
(Visdomini de Fontico dei Tedeschi). — Barcelona hatte im XV. Jahr- 
hunderte bereits fünfundfünfzig Consuln mit festem Aufenthalte in über- 
seeischen Plätzen. — Eine ähnliche Stellung hatten die Aldermänner 
der Hansa in deren Niederlassungen in England, Dänemark, Norwegen, 
Schweden und den Niederlanden, sowie die englischen Gubernatoresin 
den Hansastädten und in Norwegen und Dänemark seit dem Anfange des 
XV. Jahrhundertes. Durch königliches Edict vom Jahre 1563 wurden in 
Paris und durch Exiict vom Jahre 1566 in den meisten See- und Handels- 
städten Frankreichs britische Consuln angestellt. 

• Die auf diesen Process bezüglichen Specialdarlegungen haben im 
zweiten und dritten Capitel zu erfolgen. 
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II. Die Arten der Consuln.^ 

§ 163. 

Was die Hierarchie des Consulardienstes anbelangt, so 
stufen sich die selbständigen Consularbeamten in der Rang- 
ordnung ab als: 1. Generalconsuln, 2. Consuln und 
3. Viceconsuln.^ 

Zwischen den Generalconsuln und den Consuln besteht 
kein wesentlicher innerer Unterschied. Die Generalconsuln sind 
Leiter des ganzen Consularwesens in einem Lande oder in einem 
größeren Bezirke; die Consuln sind zur Besorgung der Ge- 
schäfte an einem bestimmten Handelsplatze berufen und — even- 
tuell — dem Generalconsul untergeordnet. Die Viceconsuln 
werden entweder den Consulaten eines größeren Amtsbezirkes 
zur Hilfeleistung und etwaigen Vertretung des betreffenden Chefs 
zugetheilt oder aber an einem für den bestellenden Staat min- 
der wichtigen Platze angestellt.^ 

Von den Generalconsuln, Consuln und Viceconsuln sind die 
Consularagenten insofern grundsätzlich zu unterscheiden, 
als die Consularagenten den Auftrag für ihr Amt nicht gleich 
den übrigen Kategorien von Consularbeamten direct vom Staate, 
sondern lediglich vom Consul empfangen. Die Consularagenten 
haben demgemäß kein Recht auf selbständige Thätigkeit, son- 
dern charakterisieren sich als Privatbevollmächtigte 



' Sieh hauptsächlich Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, 
III. § 178. 

^ Der im Texte bezeichneten Regel gegenüber sind beinahe für jeden 
einzelnen Staat besondere Modificationen der Abstufung nachzuweisen. — 
Für Österreich-Ungarn werden z. ß. nach AUerh. Entschließung vom 
28. October 1868 fünf an Rang verschiedene Grade unterschieden, nämlich: 
Generalconsuln erster und zweiter Classe, Consuln, Vice- 
consuln und Consulareleven. — Den Consulaten sind regelmäßig noch 
Unterbeamte unter den verschiedensten Bezeichnungen beigegeben, z. B. als 
Kanzler, Dragomans oder Secretäre. 

' Der Titel eines Generalconsuls wird mitunter auch nur zur per- 
sönlichen Auszeichnung und sohin ohne jede sachliche Bedeutung 
verliehen. 
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der Consuln. Folgerichtig können denn auch den Consular- 
agenten von den Consuln keine Functionen übertragen werden, 
welche einen obrigkeitlichen Charakter haben oder sich als 
Ausübung von Hoheitsrechten des Staates qualificieren.* 

§ 164. 

Ungleich wichtiger, als die Unterscheidung der Consuln 
nach der Abstufung in der Rangordnung, ist der Unterschied 
zwischen Berufsconsuln (consules missi) und Wahl- 
consuln (consules electi).^ 

Der Consulardienst wird von den Berufsconsuln als 
eigentlicher und ausschließlicher Beruf, von den Wahl- 
consuln dagegen nur als Nebenbeschäftigung ausgeübt. 
Während sodann die Berufsconsuln für das Amt in besonderer 
Weise vorgebildet werden, sind die Wahlconsuln in der 
Regel Kaufleute oder Gewerbetreibende. Mit schließlicher 
specielter Rücksicht auf die eigenartige Bezeichnung beider 
Kategorien von Consuln (consules „missi" und consules „electi") 
ist zu constatieren, dass die Berufsconsuln zu dem Amte ent- 
sendet, die Wahlconsuln dagegen aus am Orte befindlichen 
Personen ausgewählt werden.® 

Die französische Gesetzgebung kennt nur Berufs- 



* Vergl. Martens-Geffcken, Guide diplomatique (S. 226): „Les 
agents consulaires n'ont point de caract^re public et agivssent sous la 
responsabilit^ du chef, dont ils tiennent leur brevet." 

* Martens unterscheidet (Völkerrecht, II. § 20) etatsmäßige und 
außeretatsmäßige Consuln. Die Identificierung der etatsmäßigen Con- 
suln mit den Berufsconsuln und der außeretatsmäßigen Consuln mit den 
Wahlconsuln erläutert oder begründet Martens nicht. Wahrscheinlich 
schwebte hiebei diesem Gelehrten der Umstand vor, dass die Berufsconsuln 
besoldete Beamte sind und als solche die Consulargebüren an die Staats- 
ciisse abzuliefern haben, während die Wahlconsuln der fixen Besoldung 
entbehren und als Vergütung die tarifmäßigen Gebüren für sich selbst 
beziehen. 

* In Österreich-Ungarn unterscheidet man effective Ämter 
und Honorar-Ämter. Die „effectiven Ämter" sind mit wirklichen 
Staatsbeamten besetzt (vergl. den folgenden § 165) und aus Staatsmitteln 
dotiert. „Honorar-Ämter" sind diejenigen, deren Tituläre nicht zur Kate- 
gorie der wirklichen Staatsbeamten gehören. 
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consuln. In allen anderen Staaten besteht zurzeit das soge- 
nannte gemischteSystem. Die Zukunft dürfte dem französi- 
schen Systeme schon aus dem Grunde zuzuschreiben sein, weil 
dasselbe eine praktisch zweckmäßige und w:ünschenswerte Er- 
gänzung in kaufmännischen Consularagenten finden kann.' 

§ 165. 

Alle Consuln haben gleich den Gesandten oder den 
diplomatischen Amtsträgern den Charakter von Staats- 
beamten, indem sie berufen sind, die vStaatsgewalt ihres Ab- 
sendestaates im fremden Staatsgebiete auszuüben. 

Mitunter wird (z. B. — nach Note 6 zu § 164 — in 
Österreich-Ungarn) bei Entscheidung der Frage, ob die 
Consuln Staatsbeamte seien, der Unterschied zwischen 
Berufsconsuln und Wahlconsuln in der Weise als maßgebend 
angesehen, dass man zwar die Berufsconsuln, jedoch nicht die 
Wahlconsuln, zu den Staatsbeamten rechnet. • 

Diese Entscheidung ist jedoch unzutreffend, d. h. auch die 
Wahlconsuln haben den Charakter von Staatsbeamten, weil 
ihnen obrigkeitliche Functionen zu dauernder Ausübung über- 
tragen sind.® 



' Die Berufsconsuln — als Unterthanen des Landes, das sie ver- 
treten, und als besoldete Beamte, denen verboten ist, Geschäfte zu betreiben 
— sind offenbar insofern besser für ihre Functionen geeignet, als sie für 
dieselben vorgebildet sind und den nationalen Behörden, wie ihren An- 
gehörigen, unabhängig gegenüberstehen. Die Wahlconsuln, in der Regel 
aus dem Kaufmannsstande genommen, können ihr Geschäftsinteresse oft 
schwer von ihren consularischen Pflichten scheiden und bleiben in allen Be- 
ziehungen Unterthanen des Landes, wo sie fungieren. Andererseits sind die 
Wahlconsuln — als dem Handeisstande angehörig und mit den örtlichen 
Verhältnissen vertraut — besonders geeignet für rein commercielle Zwecke; 
und da es kaum möglich ist, überall besoldete Consuln anzustellen, wo 
Handelsinteressen wahrzunehmen sind, so haben fast alle größeren Staaten 
sich für ein gemischtes System entschieden. Sieh Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 243. — Zu wünschen ist, dass namentlich an allen Plätzen, 
wohin ein stärkerer Zufluss von Auswanderern stattfindet, ausschließlich 
nur Berufsconsuln angestellt werden. — Vergl. überhaupt Steinmann- 
Buch er. Die Reform des Consularwesens. Berlin 1884. 

" Sieh Zorn, Deutsches Staatsrecht, IL § 39. 
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III. Die Ernennung der Consuln und die Ertheilung des Exe- 
quatur, sowie die Beendigung der consularischen Wirksamkeit. ^ 

§ 166. 

Über das Recht, Consuln zu entsenden und zu 
empfangen, gelten die gleichen Grundsätze, wie über das 
active und passive Gesandtschaftsrecht. 

Insbesondere den sogenannten halbsouveränen Staaten 
muss das Recht, Consuln zu entsenden und zu empfangen, ab- 
gesprochen werden. 

Der Amtsauftrag wird in Form eines Patentes, lettre 
de Provision genannt, ertheilt.^ 

§ 167. 

Damit der Consul im fremden Lande amtlich fungieren 
darf, benöthigt er das Exequatur des Empfangsstaates, d. h. 
die officielle Genehmigung des Empfangsstaates für den Consul, 
amtliche Functionen seines Absendestaates ausüben zu dürfen.^ 

Das Exequatur wird unter Einsendung des Anstellungs- 
patentes vom Empfangsstaate auf diplomatischem Wege 
erbeten.* 

Kein Staat ist rechtlich verpflichtet, das Exequatur 
zu gewähren: dasselbe kann an Bedingungen geknüpft und jeder- 
zeit zurückgezogen werden.^ 



* Sieh namentlich Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. 
§ 179 und § 181. 

* Anderweitige Bezeichnungen für die Form, in welcher der Amts- 
auftrag ertheilt wird, sind Bestellungsbrief oder (engl.) commission. 

■ Exequatur = Placet,(in der Türkei) Berat (Freiheitsbrief) oder 
Ferman (Befehl), (ehedem) Döpdche d'approbation. 

* Der Minister des Auswärtigen im ernennenden Staate sendet die 
Consularpro Vision an seinen Gesandten in demjenigen Staate, für welchen 
der Consul ernannt ist. Der Gesandte richtet dann ein Gesuch an den 
Minister des Auswärtigen seiner Residenz. In der Regel wird das Exequatur 
unentgeltlich ertheilt. 

* Im Gegensatze zu der Regel, wonach die Staaten in ihren Verträgen 
nur für einander die Zulassung von Consuln vereinbaren, enthält Art. 12 
des Pariser Vertrages vom 30. März 1856 das allgemeine Anerbieten 
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§ 168. 

Die Abberufung der Consuln erfolgt gleich der Er- 
nennung durch das Staatshaupt. 

Der Ausbruch eines Krieges hat den Abbruch aller 
friedlichen und sohin auch der consularischen Beziehungen 
ipso jure zur Folge. Bei anderweitigem Abbruche der 
diplomatischen Beziehungen hat der Consul eine besondere 
Weisung seiner Regierung abzuwarten. Eine Veränderung 
in der Person des Staatshauptes oder in der Art der 
Staats form alteriert die consularischen Beziehungen nicht; 
dagegen hebt der Untergang eines Staatswesens die con- 
sularischen Beziehungen auf. 

Eine Beendigung dieser Beziehungen kann schließlich ein- 
treten durch Zurückziehung des Exequatur von Seite 
des Empfangsstaates oder durch Ausschluss der Consuln 
von einem bestimmten Orte oder dem gesammten Staatsgebiete.^ 



Russlands und der Türkei, dass sie, um den maritimen und Handels- 
interessen aller Nationen gerecht zu werden und die wünschenswerte Sicher- 
heit zu gewähren, in ihren am »Schwarzen Meere gelegenen Häfen nach 
Gemäßheit des internationalen Rechtes Consuln zulassen werden. 

• Sieh Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, HI. § 181. 



Zweites Capitel. 
Die Rechte der Gonsuln.^ 

I. Die Rechte der Consuln in den christlichen Staaten Europas 

und anderer Welttheile.^ 

§ 169. 

Die Rechte der Consuln in christlichen Staaten beruhen 
auf Gesetzen, Verträgen und Herkommen. 

Unmittelbar nach Ertheilung des Exequatur trifft die Re- 
gierung des Residierungslandes diejenigen Maßregeln, welche 
erforderlich sind, um den Consul nicht nur zur Ausübung 
seiner Functionen, sondern auch zum Genüsse der mit 
dem consularischen Amte verbundenen Sonderrechte ge- 
langen zu lassen. 

Die hienach fraglichen Sonderrechte sind : Immunitäten, 
Vorrechte, Exemtionen und Ehrenrechte.*^ 



* Vergl. die zu Beginn des dritten Abschnittes angeführte Literatur. 

^ Wir unterscheiden: 1. die Rechte der Consuln in den christlichen 
Staaten Europas und anderer Wclttheile; 2. die Rechte der Consuln in den 
muselmännischen Staaten; 3. die Rechte der Consuln in anderweitigen 
Staaten Asiens und Afrikas. Sieh insbesondere Bulmerincq inHoltzen- 
dorffs Handbuch, III. § 183 — 202. Die Übereinstimmung des Con- 
sularrechtes in den chriwStlichen Staaten Europas und in den christ- 
lichen Staaten anderer Welttheile ist eine so ziemlich vollständige, wie sich 
dies namentlich herausstellt, wenn man das Consularrecht der europäischen 
Staaten mit demjenigen der Vereinigten Staaten von Nordamerika oder des 
Kaiserthumes Brasilien vergleicht. 

' DieRechteder Consulareleven, Kanzler und Secretäre wer- 
den in den Verträgen selten besonders erwähnt. Immunitäten und Exem- 
tionen kommen daher derlei Individuen nicht allgemein zu, während 
Ehrenrechte an Consularbeamte untergeordneten Ranges überhaupt 
nicht bewilligt werden können. »Sieh übrigens Bulmerincq in Hol tzen- 
dorffs Handbuch, III. § 188. 
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§ 170. 

Die den Consuln in Verträgen gewährten Immunitäten be- 
ziehen sich theils: 1. auf ihre Person nebst Wohnung, 
theils: 2. auf ihre Archive nebst Kanzlei. — Die persönliche 
Immunität wird den Consuln nicht gewährt für Handlungen 
(faites et actes), welche die Criminalgesetzgebung der con- 
trahierenden Staaten als Verbrechen qualificiert und als solche 
bestraft. Besondere Differenzen treten in den einschlagenden 
Verträgen zutage, soweit es sich um Wahlconsuln handelt, 
welche im Lande ihres Amtssitzes Handelsgeschäfte betreiben. 
Unter allen Umständen muss im Falle der Verhaftung eines 
Consularbeamten die Gesandtschaft seines Landes durch 
die Regierung des Landes, in welchem die Verhaftung statt- 
gefunden hat, sofort in Kenntnis gesetzt werden. — Die Un- 
verletzbarkeit der consularischen Archive kann nicht 
als ein durch internationales Gewohnheitsrecht festgesetztes 
Privilegium der Consuln behauptet werden. England z. B. an- 
erkennt den Anspruch grundsätzlich nicht. Nur besondere Ver- 
träge vermögen ein Anderes zu bestimmen.* 

Als ein besonderes Vorrecht der Consuln stipulieren mit- 
unter Conventionen, dass dieselben nicht aufgefordert werden 
dürfen, als Zeugen vor den Gerichten ihres Amtssitzes zu 
erscheinen.^ 

Exemtionen der Consuln finden nach Consularverträgen 
statt theils: 1. als Exemtionen von militärischen Einquar- 
tierungen und Contributionen, sowie von Waffen- 
diensten jeder Art; theils: 2. als Exemtionen von directen 
Personal-, Mobiliar- und Lux'ussteuern.® 

* Eine Übersicht einschlagender Vertragsbestimmungen gewährt Bul- 
merincq in Holtzendorffs Handbuch, III. § 184. 

* Im Zusammenhange hiemit bestimmen manche Verträge, dass, falls 
die örtliche Justiz die Entgegennahme juridischer Declarationen 
von Seite eines Consuls benöthige, sie zu diesem Zwecke entweder 
behufs mündlicher Erlangung der Declaration einen competenten Beamten 
(fonctionnaire) in die Wohnung des Consuls zu delegieren oder aber die 
Declaration schriftlich in geziemender Weise einzufordern habe. 

* Vergl. Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. § 183 
und 8 186. 
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§' 171. 

Was die Ehrenrechte der Consuln anbelangt, so ist diesen 
gestattet, zu dienstlichen Zwecken sich der Hoheits- 
zeichen ihres Staates zu bedienen. Die Consuln haben 
demgemäß insbesondere das Recht, an ihren Amtsräumen das 
Staatswappen anzubringen und auf ihren Häusern und Dienst- 
fahrzeugen die National flagge zu hissen. Solche Hoheitszeichen 
stehen gewöhnlich unter besonderem strafrechtlichem Schutze. 

Die äußeren Zeichen, wie insbesondere Staatswappen und 
Nationalflagge, können jedoch in ihrer Verwendung niemals die 
Constituierung eines Asylrechtes bescheinigen. 

Der Hauptzweck derartiger Zeichen besteht vielmehr 
normaler Weise nur darin, den Nationalen das Consulatsgebäude 
kenntlich zu machen und die Auffindung des Consuls zu er- 
leichtern. "^ 

II. Die Rechte der Consuln in den muselmännischen Staaten.^ 

§ 172. 

Die Übereinstimmung der consularischen Rechte in den 
verschiedenen muselmännischen Staaten ist unverkennbar. Der 
Unterschied zwischen dem Consularrechte der muselmänni- 
schen Staaten und demjenigen der christlichen Staaten 
zeigt sich aber vornehmlich darin, dass den Consuln in den 
muselmännischen Staaten weitergehende Rechte und Functionen 
eingeräumt sind. Capitulationen und Verträge sichern 
den Consuln in den muselmännischen Staaten eine quasi 
diplomatische Stellung neben ihrer richterlichen 
Function.2 



' Manche Verträge enthalten die ausdrückliche Bestimmung, dass 
die äußeren Abzeichen kein Asylrecht begründen sollen oder dass die 
consularischen Amtsräume und Wohnungen nicht als Asylorte benützt 
werden dürfen. 

' Sieh Bulmerincq in Holtzendorf fs Handbuch, III. § 189—200. 

* Schon im XIV. Jahrhunderte wurde der venetianische Consul 
inAlexandrien nicht als Handelsagent, sondern zu dem Zwecke ernannt, 
um „sich seiner als Organ für die internationalen politischen Beziehungen 
zu bedienen". 



190 

Fassen wir zunächst als staatlichen Typus der musel- 
männischen Welt die Türkei in das Auge, so sind die ver- 
tragsmäßig nachweisbaren Rechte der Consuln daselbst entweder 
Immunitäten oder Vorrechte oder Exemtionen oder 
Ehrenrechte, während die Geltung des Asylrechtes 
der Wohnung des Consuls im Oriente bestritten ist.^ 

Zu den consularischen Immunitäten gehören namentlich: 
1. die Unverletzbarkeit der Person des Consuls, be- 
ziehungsweise die Fjreiheit von Arrest wegen Vergehen 
und Schulden; 2. die Unverletzbarkeit der Wohnung und 
des Eigenthumes; 3. das Recht der Unverantwortlich- 
keit für Übertretungen und Schuldverbindlichkeiten 
der Nationalen. Als Vorrechte der Consuln in der Türkei 
sind stipuliert: 1. das Recht der Erhebung sogenannter 
Consulatsgelder von Schiffen und Handelswaren, 
welche ihre Negocianten in das Land der Residierung einführen 
und hier abladen; 2. das Recht der Ausübung des Haus- 
gottesdienstes; 3. das Recht der eigenen Weinbereitung; 
— als Exemtionen der Consuln in der Türkei sind stipuliert: 
1. die Exemtion von der Gerichtsbarkeit des Landes 
der Residierung; 2. die Befreiung von der Pflicht, 
persönlich vor Gericht zu erscheinen, wenn sich der 
Consul durch einen Dolmetscher vertreten lassen kann; 3. die 
Freiheit von persönlichen Abgaben und Zöllen (ins- 
besondere für Gegenstände des häuslichen Bedarfes und Con- 
sumes). Von Ehrenrechten genießen die Consuln in der Türkei 
nicht nur das Recht des Gebrauches der Flagge und des 
Wappens ihrer Staaten, sondern auch das Recht der Audienz 
beim Landesherrn und des Zutrittes zur Person des 
Souveräns bei Hoffesten.^ 



* Der erste eigentliche Vertrag, welcher die Rechtsverhältnisse der 
Consuln in der Türkei regelte, war der zwischen Frankreich und der 
Türkei im Jahre 1535 abgeschlossene Vertrag. 

* Die im Texte verzeichneten Rechte sind in früherer Zeit durch 
Capitulationen gewährt und in neuerer Zeit durch Verträge gewähr- 
leistet worden. Bezüglich des Ausdruckes „Capitulationen" sei bemerkt, 
dass vormals bei diplomatischen Unterhandlungen zwischen muselmänni- 
sehen und christlichen Staaten die Bevollmächtigten zu ihren Sitzungen 
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§ 173. 

Die von der Türkei für ihren Jurisdictionsbezirk in Capi- 
tulationen und Verträgen den Consuln europäischer Staaten zu- 
gestandenen Rechte gelten im allgemeinen auch für die von 
der Pforte abhängigen Gebiete in Nordafrika und zwar 
insbesondere für Tunis und Tripolis/ 

Im übrigen haben Tunis und Tripolis auch ihrerseits Ver- 
träge mit europäischen Staaten abgeschlossen, welche sich auf 
die Rechte der Consuln in ihren Gebieten beziehen.® 

Diese Verträge enthalten jedoch in der Regel selbst wie- 
der die ausdrückliche Versicherung und Anerkennung, dass die 
Capitulationen und Verträge der Türkei sich auch auf Tunis 
und Tripolis erstrecken."^ 

§ 174. 

Von muselmännischen Staaten sind schließlich noch Ma- 
rocco und Persien zu erwähnen.® 

Was den erstgenannten Staat anbelangt, so wurden die 
Rechte der Consuln, Viceconsuln und Consularagenten zuletzt 
genau festgesetzt durch den von Marocco mit eilf Staaten ab- 



eine Reihe von Capiteln (capitula) anfertigten, welche den Entwurf einer 
zwischen ihnen zu treffenden Vereinbarung enthielten. Kam auf dieser Basis 
eine Vereinbarung zustande, so wurde der Vertrag selbst errichtet. Man 
bezeichnete alsdann den Vertrag nach seiner Ratification als „Capitulation". 

* Diese Geltung ist in manchen Verträgen ausdrücklich anerkannt, 
wie z. B. im Vertrage der Türkei mit Preußen vom 22. März 1761, 
welcher nach den Conventionen vom 22. October 1840 und vom 20. März 
1862 auf alle Zollvereinsstaaten und mittelst ProtokoUes vom 5. No- 
vember 1868 auf beide Mecklenburg ausgedehnt wurde. 

* So sind z. B. schon im Jahre 1725 von Tunis und im Jahre 1749 
von Tripolis einschlagende Verträge mit Österreich abgeschlossen 
worden. 

' Die eigenthümliche Vertragspolitik der hier in Rede stehenden 
vStaaten kennzeichnet sich z. B. in der Thatsache, dass durch Tripolis 
in drei verschiedenen Verträgen gleichmäßig den Consuln dreier Staaten 
(Englands, Frankreichs und Österreichs) je der Vorrang vor den 
Consuln aller anderen Staaten zugetheilt wurde. 

* Die frühesten Verträge, welche Bestimmungen über consularische 
Rechte enthalten, haben Marocco (1682 und J769) un4 P^rsipn (1808) 
mit Frankreich abgeschlossen, 
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geschlossenen Vertrag vom 3. Juli 1880, welcher das Pro- 
tectionsrecht in Marocco regelt.® 

Die Rechte der Consuln in Persien werden in den von 
der persischen Regierung abgeschlossenen Verträgen in der 
Regel nur durch die Berufung auf die Rechte der meist- 
begünstigten Nationen erledigt'^ 

III. Die Rechte der Consuln in anderweitigen Staaten Asiens 

und Afrikas.^ 

§ 175. 

Die von China mit Großbritannien, den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika und Russland (1842, 1844 und 1858) abge- 
schlossenen Verträge haben nur die Functionen und nicht die 
Rechte der Consuln zum Gegenstande der Vereinbarung. 

Die Verträge Chinas mit Schweden-Norwegen (1847), Frank- 
reich (1858), dem Zollvereine (1861), Portugal (1862) und Öster- 
reich-Ungarn (1869) sichern den Consuln nur eine achtungs- 
und rücksichtsvolle Behandlung von Seite der chinesi- 
schen Behörden. 

Das Charakteristische der von China abgeschlossenen Ver- 
träge besteht somit darin, dass dieselben über die Ehren- 
rechte für die Consuln nicht hinauskommen. ^ 

§ 176. 

Die Verträge Japans mit den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika (1858), Russland (1858) und Frankreich (1858) 
gestatten den beiderseitigen Generalconsuln, in das Innere 
des Landes eines jeden Contrahenten zu reisen. 



" Die Staaten, welche den Vertrag mit Marocco abschlössen, waren: 
das Deutsche Reich, Österreich-Ungarn, Großbritannien, Frankreich, Italien, 
wSpanien, Portugal, Belgien, die Niederlande, Schweden und Norwegen und 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

»• Vergl. z. B. die Handels- und Schiffahrtsverträge mit Österreich 
vom 17. Mai 1857 und mit dem Deutschen Reiche vom 11. Juni 1873. 

' Sieh Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. §201—203. 

* Der Vertrag mit Portugal vom 13. August 1862 bestimmt z. B., 
dass den Consuln die Ehren des „Taotai" zukommen, während die Vice- 
consuln, Consularagenten und Dolmetscher die Ehren des „Parfait" genießen. 
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Das gleiche Recht stipuliert der Vertrag mit Großbritannien 
(1858) für die beiderseitigen Consuln. 

Die Verträge Japans mit dem Norddeutschen Bunde, den 
übrigen Zoll Vereinsstaaten und Luxemburg (1869), sowie mit 
Österreich-Ungarn (1869) setzen fest, dass dieGeneralconsuln 
das Recht der Reise in das Innere Japans haben und 
außerdem alle Consuln die Privilegien der Consular- 
beamten der meistbegünstigten Nation genießen sollen.^ 

§ 177. 

Die von anderen Staaten Asiens und Afrikas — Siam, 
Korea, Madagaskar und der Congoassociation — ab- 
geschlossenen Verträge beschränken sich hinsichtlich der Consuln 
auf die Aufnahme der Clausel der Meistbegünstigung.* 

* Dagegen kommen den Consularbeamten Japans, unter der Bedin- 
gung der Gegenseitigkeit, im Gebiete der contrahierenden deutschen 
Staaten und Österreich-Ungarns dieselben Vorrechte, Befugnisse und 
Befreiungen zu, deren die Consularbeamten irgendwelchen dritten Staates 
theilhaftig sind oder werden. 

* Nur das Recht des Aufzuges der Nationalflagge wird in 
den betreffenden Verträgen ausdrücklich zugestanden, während, die ander- 
weitigen Rechte der Consuln in den vier Staaten des § 177 nicht einzeln 
namhaft gemacht werden. 



Resgh, Völkerrecht. ?. Aufl. 13 



Drittes Capitel. 
Die Functionen der Consuln.^ 



1. Die Functionen der Consuln in den christlichen Staaten 

Europas und anderer Welttheile.^ 

§ 178. 

Die Functionen der hier fraglichen Consuln beruhen im 

allgemeinen auf der dreifachen Verpflichtung: 1. das Interesse 

ihres Staates -- namentlich in Bezug auf Handel, Schiffahrt 

und Verkehr — thunlichst zu wahren und zu fördern; 

2. die Beobachtung der diesfalls bestehenden Staats- 
verträge genau zu überwachen; 3. den ihrem Schutze 
befohlenen Personen Rath und Beistand zu gewähren. 

Im Anschlüsse an diese dreifache fundamentale Verpflich- 
tung pflegt dann die Consulargesetzgebung der ver- 
schiedenen Staaten die Amtsthätigkeit der Consuln in keines- 
wegs übereinstimmender Weise zu specialisieren. 

Was die consularische Wahrung und Förderung der natio- 
nalen Wirtschaftsinteressen anbelangt, so hat der Consul seine 
Staatsregierung namentlich darüber zu informieren, inwieweit 
jene Interessen gebieten, abgeschlossene Verträge zu modifl- 
cieren oder neue Verträge abzuschließen. In Ausübung seiner 
Controle über die Beobachtung der bestehenden Staatsverträge 
darf der Consul sich an die Autoritäten seines Amtsbezirkes 
wenden, um gegen jede Vertragsverletzung zu reclamieren. 
Ihren Rath und Beistand gewähren die Consuln nicht nur den 
eigenen Staatsangehörigen, sondern — nach Vereinbarungen — 
auch den Angehörigen befreundeter Staaten. ^ 



* Vergl. die zu Eingang des dritten Abschnittes vorgeführte Literatur. 

* Sieh namentlich BuQmerincq in Holtzendorffs Handbuch, 
III. § 204—207. 

* Außerdem können Angehörige eines Staates, welcher mit einem 
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§ 179. 

Relativ am gleichmäßigsten lauten die Bestimmungen der 
verschiedenen Gesetzgebungen und Staats vertrage über die Func- 
tionen der Consuln in Bezug auf die Handelsmarine. 

Derartige Bestimmungen betreffen z. B. insbesondere: 1. die 
Verpflichtung derCapitäne, sich nach Ankunft in einem 
Hafen sofort bei ihren Consuln zu melden und über die Reise 
Bericht zu erstatten, sowie jede Veränderung in der Nationalität 
des Schiffes und in der Musterrolle der Mannschaft dem Con- 
sul anzuzeigen; 2. die Verpflichtungen der Consuln in 
den Fällen der Desertion von Matrosen, der Strandung von 
SchiflFen und des Eintrittes von Seeschäden ; 3. die J u r i s d i c- 
tion der Consuln über die Schiffsmannschaft. 

Mitunter, z. B. nach deutschem Rechte, sind die natio- 
nalen Schiffe grundsätzlich der Polizeigewalt des Consuls 
unterstellt, welcher dem Territorialstaate gegenüber dafür ver- 
antwortlich ist, dass dessen Ordnung durch ein Schiff nicht 
gestört werde. Zur Ausübung seiner Polizeigewalt kann der 
Consul eventuell auch die Hilfe eines deutschen Kriegsschiffes 
requirieren. In den meisten Staaten ist dem Consul überhaupt 
eine Stellung zur Kriegsmarine seines Landes gegeben 
und zwar theils der Controle, theils der Courtoisie wegen.* 

§ 180. 

Eine eigentliche Gerichtsbarkeit über ihre An- 
gehörigen haben die Consuln in den christlichen Staaten nicht 
auszuüben. 

Den Consuln steht daselbst vielmehr nur das Recht der 
schiedsrichterlichen Entscheidung zu, wenn eine solche 
von den Nationalen beansprucht wird. 

Dagegen sind die Consuln in allen christlichen Staaten 
befugt, Acte der sogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vorzunehmen. Notariatsrechte auszuüben und insbesondere 
in Nachlasssachen zu intervenieren.^ 



anderen Staate in Krieg verwickelt ist, in diesem Staate unter den Schutz 
der Consuln eines dritten neutralen Staates g|ptellt werden. 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 244. 

• Stirbt eiii Angehöriger seines Staates, so betheiligt sich 

13* 
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II. Die Functionen der Consuln in den muselmännischen 

Staaten.^ 

§ 181. 

Der Hauptunterschied zwischen den Functionen der 
Consuln in den christlichen Staaten einerseits und in den 
muselmännischen Staaten andererseits tritt im Gebiete der 
Civil- und Criminalgerichtsbarkeit zutage.^ 

Fassen wir zunächst (wie in Ansehung der consularischen 
Rechte, so nunmehr auch in Ansehung der consularischen Func- 
tionen und insbesondere der Jurisdiction der Consuln) die Türkei 
als staatlichen Typus der muselmännischen Welt in das Auge, 
so hat hier der Consul — sei es als Einzelrichter, sei es 
als Vorsitzender des durch Beisitzer gebildeten Consular- 
gerichtes — die volle Gerichtsbarkeit über seine An- 
gehörigen und Schutzgenossen, die von ihm an die heimat- 
lichen Gerichte appellieren können. Diese Consulargerichtsbar- 
keit ist jedoch kein bloßes Privilegium. Dem Rechte 
der Consularjurisdiction entspricht vielmehr die Pflicht 
der christlichen Staaten, eine den Forderungen der Rechts- 
ordnung entsprechende Consulargerichtsbarkeit zu organisieren 
behufs Abwehr eines Missbrauches der Exemtion von der Landes- 
gerichtsbarkeit durch die Angehörigen der fremden Staaten.^ 



der Consul an der Inventarisierung des Nachlasses, legt sein Siegel an 
denselben und besorgt, falls die gegenseitige Herausgabe von Erbmassen 
vertragsmäßig vereinbart ist, die Aushändigung der Erbschaft an die legi- 
timen Erben. Vergl. z. B. in Ansehung des deutschen Consularrechtes: 
Döhl, Das Consularwesen des Deutschen Reiches (Bremen 1873), und 
Brauer, Die deutschen Justizgesetze in ihrer Anwendung auf die amtliche 
Thätigkeit der Consuln und diplomatischen Agenten und die Consular- 
gerichtsbarkeit (Berlin 1879). 

' Sieh Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. § 208-215. 

* Vergl. neben dem citierten Hauptwerke von Martens (1874) ins- 
besondere: Lawrence, Etüde sur la Jurisdiction consulaire (1880) ; Tra- 
vers Twiss, On consular Jurisdiction in the Levant and the Status of 
foreigners in the Ottoman Law Courts (1880), und Mikonios, Les con- 
i>uls en Orient et les tribunaux mixtes (1881). 

• Vergl. die Erklärung des „Institut de droit international" ^uf der 
Turin^r V^rs^n^mlung vom Jahre 1883, 
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Die hienach fragliche Organisation ist innerhalb der Ver- 
träge Sache der Regierung des fremden Staates. Das verbreitetste 
System der Organisation repräsentiert das durch die Marine- 
Ordonnanz vom Jahre 1681 begründete französische System, 
an welches sich im wesentlichen Österreich-Ungarn, 
Deutschland, Belgien, Italien und andere Staaten ange- 
schlossen haben, während die englische und russische 
Organisation in einigen Hauptpunkten Abweichungen aufweisen. 
Nach dem französischen Systeme werden Übertretungen 
und solche Fragen, in welchen im Heimatstaate das 
Amtsgericht in erster Instanz urtheilt, vom Consul als 
Einzelrichter entschieden, — die Vergehen und alle Civil- und 
Handelsprocesse von dem unter dem Vorsitze des Consuls 
fungierenden und aus Beisitzern der dortigen Angehörigen ge- 
bildeten Consulargerichte abgeurtheilt, — Verbrechen durch 
das Consulargericht nur instruiert, während das Urtheil durch 
das heimische Schwurgericht gefällt wird.* 

§ 182. 

Was die nordafrikanischen Gebiete von Ägypten, Tunis 
und Tripolis anbelangt, so nehmen ein besonderes Interesse 
in Anspruch die Einschränkung der Consulargerichts- 
barkeit in Ägypten und die Organisation französischer 
Gerichte in Tunis,^ 

In Ägypten ist das System der gemischten Gerichte 
durchgeführt auf Grund von Berathungen der Vertreter der 
europäischen Mächte. Die Berathungen der internationalen Com- 
missionen, welche in den Jahren 1869 und 1870 zu Ca iro und 
im Jahre 1873 inConstantinopel abgehalten wurden, führten 
nämlich zu dem „Reglement d'organisation judiciaire pour les 
proces mixtes en Egypte", welches mit dem 1. Juni 1876 ins 
Leben trat. An den betreffenden Verträgen und Gerichten sind 



* Vergl. bezüglich der Einzelheiten des französischen, englischen 
und russischen Systemes namentlich Martens, Völkerrecht, II. § 25. 

* Die Verträge, welche das Königreich Tripolis mit europäischen 
Staaten über consularische Functionen und insbesondere über die Jurisdiction 
der Consuln abgeschlossen hat, reichen zum Theilc in das XVII. Jahrhundert 
zurück. Die späteren Verträge erneuern in der Regel nur die früheren Ver- 
einbarungen. Vergl. z. B. den Vertrag mit Österreich vom 27. Jänner 1749. 



198 



Österreich-Ungarn, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und 
Italien betheiligt.® — Hienach bestehen in Ägypten seit dem 
Jahre 1876 gemischte, beziehungsweise aus Europäern und Ein- 
geborenen zusammengesetzte Gerichte, in welchen die Europäer 
die Mehrheit bilden. Diesen Gerichten steht die Entscheidung 
derjenigen bürgerlichen Streitigkeiten zu, in welchen die eine 
Partei die ägyptische und die andere eine europäische 
Staatsangehörigkeit besitzt. Die Criminalgerichtsbarkeit 
der internationalen Gerichte erstreckt sich nur auf Polizei- 
übertretungen und Vergehen gegen die Gerichte 
selbst.^ — Für Streitigkeiten zwischen Europäern sind 
nach wie vor die Consulargerichte competent.^ 

In Tunis sind nach dem Vertrage mit Frankreich vom 
Jahre 1881 sechs Friedensgerichte und ein Gericht erster 
Instanz eingesetzt. Diesen zum Bezirke des Appellhofes 
von Algier gehörigen Gerichten unterstellte der Vertrag zu- 
nächst nur die französischen Staatsangehörigen. Auf den Wunsch 
Frankreichs wurden jedoch den betreffenden Gerichten auch die 
Angehörigen der übrigen Staaten unterstellt, welche sohin auf 
die ihren Consuln in der Regentschaft zustehende Gerichtsbar- 
keit verzichteten.^ 

§ 183. 

Von anderweitigen muselmännischen Staaten kommen (wie 
bezüglich der consularischen Rechte, so auch in Ansehung der 
Functionen und insbesondere der Jurisdiction der Consuln) nur 
mehr Marocco und Persien in Betracht.*^ 



• Vergl. Documents et n^gociations relatifs ä la reforme judiciaire 
en Ägypte (Paris 1878). 

' Von den gemischten Gerichten haben ihre Sitze: die unteren In- 
stanzen in Alexandria, Cairo und Ismaila, — die Appellationsinstanz 
in Alexandria. 

® Die im Texte gekennzeichnete Gerichtsorganisation sollte nach den 
Verträgen nur versuchsweise fünf Jahre in Kraft bleiben, wurde 
jedoch nach Ablauf der vereinbarten Frist verlängert. 

* Vergl. z. B. DeutschesReichsgesetz, betreffend die Gerichtsbar- 
keit in Tunis, vom 27. Juli 1883, sowie die Verordnung vom 21. Jänner 1884; 
sieh auch bezüglich Österreich-Ungarns die Normen vom 30. Mai 1884. 

Bei der Anerkennung der Unabhängigkeit Serbiens und Rumä- 
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Der vollständigste unter denjenigen Verträgen, welche Ma- 
rocco über die consularische Jurisdiction mit europäischen 
Staaten abgeschlossen hat, ist der maroccanisch-englische 
Vertrag vom 9. December 1856, welcher namentlich besondere 
Bestimmungen über Civil- und Criminalsachen enthält, je nach- 
dem der Kläger oder der Beklagte ein Eingeborener oder der 
Angehörige einer fremden Nationalität ist, und zugleich Appel- 
lation von den getroffenen Entscheidungen statuiert.*' 

In Persien werden alle Streitsachen zwischen Angehöri- 
gen einer und derselben Nation von ihrem respectiven 
Consul entschieden; bei Processen zwischen fremdenNatio- 
nalen verschiedener Staaten entscheiden die respectiven 
Consuln auf Grund einer Einwilligung der Parteien oder ver- 
möge staatsvertragsmäßiger Bestimmung; Streitigkeiten zwischen 
fremden Nationalen und Persern werden durch den Hakim 
oder Gouverneur oder durch den gewöhnlichen Richter abge- 
urtheilt.in Gegenwart des bezüglichen Consuls oder Dolmetschers. 
Im Falle eines von Angehörigen einer und derselben fremden 
Nation gegeneinander begangenen Verbrechens fällt die 
Prüfung und Entscheidung dem Consul zu. Ist ein fremder 
Nationaler verwickelt in einen Criminalprocess, bei welchem 
Individuen einer anderen fremden Nation betheiligt sind, so 
können die Gerichte des Landes, wie in demjenigen Falle, in 
dem ein fremder Nationaler direct angeschuldigt wird, zur Unter- 
suchung des Falles nur in Gegenwart des bezüglichen Con- 
suls schreiten. '- 



niens durch den Berliner Vertrag vom Jahre 1878 (Art. 34 und Art. 49) 
wurde die Beseitigung der Capitulationen auf Vereinbarungen mit den be- 
theiligten Staaten verwiesen. In Bosnien und der Hercegowina vSind 
die Fremden den Gerichten Österreich-Ungarns unterstellt (vergl. z. B. 
Deutsches Reichsgesetz vom 7. Juni 1880). Auf Cypern dagegen, das 
England nach der Convention vom 4. Juni 1878 für den Sultan verwaltet 
(unter Ablieferung des Überschusses der Einnahmen über die Ausgaben), 
ist die Consulargerichtsbarkeit noch nicht aufgehoben. 

' ' Vergl. auch den mit eilf Staaten abgeschlossenen Vertrag vom 
3. Juli 1880, welcher das Protectionsrecht in Marocco regelt. 

»• Vergl. z. B. die Handels- und Schiffahrtsverträge mit Öster- 
reich vom 17. Mai 1857 und mit dem Deutschen Reiche vom ö.Juni 1873. 
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III. Die Functionen der Consuln in anderweitigen Staaten 

Asiens und Afrikas.^ 

§ 184. 

Von anderweitigen Staaten Asiens und Afrikas kommen 
in Ansehung der consularischen Functionen (wie in Ansehung 
der consularischen Rechte) vornehmlich in Betracht: China, 
Japan, Siam und Korea, sowie Madagaskar und das Ge- 
biet der Congoassociation.^ 

§ 185. 
Charakteristisch für die hiemit bezeichneteStaatengruppe ist 
zunächst der Umstand, dass die Consuln in den Staaten derselben 
wesentlich auch als Vermittler und zwar nicht nur in Streitig- 
keiten und Beschwerden ihrer Angehörigen unter- 
einander, sondern auch in Zwistigkeiten ihrer Ratio- 
nalen mitEingeborenen auftreten. Die Eingeborenen haben 
sich mit ihren Beschwerden gegen fremde Nationale in erster 
Linie an die Consuln zu wenden. Die Consuln haben die von ihren 
Angehörigen an die Landesobrigkeiten gerichteten Schriftstücke 
vorher zu prüfen und nur solche Schriftstücke zuzulassen, 
welche materiell wohlbegründet und formell angemessen be- 
funden worden sind.^ 

§ 186. 

Als charakteristisch für die Staaten der hier fraglichen 
Gruppe erscheint sodann der Umstand, dass die Consuln und 
die Landesbehörden gemeinschaftlich nicht nur Rechts- 
streitigkeiten der Nationalen zu prüfen und zu ent- 
scheiden, sondern auch private Erwerbungen und Verein- 



' Sieh BulmerincqinHoltzendorffs Handbuch, III. §216— 221. 

* Verzeichnisse der betreffenden Verträge mit Angabe ihres Haupt- 
inhaltes gewährt Bulmerincq in Holtzendorffs Handbuch, III. 
§ 216 u. f. 

' Der erste Vertrag mit China, welcher ausführlichere Bestimmungen 
über die Functionen der Consuln umfasst, ist der Friedens- und Handels- 
vertrag mit Schweden und Norwegen vom 20. März 1847. — Vergl. 
bezüglich Österreich-Ungarns den Vertrag mit China vom 2. Sej)- 
tember 1869, den Vertrag mit Japan vom 18. October 1869 und den Ver- 
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barungen Nationaler und Eingeborener zu vermitteln 
und zu genehmigen und die von den Nationalen zu leistenden 
Abgaben in gleicher Gemeinschaft festzusetzen haben.* 



trag mit Slam vom 17. Mai 1869, sowie den Vertrag mit der Congo- 
association vom 24. December 1884. — Von den durch Korea ab- 
geschloSvSenen Verträgen liegen uns nur vor die Verträge mit den Ver- 
einigten vStaaten von Nordamerika vom 22. Mai 1882, mit Groß- 
britannien vom 26. November 1883 und mit dem Deutschen Reiche 
von demselben Datum, während uns von durch Madagaskar abge- 
schlossenen Verträgen nur zugänglich und bekannt geworden sind die 
Verträge mit Großbritannien vom 27. Juni 1865, mit Frankreich vom 
8. August 1868, mit den Vereinigten »Staaten von Nordamerika 
vom 13. Mai 1881 und mit dem Deutschen Reiche vom 15. Mai 1883. 
* Sieh Bulmerincqs Abhandlung (betreffend „Übereinstimmung, 
Unterschiede und Reform des geltenden Consularrechtes") in Holtzen- 
dorffs Handbuch, III. § 222. Treffend bemerkt Bulmerincq (a. a. O., 
S. 794): „Dass diese gemeinschaftliche Thätigkeit die Beziehungen der 
fremden Nationalen zu den Landesautoritäten und den Eingeborenen wesent- 
lich erleichtert, etwa sonst sich daraus ergebende Streitigkeiten hindert 
und trotzdem entstehende begleicht, kann keinem Zweifel unterliegen : eine 
weitere Entwickelung dieser gemeinschaftlichen Thätigkeit durch bezügliche 
Bestimnaungen in den Verträgen mit »Staaten minderer oder niederer oder 
mindestens anderer Cultur wäre daher sehr zu empfehlen." Vergl. auch 
Bulmerincqs Bemerkung, betreffend die Vereinbarung eines internatio- 
nalen Consularreglementes (a. a. O., besonders S. 797). 



Dritter Theil. 
Das internationale Vertragsreeht. * 



Erster Abschnitt. 

Die internationalen Verträge im allgemeinen.^ 



Erstes Capitel. 

Begriff, Abschluss und Rechtskraft der internationalen Ver- 
träge, sowie Betheiligung dritter Staaten an denselben.^ 



I. Begriff der internationalen Verträge/ 

§ 187. 
Internationale Verträge (Staatsverträge oder 
Staatenverträge oder völkerrechtliche Verträge) sind 
übereinstimmende Willenserklärungen zweier oder mehrerer 
Staaten, durch welche bestimmte staatliche Pflichtverhält- 
nisse zwischen den Contrahenten festgesetzt werden.^ 

* Wir behandeln in drei Abschnitten: 1. die internationalen Verträge 
im allgemeinen; 2. die Garantieverträge im besonderen; 3. die Bündnis- 
verträge im besonderen. 

* Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. Begriff, Abschluss und 
Rechtskraft der internationalen Verträge, sowie Betheiligung dritter Staaten 
an denselben; 2. Arten, äußere Form und Verstärkung der internationalen 
Verträge; 3. Erfüllung, Auslegung und Erlöschung der internationalen 
Verträge. 

* Vergl. hauptsächlich die Ausführungen in Holtzendorffs Hand- 
buch, III. § 1 u. f. — Die Specialliteratur wird bei Erledigung der Einzel- 
fragen vorgeführt. 

* Aus der neuesten Literatur sind namentlich folgende Monographien 
hervorzuheben: E. Meier, Über den Abschluss von Staatsverträgen (Leip- 
zig 1877); J eil inek. Die rechtliche Natur der Staatenverträge (Wien 1880), 
und F. Laghi, Teoria dei trattati internazionali (Parma 1882). 

^ Den Verbindlichkeiten aus internationalen Verträgen 
stellt man nicht selten (vergl. z. B. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, 
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Wie der Verkehr der einzelnen Personen untereinander 
den privatrechtlichen Vertrag erzeugt, so führt der Verkehr der 
Staaten untereinander zum internationalen oder völkerrecht- 
lichen (beziehungsweise Staats- oder Staaten-) Vertrage.® 

Nicht zu den internationalen Verträgen, welche besonderes 
Vertragsrecht unter den Vertragsparteien begründen, gehört eine 
völkerrechtliche Übereinkunft, welche eine all- 
gemeine Rechtsregel ausspricht.' 

§ 188. 

Manche Juristen bezeichnen als uneigentliche inter- 
nationale Verträge die nicht beiderseitig durch Staaten 
geschützten Verträge.® 

Zu diesen uneigentlichen internationalen Verträgen wer- 



§ 100 103) als Verbindlichkeiten ohne Vertrag gegenüber die in- 
ternationalen Verbindlichkeiten aus erlaubten und uner- 
laubten Handlungen (Verbindlichkeiten „quasi ex contractu" 
und Verbindlichkeiten „ex delicto"). — Manche Juristen behaupten 
allerdings den vollständigen Mangel an Beispielen dafür, dass im inter- 
nationalen Rechtsverkehre Verbindlichkeiten nicht nur aus Verträgen, son- 
dern auch aus erlaubten Handlungen hervorgehen: diese Behauptung ist 
jedoch in ihrer Allgemeinheit unzutreffend. Das Beispiel einer Verbindlich- 
keit „quasi ex contractu" bietet gerade in der Neuzeit nicht selten die 
Pflicht zur Entschädigung eines Staates für die durch die 
Kriegsraison veranlasste Besetzung und Verwaltung eines 
fremden Territoriums. Als nach Beendigung des letzten Orientkrieges 
russische Truppen und Beamte noch länger als ein Jahr in Bulgarien 
und Ostrumelien zum Schutze dieser Provinzen verblieben, erzeugte diese 
Thatsache für Russland einen Anspruch auf Entschädigung, welcher im 
Berliner Vertrage anerkannt wurde : der russische Anspruch würde jedoch 
auch ohne solche Anerkennung zu Recht bestanden haben. — Unbestritten 
ist dagegen die Entstehung internationaler Verbindlichkeiten aus unerlaubten 
Handlungen, wobei selbstverständlich nur solche Acte in Be- 
tracht gelangen, deren Rechtswidrigkeit der andere Theil 
zugibt. Derartige unerlaubte Handlungen begründen für den in seinem 
Rechte gekränkten Theil den Anspruch auf Genugthuung. Wird in einem 
solchen Falle die beanspruchte Genugthuung verweigert, so kann der ver- 
letzte Staat dieselbe sich im Wege der Selbsthilfe verschaffen. 

• Vergl. Gar eis, Institutionen, § 72. 

'' In solchem Falle ist das pactum „instar legis". Sieh Blunt seh li, 
Völkerrecht, § 402. 

* Vergl. z. B. Gessner in Holtzendorffs Handbuch, III. § 8. 
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den sodann gerechnet: 1. Verträge zwischen souveränen Per- 
sonen oder Dynastien unter sich oder mit fremden 
Staaten über persönliche oder dynastische Ansprüche auf 
Landesregierung oder Thronfolge; 2. Verträge eines Staates 
mit fremden Privatpersonen über öffentliche Rechtsverhält- 
nisse, wenn dieselben ausnahmsweise unter den Schutz des 
Völkerrechtes gestellt sind; S.Verträge eines Staates mit der 
Kirche über Staats- und kirchenrechtliche Verhältnisse.^ 

Bestritten ist hiebei namentlich die rechtliche Natur der Con- 
cor da te zwischen einzelnen Staaten und dem heiligen Stuhle.*® 

§ 189. 

Wir rechnen mit Heffter und den meisten Kirchenrechts- 
lehrern (z. B. Schulte, Dove, Richter, Walter, Philips, 
Mejer und Scherer) die Concordate zu den eigentlichen 
Staatsverträgen. Soweit die entgegengesetzte Auffassung darauf 
Bezug nimmt, dass Seine Heiligkeit der Papst seit der Einbuße 
der weltlichen Herrschaft nicht mehr als Souverän gelten könne, 
entbehrt dieselbe nach früherer Darlegung (§ 133 — 135) von 
vorneherein jeder Haltbarkeit. Sofern man aber den Concor- 
daten den Charakter der eigentlichen internationalen Verträge 
aus dem Grunde absprechen will, weil dieselben eventuell nicht 
im Wege der Selbsthilfe, deren ultima ratio der Krieg ist, 
geschützt werden können, vergisst man gänzlich, dass der Krieg 
nicht die einzige Form völkerrechtlichen Zwanges ist und dass 
Seine Heiligkeit der Papst für die Ausübung eines solchen 
Zwanges ein wirksames Mittel besitzt in seiner Herrschaft über 
die Gemüther und Gewissen der katholischen Bevölkerung.^* 

Manche Völkerrechtslehrer, welche die Concordate als 
eigentliche internationale Verträge nicht anerkennen, definieren 



• Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 443. 

*® Officiell kommt der Name „Concordat" (nach Gessner) erst im 
XV. Jahrhunderte vor. Das Wormser Concordat zwischen Calixtus II. 
und Heinrich V. (1122) wegen Beilegung des Investiturstreites führte 
(nach Gessner) diesen Namen mit Unrecht, „da es sich dabei nur um 
Vereinigung über einen bestimmten, allerdings wichtigen Gegenstand zwi- 
schen Kaiser und Papst handelte." Sieh Gessner in Holtzendorffs 
Handbuch, III. § 8. 

Vergl. Bornagius, Die rechtliche Natur der Concordate (1870). 
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dieselben in wenig scharfer Fassung als „eine eigenthümliche 
Art öffentlich-rechtlicher Verträge, auf welche die rechtlichen 
Eigenschaften und Wirkungen internationaler Verträge nur sehr 
beschränkt zu übertragen sind." ^^ 

Dritte endlich begnügen sich mit der vieldeutigen Erklärung, 
„dass, da das Concordat sich unter keinen der Staats- oder 
völkerrechtlichen Begriffe subsumieren lasse, nichts übrig bleibe, 
als dasselbe für eine Erscheinung sui generis aufzufassen." *^ 

II. Abschluss und Rechtskraft der internationalen Verträge.* 

A. Die Erfordernisse der internationalen Verträge in An- 
sehung der Subjecte.' 

§ 190. 

Als erstes Erfordernis der internationalen Verträge in 
Ansehung der Subjecte pflegt man dieDispositionsfähig- 
keit der Contrahenten hervorzuheben.^ 

Das Recht, internationale Verträge abzuschließen, kommt 
aber im vollen Umfange nur souveränen Staaten zu.* Halb- 
souveränen Staaten wird das fragliche Recht nur für Ver- 
kehrsverträge zugestanden, welche eines jeden politischen 
Charakters entbehren und sohin die Rechte des Suzeräns in keiner 
Weise beeinträchtigen können."^ Schutzstaaten haben in der 



*» Sieh z. B. Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 44.. 
" So z. B. Martens, Völkerrecht, II. § 30. 

* Sieh im allgemeinen die zu den §§ 187—189 citierte Literatur. 

■ Man unterscheidet die Erfordernisse der internationalen Verträge 
in Ansehung der Subjecte und in Ansehung der Objecte. 

" Sieh namentlich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 84; Blunt- 
schli, Völkerrecht, § 402 u. f.; M a r t e n s , Völkerrecht, I. § 104, und Bulme- 
rincq, Völkerrecht, § 55. 

* Auf das Recht Seiner Heiligkeit des Papstes, als Souverän 
und Oberhaupt der christkatholischen Kirche internationale Verträge ab- 
zuschließen, braucht hier nicht nochmals eingegangen zu werden. 

* Der Vertrag z. B., welchen Rumänien am 16. April 1867 mit 
Russland über den Durchzug russischer Truppen durch Rumänien ab- 
schloss, war ein politischer Vertrag und involvierte ?ils solcher ein§ 
Verletzung der Süzeränen Reehte der Pforte. 
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Regel kein Vertragsrecht, da die Leitung der auswärtigen An- 
gelegenheiten auf die Schutzmacht übergeht.® 

Im Staatenbunde steht das — nur nicht gegen den Bund 
und dessen Verfassung ausübbare — Vertragsrecht den Mit- 
gliedern des Bundes zu,'' während dasselbe im Bundes- 
staate grundsätzlich der Bundesgewalt zukommt.® 

§ 191. 

Das zweite Erfordernis der internationalen Verträge in 
Ansehung der Subjecte bildet die Willensfreiheit der- 
jenigen Personen, welche die Unterhändler des Ver- 
trages oder dessen ratificierende Factoren sind. Die 
Noth und Schwäche eines Contrahenten können dagegen 
die Giltigkeit eines internationalen Vertrages nicht in Frage 
stellen. Ohne diese Voraussetzung wäre kein Vertrag von Be- 
stand, welcher durch den Sieger dem Besiegten dictiert wird.* 

Die rechtswidrige Täuschung des einen Contrahenten 
durch den anderen Contrahenten lässt den consensus als einen 
in Wirklichkeit nicht bestehenden erscheinen, d. h. die H i n t e r 1 i s t 
in dem hiemit gekennzeichneten Sinne annulliert den Vertrag.**^ 

Der Irr thum muss, falls er eine Annullierung des Vertrages 

• Vergl. z. B. den Vertrag Frankreichs mit Anam vom 15. März 
1874 (Art. 3) und den Vertrag Frankreichs mit Tunis vom 12, Mai 
1881 (Art. 6). 

' Vergl. die Bestimmung des Westphälischen Friedens vom 
Jahre 1648 (J. V. O., VIII. § 2). Sieh daneben die Deutsche Bunde s- 
acte vom Jahre 1815 (Art. 11, -AI. 3). 

® Art. I (Sect. 10, § 1) der Verfassung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika spricht den Einzelstaaten ausdrücklich die Befugnis 
ab, internationale Verträge zu schließen. Bezüglich der Schweiz vergl. 
die Verfassung vom 7. August 1815, sowie die Verfassungen vom 12. August 
1848 und vom 29. Mai 1874. In Ansehung des Deutschen Reiches 
sieh Zorn, Deutsches Staatsrecht, IL § 37. 

• Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 409. — Wenn z. B. der Ge- 
sandte, der zum Vertragsabschlüsse ermächtigt ist, wahnsinnig wird, 
so ist seine Unterschrift nicht bindend; ebensowenig würde die Unter- 
schrift eines Souveräns den Staat verpflichten, wenn demselben gewalt- 
sam die Hand zum Unterzeichnen geführt würde. — Der Verzicht Ferdi- 
nands VII. von Spanien, der von Napoleon I. nach Bayonne gelockt 
und hier zur Thronentsagung gezwungen wurde, war ungiltig; die 
Thronentsagung Napoleons! in Fontainebleau war dagegen gilt ig. 

>« Vergl. Neumann, Grundriss, § 28. 
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begründen soll, ein entschuldbarer sein, d. h. es muss ein Nicht 
wissen oder eine Irrsamkeit in Bezug auf Verhältnisse vorliegen, 
welche dem Unterhändler oder der Regierung nicht bekannt sein 
konnten. * * 

§ 192. 

Die internationalen Verträge werden in der Regel im 
Namen und Auftrage der Staatshäupter von deren Be- 
vollmächtigten abgeschlossen und unterzeichnet. Ihre volle 
Giltigkeit erlangen jedoch die internationalen Verträge erst 
mit der Ratification von Seite der Staatshäupter und perfect 
werden dieselben erst mit dem Austausche der Ratifica- 
tionen. Die Ratification selbst ist die durch das Staatshaupt als 
das oberste Organ der Staatsgewalt vollzogene Anerkennung, 
dass ein von seinem Vertreter abgeschlossener Vertrag in Über- 
einstimmung mit dem Auftrage abgeschlossen sei, welcher dem 
Vertreter ertheilt wurde. ^* 

Manche Völkerrechtslehrer bezeichnen demgemäß — in 
allerdings nicht ganz zutreffender Weise — die Ratification als 
das dritte Erfordernis der internationalen Verträge in Ansehung 
der Subjecte.'^ 

Bloße Pollicitationen oder einseitige Ver- 
sprechungen begründen kein Forderungsrecht. Das Gleiche 
gilt von den Punctationen, in deneii die Unterhändler vor- 
läufig das erreichte Einverständnis über gewisse Theile des 
abzuschließenden Vertrages constatieren. Als Sponsion charak- 
terisieren manche Juristen die Unterzeichnung des formulierten 
Vertragsentwurfes durch die Bevollmächtigten.*^ 

B. Insbesondere die Ratificationsverweigerung und die rück- 
wirkende Kraft der Ratification.* 

§ 193. 
Die Streitfrage der Ratificationsverweigerung 



" Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 86, Note 1. 

»» Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 87, Note 3, und Bulme- 
rincq, Völkerrecht, § 57. 

*" So Martens, Völkerrecht, I. § 105. 

'* Sieh Jellinek, Die rechtliche Natur der Staatenverträge, S. 65, 
und Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 87, Note 3. 

* Über die Ratification im allgemeinen und über das Verhältnis der 
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wurde schon von Hugo Grotius in das Auge gefasst Grotius 
nahm an, dass jede Ratificationsverweigerung unstatthaft sei, 
falls die Bevollmächtigten die Grenzen ihres Auftrages nicht über- 
schritten haben. Der gleichen Anschauung huldigte Pufendorf.^ 

Andere Völkerrechtslehrer, wie z. B. Bynkershoek, 
statuieren, dass der Staat durch den von seinen Mandataren 
vereinbarten Vertrag als gebunden erachtet werden müsse, wenn 
keine Verletzung von ertheilten geheimen Instructionen durch 
die Mandatare vorliege.^ 

Die Mehrzahl der neueren Juristen, wie z. B. Heffter und 
Bluntschli, betont, dass in Anbetracht „der großen Bedeutung 
der Verträge für das Völkerrecht" die Verweigerung der Rati- 
fication mindestens gefährlich und eine grundlose Versagung 
wenn auch nichtjuristisch, so doch moralisch unerlaubt sei.* 

§ 194. 

Bei Entscheidung der in Rede stehenden Streitfrage 
muss von der Voraussetzung ausgegangen werden, dass der 
internationale Vertrag bis zum Eintritte der Ratification keinen 
Act bedeutet, dem irgendwelche verpflichtende Kraft innewohnt. 
Anders verhält sich die Sache nur dann, wenn ausdrücklich 
beschlossen wird, dass die verabredeten und ver- 
einbarten Maßregeln unverzüglich und ohne Ab- 
wartung der Ratificationen ausgeführt werden 
sollen. Derartige Fälle kommen jedoch nur selten vor.*^ 

Eine Verweigerung der Ratification ist sohin an sich im 
allgemeinen absolut zulässig und zwar auch dann, wenn die 
Bevollmächtigten ihre bekannten oder geheimen Instructionen 
nicht überschritten haben. Die Verweigerung muss sogar als 



internationalen Verträge zum Staatsrechte im besonderen sieh Gessner 
in Holtzendorffs Handbuch, III. § 6 und § 10—20. 

« Sieh Grotius, De jure belli ac pacis, Lib. II, Cap. XI (12), und 
Pufendorf, De jure naturae et gentium, III. 12 (§ 2). 

' Sieh Bynkershoek, Quaestiones juris publici, Cap. VII. 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §87, und Bluntschli, 
Völkerrecht, § 420. 

^ Ein neuerer Hauptfall liegt vor in dem geheimen Paragraphe des 
Vertrages der Londoner Conferenz vom Jahre 1840, die zur Beilegung 
des türkisch-ägyptischen Gonflictes tagte, 
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nothwendig insbesondere dann erachtet werden, wenn eine zu- 
ständige Staatsinstitution die erforderliche Genehmigung der Über- 
einkunft versagt hat. Als eine derartige Staatsinstitution kommt im 
constitutionellen monarchischen Staate die Volks vertretungin 
Betracht, deren Verwerfung des Vertrages stets als ein zureichen- 
der Grund zur Verweigerung der Ratification anerkannt wird.® 
Vielumstritten ist hiebei namentlich die Frage des Rechts- 
verhaltes in dem Falle, wo die Regierung ratificiert in 
Erwartung nachträglicher Zustimmung der Volks- 
vertretung, während diese Zustimmung nachträg- 
lich verweigert wird. Solchen Falles wird nämlich von 
manchen Juristen behauptet, dass der Vertrag null und nichtig 
sei. Im Gegensatze zu dieser Behauptung muss aber an dem 
Grund Satze festgehalten werden, dass der betreifende Vertrag 
völkerrechtlich besteht, dergestalt, dass der andere Contrahent 
ein liquides Recht hat, Erfüllung zu verlangen und eventuell, 
z. B. durch Repressalien, zu erzwingen.'' 

§ 195. 

Unhaltbar ist die Behauptung, dass die Ratification 
eine rückwirkende Kraft habe oder den Vertrag 
rückwärts in Kraft setze. 

Die Contrahenten sind ja erst mit dem Austausche der 
Ratificationen gebunden und die Publication, durch welche 
der Vertrag für die Staatsangehörigen verbindlich wird, kann 
erst nach dem Austausche der Ratificationen erfolgen. 

Der Grundsatz „ratihabitio retrahitur ad initium negotii" 
kann daher nur auf Grund besonderer Verabredung zur Geltung 
gelangen.® 

C. Die Erfordernisse der internationalen Verträge in An- 
sehung der Objecte.' 

§ 196. 
Als zulässiges Object eines internationalen Vertrages gilt 

^ Sieh Martens, Völkerrecht, I. § 107. 

' vSieh insbesondere Geffcken (Heffter-Geffcken, Völkerrecht, 
§ 87, Note 3) gegen Zorn (Deutsches Staatsrecht, IL § 37). 

® SiehHcffter-Geffcken!, Völkerrecht, §87, Note4, undMartenvS, 
Völkerrecht, I. § 108. 

* Über die Zulässigkeit des Vertragsgegenstandes vergl. Heffter- 

R es ch, Völkerrecht. 2. Aufl. 14 



210 



nur das physisch, sittlich und rechtlich Mögliche. 
Im gegentheiligen Falle kann oder darf das Versprochene nicht 
geleistet werden. Die etwa schon gemachte Gegenleistung 
mag zurückverlangt werden, weil gar kein Vertrag zustande 
gekommen ist. 

Der Umstand, dass in der Praxis schon viele Verträge 
über eine unzulässige causa abgeschlossen worden sind, beweist 
nicht, dass dieselben auch vom Rechtsstandpunkte aus zulässig 
waren. 

Eine Aufzählung der ihres Inhaltes wegen ungiltigen Ver- 
träge nach bestimmten einzelnen Kategorien wird stets unvoll- 
ständig bleiben.^ 

§ 197. 

Im allgemeinen wird ma.n die rechtliche Nullität des In- 
haltes wegen für diejenigen internationalen Verträge zu be- 
haupten haben, welche mit der sittlichen Weltordnung 
im Widerspruche stehen oder die Grundrechte eines 
Staates vernichten oder beschränken. 

Absolut unzulässig sind demgemäß insbesondere Verträge, 
welche die Einführung der Sclaverei stipuliercn oder das Ver- 
sprechen enthalten, sich selbst oder andere Nationen für immer 
von jedem Verkehre mit dem Auslande abzuschließen. 

Dagegen bilden die bloße Lästigkeit oder Nach- 
theiligkeit eines Vertrages oder die in ihm enthaltene laesio 
enormis kein Hindernis für seine Giltigkeit und Verbind- 
lichkeit.^ 



Geffcken, Völkerrecht, § 83; Bluntschli, Völkerrecht, § 411-415; 
Martens, Völkerrecht, I. § 110; Bulmerincq, Völkerrecht, § 56; Gareis, 
Institutionen, § 72, und Neumann, Grundriss, § 26. 

* Bluntschli z. B. zählt sechs Kategorien derartiger Verträge auf. — 
Die rechtliche Nullität des Inhaltes wegen wird nämlich von Bluntschli 
nur behauptet für Verträge, welche: 1. die Sclaverei einführen oder ver- 
breiten und schützen; 2. die Fremden als rechtlos erklären; 3. die freie 
Schiffahrt auf offener See verhindern; 4. Verfolgungen des Glaubens wegen 
anordnen ; 5. die Universalherrschaft eines Einzelstaates über die Welt be- 
zwecken; 6. die gewaltsame Unterdrückung eines friedlichen und lebens- 
fähigen Staates beabsichtigen. Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 411 
und § 412. 

■ Die Zulassung eines Nichtigkeitsgrundes im Stile der laesioenormis 
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§ 198. 

Rechtlich unmöglich ist, was dem Rechte Dritter wider- 
streitet/ 

Es darf daher namentlich in keinem Vertrage eine Ver- 
pflichtung übernommen werden, die einem älteren mit einem 
dritten Staate eingegangenen Vertrage zuwiderlaufen würde.* 

Ebensowenig kann ein Staat durch einen von ihm abge- 
schlossenen Vertrag einen dritten Staat verpflichten ohne des 
letzteren besondere Ermächtigung.® 

III. Die Betheiligung dritter Staaten an den internationalen 

Verträgen. * 

§ 199. 

Eine Betheiligung dritter Staaten am Abschlüsse eines 
Vertrages zwischen anderen Staaten kann zunächst erfolgen 
theils: 1. in Form der gütlichen Verwendung oder des 
Anerbietens guter Dienste (bons Offices), theils: 2. in 
Form der eigentlichen Vermittelung (mediation). 

Im Falle der gütlichen Verwendung bietet eine dritte 

würde die internationalen Verträge von vorneherein erschüttern. Wenn in 
einzelnen internationalen Verträgen, wie z. B. im Utrechter Vertrage 
vom Jahre 1713, ausdrückliche Verzichtleistungen auf den Einwand der 
laesio enormis vorkommen, so wird der internationale Vertrag durch solche 
dem Privatvertragsrechte entlehnte Formeln keineswegs in höherem Grade 
giltig, als er es ohnehin ist. Vergl. Neu mann, Grundriss, § 26. 

^Unzutreffend ist dagegen die Annahme, dass ein Vertrag an sich 
dritten Parteien keinen Nachtheil bringen könne. Sieh ßulmerincqs 
Einrede gegen Heffters Annahme. Vergl. Heffter-Geffcken, Völker- 
recht, § 94. 

* Bluntschli bezeichnet Verträge, deren Inhalt älteren Verträgen 
mit anderen Staaten widerstreitet, als relativ ungiltig, weil sie nur 
insofern unwirksam seien, als der früher berechtigte Staat ihrer Aus- 
führung entgegentrete. Sieh Bluntschli, Völkerrecht, § 414. 

* Ein Dritter kann durch einen Vertrag berührt werden, indem 
man ihm den Beitritt offen hält, wie dies stets geschieht, wenn man be- 
züglich eines Dritten eine vertragsmäßige Bestimmung trifft und von seiner 
Accession die Giltigkeit des Vertrages abhängig macht. 

* Vergl. auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 88; Martens, 
Völkerrecht, I. § 111, und B ulmer in cq, Völkerrecht, § 59 und § 60. 

14* 
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Macht ihre guten Dienste bei den Parteien an, um diese zum 
Abschlüsse eines Vertrages zu bewegen oder um die zwischen 
denselben bereits eröffneten Unterhandlungen zu fördern. Eine 
solche Verwendung kann sowohl aus eigenem Antriebe, 
als auch auf Ansuchen der Parteien erfolgen. Sie kann 
ferner entweder ohne Verpflichtung oder aber auf Grund 
eines gegebenen Versprechens eintreten. 

Im Falle der eigentlichen Vermittelung nimmt eine dritte 
Macht in aller Form an den Unterhandlungen Antheil, um durch 
ihre Vorschläge eine Vereinbarung der Parteien zustande zu 
bringen. Der Vermittler erhält als solcher kein Garantie- 
recht für den unter seiner Vermittelung abgeschlossenen Ver- 
trag; und er kann auch kein Recht aus solchen Stipulationen 
ableiten, welche auf seinen Betrieb in den Vertrag aufgenommen 
worden sind. Das Amt des Vermittlers erlischt, sobald 
der Zweck desselben erreicht oder entschieden verfehlt ist.^ 

§ 200. 

Eine zweite Form der Betheiligung dritter Staaten am Ab- 
schlüsse eines Vertrages zwischen anderen Staaten bildet sodann 
der Anschluss (adhesion). 

Der Anschluss bedeutet die förmliche Erklärung einer 
Macht, dass sie den Inhalt eines bereits bestehenden Vertrages 
anderer als auch für sich selbst geltend anerkenne. 

Eine solche Erklärung erfolgt in der Regel auf Ein- 
ladung der ursprünglichen Contrahenten und bezieht sich 
entweder auf gewisse in dem betreffenden Vertrage declarierte 



' Vom Leister guter Dienste unterscheidet sich demgemäß der 
Vermittler schon dadurch, dass er mit selbständigen Ausgleichs- 
vorschlägen hervortritt, während der Leister guter Dienste sich darauf 
beschränkt, allgemeinhin Versöhnung und Eintracht einzurathen und die 
eigenen Vorschläge der Parteien bald bei der einen und bald bei der 
anderen Partei zur Annahme zu empfehlen. - Fürst Bismarck kenn- 
zeichnete selbst die von ihm übernommene Aufgabe eines Vermittlers durch 
die Erklärung, dass er nur die Functionen eines „ehrlichen Maklers" für 
die streitenden Parteien übernehme. — Die sogenannte bewaffnete Ver- 
mittelung ist mit dem freien Vertragsrechte unvereinbar und bedeutet eine 
gewjjtsame Intervention, 
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Rechtsprincipien oder aber auf einige von der dritten Macht 
mit oder ohne Clausel zu übernehmende Theilverpflichtungen.^ 

§ 201. 

Eine weitere und letzte Form der Betheiligung dritter 
Staaten am Abschlüsse eines Vertrages zwischen anderen Staaten 
bildet der Reitritt (accession). 

Unter Beitritt versieht man den formellen und feier- 
lichen Eintritt einer dritten Macht in ein schon bestehen- 
des Vertragsverhältnis anderer Staaten bei Übernahme desselben 
nach seiner gesammten Ausdehnung, also genau derselben 
Pflichten und Rechte, wie sie den ursprünglichen Hauptcontra- 
henten zukommen. 

Der Beitritt kann unter dem Vertrage selbst erklärt 
werden; mitunter spricht man jedoch den Beitritt auch durch 
eine besondere Accessionsacte aus, welche dann durch eine 
Acceptationsacte als angenommen bezeichnet wird.* 



* Sieh Martens, Völkerrecht, I. § 111. Geffcken spricht von 
Adhäsion in dem Falle, in welchem eine dritte Macht einen Vertrag oder 
gewisse Bestimmungen desselben durch einen ausdrücklichen Act billigt, 
Avomit sie keine neuen Rechte erwirbt, wohl aber sich verpflichtet, der 
Ausführung des Vertrages nicht entgegen zu vSein. Vergl. Heffter-Geff- 
cken, Völkerrecht, § 88, Note 4. 

* Auf den Anschluss in dessen minder feierlicher Form erfolgt 
nicht selten der Beitritt. So erklärten anfänglich einige Seestaaten, dass 
sie sich den Grundsätzen der sogenannten bewaffneten Neutralität vom 
Jahre 1780 anschließen. Später traten die betreffenden Seestaaten „den 
sowohl ihren Interessen, als auch dem Rechtsbewusstsein der civilisierten 
Nationen entsprechenden Grundsätzen" förmlich bei. 



Zweites Capitel. 

Arten, äußere Form und Verstärkung der internationalen 

Verträge. ^ 



I. Die Arten der internationalen Verträge. 
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§ 202. 

Mit der Frage nach den Arten der internationalen Ver- 
träge beschäftigte sich schon Hugo Grotius, welcher zwei 
Classen solcher Verträge unterscheidet, nämlich: 1. Verträge, 
durch welche nur dasjenige bestimmt wird, was an sich schon 
nach natürlichem Rechte gilt, und 2. Verträge, welche den 
naturrechtlichen Obligationen etwas hinzufügen und dem Natur- 
rechte unbekannt sind.^ 

§ 203. 

Von den durch neuere Juristen getroffenen Eintheilungen 
der internationalen Verträge genießt noch immer Heffters 
Eintheilung die verbreitetste Anerkennung. 

Nach Heffter sind nämlich zu unterscheiden: 1. Con- 
stitutiv-Verträge, durch welche die Staaten gewisse Rechte 
erwerben; 2. regulatorische Verträge, durch welche 
politische und sociale Beziehungen der Staaten normiert wer- 
den; 3. Gesellschaftsverträge, durch welche die Staaten 
sich zu gemeinsamer Thätigkeit oder zur Erreichung gemein- 



* Dass in der Darstellung des Staatsvertragsrechtes selbst bei 
Heffter keine Spur von Systematisierung sich auffinden lasse, beklagt 
Geffcken mit Recht. Leider ist auch G essner kein Systematiker. Unsere 
Gliederung des Stoffes dürfte dem beklagten Mangel abhelfen. 

' Vergl. Gessner in Holtzendorffs Handbuch, III. §7; Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 89 u. f ; Bluntschli, Völkerrecht, § 442-445; 
Martens, Völkerrecht, I.§ 113; Bulmerincq, Völkerrecht, §54; Gar eis, 
Institutionen, § 73, und Neumann, Grundriss, § 30. 

' Vergl. Hugo Grotius, De jure belli ac pacis, Lib. II. Cap. XV, § 5. 
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samer Zwecke verbinden. Zu den Constitutiv- Verträgen (Ac- 
cords) rechnet Heffter namentlich: Abtretungsverträge, Grenz- 
verträge, Theilungsverträge, Schuld vertrage, Verträge über Be- 
stellung von Staatsdienstbarkeiten, Lehens vertrage (bei denen 
kein jus curiae eingreift), Erb vertrage und derartige Verträge. 
Zu den regulatorischen Verträgen rechnet Heffter insbesondere 
a) Verträge souveräner Mächte, welche lediglich ein friedliches: 
und freundschaftliches Verfahren gegeneinander zum Zwecke 
haben; b) Verträge, durch welche man sich einen bestimmten 
socialen Verkehr oder gewisse Begünstigungen dabei oder eine 
(Gemeinsamkeit gewisser Rechte einräumt: c) Verträge, durch 
welche man sich wegen gewisser politischer Anordnungen, Ein- 
richtungen und Maßregeln verständigt und verpflichtet. 

' Die vorstehend gekennzeichnete Eintheilung der inter- 
nationalen Verträge ist jedoch in der strengen Wissenschaft 
längst als eine unhaltbare und beirrende verurtheilt worden.* 

§ 204. 

Nicht minder verfehlt, als Heffters Eintheilung, ist auch 
Bluntschlis Eintheilung der internationalen Verträge in: 
1. Staatenverträge oder solche Verträge, welche direct 
zwischen den Staaten abgeschlossen werden, und: 2. Ämter- 
verträge oder solche Verträge, welche „zwischen unter- 
geordneten Ämtern oder Gliedern verschiedener Staaten inner- 
halb ihrer Amts- oder Rechtssphäre über öffentliche Verhält- 
nisse" zum Abschlüsse gelangen.*^ 

Manche Völkerrechtslehrer treffen eine Unterscheidung 
zwischen diplomatischen Verträgen, welche die durch die 
Haltung oder das Übergewicht einer Macht bedrohten völker- 
rechtlichen Verhältnisse aufrecht zu erhalten die Absicht haben, 
und kosmopolitischen Verträgen, welche zur Sicherung der 
weltbürgerlichen Rechte der Individuen abgeschlossen werden.® 



* Vergl. Martens, Völkerrecht, I. §113, und Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 89—91, Note 5. 

^ Sieh Bluntschli, Völkerrecht, § 442; vergl. dagegen Martens, 
Völkerrecht, I. § 113, und Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 89-91, Note 5. 

• Sieh z, B. Berner in Bluntschlis Staatswörterbuch (IX. S. 647 
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In neuester Zeit unterscheidet man mit Vorliebe politische 
und sociale Verträge. Zu den socialen Verträgen, welche die 
Befriedigung der socialen Interessen und Culturbestrebungen 
sowohl ganzer Nationen, als auch engerer Gesellschaf tsclassen 
und der Individuen bezwecken, gehören insbesondere alle Ver- 
träge über Handel, Fluss- und vSeeschiflfahrt. Eine Signatur für die 
eigenthümliche Tendenz der Gegenwart bedeutet die relative Ab- 
nahme der politischen Verträge im Gegensatze zur verhältnismäßi- 
gen Zunahme der internationalen Verträge socialen Charakters.^ 

II. Die äußere Form der internationalen Verträge.' 

§ 205. 

Eine bestimmte äußere Form ist für die internationalen 
Verträge nicht vorgeschrieben. Grundsätzlich muss daher 
auch die Möglichkeit eines mündlich geschlossenen Staats- 
vertrages zugestanden werden. Gleichwohl wird thatsächlich 
und zwar selbst bei Vereinbarungen und Verträgen zwischen ab- 
soluten Souveränen an der schriftlichen Form festgehalten. - 



bis 648), welcher zu den kosmopolitischen Verträgen rechnet : die Ver- 
träge über die Freizügigkeit und Auswanderung, welche dem Individuum 
nach und nach die weltbürgerliche Benützung des Erdballes sichern; die 
Verträge gegen den vSclavenhandel ; die Verträge über den Rechtsschutz 
der eigenen Unter thanen in fremden »Staaten und die Verträge zur Gewähr- 
leistung des Strafrechtes und des Privatrechtes außerhalb des eigenen 
Staatsgebietes. 

' vSieh Martens, Völkerrecht, I. § 113. — Geffcken befürwortet 
die Unterscheidung von: 1. politischen Verträgen, 2. Verkehrsverträgen und 
3. Rechtsschutzverträgen. — Indem wir der ganzen Classificationscontro- 
verse (mit Geffcken) keine besondere Bedeutung beimessen, halten wir 
es für gerathen, nachdem wir die Verkehrs vertrage bereits früher 
erörtert haben, den daneben modern Avichtigsten Verträgen, d. h. den 
Garantieverträgen und den Bündnisverträgen im zweiten und 
dritten Abschnitte noch besondere Betrachtungen in thunlichster Kürze 
zuzuwenden. 

' Vergl. Gessner in Holtzendorffs Handbuch, III. § 7; Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 87 und § 89-91; Bluntschli, Völkerrecht, 
§ 442 und § 443; Martens, Völkerrecht, I. § 112, und Neumann, Grund- 
riss, § 29. 

^ Eine ziemlich wertlose vSchulfragel »Sieh Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 87, Note 2. 
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Gleichgiltig ist sodann die Art der schriftlichen Form.^ 
Sogar durch Zeichen können, wie insbesondere im Kriege 

(z. B. durch Aufhissen von Flaggen oder Fahnen), Verträge 

abgeschlossen werden/ 

§ 206. 

Ob man die Einigungen des sich verpflichtenden Willens 
verschiedener Staaten als Verträge oder als Conventionen 
bezeichnet, ist für die bindende Verpflichtung derselben irre- 
levant. Die Verträge umfassen in der Regel verschiedene 
und wichtigere Verhältnisse. Die Conventionen sind in der 
Regel nur einem einzigen und zwar einem minder wichti- 
gen Gegenstande gewidmet.'^ 

Die termini technici werden überhaupt gerade auf 
dem Gebiete des Staatsvertragsrechtes mit unziemlicher Mehr- 
deutigkeit angewendet, wie sich dies namentlich aus der will- 
kürlichen Anwendung des Ausdruckes „Tractat" ergibt. Manche 
Völkerrechtslehrer verstehen nämlich unter einem Tractat nur 
die Aufzeichnung desjenigen, worüber sich die unterhandelnden 
Staaten vorläufig verständigt haben, d. h. den noch nicht ver- 
pflichtenden Entwurf zu einem Vertrage. Nach anderen Völker- 
rechtslehrern bezeichnet man dagegen mit dem Namen Tractat 
die unter besonders feierlichen Formen und bei hervorragenden 
Gelegenheiten abgeschlossenen Verträge, z. B. die Friedens- 
tractate nach beendetem Kriege.® 

Die Eingangsformel der Verträge zwischen christ- 
lichen Staaten sagt gewöhnlich, dass dieselben im Namen 
„der göttlichen Dreieinigkeit" abgeschlossen seien. Bei schrift- 
lichen Verträgen mit der Pforte erfolgt in der Regel der Ein- 
gangsanruf des „allmächtigen Gottes". In den neuesten großen 
Verträgen, wie z. B. im Berliner Vertrage vom Jahre 1878, hat 



^Joseph II. und Katharina II. schlössen einen Vertrag durch 
gleichlautende Briefe. 

* Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 422. 
' Sieh Bulmerincq, Völkerrecht, § 53. 

« Vergl. z. B. Bluntschli, Völkerrecht, §418, und — dagegen — 
Martens, Völkerrecht, I. § 112. 
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man derartige Formeln, welche die Kraft des Consenses nicht 
verstärken, ganz weggelassen.' 

§ 207. 

Es ist gleichgiltig, ob der schriftliche Vertrag in einer 
einzigen Urkunde oder in mehreren Urkunden ausge- 
fertigt wird. 

Häufig werden so viele Urkunden ausgefertigt, als es Con- 
trahenten gibt. Ein Rechtssatz ist hiebei das sogenannte Alter- 
nat, d.h. Staaten gleichen Ranges haben das Recht, in der für 
sie selbst bestimmten Vertragsurkunde zuerst zu unterschreiben 
und die eigenen Titel voranzustellen. Neuerdings wird jedoch 
bei der Unterschrift die alphabetische Reihenfolge beobachtet. 

Die Eintheilung der Verträge in Paragraphe, 
Artikel, Separatartikel, Schlussprotokolle u. s. w. hat 
keinerlei juristische Bedeutung: der ganze Inhalt des Vertrages 
bildet, wenn nichts anderes vereinbart ist, ein juristisch untheil- 
bares und gleichwertiges Ganzes.® 

III. Die Verstärkung der internationalen Verträge.' 

§ 208. 

Wird von der Garantie im engeren Sinne, d. h. von 
der durch einen sogenannten Garantievertrag begründeten völker- 
rechtlichen Gewährleistung, vorläufig abgesehen, so sind die 
anderweitigen Mittel, welche ehedem zur Verstärkung und Siche- 
rung der internationalen Verträge dienten, entweder: 1. über- 
haupt in Wegfall gerathen oder aber: 2. dermalen nur mehr 
einer beschränkten Anwendung theilhaftig.^ 



' In Verträgen mit heidnischen Nationen, wie China und Japan, 
hätten solche Formeln überhaupt keinen Sinn. 

® Vergl. Neu mann, Grundriss, § 29. 

' Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, IIL §25. —Vergl. 
auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 96 ; B 1 u n t s c h 1 i , Völkerrecht, 
§ 425 u. f.; Martens, Völkerrecht, I. §115, und Bulmerincq, Völker- 
recht, § 62. -^ Aus der älteren Literatur ist hervorzuheben Neyron, 
Essai historique et politique sur les garanties (1799). 

* Die Garantieverträge finden im zweiten Abschnitte ihre ge- 
sonderte Darstellung. 
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§ 209. 

Zu den gänzlich in Wegfall gerathcnen Garantien im 
weiteren Sinne gehören namentlich: 1. religiöse Feierlich- 
keiten bei Schließung der Verträge selbst (z. B. das Küssen 
des Kreuzes oder der Genuss der Hostie), sowie die eidliche 
Bekräftigung der Verträge; 2. die Verpflichtung zum 
Einlager oder Einreiten (jus obstagii), sowie das Er- 
bieten, sich im Falle der Nichterfüllung ehrlos schelten 
oder sich durch Schandgemälde verhöhnen zu lassen; 
3. die Verpflichtung zu einer Conventionalstrafe für 
den Fall der unterbliebenen Erfüllung. 

Der letzte beschworene Vertrag war der im Jahre 1777 
zwischen Frankreich und der Schweiz abgeschlossene Pact. 

Die Bedingung einer Conventionalstrafe für die Nicht- 
erfüllung eines Vertrages (im Unterschiede von der Verabredung 
einer alternativen Geldzahlung) wäre ganz unwirksam, sobald das 
Interesse des betreffenden Contrahenten für die Nichterfüllung 
überwöge, ganz abgesehen davon, dass ein Staat, der sich seiner 
Vertragspflicht entzieht, sich außerdem ebensowohl der Zahlung 
einer bedungenen Conventionalstrafe entziehen kann.® 

§ 210. 

Einer beschränkten Anwendung sind als Mittel der Ver- 
tragsverstärkung noch heute theilhaftig dieBestellungvon 
Unterpfändern und Hypotheken, sowie der Gebrauch 
von Geiseln. 

Die Verpfändung von beweglichen Sachen — wie z. B. 
der Kronjuwelen — kam selbst in früheren Zeiten behufs 
Versicherung der Vertragserfüllung nur sehr selten vor. Die 
Hypothek dagegen mag noch gegenwärtig vornehmlich in der 



' Vergl. Berners Art. „Völkerrechtliche Garantie" in Bluntschlis 
Staatswörterbuch, IV. S. 65—71. — Geffcken bezeichnet (a. a. O., vS. 87) 
die unter 1 genannten Garantien als „ideelle Bürgschaften". — Was 
insbesondere das Einlagerrecht betrifft, so wird das Jus obstagii" von 
Ducange folgendermaßen definiert: „Est promissio sponsorum vel debitoris 
ipsius, si certo die debitum solutum non sit, cum numero definito equorum 
et servitorum intrandi diversorium publicum, neque inde recedendi usque 
donec creditori plane sit satisfactum." 
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Weise zur Verstärkung von Verträgen dienen, dass die Truppen 
des einen Staates Gebietstheile des anderen Staates bis zur gänz- 
lichen Erfüllung der vertragsmäßigen Friedensbedingungen be- 
setzt halten. Zum Theile gehört auch der Fall hieher, in wel- 
chem Staatsregierungen ihren Gläubigern gewisse Einnahme- 
quellen als Unterpfand zusichern, wodurch Verzinsung und 
Tilgung der Anleihen garantiert werden. 

Als allgemeines Mittel der Vertragsverstärkung kam der 
Gebrauch von Geiseln usuell im Mittelalter vor. Der letzte 
Fall, in welchem dieses Mittel angewendet wurde, ereignete 
sich im Jahre 1748, als behufs Erfüllung des zwischen England 
und Frankreich abgeschlossenen Aachener Friedens zwei eng- 
lische Pairs als Geiseln nach Paris zu stellen waren. Gegen- 
wärtig übernimmt man Geiseln nur noch im Kriege und zwar 
unter ganz besonderen Umständen, deren Darlegung im Kriegs- 
rechte zu erfolgen hat.'^ 



* vSieh namentlich Martens, Völkerrecht, I. § 115. — Grotius 
und sogar noch Vattel behandelten die auf die Geiseln bezüglichen Con- 
troversen mit peinlicher Ausführlichkeit. — Hauptcontroversen waren 
hiebei: 1. die Frage, ob man bei Nichterfüllung des Vertrages Geiseln 
tödten dürfe? und 2. die Frage, ob — auch ohne besondere Stipulation — 
beim Todesfalle von Einem der Geiseln ein Anderer dafür bestellt wer- 
den müsse? 



Drittes Capitel. 

ErfüUimg^ Auslegung und Erlöschung der internationalen 

Verträge. ^ 

I. Die Erfüllung der internationalen Verträge.^ 

§ 211. 

Der Grundsatz „pacta sunt servanda" bildet den obersten 
Grundsatz des Völkerrechtes, obwohl den internationalen Ver- 
trägen die Sanctionen des Privatrechtes nicht zukommen. Alle 
internationalen Verträge sind bonae fidei contractu s. Wie 
Bynkershoek bemerkt: „Pacta privatorum tuetur jus civile, 
pacta principum bona fides." 

Damit die Erfüllung als bona fide geschehen anzusehen 
sei, muss sie nicht nur mit dem Buchstaben, sondern auch 
mit dem Geiste des Vertrages übereinstimmen. 

Der vorstehend präcisierte Grundsatz fand seine ausdrück- 
liche und schriftliche Bekräftigung durch die europäischen 
Großmächte auf der Londoner Conferenz vom Jahre 1871 
in der Erklärung: „Die zur Conferenz versammelten Bevoll- 
mächtigten des Norddeutschen Bundes, Österreich -Ungarns, 
Großbritanniens, Italiens, Russlands und der Türkei erkennen 
als essentielles Princip des Völkerrechtes an, dass keine einzige 
Macht sich weder von ihren Pflichten aus einem Vertrage los- 
sagen, noch dessen Bestimmungen von sich aus modiflcieren 
dürfe anders, als unter der mittels gütlichen Übereinkommens 
zu erzielenden Zustimmung der Vertragsparteien." ^ 



* Eine besondere und selbständige Erörterung über die Anfecht- 
barkeit der internationalen Verträge ist nach Maßgabe unserer Syste- 
matik in der Darstellung des Staats vertragsrechtes überflüssig. 

^ Vergl. namentlich Gessner in Holtzendorffs Handbuch, III. 
§ 4; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 94 und § 98, und Martens, 
Völkerrecht, I. § 114. 

' Die verbindliche Kraft der internationalen Verträge wird von 
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§ 212. 

Weigert sich ein Theil, einzelne Artikel des Vertrages 
zu erfüllen, so kann der andere Theil sich von dem ganzen 
Vertrage lossagen. 

Dieser Rechtssatz beruht auf dem Umstände, dass die 
Staaten nicht so, wie Private, den Richter anrufen können, um 
den anderen Contrahenten zur Erfüllung seiner Verbindlich- 
keiten anzuhalten. 

Will daher ein Staat nicht zur Selbsthilfe schreiten, so 
bleibt demjenigen gegenüber, der sich widerrechtlich lossagt, 
nur die Annullierung des Vertrages übrig.* 

§ 213. 

Die Mehrzahl der internationalen Verträge wird nominell 
für die Ewigkeit geschlossen, weil die Verträge für Staaten 
gelten sollen, welche als juristische Persönlichkeiten die ein- 
zelnen Generationen überdauern und sich in der Kette derselben 
stetig fortsetzen. 

Gleichwohl können die thatsächlichen Zustände, welche 
die ausdrückliche oder stillschweigende Voraussetzung und 
Grundlage der übernommenen Vertragspflicht gewesen sind, im 
Verlaufe der Zeit sich derartig verändern, dass die Erfüllung 
der Vertragsverbindlichkeit unnatürlich oder sinnlos ge- 
worden ist. 

Man nimmt daher im Völkerrechte an, dass jeder inter- 
nationale Vertrag unter der stillschweigenden Voraussetzung 
„bei so bewandten Dingen" oder mit der „Clausula 
rebus sie stantibus" abgeschlossen werde. Mit anderen 



keinem Juristen in Frage gestellt: sie wird nur auf verschiedene Gründe 
zurückgeführt. Die Staaten müssen sich als Rechtssubjecte untereinander 
ansehen, weil sonst keine Beziehungen unter denselben möglich sind. Aus 
dieser Gemeinschaft entspringt die Verbindlichkeit der internationalen Ver- 
träge: ubi societas, ibi jusi 

* Die Unterscheidung zwischen hauptsächlichen Vertragsbe- 
stimmungen oder Principalartikeln und nebensächlichen Ver- 
tragsbestimmungen oder Nebenartikeln ist hiebei unzulässig: die 
Verletzung einer selbst unwichtigen Bestimmung ist gleichbedeutend mit 
der Verletzung des ganzen Vertrages. 
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Worten: die Formel von der Giltigkeit „auf ewige Zeiten" be- 
deutet in den internationalen Verträgen nur eine Giltigkeit, 
solange die Zeiten und Verhältnisse nicht völlig andere ge- 
worden sind, beziehungsweise eine Giltigkeit, solange diejeni- 
gen Umstände sich noch nicht verändert haben, welche zur 
Zeit des Vertragsabschlusses schon vorhanden oder vorherzu- 
sehen und nach erkennbarer Absicht des Verpflichteten die 
stillschweigende Bedingung des Vertrages waren. Die einge- 
tretene Veränderung der zur Zeit des Vertragsabschlusses „so 
bewandten Dinge" ist jedoch, wenn nicht alles internationale 
Vertragsrecht schlechthin unsicher gemacht werden soll, in 
jedem einzelnen Falle nachzuweisen. '^ 

II. Die Auslegung der internationalen Verträge.' 

§ 214. 

Eine authentische, beziehungsweise vollkommen 
verbindliche, Auslegung eines internationalen Vertrages 
kann — in Ermangelung einer über den Staaten stehenden 
Autorität — nur aus der übereinstimmenden Erklärung der 
Contrahenten selbst oder aus der Erklärung eines von ihnen 
eingesetzten Schiedsrichters hervorgehen. 

Derartige Erklärungen führen mitunter zu besonderen Au s- 
legungs- und Ergänzungsverträgen. 

Alle Interpretationsregeln derVerträge dienen daneben 
bloß zur einseitigen Unterstützung von Ansprüchen oder Ein- 
wendungen.^ 



* Nur zu leicht wird die Clausel „rebus sie stantibus" zum Deck- 
mantel des Vertragsbruches missbraucht. Man erinnere sich nur an die 
schnöden Vorwände, unter denen Russland im October 1870 die vertrags- 
mäßigen Bestimmungen des Pariser Congresses vom Jahre 1856, be- 
treffend die Neutralität des Schwarzen Aleeres (wegen der seitdem ver- 
änderten Umstände), kündigte. Über das kaum minder frivole Verhalten 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika gegenüber der fortdauernden 
Giltigkeit des Bul wer- Clay ton- Vertrages vom 19. April 1850 vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 98, Note 5. 

' Sieh namentlich GessnerinHoltzendorffs Handbuch, III. § 23. 

^ Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 95. 
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- § 215. 

Im übrigen muss zwischen der Interpretation der Worte 
und der Interpretation des Inhaltes der internationalen Ver- 
träge unterschieden werden.^ 

Die Interpretation der Worte besteht in der Darlegung: 
1. des buchstäblichen Sinnes der Worte, 2. der gramma- 
tischen Construction derselben und 3. des logischen 
Zusammenhanges zwischen den Worten und den Urtheilen/ 

Der Inhalt der Verträge wird gefunden durch nähere 
Prüfung: 1. dei historischen Entstehung des in Rede 
stehenden Vertrages, 2. der Übereinstimmung seiner 
Normen mit den Grundsätzen des Völkerrechtes und 
3. der Motive, des'Zweckes und des Geistes des Ver- 
trages."^ 

§ 216. 

In höherem Grade, als auf irgendwelchem anderen Rechts- 
gebiete, muss gerade im Völkerrechte die Billigkeit die Starr- 
heit der rein juristischen Folgerungen mildern und mit dem 
wahren materiellen Rechte ausgleichen.^ 

Wenn Unklarheiten oder UnvoUständigkeiten in 
einem Vertrage vorhanden sind, so ist auch im Völkerrechte 
an dem Grundsatze festzuhalten, dass diejenige Partei, welche 
sich klarer und vollständiger ausdrücken konnte, den Schaden 
ihrer Unterlassung zu tragen habe.*^ 



' Manche Juristen unterscheiden mit Phillimore drei Arten der 
Interpretation, nämlich: 1. die authentische Interpretation, 2. die Ge- 
wohnheits-Interpretation (usual Interpretation), 3. die do et rinäre Inter- 
pretation (doctrinal interpretation), beziehungsweise die grammatische 
und logische Interpretation. 

* vSieh Martens, Völkerrecht, I. § 116. 

" Vergl. neben M a r t e n s (a. a. O.) insbesondere Bulmcrincq, Völker- 
recht, § 58. Die Interpretation nach dem Worte führt leicht zum Conflicte 
mit der Interpretation nach dem Inhalte. »So äußerte sich, im Jahre 1845 
als Schiedsrichter zwischen Österreich und .Sardinien wegen Auslegung 
einer Convention vom Jahre 1751 angerufen, Kaiser Nikolaus von Russ- 
land dahin, dass nach dem Buchstaben der streitigen Convention Oster- 
reich und nach dem Geiste derselben Sardinien im Rechte sei. 

* Die Staatsverträge sind bona fide auszulegen! 

' Obscuritas pacti nocet ei, qui apertius loqui pot^uit! 



225 



Bei Verträgen, welche nur zum Vortheile einer 
Partei abgeschlossen worden sind, erfolgt die Inter- 
pretation im Zweifel zu Gunsten des Belasteten.® 

III. Die Erlöschung der internationalen Verträge.^ 

§ 217. 

Die Verbindlichkeit internationaler Verträge erlischt von 
rechtswegen: 1. wenn die verabredete Leistung ab- 
schließend erfüllt ist, 2. durch den Eintritt einer Re- 
solutivbedingung, 3. durch den Ablauf der im vor- 
aus festgesetzten Zeit. 

Die unter 1 bezeichnete Erlöschungsart bildet die Regel 
namentlich für solche internationale Verträge, welche gewisse 
nicht fortdauernde Leistungen zum Gegenstande haben. 

Die unter 3 bezeichnete Erlöschungsart bildet die Regel 
namentlich für Handels- und Schiffahrts-, Auslicferungs- und 
ähnliche Verträge, während die Friedensverträge insgesammt 
„auf ewige Zeit" geschlossen werden.^ 

§ 218. 

Das Vertragsverhältnis wird außerdem beendigt: 1. durch 
eine auflösende Willensübereinkunft der Vertrags- 
parteien, 2. durch Verzichtleistung von Seite des Be- 
rechtigten, 3. durch einseitige Kündigung einer Ver- 
tragspartei, wenn eine solche Kündigung nach dem Vertrage 
zulässig ist. 

Der internationale Vertrag verliert schließlich seine recht- 
liche Geltung theils: 1. durch den gänzlichen Untergang 
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So wird z. B. ein Vertrag, betreffend die Übergabe einer Festung 
oder die Ergebung eines Truppentheiles, im Zweifel zu Gunsten der Über- 
wundenen ausgelegt. Vergl. Berner in Bluntschlis Staats Wörterbuch, 
IX. S. 646. 

* Sieh Gessner in Holtzendorffs Handbuch, III. § 24. Vergl. 
auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 99; Bluntschli, Völkerrecht, 
§ 450—461; Martens, Völkerrecht, I. § 117; Bulm er incq, Völkerrecht, 
§ 56, und Gar eis, Institutionen, § 75. 

* In der Regel werden jedoch gerade die Friedensverträge, da 
sie gewöhnlich thatsachlich erzwungene Pacte sind, bald wieder gebrochen. 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 15 
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des Objectes, worüber contrahiert wurde, theils: 2. durch 
das Erlöschen des berechtigten oder verpflichteten 
Subjectes, an dessen Stelle weder von rechtswegen noch 
nach Vertragsanalogie ein anderes Subject tritt. 

Absolut unhaltbar ist die Annahme und Behauptung, dass 
die Giltigkeit der Verträge an die Fortdauer des Friedens- 
zustandes gebunden sei und von rechtswegen aufhöre, wenn 
zwischen den Vertragsparteien ein Krieg ausbricht.^ 

§ 219. 

Jeder an sich erloschene und todte Vertrag kann durch 
übereinstimmenden Willen der Contrahenten erneuert und wie- 
der in das Leben gerufen werden. 

Die Erneuerung (Renouvellement) ist jedoch nicht 
zu verwechseln mit der Bestätigung (Confirmation) und 
der Verlängerung (Prolongation) eines Vertrages. 

Die Bestätigung empfiehlt sich, sobald Zweifel über die 
Giltigkeit eines abgeschlossenen Vertrages entstehen oder doch 
zu befürchten sind. Die Verlängerung wird stets durch einen 
ausdrücklichen Act vor Ablauf des Vertrages erklärt und zwar 
entweder für das Ganze desselben oder aber nur für einzelne 
Punkte. Wendungen, wie z. B. „confirmer et renouveler*', sind 
daher unzutreifend und beirrend.* 



' Über die „Clausula rebus sie stantibus" ist bereits im § 213 ab- 
gehandelt; den Einfluss des Kriegsausbruches auf die Verbindlichkeit der 
internationalen Verträge hat erst das dritte Buch näher zu untersuchen. 

* Vergl. G. F. v. Märten s, Über die Erneuerung der Verträge in 
den Friedensschlüssen der europäischen Mächte (Göttingen 1797). — Der 
Sprachgebrauch ist bei den Ausdrücken „Confirmation, Renouvellement, 
R^tablissement des trait^s" weder in der Literatur noch in den Verträgen 
völlig übereinstimmend. In den Verträgen kommen mitunter zwei dieser 
Ausdrücke und selbst alle drei nebeneinander vor. Vergl. z.B.: Paix de 
Hubertsburg de 1763 (art. 5 und 12) und Paix d'Aix-la-Chapelle 
de 1748 (art. 3). — Sieh auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 99, Note 6. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Garantieverträge im besonderen.^ 

Erstes Capitel. 

Das Wesen der heutigen Garantie» sowie deren Subjecte und 

Objecte.^ 

§ 220. 

In der Regel ist die Garantie der Act eines Dritten, der 
dadurch eine Intercession übt und eine Verpflichtung in fremdem 
Interesse eingeht, indem er verspricht, aus fremder Verbindlich- 
keit wie aus eigener Verbindlichkeit haften zu wollen. 

Erscheint die Garantie in dem hiemit bezeichneten Sinne 
als ein accessorischer Vertrag, so kann dieselbe auch 
als selbständiger Vertrag auftreten, wenn mehrere Mächte 
sich aus eigener Initiative verbinden zur Aufrechthaltung eines 
Völker- oder staatsrechtlichen Rechtsverhältnisses: in einem 
solchen Falle liegt ein Garantiebeschluss vor. 

Bei der Garantie in Form eines accessorischen Vertrages 
ist der Garant zur Einschreitung erst dann berechtigt und ver- 
pflichtet, wenn er von der zuständigen Vertragspartei um Hilfe 
angerufen wird; bei der Garantie in Form eines Garantie- 
beschlusses können die Garanten einschreiten ohne vorgängige 
Anrufung der betreifenden Vertragspartei, weil der Garantie- 



' Wir erörtern in drei Capiteln: 1. das Wesen der heutigen Garantie, 
sowie deren Subjecte und Objecte, 2. die Formen der Garantie und 3. die 
Rechte und Pflichten der Garanten. 

■ Über Garantieverträge vergl. GeffckeninHoltzendorffs Hand- 
buch, III. §25—31; Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §97; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 430-441; Martens, Völkerrecht, I. § 115; Bulmerinc_^q, 
Völkerrecht, § 61; Gareis, Institutionen, § 74, und Neumann, Grundriss, 
§ 35 (a- c). 

15« 
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beschluss nicht sowohl wegen des garantierten Staates, sondern 
aus allgemein politischem Interesse gefasst wurde. ^ 

§ 221. 

Eine Garantie kann jedes staatliche Gemeinwesen 
übernehmen, welches überhaupt zum Abschlüsse inter- 
nationaler Verträge berechtigt ist. 

Jm übrigen liegt es in der Natur der Dinge, dass nur 
solche Staaten garantieren, denen die nöthigen Mittel zur Ver- 
fügung stehen, um der Garantie erforderlichen Falles die Durch- 
führung zu sichern. 

Ein neutralisierter Staat darf natürlich ipso jure kein 
Rechtsverhältnis garantieren, dessen Aufrechthaltung unter Um- 
ständen einen Krieg verursachen könnte.* 

§ 222. 

Nach der Verschiedenheit des Gegenstandes, auf welchen 
sich ,die Garantie bezieht, unterscheidet man: 1. die Garantie 
der Aufrechthaltung eines bestimmten Zustandes, 
z. B. der Neutralität; 2. die Garantie der Erfüllung einer 
bestimmten Leistung, z. B. der Bezahlung einer Schuld; 
3. die Garantie des Fortbestandes einer bestimmten 
Staatsverfassung.^ 



" Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 26. 

* Bei dem Vertrage über die Neutralisierung Luxemburgs 
vom 18. Mai 1867 war Belgien Mitcontrahent, betheiligte sich aber als 
neutralisierter Staat nicht an der Garantie der übrigen Contrahenten. 

* Die europäischen Großmächte garantieren z. B. die Neutralität 
der Schweiz, Belgiens und Luxemburgs. Die türkische Anleihe 
vom Jahre 1855 wurde von England und Frankreich garantiert. Für die 
Verwirklichung des organischen Statutes für Ostrumelien ver- 
bürgten sich im Jahre 1879 die Mächte, welche an der Abfassung desselben 
theilgenommen hatten. 



Zweites Capitel. 
Die Formen der Garantie.^ 

§ 223, 

Die Garantie, nach ihrem Wesen ein Bürgschafts- 
vertrag, muss stets ausdrücklich gegeben und angenommen 
werden. 

Subjecte und Objecte der Garantie bedürfen einer zweifel- 
losen Präcision. 

Die Garantie kann niemals vermuthet oder auch nur in- 
direct aus einer anderen Verpflichtung abgeleitet werden.^ 

§ 224. 

Die Garantie mag zunächst als einfache Garantie auftreten. 

Hiebei verbürgt ein bestimmter einzelner Staat die Er- 
füllung eines zwischen fremden Staaten abgeschlossenen Ver- 
trages. 

So garantierte z. B. die Kaiserin MariaTheresia den 
Allianzvertrag zwischen Frankreich und Dänemark vom 
Jahre 1758.« 

* Sieh namentlich GeffckeninHoltzendorffs Handbuch, III. § 29. 

■ Keine eigentliche Garantie enthielten demgemäß z. B. der 
Vertrag vom 21. November 1856 (zwischen England, Frankreich und 
Schweden-Norwegen) und der Vertrag vom 4. Juni 1878 (zwischen 
England und der Pforte). In dem zur Aufrechthaltung der Integrität 
Schweden- Norwegens abgeschlossenen Vertrage vom 21. November 1856 
wird nämlich von England und Frankreich nur hinreichende militärische 
Hilfe versprochen „dans le but de r^sister aux pr^tentions ou aux agres- 
sions de la Russie". Im Vertrage vom 4. Juni 1878 verspricht England 
der Pforte bewaffneten Beistand „if any attempt shall be made by Russia 
to take possession of any further territories of H. J. M. the Sultan in Asia, 
as fixed by the definitive treaty of peace." Vergl. über den Grundsatz 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 97. 

' Sieh Martens, Völkerrecht, I. § 115. 
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§ 225. 

Eine zweite Form der Garantie ist die zusammen- 
gesetzte Garantie, beziehungsweise: 1. die gegenseitige 
Garantie, bei welcher sich die Staaten gegenseitig die Unver- 
letzbarkeit ihres Besitz- und Rechtsstandes verbürgen, und: 
2. die Collect ivgar an tie, d. h. die solidarische Bürgschaft 
mehrerer Staaten für die Aufrechthaltung eines gewissen Zu- 
standes oder die Unantastbarkeit der Besitzungen und Rechte 
eines bestimmten Staates. 

Durch die Convention von Münchengrätz garantierten sich 
z. B. im Jahre 1833 Russland und Österreich gegenseitig 
den sicheren und friedlichen Besitz der polnischen 
Provinzen. 

England, Frankreich und Russland übernahmen im 
Jahre 1832 die Collectivgarantie für die Unabhängigkeit 
Griechenlands. Der Wiener Vertrag vom Jahre 1815 und 
die Londoner Verträge von den Jahren 1831, 1839 und 1867 
constituierten die ewige Neutralität der Schweiz, Bel- 
giens und des Großherzogthumes Luxemburg. Eng- 
land, Frankreich und Österreich schlössen im Jahre 1856 mit- 
einander einen Garantievertrag ab über die Integrität der 
Türkei.* 



* Vergl. Bulmerincq, Völkerrecht, § 61. 
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Drittes Capitel. 
Die Rechte und Pflichten der Garanten.^ 

§ 226. 

Wenn dieGarantie des dritten Staates nur zur 
Verstärkung oder Sicherung eines Hauptvertrages 
dient, so rechtfertigt sich das Einschreiten der Garanten nur 
dann, wenn der vorgesehene Fall des Bedürfnisses nach Hilfe 
eingetreten ist und der Garant von der berechtigten Vertrags- 
partei um Hilfe angegangen wird. 

Wenn dagegen mehrere Mächte einen völker- 
rechtlichen Rechtszustand unter ihren selbständi- 
gen Schutz genommen und garantiert haben, so 
sind die Garantiemächte auch ohne vorgängige Anrufung ihrer 
Hilfe von Seite des garantierten Staates zum Einschreiten be- 
rechtigt. 

Im Falle einer Garantie mehrerer Mächte wird zwischen 
Collectivgarantie und Collectiv- und Separatgarantie 
unterschieden, indem bei letzterer Art der Garantie mehrerer 
Mächte jeder Garant ohne Rücksicht auf die Nichterfüllung 
seiner Genossen zum Eintreten verpflichtet und berechtigt ist.^ 

§ 227. 

Wenn der Garantievertrag über das Maß der zu 
leistenden Hilfe keine Bestimmung enthält, so muss 
man den Garanten für verpflichtet halten, nöthigenfalls mit 
seiner Gesammtmachtzu Gunsten des gewährleisteten Rechtes 
aufzutreten: alsdann ist eine vollständige Garantie vorhanden, 
welche in den Garantieverträgen gewöhnlich unter der Formel 
gegeben wird, dass man „alle zu Gebote stehenden Mittel" 



' Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 30. 
■ Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 97; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 431-441, und Bulmerincq, Völkerrecht, § 61. 
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oder „alle seine Kräfte" zur Aufrechthaltung des in Schutz 
genommenen Rechtes aufbieten wolle. 

Im übrigen verpflichtet auch die Übernahme einer voll- 
ständigen Garantie den Garanten nur subsidiarisch, d. h. 
der Garantierte muss zunächst mit seinen eigenen Kräften sich 
vertheidigen , bevor er die Hilfe des Garanten in Anspruch 
nehmen kann. 

Der Garant ist aller Verbindlichkeit enthoben, 
sobald er sein Möglichstes gethan hat, und kann daher ins- 
besondere vom Garantierten nicht zum Schadenersatze ange- 
halten werden, wenn es ihm nicht gelingt, dem gewährleisteten 
Rechte Geltung zu verschaffen.^ 

§ 228. 

Die Hauptparteien, in deren Interesse der Garantievertrag 
als bloßer Nebenvertrag abgeschlossen worden ist, können 
allezeit die Garanten ihrer Währschaftspflicht entbinden und 
hiedurch den Garantievertrag auflösen. 

Falls aber der Garantievertrag durch eine Anzahl von 
Mächten als selbständiger Vertrag zum Schutze eines 
völkerrechtlichen Rechtszustandes abgeschlossen worden ist, 
so kann diese Garantie nur durch Vereinbarung zwischen den 
Garanten aufgelöst werden. 

In beiden Fällen erlischt die Garantie durch den Ablauf 
der etwa stipulierten Geltungsfrist.* 



' Vergl. Berner in Bluntschlis Staatswörterbuch, IV. S. 70 u. f. 
* Vergl. Martens, Völkerrecht, I. § 115. 



Dritter Abschnitt. 

Die Bündnisverträge im besonderen.^ 



Erstes Capitel. 

Das Wesen der Bündnisse, sowie die Zwecke und Arten der 

Bündnisverträge. ^ 

§ 229. 

Das Wesen der Bündnisse oder Allianzen liegt darin, dass 
zwei oder mehrere Staaten sich vertragsmäßig eine gewisse 
Gemeinschaft des Handelns und Verhaltens für einen bestimmten 
politischen Zweck zusagen. 

Unter der Voraussetzung, dass dabei eine eventuelle Action 
verabredet wird, können die Bündnisse oder Allianzen nicht 
nur auf die Begründung neuer Rechtsverhältnisse ab- 
zielen, sondern auch auf die Erhaltung bestehender 
Rechtsverhältnisse gehen. 

Nur souveräne Staaten sind in der Lage, Bündnisse 
oder Allianzen abzuschließen.^ 

§ 230. 

Die Verschiedenheit der Bündnisverträge, be- 
ziehungsweise der Zwecke der Allianzen, entspricht der 



* Wir erörtern in drei Capiteln: 1. das Wesen der Bündnisse, sowie 
die Zwecke und Arten der Bündnisverträge, 2. den casus foederis und 
3. das Verhältnis der Verbündeten zu einander und zum Gegner. 

■ Vergl. über die Bündnisverträge und die damit zusammenhängenden 
Rechtsfragen namentlich Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. 
§ 32—37. 

• Im Deutschen Bunde konnten z, B. nur Österreich und Preußen 
politische Bündnisse abschließen, weil sie als Großmächte vermöge ihres 
außerdeutschen Besitzes eine selbständige Stellung behaupteten: nur für 
diese beiden Staaten war überhaupt im Art. 46 der Wiener Schlussacte 
vom Jahre 1820 ein selbständiger Krieg als möglich in Aussicht genommen. 
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Verschiedenheit der politischen Interessen, welche die einzelnen 
Staaten zu wahren haben. 

In der Regel ist eine Allianz gegen äußere Gegner 
gerichtet, dergestalt, dass die allgemeine Formel „contra quos- 
cunque" innere Aufstände nicht mitbegreift 

Im übrigen kann die Allianz auch gegen innere Feinde 
gerichtet sein, wie schon der Vertrag vom Jahre 1713 zwischen 
England und Holland, sowie der Vertrag vom Jahre 1717 zwischen 
Frankreich, England und Holland beweisen.* 

§ 231. 

Absolut wertlos ist die Unterscheidung von gleichen und 
ungleichen Allianzen: auch zwischen mächtigen Staaten 
dürfte kaum von einer unbedingten Gleichheit der Leistungen 
als einer Regel gesprochen werden können, wenn nicht etwa 
die Stellung einer bestimmten Truppenzahl beiderseitig verab- 
redet ist. 

Wichtig ist dagegen die Unterscheidung zwischen all- 
gemeinen und speciellen oder beschränkten Allianzen. 
Die allgemeine Allianz, welche selbst wieder eine gegenseitige 
oder eine einseitige sein kann, geht gegen alle Feinde eines 
Contrahenten (nach der römischen Formel „eosdem amicos eos- 
demque inimicos habeat"). Die specielle oder beschränkte Allianz 
ist dann vorhanden: 1. wenn das Bündnis der Zeit nach auf eine 
bestimmte Reihe von Jahren oder bis zur Beendigung eines 
Krieges oder bis zur Erreichung eines bestimmten Zweckes ge- 
schlossen wird; 2. wenn das Bündnis dem Gebiete nach nur 



* Im Vertrage vom Jahre 1713 versprach Holland, die protestantische 
Erbfolge in Großbritannien mit Waffengewalt aufrecht zu halten. Nach dem 
Vertrage vom Jahre 1717 wurde zwischen Frankreich, England und Holland 
Hilfe versprochen für den Fall „que les pays de quelqu'un des Alli6s sont 
troubl^s par des dissensions intestines ou par des rebellions au sujet des 
dites successions ou sous quelque autre pr^texte que ce soit." Aus neuerer 
Zeit ist hervorzuheben die Quadrupel-Allianz (Großbritanniens, Frank- 
reichs, Spaniens und Portugals) vom 22. April 1834, wobei Großbritannien 
und Frankreich ihren militärischen Beistand zu Gunsten Spaniens und 
Portugals gegen Don Carlos und Don Miguel zusagten „anim^s du 
plus ardente d^sir de contribuer ä T^tablissement de la paix, tant pdnin- 
sulaire qu'europ^enne". 
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die Vertheidigung eines bestimmten Besitzstandes oder die Co- 
operation auf einem bestimmten Kriegsfelde betrifft; 3. wenn 
das Bündnis nur einen speciellen Gegner in das Auge fasst 
und nur specielleMittel der Hilfeleistung in Aussicht stellt. 
Bedeutsam ist außerdem die Unterscheidung zwischen 
offensiven und defensiven Allianzen. Das Olfensivbündnis 
wird abgeschlossen zur Verfolgung gewisser Ansprüche oder 
zur Erreichung gewisser neuer Ziele durch Waffengewalt. Das 
Defensivbündnis wird abgeschlossen zur Erhaltung eines gegen- 
wänigen Rechts- oder Besitzstandes gegen jede Beeinträchtigung. 
— In der Regel schließt das Offensivbündnis das Defensivbündnis 
in'sich. — Die Verträge, durch welche zwei oder mehrere Staaten 
sich verpflichten, ihre Neutralität für einen möglichen oder ein- 
getretenen Kriegsfall zwischen Dritten aufrecht zu halten, ge- 
hören zu den Defensivbündnissen. '^ 



* Auch die bewaffnete Neutralität vom Jahre 1780 war eine 
Defensivallianz Russlands, Dänemarks, Schwedens und der später 
beigetretenen vStaaten gegen jede Macht, welche die im einschlagenden Ver- 
trage niedergelegten Grundsätze antasten würde. Art. VIII. stipuliert näm- 
lich, dass gegen jede aus Anlass dieses Vertrages erfolgende Beunruhigung, 
Belästigung oder Angriflfshandlung die drei Mächte gemeinsame Sache 
machen, um sich gegenseitig zu vertheidigen. Vergl. Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 92, und Bluntschli, Völkerrecht, § 446 u. f. 



Zweites Capitel. 
Der casus foederis.^ 

§ 232. 

Der casus foederis ist der Fall, in welchem die Hilfe der 
Alliierten begehrt werden darf und geleistet werden muss. 

Der hienach fragliche Fall bedarf beim Abschlüsse des 
Bündnisses einer möglichst genauen und über jeden Zweifel 
erhabenen Bestimmung. 

Eine in ihrer Art einzige Ausnahme von dieser Regel 
repräsentierte der Bourbonische Familienvertrag vom 
Jahre 1761, nach dessen Art. 12 die Hilfeforderung des einen 
Contrahenten ohne weiteres den anderen Contrahenten zur Hilfe- 
leistung verpflichten sollte.^ 

§ 233. 

Hat ein Staat mit einer Mehrheit anderer Staaten 
Bündnisverträge abgeschlossen, so muss er, wenn 
Uneinigkeit zwischen den betreffenden Staaten entsteht, auf die 
Seite desjenigen Theiles treten, den er im Rechte erachtet; be- 
findet er keinen der Betheiligten im Rechte, so soll er sich 
jeder Action enthalten. 

Falls ein Staat zwei verschiedene Bündnisse mit 
zwei anderen Staaten abgeschlossen hat und von 
beiden Theilen zugleich um Hilfe angerufen wird, 
so muss er — vorausgesetzt die Anerkennung des casus foe- 
deris — dem älteren Bundesgenossen zuerst helfen, weil zum 
Schaden einer schon bestehenden Verpflichtung keine neue Ver- 
bindlichkeit eingegangen werden durfte. 



' Vergl. Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 36. Sieh 
auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 92, besonders Note 11. 

* Im Falle der Heiligen Allianz vom Jahre 1815 war der Zweck 
des Bündnisses, d. h. die „Begründung eines allgemeinen Reiches der 
Brüderlichkeit", so mystisch unklar, dass dabei ein casus foederis gar 
nicht präcisierbar erschien. 
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Wenn bei einem Bündnisse dreier oder mehrerer 
Staaten zwei Verbündete zugleich die Hilfe des Dritten 
beanspruchen, so muss der dritte seine Hilfe, wenn er sie 
nicht zur vollen Gänze leisten kann, entweder theilen oder aber 
da gewähren, wo sie als wichtigst sich erweist,^ 

§ 234. 

Im übrigen gilt der Grundsatz „ultra posse nemo obliga- 
tur^' auch für die Bündnisverträge, d. h. ein Bruch der Allianz 
kann nicht behauptet werden, wenn zwar der casus foederis 
vorliegt, jedoch die Erfüllung der versprochenen Leistung eine 
nachweisbare Unmöglichkeit bedeutet/ 

Die Hilfspflicht der Alliierten wird ermäßigt und beschränkt 
durch die nähere Pflicht der Selbstvertheidigung, Wenn 
jedoch militärische Gründe einer wirksamen Kriegführung eine 
Concentration der Truppen aller Bundesgenossen und die in- 
terimistische Preisgabe des Territoriums eines Staates fordern, 
so widerstreitet diese Forderung nicht dem aufgestellten Grund- 
satze. Die betreffende Maßregel gibt ja nicht der Bundeshilfe 
den Vorzug vor der Selbsthilfe, sondern schließt die Selbsthilfe 
in sich.^ 

Völkerrechtswidrig und schmählich ist die Versagung 
der Hilfe bei Klarlage des casus foederis und notorischer 
Hilfsfähigkeit des verpflichteten Staates.* 



» Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 36; vergl. 
übrigens schon Bynkershoek, Quaestiones juris publici, I. c. 9. 

* So war Frankreich im Jahre 1870 thatsächlich nicht in der Lage, 
Russlands Bruch des Pariser Friedens (durch Lossagung von der Neu- 
tralisierung des Schwarzen Meeres) nach Maßgabe des Vertrages vom 
15. April 1856 als Kriegsfall zu behandeln. 

* Sieh Bluntschli, Völkerrecht, § 448. 

* England hatte im Jahre 1814 mit Persien einen Vertrag ge- 
schlossen, durch welchen es dem Schah seinen Beistand für den Fall des 
Angriffes durch eine europäische Macht versprach. Als nun im Jahre 1825 
Russland in Persien einrückte und Gokchah besetzte, rief Persien Eng- 
lands Hilfe an. C annin g verneinte aber den casus foederis, weil Gokchah 
unbewohnt sei! 



Drittes Capitel. 
Das Verhältnis der Verbündeten zu einander und zum Gegner. ^ 

§ 235. 

Die Verbündeten treten durch das Bündnis für dessen 
Dauer in eine bona fide societas. 

Schon Bynkershoek erklärte: „Foederati hactenus con- 
stituunt unam civitatem, communi auxilio defendendam." Jeder 
Verbündete muss sich nach dem Maßstabe seiner Leistungsfähig- 
keit für den Zweck des Bündnisses bethätigen. Diese Bethäti- 
gung findet ihren Abschluss erst mit der Erreichung des für 
das Bündnis vereinbarten Zweckes. 

In Ansehung der Folgen greift alsdann die Unterscheidung 
Platz, ob das Bündnis auf eine allgemeine Kriegshilfe ab- 
zielt oder aber nur eine beschränkte Kriegshilfe stipuliert.^ 

§ 236. 

Im Falle der allgemeinen Kriegshilfe hat jeder Theil nach 
dem Verhältnisse seiner Mittel gleichmäßig beizutragen 
zur Erreichung des Kriegszweckes, wenn auch diese Mittel oft 
verschiedenartig sich gestalten und insbesondere z. B. im Falle 
von Landmächten ganz anders, als im Falle von Seemächten, 
ausfallen werden. Der Kriegsplan bedarf der gemeinsamen Fest- 
stellung und jede eine Änderung desselben bedeutende Operation 
muss vorher einer gemeinsamen Beschlussfassung theilhaftig 
geworden sein, dergestalt, dass z. B. Napoleon III. ohne Eng- 
lands vorausgegangene Zustimmung den Angriff auf Sebastopol 
nicht hätte beginnen dürfen. Kein Verbündeter darf den 
Krieg einseitig eröffnen oder ohne Vorwissen des 
Verbündeten über den Frieden auch nur in Unter- 
handlung treten.^ 



' vSieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, III. § 37. 

^ Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 92, besonders Note 11. 

^ Lord Palmerston war demgemäß beschwerdeberechtigt, als 
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Dieselbe Gleichheit gilt überhaupt für die Kriegführung.* 
Gewinn und Verlust sind in Ermangelung anderweitiger 
Verabredung während des Krieges gemeinsam:^ erstrecken 
sich die militärischen Operationen auch auf die See, so wird 
in der Regel durch besondere Verträge das Verfahren bei Prisen 
geregelt.® In Ansehung der mit der Ausführung des Bündnisses 
erreichten Vortheile gilt der Grundsatz, dass bei der Olfensiv- 
allianz die erreichten Vortheile gemeinsam sind, während bei 
einer reinen Defensivallianz die eine Partei, welche Hilfe forderte, 
keinen Antheil an den positiven Vortheilen beanspruchen kann, 
welche die hilfs verpflichtete Partei etwa für sich selbst erreicht.'' 

Im Falle der beschränkten Kriegshilfe muss diese, wenn 
ein Anderes nicht ausdrücklich verabredet wurde, durch den 
einen Theil allein bestritten werden, während der andere Theil 
dagegen die Truppen, die unter seinen Befehl gestellt werden, 
geradeso wie die eigenen Truppen zu behandeln und insbesondere 
zu schonen hat.® 



Frankreich im Jahre 1 855 nach der Einnahme Sebastopols mit Öster- 
reich über die Friedensbedingungen unterhandelte und einen Entwurf 
„pour nous, mais sans nous" aufstellte, der dann „ä prendre ou ä laisser" 
zur Mittheilung an England gelangte ; — denn Art. 2 des Allianzvertrages 
vom 12. März 1854 verpflichtete die Verbündeten, sich sofort jeden Vor- 
schlag mitzutheilen „que recevrait Tune d'clles de la part de l'Empereur 
de Russie, soit directement soit indirectement, en vuc de la cessation des 
hostilites, de l'armistice ou de la paix." 

* Vergl. Gef fcken in Holtzendorffs Handbuch, a.a.O., S. 138— 139. 

* Gef fcken, an dessen treffliche Ausführungen wir uns in dem 
textlichen Referate über die gegebene Materie durchaus anschließen, fügt 
erläuternd hinzu: „Keiner der Verbündeten dai*f sich auf Kosten des anderen 
bereichern. Die Kriegsbeute ist bei gemeinsamer Operation gemeinsam, bei 
getrennter Operation fällt sie jedem einzelnen zu. Die Kriegsschäden, die 
durch den regelmäßigen Gang der Operationen entstehen, fallen demjenigen 
zur Last, der sie erleidet." 

* Vergl. z. B. die französisch -englische Convention vom 
22. Februar 1860 (beim Kriege gegen China) oder die österreichisch- 
preußische Convention vom 6. Juni 1864 (im Falle des Krieges gegen 
Dänemark). 

' Die Partei, welche Hilfe suchte, ist mit der Wahrung des Status 
quo abgefunden. 

* Als selbstverständlich gilt hiebei der Grundsatz, dass der Staat, 
welcher die beschränkte Kriegshilfe leistet, von der alliierten Hauptpartei 
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§ 237. 

Was das Verhältnis der Verbündeten zum Gegner anbe- 
langt, so haben die Alliierten stets einen gemeinsamen Feind. 

Wer einen Verbündeten angreift, macht sich auch dessen 
Bundesgenossen zum Gegner; umgekehrt darf er jeden Helfer 
seines Widersachers als Feind behandeln. 

Ein Schutzstaat wird nicht an sich durch den Krieg 
seines Protectors berührt, wie dies im Jahre 1854 hinsichtlich 
der Jonischen Inseln durch das englische Admiralitäts- 
gericht ausdrücklich anerkannt worden ist.® 



in den zu schließenden Frieden mitaufgenommen und gegen Ansprüche des 
Feindes nach dem Kriege sichergestellt werden muss. 

" Sieh Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, lU. § 37, S. 139. 



DRITTES BUCH. 



DIE STREITIGKEITEN DER STAATEN. 



Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 16 



Erster Theil. 
Die Streitigkeiten der Staaten im allgemeinen/ 



Erster Abschnitt. 

Die Entstehung von Streitigkeiten unter den Staaten.^ 

§ 238. 

Die Streitigkeiten unter den Staaten oder völker- 
rechtliche Streitigkeiten entstehen, wenn es sich um An- 
sprüche handelt, deren Erledigung dem verfassungsmäßigen 
Rechtsgange eines bestimmten Staates nicht angehört oder wegen 
willkürlicher von Seite der dortigen Staatsgewalt entgegen- 
gestellter Hindernisse daselbst nicht erreicht werden kann. 

Privatansprüche eines Unterthanen an einen 
fremden Staat oder dessen Unterthanen führen unter 
dieser Voraussetzung zu völkerrechtlichem Streite, indem sich 
der Staat des betreffenden Unterthanen in Ausübung seines Ver- 
tretungsrechtes gegen den fremden Staat annimmt. 

Die fraglichen Privatansprüche erhalten dadurch den Cha- 
rakter von völkerrechtlichen Ansprüchen.^ 



* Wir behandeln in drei Theilen: 1. die Streitigkeiten der Staaten 
im allgemeinen; 2. das Recht des Krieges; 3. die Stellung der Neutralen. 

Der erste Theil erörtert in drei Abschnitten: 1. die Entstehung von 
Streitigkeiten unter den Staaten; 2. die Erledigung von Streitigkeiten durch 
Verständigung; 3. die Erledigung von Streitigkeiten durch Selbsthilfe 
ohne Krieg. 

« Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 106 u. f., und Martens, 
Völkerrecht, II. § 101 u. f. 

' Man kann insoferne die Veranlassungen völkerrechtlicher Streitig- 
keiten mit den Verletzungen des Völkerrechtes identificieren. Vergl. 
Bluntschli, Völkerrecht, § 462 u. f. 

16» 
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§ 239. 

Die Erledigung der völkerrechtlichen Streitigkeiten erfolgt 
zunächst entweder durch friedliche Mittel, d. h. im Wege 
der Verständigung, oder aber durch minder ein- 
greifende gewaltsame Mittel, d. h. im Wege der Selbst- 
hilfe ohne Krieg.* 

§ 240. 

Können völkerrechtliche Streitigkeiten weder durch fried- 
liche noch durch minder eingreifende gewaltsame Mittel erledigt 
werden, so erübrigt zur Vertheidigung des Rechtes schließlich 
nur mehr die Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter 
Hand, d. h. der Krieg. 

Das Recht, Krieg zu führen, ist im staatlichen Rechte 
der Selbsterhaltung begründet. 

Die schöne Idee eines ewigen Friedens wird sich nie- 
mals verwirklichen, weil die Vielheit der Staaten unaufhebbar 
ist und die verschiedenen Interessen sich nicht immer friedlich 
ausgleichen lassen.^ 



* Bluntschli (Völkerrecht, § 481—509) unterscheidet: „Minnever- 
fahren" und „schiedsrichterliches Verfahren" einerseits und „Zwangsmittel 
ohne Krieg" andererseits. 

^ Bezüglich des ewigen Friedens und der Literatur seiner Idee 
sieh insbesondere Mohl, Geschichte, I. S. 438 u. f., und Martens, Völker- 
recht, I. § 51. — Eine geistreiche neuere Betrachtung der Frage bietet 
Holtzendorff, Die Idee des ewigen Völkerfriedens (Berlin 1882). — Von 
einem Einflüsse der Friedenscongresse, wie solche namentlich seit 
dem Jahre 1848 zusammentraten, auf die Völkerrechtspraxis ist bislang 
keine Spur nachzuweisen. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Erledigung von Streitigkeiten durch Verständigung.^ 

§ 241. 

Der erste und nächstliegende Weg für die Erledigung von 
Streitigkeiten durch Verständigung besteht in entsprechen- 
den Verhandlungen der unmittelbar betheiligten 
Parteien. 

Während dieser diplomatischen Verhandlungen oder selbst 
nach Abbruch der gegenseitigen Correspondenz kann durch die 
Verbreitung von Deductionen oder Memoires auf die 
öffentliche Meinung eingewirkt werden. 

Noch wichtiger, als solche Anrufung der öffentlichen 
Meinung ist jedoch die Anrufung der guten Dienste einer 
befreundeten Macht, welche als Versöhnerin zu wirken hat. Im 
Pariser Frieden vom Jahre 1856 ist ausdrücklich der 
Wunsch ausgesprochen, jedoch nicht die Verpflichtung aner- 
kannt worden, dass beim Ausbruche ernster Zwistigkeiten, be- 
vor zu den Waffen gegriffen wird, die guten Dienste einer 
dritten Macht angerufen werden mögen. ^ Die guten Dienste 
nehmen den Charakter der Vermittelung (mediation) an, 
wenn die dritte Macht mit freiwilliger Zustimmung der Parteien 
die Verhandlungen leitet, die Streitpunkte in einer für beide 

' Vergl. namentlich Hefftcr-Geffcken, Völkerrecht, § 107—109, 
und Martens, Völkerrecht, II. § 103—104. 

" Protokoll vom 14. April 1856: „Messieurs les Pl^nipotentiaires 
n'h^sitent pas ä exprimer au nom de leurs gouvernements le voeu, que 
les ^tats, entre lesquels s'öleverait un dissentiment s^rieux, avant d'en 
appeler aux armes, eussent recours, tant que les circonstances l'admettraient, 
aux bons Offices d'une puissance amicale." — Österreich und Preußen 
riefen im vorigen und jetzigen Jahrhunderte wiederholt behufs Schlichtung 
ihrer Streitigkeiten die guten Dienste Russlands an. Beim Ausbruche 
des Zwistes zwischen Frankreich und Preußen im Jahre 1870 offerierte 
England seine guten Dienste, die jedoch von Frankreich abgelehnt wurden. 
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Theile gleich wohlwollenden Gesinnung mit denselben bespricht 
und einen Ausgleichsvorschlag unterbreitet.^ 

§ 242. 

Einen zweiten Weg für die friedliche Erledigung völker- 
rechtlicher Streitigkeiten bildet die Wahl eines Schieds- 
richters, welcher nach Anhörung beider Theile einen förm- 
lichen Spruch über die Rechtsfrage ertheilt. Neuerdings wird 
die Agitation zu Gunsten der schiedsgerichtlichen Lösung aller 
internationalen Streitigkeiten nicht nur in der Literatur, sondern 
auch in den Parlamenten, sowie durch gelehrte und humanitäre 
Gesellschaften eifrigst cultiviert. Diesfallsige Resolutionen wur- 
den z. B. am S.Juni 1873 im englischen Unterhause und 
am 24. November des gleichen Jahres in der italienischen 
Deputiertenkammer angenommen; das Institut für 
Völkerrecht berieth auf den Sessionen zu Genf (1 874) und 
im Haag (1875) den Entwurf zu einem Schiedsgerichts-Regle- 
ment, der inzwischen die Annahme von Seite des Institutes 
fand: in London constituierte sich 1882 im Interesse der 
Agitation für die Schiedsgerichte eine „Arbitration- and 
Peace- Association"/ 

Über die' Bedingungen des Schiedsspruches haben sich 
die Betheiligten zu vereinbaren.^ Die Übernahme des Schieds- 
richteramtes ist in den freien Willen der gewählten Schieds- 
richter gestellt.® Ein aus mehreren Personen bestehen- 



' Während die „guten Dienste" nur eine moralische Bedeutung 
haben, hat die „Vermittelung" die rechtliche Bedeutung, dass sie die 
Feindseligkeiten suspendiert. 

* Vergl. über die völkerrechtliche Institution der Schiedsgerichte 
neben den Ausführungen der Systeme insbesondere auch: Hobart, Lord, 
Is it desirable to establish a general System of International arbitration? 
(London 1867); Ross, An international High Court (London 1867); Rouard 
de Card, L'arbitrage international dans le passe, le präsent et l'avenir 
(Paris 1877), und Graf Kamarowski, Über ein Völkertribunal (Moskau 
1881). — Sieh auch: Projet de reglement pour la proc^dure arbitrale 
(Annuaire de l'Institut de droit international, 1877, pag. 126 et suiv.). 

* Das Schiedsgericht kann unmöglich seine eigene Competenz be- 
stimmen. 

* Sowohl Souveräne, als auch Privatpersonen können zu 
Schiedsrichtern gewählt werden. 
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des Schiedsgericht handelt gemeinsam als einheitlicher 
Körper: bei Meinungsverschiedenheit entscheidet die Stimmen- 
mehrheit — Das Schiedsgericht hat das Recht, die Frist 
festzusetzen, innerhalb deren die beiderseitigen Ausführungen 
und Beweise vorzulegen sind; nach Ablauf dieser Frist kann 
dasselbe ohne weiteres zum Vollzuge seines Auftrages schreiten. 
— Eine absolute oder unheilbare Unfähigkeit des 
Schiedsrichters (z.B. wegen eigener Betheiligung) vernichtet 
dessen Zuständigkeit; ein auf nachweisbare Täuschun- 
gen gestützter Ausspruch ist für den Benachtheiligten 
geradeso unverbindlich, wie der Spruch eines erwiesener- 
maßen bestochenen oder sonst unehrlichen Richters; 
ein den vereinbarten Zuständigkeitskreis des Schieds- 
gerichtes überschreitendes Verfahren desselben hat für 
die Parteien keine verpflichtende Kraft' 

Der Schiedsspruch muss von den Parteien stricte aus- 
geführt werden. Eine Anfechtung desselben aus dem Grunde, 
dass er unrichtig oder für eine Partei unbillig sei, ist unzu- 
lässig. Der Schiedsrichter selbst hat jedoch weder die Pflicht 
noch das Recht, für die wirkliche Ausführung des gefällten 
Schiedsspruches zu sorgen, falls das Gegentheil nicht ausdrück- 
lich verabredet wurde.® 



' Sieh Heffter-Gcffcken, Völkerrecht, § 109. 

® Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 495. — Im laufenden Jahr- 
hunderte sind «chon gegen fünfzig schiedsrichterliche Entscheidungen er- 
folgt. So fällte z.B. im Jahre 1852 der Präsident Louis Napoleon eine 
schiedsrichterliche Entscheidung in einer noch aus dem Jahre 1814 her- 
rührenden Streitsache zwischen Portugal und der nordamerikanischen Union ; 
im Jahre 1864 wurde der Senat von Hamburg zum Schiedsrichter 
zwischen England und Peru aufgerufen; im Jahre 1879 unterwarfen sich 
Frankreich und Nicaragua einem SchiedSvSpruche des Pariser Cassa- 
tionshofes; die Könige von Preußen fungierten als Schiedsrichter 
1834 zwischen England und Frankreich, 1839 zwischen Mexico und Bürgern 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 1871 zwischen England und der 
nordamerikanischen Union; Kaiser Alexander IL von RuvSsland entschied 
1875 durch schiedsrichterlichen Spruch die 1872 wegen des peruanischen 
Schiffes „Maria Luz" entstandene Streitigkeit zwischen Japan und Peru. — 
Die berühmtesten neuzeitlichen Conflicte, welche durch Schiedsspruch ge- 
löst wurden, bezeichnen jedoch die Alabama-Affaire und die Caro- 
linen-Frage. Bei der Alabama-Affaire handelte es sich um den Anspruch 



248 



§ 243. 

Ein dritter Weg, auf welchem eine Verständigung erzielt 
werden kann, besteht darin, dass man die Entscheidung dem 
Zufalle, z. B. dem Lose, überlässt. 

Selbstverständlich ist dieser Ausweg von jeher nur in 
untergeordneten Fällen, z. B. bei Rangstreitigkeiten, be- 
treten worden. 

Eine auch in älteren Zeiten nur selten in Antrag gebrachte 
und keineswegs empfehlenswerte Art des Loses ist das Waffen- 
los in Form des Zweikampfes.^ 



der Vereinigten Staaten auf Ersatz durch England für alle Schäden, welche 
die während des nordamerikanischen Bürgerkrieges in englischen Häfen 
für die Südstaaten ausgerüsteten Kaperschiffe („Alabama", „Florida", „She- 
nandoah" u. s. w.) dem Handel der Vereinigten Staaten zugefügt hatten. 
Im Vertrage von Washington einigten sich 1871 die beiden Staatsregierungen 
dahin, dass ein Schiedsgericht zur Entscheidung aller „Alabama-Claims" 
bestellt werde : dieses Schiedsgericht wurde aus fünf Mitgliedern zusammen- 
gesetzt, wovon England, die nordamerikanische Union, Italien, die Schweiz 
und Brasilien je ein Mitglied ernannten. Das Schiedsgericht eröffnete seine 
Sitzungen zu Genf am 15. December 1871 und fällte die Sentenz am 14. Sep- 
tember 1872: die englivScha Regierung unterwarf sich dem Schiedssprüche 
und zahlte 15 Millionen Dollars Schadenersatz. Die Carolinen-Frage tauchte 
auf, nachdem die deutsche Flagge auf den Carolinen am 24. August 1885 
aufgehisst worden war, worauf Spanien seine schon 1875 von Deutschland 
und England zurückgewiesenen Besitzansprüche auf die Carolinen-Inseln 
erneuerte. Beide Mächte einigten sich dahin. Seine Heiligkeit den Papst 
um Übernahme des Schiedsrichteramtes zu ersuchen. Leo XIII. entschied zu 
Gunsten Spaniens, und Deutschland unterwarf sich sofort dem päpstlichen 
Schiedssprüche. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 108. Aus der neueren 
Zeit dürfte nur ein einziges Beispiel vorliegen, in welchem der Zweikampf 
als völkerrechtliches Entscheidungsmittel in Antrag gebracht worden ist. 
Das hienach fragliche Beispiel bietet die durch König Gustav IV. von 
Schweden an Kaiser Napoleon I. erlassene Herausforderung. 



Dritter Abschnitt. 

Die Erledigung von Streitigkeiten durch Selbsthiire 

ohne Krieg. ^ 

§ 244. 

Unter den minder eingreifenden gewaltsamen Mitteln zur 
Erledigung völkerrechtlicher Streitigkeiten oder unter den ver- 
schiedenen Arten der entsprechenden vSelbsthilfe ohne Krieg 
kommt zunächst die Anwendung von Retorsionen in Betracht. 

Das Wesen der Retorsion besteht darin, dass ein Staat 
gegenüber der unbilligen Ausübung fremden Rechtes zu der 
an sich unbilligen Ausübung eigenen Rechtes schreitet.^ Die 
Retorsion hat den Zweck, den Gegner auf die Unbilligkeit 
seiner Rechtsausübung aufmerksam zu machen und zur Zurück- 
nahme der hiebei vorgekommenen Maßregeln zu veranlassen.^ 
Der Gegenstand einer Retorsion kann jedes internationale 
Verhältnis sein und braucht daher mit der vorausgegangenen 
beschwerenden Handlung des Gegners in keinem sachlichen 
Zusammenhange zu stehen, d. h. der angegriffene Staat ist mit 
der Retorsion nicht auf das Angriffsgebiet beschränkt/ 



' Sieh im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §110—112, 
und Martens, Völkerrecht, IL § 105. 

■ Das Recht der Retorsion (retorsio juris) ist geheiligt in dem Rechts- 
satze: „quod quisque in alterum statuerit ut ipse eodem jure utatur". 
Martens (Völkerrecht, II. § 105) versteht unter Retorsion die Anwendung 
desTalionsprincipes seitens eines Staates wider den anderen, die Ver- 
geltung des Gleichen mit Gleichem, der Unbilligkeit mit Unbilligkeit. 

» Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 499—509. 

* Als Beispiele von Retorsion können mit Mohl angeführt 
werden: Auflegung eines hohen Differenzialzolles auf die Waren des Geg- 
ners, falls er zuerst einem diesseitigen Gewerbeinteresse unbillig zunahe 
getreten ist; die Zurücknahme freiwillig eingeräumter und nicht durch 
Vertrag gesicherter Bevorrechtigungen der Angehörigen des fremden Staates 
im diesseitigen Gebiete; die Aufkündigung von Verträgen zu gemeinschaft- 
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Unter keinen Umständen darf man im Wege der 

sion ein förmliches Unrecht wider den Gegner b€ 

wie der Anlass zur Retorsion nicht in einer Verletzu 

Rechtes, sondern in einer Versagung des Billigen best 

hat sich die Retorsion selbst auf die Versagung des I 

zu beschränken.^ 

§ 245. 

Von der Retorsion ist wesentlich verschieden d 
pressalie, welche in der Zufügung eines Unrechtes 
zuerst erlittenen Unrechtes besteht. Während die Re 
gegen eine Unbilligkeit (jus iniquum) reagiert, reag 
Repressalie gegen eine Ungerechtigkeit. Die Repi 
hat daher den Charakter der Wiedervergeltung zum J 
der Selbsthilfe und Rechtsnöthigung.® 

Die Anwendung von Repressalien hat zur Völker 
liehen Voraussetzung: 1. die Verletzung eines 
Rechtes, 2. die Forderung von Remedur oder Genügt 
3. die Ablehnung dieser Forderung. Die Repressalien 
zerfallen in zwei Arten, nämlich in: a) positive Repref 
welche in der Wegnahme von Personen oder Sachen be 
b) negative Repressalien, welche sich in der Vorentl 
von Rechten oder in der Nichterfüllung vertragsmäßige 
bindlichkeiten äußern. Man unterscheidet außerdem: i 
sondere Repressalien, welche — heute nicht mehr geb 



licher Beschaffung von Vortheilen, deren größere Hälfte dem Gegner 

kam; eine Schiffahrtsacte im Falle der Erschwerung des dievSseitigCi* Axaii- 

dels mit den Colonien des Gegners u. s. w. Sieh Mohl, Encyklopädie, § 67. 

* Vergl. hierüber, sowie über Retorsion überhaupt Berners Art. 
„Retorsion" in Bluntschlis Staatswörterbuch, VIII. S. 596. 

• Über Represisalien (von reprehendere^ nicht von reprimere abge- 
leitet) vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 111, und Bluntschli, 
Völkerrecht, § 500, sowie Berners Art. „Repressalie" in Bluntschlis 
Staats Wörterbuch, VIII. S. 596 u. f. — Martens unterscheidet zwischen 
den hier fraglichen Friedensrepressalien und den Kriegsrepres- 
salicn, welch letztere „gleichsam die Ausübung einer Strafgewalt des 
einen der kriegführenden Staaten wider den anderen, der sich eine Ver- 
letzung einer feststehenden Kriegsregel hat zuschulden kommen lassen, in 
sich schließen." Sieh Martens, Völkerrecht, II. § 105 und § 121. Sieh 
auch Mas Latrie, Du droit de marque ou du droit de repr^ssailles 
(Paris 1875). 
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— in der dem Beschädigten ertheilten Befugnis enthalten 
auf Kosten der fremden Nation sich selbst Schadenersatz 
rschaffen; b) allgemeine Repressalien, welche eine vom 
3 selbst geübte Maßregel darstellen.' 

Ihre Erledigung finden Repressalien mit der Erlangung 
*emedur oder Genugthuung, durch anderweitige gütliche 
nbarung oder durch den Ausbruch des Krieges.® 

§ 246. 
Als minder eingreifende, gewaltsame Mittel zur Erledigung 
rrechtlicher Streitigkeiten oder als weitere Arten der 
thilfe ohne Krieg sind schließlich noch das Embargo 

— unter Umständen — die Blockade zu verzeichnen.® 
Unter Embargo versteht man den vorläufigen Arrest der 
n nationalen Gewässern eines Staates und namentlich in 
[äfen desselben sich aufhaltenden fremden Kauffarteischiffe. 
ierartiger Arrest erfolgte in der früheren Praxis nament- 
)ei drohendem Kriegsausbruche als provisorische Maßregel, 
le sich dann beim Eintritte des Kriegszustandes in eine 
tive Maßregel mit allen denjenigen Wirkungen verwandelte, 
i feindliche Güter und Personen regelmäßig unterworfen 
m können. Gegenwärtig besteht jedoch das Embargo that- 
ch nur mehr als eine besondere Art der Repressalie.*^ 
Unter Blockade versteht man im allgemeinen die Ab- 
ing einer fremden Küste oder eines Theiles derselben 

allen Verkehr von außen und nach außen durch be- 
vvaixixete Macht: man unterscheidet sodann die Blockade ohne 



' Repressalien werden z. B. geübt, wenn wegen einer ungerechten 
Hinrichtung eines diesseitigen Angehörigen unschuldige Bürger des fremden 
Staates diesseits ebenfalls hingerichtet werden; wenn wegen einer unge- 
rechtfertigten Wegnahme diesseitigen Eigenthumes durch den fremden Staat 
das Eigenthum seiner Bürger im diesseitigen Gebiete zerstört oder den- 
selben definitiv entzogen wird; wenn als Wieder Vergeltung für eine in 
diplomatischen Verhältnissen erzeugte Ungunst ein rechtsgiltig bestehender 
und vom Gegner nicht verletzter Vertrag einseitig gebrochen wird. iSieh 
Mohl, Encyklopädie, § 67. 

« Vergl. Pereis, Seerecht, § 28. 

» Vergl. namentlich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 112, und 
Martens, Völkerrecht, II. § 105. 

*** Embargo von (span.) embargar = anhalten. — Vergl. Per eis, See- 
recht, § 30 (C). — Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 112, Note 4. 
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Krieg oder die Friedensblockade und die Blockade als 
Kriegsmaßregel oder die Kriegsblockade.*^ Die hier aus- 
schließlich in Betracht gelangende Friedensblockade (blocus paci- 
fique) kann als Repressalie oder zur Verhütung von Rechtsver- 
letzungen verhängt werden, führt jedoch im Falle des Blockade- 
bruches zu keiner Confiscation von Schiffen und Gütern der 
Angehörigen dritter Staaten. ^^ Die Zulässigkeit einer Friedens- 
blockade kann nicht bestritten werden, wenn überhaupt Repres- 
salien zugelassen werden.*^ 



'* Blocus = Ver kehr vS sperre. — Es gibt übrigens nicht nur 
eine Seeblockade, sondern auch eine Landblockade; die Seeblockade 
ist nur praktisch ungleich wichtiger, als die Landblockade. So bedrohte 
Frankreich die S c h w e i z zulande schon zweimal und zwar in den Jahren 
1831 und 1852 mit einem blocus herm^tique. — Vergl. Bluntschli, Völker- 
recht, § 506 und § 507. Von der Kriegsblockade wird in späteren Aus- 
einandersetzungen die Rede sein. 

' ' Sieh über die Friedensblockade und die daran sich anschließende 
Controverse namentlich Per eis, Seerecht, § 30 (E). 

" Sieh übrigens Hcffter-Geffckcn, Völkerrecht, § 112: Geff- 
cken hat seine frühere Auffassung der Rechtslage und der Rechtsfrage 
neuerdings geändert. — Im Jahre 1827 blockierten die verbündeten Flotten 
Englands, Frankreichs und Russlands ohne vorgängige Kriegs- 
erklärung an den Sultan die griechischen Küsten. Zwei weitere Bei- 
spiele von Friedensblockaden datieren aus dem Jahre 1838, wo Frank- 
reich die Küsten von Mexico und in Gemeinschaft mit England 
die Häfen der Argentinischen Republik blockierte. Im October 
1884 verhängte Frankreich ohne Kriegserklärung an China den Blockade- 
zu.stand über die Küsten und Häfen der Insel Formosa. Das 
jüngste Beispiel einer Friedensblockade im großen Stile stammt aus dem 
Jahre 1886. Am 8. Mai dieses Jahres machten nämlich die Vertreter der 
Großmächte der griechischen Regierung bekannt, dass die Regierungen 
von Österreich-Ungarn, Großbritannien, Italien, Russland 
und Deutschland beschlossen haben, eine Blockade der griechischen 
Küste gegen griechische Schiffe was immer für einer Art einzuleiten und 
aufrechtzuhalten, bis die griechische Regierung den Anforderungen der er- 
wähnten Mächte betreffs einer Abrüstung entsprochen haben wird. In den 
Proclamationen der einzelnen Escadre-Commandanten der alliierten Flotte 
wurde hiebei ausdrücklich hervorgehoben, „dass die Anwesenheit der 
Schiffe der ober wähnten Mächte nur im Interesse und zum eigenen Wohle 
des griechischen Volkes stattfinde'*'. Vergl. z. B. die Proclamation des 
k. u. k. österr.-ungar. Escadre-Commandanten, Contre-Admirals Freiherrn 
von Spaun, vom 10. Mai 1886. — Vergl. auch Fauchille, Du blocus 
maritime (Paris 1882). 



Zweiter Theil. 
Das Recht des Krieges/ 



Erster Abschnitt. 

Das Kriegsrecht im allgemeinen.^ 

Erstes Capitel. 

Wesen und Arten des Krieges^ sowie Begriff des 

Eriegsrechtes. ^ 

§ 247. 

Der Krieg ist, wie derselbe schon definiert wurde, Ab- 
wehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand von Staat 
gegen Staat und repräsentiert als solche die äußerste 
Selbsthilfe. Man hat den Krieg wohl auch schon einen 
Rechtsstreit zwischen Staaten als Kriegsparteien 
über öffentliches Recht genannt: hiebei hat man aber An- 
lass und Wesen des Krieges verwechselt. Ein Rechtsstreit kann 
die Veranlassung zum Kriege werden; der Krieg selbst ist aber 
ein physischer Kampf, „indem zwei Staaten versuchen, gewalt- 
sam einen Gegensatz der Interessen und Ansprüche, der durch 
Mittel der Verständigung oder Acte einseitiger Selbsthilfe nicht 



* Der zweite Theil behandelt in drei Abschnitten: 1. das Kriegsrecht 
im allgemeinen; 2. die Rechtsverhältnisse der Kriegführung im einzelnen; 
3. die Beendigung des Krieges. 

■ Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. Wesen und Arten des 
Krieges, sowie Begriff des Kriegsrechtes ; 2. Kriegsparteien, Hauptparteien 
und Nebenparteien, sowie Kriegsfeld oder Kriegsschauplatz; 3. Kriegs- 
eröffnung. 

■ Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 113. — Sieh auch 
Bulmerincq, Völkerrecht, § 92, sowie Gar eis, Institutionen, § 79. 
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auszugleichen schien, dadurch zu überwinden, dass jeder mit 
Anspannung aller Kräfte die Mittel zu vernichten strebt, durch 
welche der Gegner seinen Willen aufrecht hält". 

Die Frage nach der Erlaubtheit des Krieges über- 
haupt und nach den Voraussetzungen eines gerechten 
Krieges im besonderen gehört nicht in die Lehre vom posi- 
tiven europäischen Völkerrechte/ 

Die europäische Staatenpraxis hat zu allen Zeiten die Er- 
laubtheit des Krieges anerkannt; und auch der moderne Cultur- 
staat hält an dem Satze fest, dass der Krieg unvermeidlich sei, 
wenn nicht schließlich jedes Recht der Gewaltthat bloßgestellt 
sein solL^ 

§ 248. 

Zu den rechtlich erheblichen Eintheilungen des Krieges 
gehören die Eintheilung des Krieges in Angriffs- und Ver- 
theidigungskrieg, sowie die Eintheilung des Krieges in 
Land- und Seekrieg. 

Wenn mit der Unterscheidung zwischen Angriffs- und Ver- 
theidigungskrieg oft die Annahme einer ausschließlichen Ge- 
rechtigkeit des Vertheidigungskrieges und einer unbedingten 
Ungerechtigkeit des Angriffskrieges verbunden wird, so ist 
diese Annahme nur unter der Voraussetzung zutreffend, dass 
man unter dem Angreifer diejenige Partei versteht, welche zuerst 
das Recht verletzt hat. Versteht man aber unter dem Angreifer 
diejenige Partei, welche zuerst zu den Waffen greift, so gilt 
gegen den zuerst die Waffen ergreifenden Staat die Vermuthung 
der Rechtswidrigkeit ebensowenig, als gegen einen bürgerlichen 
Kläger. Der in seinem Rechte bedrohte Staat darf angreifen im 
Interesse seiner Vertheidigung.® 

Die Unterscheidung zwischen Land- und Seekrieg ist recht- 



* Vergl. Per eis, Seerecht, § 31. 

* Sieh oben § 240. Auch das vom „Institut für Völkerrecht" an- 
genommene Handbuch („Die Gesetze für den Landkrieg") erklärt im 
Vorworte: „Der Krieg erscheint als der einzig mögliche Ausweg für jene 
Conflicte, welche die Existenz der Staaten, ihre Freiheit und ihre vitalen 
Interessen gefährden." 

* Die Friedensfreunde muthen den civilisierten Völkern aller- 
dings auch den Verzicht auf bloße Vertheidigungskriege zul 
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lieh erheblich, weil nach der Natur der Sache und nach Maß- 
gabe einer mehrhundertjährigen Praxis für den Seekrieg viele 
besondere, d. h. von der allgemeinen Kriegspraxis abweichende 
Grundsätze und Übungen bestehen, deren Eigenthümlichkeiten 
theils in den Beziehungen zwischen den Kriegsparteien selbst, 
theils in deren Verhältnisse zu den neutralen Mächten zutage 
treten. "^ 

§ 249. 

Der Ausdruck „Kriegsrecht" wird in einem doppelten 
Sinne gebraucht, d. h. man hat das jus belli im subjectiven 
Sinne und das jus belli imobjectiven Sinne zu unterscheiden. 

Das jus belli im subjectiven Sinne ist das Recht zur 
Kriegführung, wobei es sich sohin um die später des näheren 
zu erörternde Frage handelt, unter welchen Parteien ein Kriegs- 
zustand eintreten könne oder welche Parteien als Kriegsparteien 
angesehen werden dürfen und müssen. 

Das jus belli im objectiven Sinne ist der Inbegriff der- 
jenigen Normen, welche, feststehend auf dem Grunde gemein- 
samer Überzeugung, im Falle eines Krieges für das Verhältnis 
der Kriegsparteien zu einander und zu dritten Mächten gelten.® 

' Über Straf krieg und Vernichtungskrieg sieh Berners 
Art. „Kriegsrecht" in Bluntschlis Staatswörterbuch, VI. S. 99—101. 

" Die Überschreitung dieses Kriegsrechtes gilt als Barbarei und 
berechtigt zu Repressalien. Vergl. das Handbuch des „Institut für 
Völkerrecht", troisi^me partie: Sanction pönale. — Die sogenannte 
Kriegsmanier ist die von der Sitte im einzelnen bestimmte rechte Weise 
des Krieges, auf deren gleichmäßige Beobachtung jeder bei dem anderen 
rechnet. — Der Kriegsmanier steht gegenüber die sogenannte Kriegs- 
raison, d. h. die Überschreitung der gewöhnlichen Sitte von Seite einer 
Kriegspartei wegen Verletzung der Kriegsmanier durch die andere Kriegs- 
partei oder auch infolge der äußersten Noth und Gefahr. 



Zweites Capitel. 

Eriegsparteien^ Hauptparteien und Nebenparteien^ sowie 

Eriegsfeld oder Kriegsschauplatz.^ 

§ 250. 

Als Parteien, denen das jus belli im subjectiven Sinne 
zukommt, d. h. als Kriegsparteien, gelten in unbedingter 
Weise nur die unabhängigen und selbständigen Staaten. 
Staatenlose Personen, wie z. B. Freibeuter, Corsaren und Räuber, 
sind keine Kriegspartei, d. h, keine Feinde, welche nach Kriegs- 
recht behandelt werden, sondern Übelthäter, die ,bestraft werden 
müssen. Den Krieg zwischen unabhängigen und selbständigen 
Staaten bezeichnet man wohl auch mitunter als öffentlichen 
Krieg im Gegensatze zum sogenannten Kriege der Privat- 
personen in Gestalt des Zweikampfes und des Land- 
friedensbruches. 

Von einem gemischten Kriege ist nicht selten die 
Rede im Falle eines Krieges der Staatsgewalt gegen einen Theil 
ihrer Unterthanen, d. h. im Falle des Bürgerkrieges, wo sich 
eine politische Partei mit den Waffen in der Hand gegen ihre 
gesetzliche Regierung erhoben hat. 

Eine derartige politische Partei gilt als Kriegspartei, wenn 
dieselbe sich staatlich organisiert hat und im offenen Kampfe 
mit den Streitkräften der Regierung die Gesetze und Gewohn- 
heiten des Krieges beobachtet. ^ 



' Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 114 u. f. 

' Heffter (Völkerrecht, § 114) erklärt: „Ein innerer Krieg politi- 
scher Parteien desselben Staates kann höchstens nur als ein Nothkrieg 
Anspruch auf Rechtmäßigkeit haben; er kann auch keinen eigentlichen 
Kriegsstand, wie unter fremden vStaatsgewalten, hervorbringen, solange 
nicht die streitenden Theile einen getrennten territorialen Besitzstand gegen- 
einander erlangt haben und behaupten". Hiezu bemerkt Geffcken: „Bei 
Bürgerkriegen kommt es lediglich auf die Thatsache an, ob es sich um 
einen vorübergehenden Aufstand handelt oder ob sich zwei Theile gegen- 
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§ 251. 

In Ansehung der Kriegsparteien selbst sind die Haupt- 
parteien und die Nebenparteien zu unterscheiden. Die Neben- 
parteien leisten den miteinander in Krieg gerathenen Haupt- 
parteien nur Kriegshilfe. Von zwei Staaten, welche von Anfang 
an in Gemeinschaft einen Krieg unternehmen, gilt keiner als 
Nebenpartei. 

Die Kriegshilfe der Nebenparteien, deren Leistung 
in der Regel auf ausdrücklicher Verabredung und Stipulation 
beruht, ist entweder eine allgemeine oder eine particuläre. 

Die allgemeine Kriegshilfe lässt alle der Hilfsmacht zu- 
gebote stehenden Kräfte und Mittel in Anspruch nehmen; die 
particuläre Kriegshilfe besteht in der Gewährung qualitativ und 
quantitativ bestimmter Vortheile behufs Verstärkung des An- 
griffs- oder Vertheidigungssystemes einer kriegführenden Macht 
mit dauernder Verbindlichkeit zu den entsprechenden Leistun- 
gen oder Vergünstigungen bis zur Erreichung eines gewissen 
feindseligen Endzweckes.^ 

8 252. 

Der Krieg erstreckt sich auf das Gebiet, innerhalb 
dessen die Kriegsparteien sich ohneRechtsverletzung 
Dritter bekämpfen können, d. h. auf das Territorium 
der Kriegsparteien einschließlich der Territorial- oder 
Eigenthumsmeere, sowie auf die hohe See oder das offene 
Meer. 



überstehen, die als staatlich organisiert gelten können. Eine Macht, die 
das Meer mit ihren Kreuzern bedeckt, muss entweder als kriegführende 
Macht oder als Seeräuber behandelt werden. Nichts war unbegründeter, 
als die Klage der Vereinigten Staaten über die Anerkennung der Südstaaten 
als kriegführende Macht durch England und Frankreich, während sie selbst 
die Blockade der südstaatlichen Häfen notificiertcn und also den de facto 
Kriegszustand anerkannten." — Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 512, 
und Martens, Völkerrecht, IL § 108. 

* Über das Verhältnis der Verbündeten selbst, soferne es nicht 
genau in anderer Weise durch den Bundesvertrag bestimmt ist, sowie über 
das Verhältnis des Feindes zu den Kriegsverbündeten seines 
Gegners vergl. im einzelnen Heffter-Gcffcken, Völkerrecht, § 116 und 
§117. — Bezüglich des Unterschiedes zwischen Haupt verbündeten und 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 17 
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Dieses Gebiet, abgegrenzt durch die Schranken der Neu- 
tralität, wird als das Kriegsfeld oder als der Kriegsschau- 
platz bezeichnet. Neutrales Gebiet darf nur im Falle der 
Noth und ohne Feindseligkeit betreten werden. Den befriedeten 
neutralen Küstengewässern sind gleichgestellt gewisse vertrags- 
mäßig neutralisierte Wassergebiete, deren in der Lehre von der 
Neutralität zu gedenken ist. 

Unter den sogenannten Localisierungen des Krieges 
versteht man die durch Conventionen oder Politik herbeigeführten 
Beschränkungen des Kriegsfeldes oder Kriegsschauplatzes auf 
einen Theil des beiderseitigen Staatsgebietes.* 



bloßen Hilfsalliierten sieh Martens, Völkerrecht, II. § 108. — Vergl. 
auch unsere an früherer vStelle (§ 229—237) erfolgte Erörterung der Bündnis- 
verträge. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 118. — Particuläre 
Kriegsoperationen gegen einen bestimmten Theil eines vStaatsgebietes 
(anstatt des sonst die Regel bildenden allgemeinen Kriegszustandes der 
feindlichen Territorien) kommen hauptsächlich vor bei Interventionen im 
Interesse des europäischen Friedens. Vergl. Heffter-Geffcken, Völker- 
recht, § 118, Note 2. — Während des Krieges von Österreich gegen 
Frankreich und Italien (1859) wurde der theilweise von den Franzosen 
und theilweise von den Österreichern besetzte Kirchenstaat neutralisiert. 



Drittes Capitel. 
Kriegseröffhung. ' 

§ 253. 

Die Kriegseröffnung besteht in dem Beginne derjenigen 
Feindseligkeiten, durch welche die Integrität und Selbständig- 
keit eines Staates mit Waffengewalt bedroht wird.^ 

§ 254. 

Der Kriegseröffnung gehen der Abbruch des diplo- 
matischen Verkehres mit dem Gegner, sowie die Kriegs- 
erklärung durch sogenannte Kriegsmanifeste voraus.^ 

Der Abbruch des diplomatischen Verkehres kann jedoch 
auch nur zu dem Zwecke erfolgen, um einen Krieg zu 
verhindern, und gehört dann — geradeso wie z. B. das 
Embargo und die Friedensblockade — zu den minder ein- 
greifenden gewaltsamen Mitteln der Selbsthilfe, beziehungsweise 
zu den entsprechenden Zwangsmitteln ohne Krieg.* 

" Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 120 
und § 121; Bluntschli, Völkerrecht, § 521-528, und Martens, Völker- 
recht, IL § 109. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 121. 

■ Die antike Rechtsübung der Römer betrachtete die feierliche 
Kriegsandrohung und vSodann die nachfolgende Kriegserklärung 
als eine Bedingung des gerechten Krieges. Über „Kriegsandrohung" vergl. 
Bluntschli, Völkerrecht, § 521 und § 523. 

* Vergl. Mohl, Encyklopädie, §68. Mo hl erklärt mit Recht: „Die 
Einführung dieses gewaltsamen Schutzmittels im positiven europäischen 
Völkerrechte ist als ein Zeichen weiter fortschreitender Gesittung zu be- 
grüßen, indem in Fällen, welche früher zu einer unmittelbaren Eröffnung 
von Feindseligkeiten geführt hätten, jetzt doch noch ein letzter Zwischen- 
versuch zur Wiederherstellung eines allen Theilen nützlichen Verhältnisses 
gemacht wird. Die Wissenschaft hat übrigens bis jetzt (?) dem ganzen Ver- 
hältnisse ihre Aufmerksamkeit noch nicht zugewendet. Selbst in den 
Systemen des Völkerrechtes findet sich keine Erörterung über das in der 

17» 
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Die Kriegserklärung erscheint nach der Natur der Sache 
nur als die Pflicht des angreifenden Theiles: der an- 
gegriffene Theil mag nach eigenem Interesse und Ermessen 
über die Zweckmäßigkeit eines Manifestes entscheiden, worin 
die Verschuldung des Angriffes abgelehnt und zurückgewiesen 
wird. Die Form der Kriegserklärung ist nicht wesentlich. Die 
Kriegserklärung mag auch bedingt durch ein Ultimatum 
erfolgen: aber sie kann nicht entbehrt werden.^ 

§ 255. 

Im Zusammenhange mit der Kriegseröffnung erfolgen zu- 
nächst Dehortatorien oder Ausschreibungen, wodurch der 
Staat seine Unterthanen ermahnt, sich während des Krieges und 
sogar bei einem erst drohenden Kriege gewisser Handlungen 
zu enthalten, welche im Falle des Krieges dem eigenen Staate 
einen Nachtheil verursachen oder dem gegnerischen Staate 
einen Vortheil bringen oder aber auch das Privatinteresse ge- 
fährden könnten. 

Im Zusammenhange mit der Kriegseröffnung kommen so- 
dann Inhibitorien und Licenzen vor. Inhibitorien sind Ver- 
bote des Handels mit dem gegnerischen Staate und mit dessen 
Unterthanen. Licenzen sind mehr oder minder ausgedehnte Er- 
laubnisse dieses Handels. 

Der Kriegseröffnimg folgen endlich nach oder es erfließen 
gleichzeitig mit derselben die Avocatorien, d.h. Abberufungs- 
befehle oder Abberufungspatente an die im feindlichen 
Lande befindlichen Unterthanen. Soweit solche Avocatorien nicht 
eintreten, pflegt jede Kriegspartei ihre im feindlichen Lande ver- 
bleibenden Angehörigen dem Schutze eines befreundeten neu- 
tralen Staates zu empfehlen. Austreibungen der beim Aus- 
bruche des Krieges im Lande befindlichen Unterthanen des 



Wirklichkeit doch so häufig vorkommende Abbrechen der diplomatischen 
Verhältnisse als über einen bestimmten völkerrechtlichen Zustand." 

* Die Kriegserklärung, in welcher Form sie auch erfolgen mag, ist 
schon deshalb nothwendig, um das Datum des Kriegsanfanges 
festzustellen, welcher für die Unterthanen der Kriegführenden wie für die 
Neutralen bestimmte Verbindlichkeiten mit sich bringt. vSieh Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 120 (besonders Note 1). 
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Gegners kommen nur mehr ausnahmsweise vor, während der- 
artige Xenelasien ehedem (und zwar noch im Jahre 1755 in 
Frankreich beim Ausbruche des Krieges gegen England) 
selbst durch den Klang von Pauken und Trompeten verschönert 
wurden.*^ 



• Die gute vSitte ist in den jüngsten Kriegen nur durch Frankreich 
verletzt worden, dessen Regierung im Jahre 1870 alle im französischen 
Staatsgebiete lebenden Deutschen auszuweisen beliebte. Das französische 
Verfahren war, wie Geffcken betont, umso weniger gerechtfertigt, als die 
Ausweisung nicht zu Beginn des Krieges erfolgte, sondern nach 
den ersten Niederlagen Frankreichs, und sohin als Racheact gegen 
unschuldige Personen. Letzteren gewährte man außerdem nicht einmal die 
Zeit zur Ordnung ihrer Angelegenheiten und den ausreichenden Schutz bei 
Vollzug der Abreise. — Im Gegensatze zu dem hiemit gebrandmarkten 
Barbarismus der Franzosen gestattete der russische Ukas vom 12. Mai 
1877 den Unterthanen der Türkei, während des Krieges zwischen Russland 
und der Pforte (1877) ihren Aufenthalt und ihre friedlichen Beschäftigun- 
gen innerhalb des russischen Reiches unter dem Schutze der geltenden 
Gesetze fortzusetzen. — Mitunter sind von einzelnen Regierungen ge- 
gebenen Falles allerdings wohl auch Maßregeln ergriffen worden, welche 
noch peinlicher berühren, als Xenelasien. Wir erinnern z. B. an das Decret 
Napoleons I. vom Jahre 1803, wodurch alle m Frankreich befindlichen 
Engländer vom 18. bis zum 60. Jahre zu Kriegsgefangenen erklärt wurden. 
Bekannt ist, dass Katharina II. im Jahre 1790 von allen in Russland ver- 
weilenden Personen französischer vStaatsangehörigkeit die Abschwörung 
der Grundsätze der Revolution verlangte. — Vergl. über die Fragen der 
Kriegseroffnung Bulm er in cq, Völkerrecht, §92(5), und Gareis, In- 
stitutionen, § 80. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Rechtsverhältnisse der Kriegführung im einzelnen/ 



Erstes Capitel. 

Die unmittelbaren Wirkungen der Kriegseröffnung, persön- 
licher Eriegsstand und erlaubte, beziehungsweise unerlaubte, 

Eriegsmittel. 



I. Die unmittelbaren Wirkungen der KriegseröfFnung.^ 

§ 256. 

Durch die KriegseröfFnung wird die Rechtsordnung 
nicht aufgehoben und zwar auch nicht im Verhältnisse der 
kriegführenden Staaten zu einander. 

Die Kriegseröffnung hat jedoch Wirkungen, welche 
das bestehende Recht zum Theile suspendieren, zum 
Theile abändern, sodass nunmehr das regelmäßige Friedens- 
recht durch ein eigenthümliches Kriegsrecht als Ausnahme- 
recht modificiert wird, welches in Geltung tritt: theils 1. im Ver- 
hältnisse der Staaten, welche Krieg führen, zu einander 
und zu ihren Bundesgenossen; theils 2. in den Beziehun- 
gen zu den neutralen Staaten; theils 3. mit Rücksicht auf 
die Angehörigen der Kriegsparteien oder die Be- 
wohner des Kriegsfeldes. 



' Wir erörtern hiebei in drei Capitein: 1. die unmittelbaren Wir- 
kungen der Kriegseröffnung, den persönlichen Kriegsstand und erlaubte, be- 
ziehungsweise unerlaubte, Kriegsmittel; 2. die Rechte der Kriegsparteien 
in Ansehung der feindlichen Personen und in Ansehung der Sachen des 
Feindes; 3. Verkehr und Verhandlungen unter den Kriegsparteien. 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 122 
und die daselbst verzeichnete Literatur, sowie Bluntschli, Völkerrecht, 
§ 529 u. f.; Martens, Völkerrecht, IL § 109; Bulmerincq, Völker- 
recht, § 92 (6), und GareivS, Institutionen, §81. 
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Man kann daher mit Heffter erklären, dass die nächste 
unmittelbare Wirkung der Kriegseröffnung ,,die thatsächliche 
Suspension des bisherigen friedlichen Verhältnisses und Ver- 
kehres unter den kriegführenden Mächten sei"; dass aber „der 
Krieg nicht jedes rechtliche Band unter den streitenden Parteien 
von rechtswegen auflöse und ein solches erst durch den Frieden 
von neuem entstehen lasse". ^ 

§ 257. 

Die Kriegseröffinung kann, da sie die Rechtsordnung über- 
haupt nicht vernichtet, insbesondere auch nicht alles Vertrags- 
recht zerstören. Die Ansicht mancher älteren Publicisten, dass 
der Krieg ipso facto die Verträge zwischen den kriegführenden 
Staaten aufhebe, erweist sich als unhaltbar schon aus dem 
Grunde, weil viele Verträge eigens für den Kriegszustand ab- 
geschlossen werden und erst im Kriege zur Wirksamkeit ge- 
langen. Es ist daher nicht einzusehen, warum die Fortdauer 
der Rechtsgiltigkeit anderer Verträge, welche nicht eigens für 
den Kriegszustand abgeschlossen worden sind, grundsätzlich 
verneint werden soll. 

Mit der Rechtsgiltigkeit der Verträge ist jedoch die 
thatsächliche Wirksamkeit derselben nicht zu verwechseln: 
diese letztere wird allerdings während des Krieges insoweit 
suspendiert, als sie mit der Absicht und Nothwendigkeit 
der Kriegführung unvereinbar ist. 

Einer Suspension unterliegt demgemäß namentlich die 
Wirksamkeit solcher Verträge, die — wie z. R. die Handels-, 
Consular- und Auslieferungsverträge — während des Krieges 
offenbar nicht erfüllt werden können.* 



"" Bluntschli (Völkerrecht, § 529) bemerkt diesfalls: „Die alten 
Naturrechtslehrer meinten, nur durch Friedens- und Gesellschaftsverträge 
werde der Zustand eines bellum omnium contra omnes, des allgemeinen 
Krieges aller miteinander, beschränkt und ein vertragsmäßiger Rechts- 
zustand eingeführt; und sie behaupteten, wenn nun die Staaten wider ein- 
ander den Krieg erklären, so bedeute das die Rückkehr in jenen ursprüng- 
lich völlig rechtlosen Kriegszustand. Sie nahmen infolge dessen an, im 
Kriege werden keine Rechte mehr anerkannt, sondern herrsche nur die 
physische Gewalt. Diese ganze Ansicht wird von der heutigen Rechts- 
wissenschaft als Irrthum verworfen." 

* Vergl. Martcns, Völkerrecht, II. § 109. 
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258. 



Eine nicht minder berühmte, als wichtige Streitfrage 
bezieht sich insbesondere darauf, ob der Krieg selbst schon 
ein Verbot des Handels mit den Angehörigen des 
feindlichen Staates in sich schließe und demgemäß 
die Licenzen als Ausnahme anzusehen seien, — 
oder ob umgekehrt die Freiheit des Handels die 
Regel bilde, welche erst durch Inhibitorien ihre 
Ausnahme erfahre. Beide Ansichten finden ihre Vertretung 
nicht nur in der Staatenpraxis, sondern auch in der Völker- 
rechtsdoctrin. Heffter z. B. bekämpft die Annahme, dass eine 
absolute Handels- und Handelsgeschäftssperre unter feindlichen 
Staaten die Selbstfolge der Kriegseröffnung sei; Geffcken er- 
klärt sich dagegen für den Bynkershoek'schen Satz: „quam- 
vis autem nuUa specialis sit commerciorum prohibitio, ipso 
tarnen jure belli commercia sunt vetita", weil die Natur des 
Krieges den friedlichen Verkehr aufhören lasse und die Aus- 
nahme ausdrücklich erlaubt, nicht das Verbot gegeben sein müsse. '^ 

Allgemein anerkannt ist, dass jeder kriegführende Staat 
die Befugnis hat, einerseits: 1. allen eigenen Unterthanen die 
gänzliche oder theilweise Unterlassung des Handelsverkehres 
mit den Unterthanen des feindlichen Staates vorzuschreiben 
jeden feindlichen Unterthanen thatsächlich von solchem Ver- 
kehre zurückzuweisen und feindlichen Handelsforderungen, z. B. 
den Versicherungen feindlicher Güter, die Klagbarkeit zu ver- 
sagen; andererseits: 2. einen bestimmten Handelsverkehr zu ge- 
statten durch die Ertheilung specieller Licenzen, zu deren Be- 
achtung jedoch für den feindlichen Theil keinerlei Verbindlich- 
keit besteht.® 

Mit Rücksicht auf die oben bezeichnete Streitfrage leuchtet 
hienach ein, dass bei beiden Verfahrungsweisen das Recht des 
Staates zum Verbote gefährlichen Handels und das Recht der 
Einzelnen zum Betriebe ungefährlichen Handels gleichmäßig 
zusammen bestehen können. Nicht minder einleuchtend ist zu- 



» Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 123 (besonders Note 4> 
« Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 123 (besonders Note 2 



und Note 3). 
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gleich, dass keine der beiden Verfahrungsweisen an sich frei- 
sinniger ist, als die andere. Ausgehend von dem Grundsatze, 
dass der Krieg den Handel aufhebe, kann man durch Licenzen 
der Handelsfreiheit den weitesten Spielraum eröffnen; und von 
dem Grundsatze ausgehend, dass der Krieg den Handel fort- 
bestehen lasse, kann man durch Inhibitorien die Handelsfreiheit 
auf das engste Gebiet beschränken.' 

II. Persönlicher Kriegsstand. ^ 

§ 259. 

Man unterscheidet den activen und den passiven per- 
sönlichen Kriegsstand, d. h. man unterscheidet feindliche Per- 
sonen im eigentlichen activen Sinne oder active Feinde und 
feindliche Personen im weiteren passiven Sinne oder passive 
Feinde. Active Feinde sind nur die Staaten als die eigent- 
lichen Kriegsparteien und sohin auch die Angehörigen der 
staatlichen Wehrkraft. Als passive Feinde erscheinen 
dagegen alle übrigen Angehörigen oder Unterthanen 
eines kriegführenden Staates, insofeme dieselben den 
Folgen der Feindschaft zwischen den Staaten ausgesetzt sind, 
beziehungsweise insoferne ,,ihr Zusammenhang mit dem Kriegs- 
heere, sowie Art und Zweck des Krieges ihre Mitleidenschaft 
unentbehrlich macht". ^ 

Im Sinne der hiemit bezeichneten Unterscheidung erklärt 
der Art. 1 der „Gesetze für den Landkrieg": „Der Kriegs- 
zustand lässt nur zwischen den bewaffneten Mächten der krieg- 
führenden Staaten Gewaltacte zu. Personen, welche nicht zur 
bewaffneten kriegführenden Macht gehören, müssen sich solcher 
Acte enthalten."^ 



^ Vergl. Berners Art „Kriegsrecht" inBluntschlis Staats Wörter- 
buch, VI. S. 109. 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 124 
und 124a; Bluntschli, Völkerrecht, § 530 u. f.; Martens, Völker- 
recht, II. § 108 und § 112; Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (7), und Gareis, 
Institutionen, § 85. 

» Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 124. 

• Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 7. 



266 

Die friedlichen Bewohner in Feindesland haben 
zwar die nothwendigen Wirkungen des Krieges über sich er- 
gehen zu lavssen und sind der siegenden Kriegspartei zum Ge- 
horsam verpflichtet; sie dürfen aber nicht als öffentliche Feinde 
angesehen und behandelt werden/ 

§ 260. 

Als Angehörige der staatlichen Wehrkraft gelten: 1. die 
sogenannten regulären Land- und Seemannschaften, 2. die 
in außerordentlicher Weise aufgebotene irreguläre Land- und 
Seemacht, 3. die sogenannten Nichtcombattanten, d. h. die- 
jenigen Personen, welche nur zum Dienste der Combattanten 
angestellt und zur Ausübung activer Kriegsrechte nicht be- 
fugt sind.''* 

Freischaren oder Freicorps werden als feindliche 
Truppen angesehen, wenn dieselben von einer Staatsmacht be- 
auftragt oder autorisiert sind; im Unterschiede von diesen 
autorisierten Freicorps werden die nicht autorisierten Freicorps 
nur dann wie feindliche Truppen behandelt, wenn dieselben 
(mindestens auf Flintenschussweite) als Feinde erkennbar und 
militärisch organisiert, beziehungsweise insbesondere verant- 
wortlichen Befehlshabern unterstellt sind. Falls diese doppelte 
Voraussetzung nicht zutrifft, befinden sich die nicht autorisierten 
Freicorps geradeso, wie vereinzelte Freischützen (Franc- 
tireurs) und Freibeuter oder auf Schiffen vereinigte Cor- 
saren, außerhalb des regulären Kriegsstandes. ^ 



* Selbstverständlich erhält jeder Einzelne das Recht des activen 
Widerstandes, sobald der Feind selbst zu einem Vernichtungskriege 
sich entschließt oder sobald einzelne Angehörige des feindlichen Staates 
in ihrem Verhalten die Kriegssitte verleugnen. 

* Z. B. Feldgeistliche, Ärzte, Verpflegsbeamte, Marke- 
tender u. s. w. 

« Der Art. 2 der „Gesetze für den Landkrieg" erklärt: „Die 
bewaffnete Macht eines Staates umfasst: 1. das Heer im eigentlichen Sinne 
mit Einschluss der Milizen; — 2. die Nationalgarden, den Landsturm, sowie 
Freicorps und andere Corps, welche die folgenden drei Bedingungen ver- 
einigen: a) dass sie unter der Leitung eines verantwortlichen Chefs stehen; 
bj dass sie eine Uniform oder ein unterscheidendes, festgesetztes, auf Ent- 
fernung erkennbares und von den zum Corps gehörenden Personen ge- 
tragenes Zeichen haben; rj dass sie die Waffen offen tragen; — 3. die 
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Die von einer Kriegspartei mit Kaper- oder Marke- 
briefen ausgestatteten Privatkaper (Armateurs, Pri- 
vat eers) sind als Bestandtheile der staatlichen Seemacht zu 
betrachten und stehen als solche unter den Befehlen der Ad- 
miralität' 

§ 261. 

Was insbesondere die Kaperei anbelangt, so sind schon 
im vorigen Jahrhunderte verschiedene Versuche gemacht wor- 
den, dieselbe zu untersagen. Allein erst auf dem Pariser Con- 
gresse vom Jahre 1856 ist am 16. April eine gemeinsame Er- 
klärung der europäischen Mächte über das Seerecht in Kriegs- 
zeiten zustande gekommen, deren erster Artikel lautet: „La 
course est et demeure abolie."^ Diese Erklärung ist in der 
Hauptsache nur deshalb noch nicht anerkanntes Recht gewor- 
den, weil die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihre 
Zustimmung versagten und zwar nicht aus dem Grunde, weil 
sie die Kaperei billigten, sondern aus dem Grunde, weil ihnen 
die Kaperei solange als Nothwehr unentbehrlich erschien, als 
nicht die Kriegsmarine selbst auf die Seebeute gegen Handels- 
schiffe verzichtet.® 

Sofern daher in den Seekriegen der Zukunft überhaupt 
noch die Ertheilung von Kaperbriefen erfolgen sollte, behaupten 



Mannschaften der Kriegfsschiffe; — 4. die Bewohner des nichtoccupierten 
Landes, welche beim Nahen des Feindes freiwiUig und offen zu den Wafifen 
greifen, um die Invasionstruppen zu bekämpfen, selbst wenn sie nicht Zeit ge- 
habt haben, sich zu organisieren. " Sieh Handbuch des „ 1 n s t i t u t f ü r V o 1 k e r- 
recht", S. 7-8. — Bedenklich und jedenfalls noch nicht allgemein aner- 
kanntes Recht ist die Zurechnung der unter 4 bezeichneten Bewohner zur 
bewaffneten Macht des Staates. Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, 
§ 124 a (besonders Note 2). — Was insbesondere die Fr ei cor ps anbelangt, 
so wurde 1870 (August) im preußischen „Staatsanzeiger" eine Proclamation 
erlassen, wonach die franz()sischen Freischärler eine schriftliche Autori- 
sation der französischen Regierung besitzen, unter dem Befehle französi- 
scher Officiere stehen, Uniformen tragen und einen Bestandtheil der organi- 
sierten französischen Armee bilden sollten, widrigenfalls die Franctireurs 
als Räuber betrachtet und im Falle ihrer Gefangennahme durch Pulver 
und Blei gerichtet würden. 

' Sieh insbesondere Per eis, Seerecht, § 34 (B). 
,Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft!" 
Vergl. Martens, Völkerrecht, IL § 123. 



8 
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auch noch die Grundsätze der älteren Praxis ihre Geltung. 
Diese Grundsätze gehen wesentlich dahin: 1. nur eine krieg- 
führende Hauptpartei hat das Recht, Kaperbriefe zu ertheilen 
und die näheren Modalitäten der Ertheilung zu regulieren; 

2. auf völkerrechtliche Anerkennung und kriegsmäßige Behand- 
lung haben nur diejenigen Kaper Anspruch, welche sich in 
gehöriger Form durch den Besitz eines Kaperbriefes legiti- 
mieren und sich selbst nach dem Kriegsgebrauche verhalten; 

3. ein Kaper, der von beiden Kriegsparteien Kaperbriefe an- 
nimmt, gilt als Pirat. ^® 

Wesentlich verschieden von der Ertheilung von Kaper- 
briefen und eine der Autorisation von Freicorps zulande ana- 
loge Maßregel ist die Herstellung einer freiwilligen See- 
wehr, deren Zweck nicht in der Wegnahme und Zerstörung 
feindlicher Kriegsschiffe besteht. ^^ 



III. Erlaubte, beziehungsweise unerlaubte, Kriegsmittel. ^ 

§ 262. 

Zu den erlaubten Mitteln der Kriegführung gehören theils 
die offene Gewalt, theils die List.^ 

Gewalt darf jedoch weder nutzlos, noch barbarisch an- 
gewendet werden; die List, d. h. die Anwendung versteckter 
Mittel, ist nicht zu verwechseln mit Falschheit oder Treu- 
losigkeit.^ 



'" Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 124a. Im übrigen 
constatieren wir, dass seit dem Jahre 1856 nur mehr in einem Falle, 
nämlich im Jahre 1879 im Kriege gegen Chile, durch Peru und Bolivia 
Kaperbriefe ertheilt worden sind, obwohl Peru seinerseits die Pariser De- 
claration adoptiert hatte. 

'• Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 124 a (besonders Note4). 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 125; 
Bluntschli, Völkerrecht, §557—567; Martens, Völkerrecht, II. § 110; 
Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (9), und Gar eis, Institutionen, § 84. 

' „Die List", sagt Bluntschli (Völkerrecht, § 565), „dient dazu, 
die physische Überlegenheit des Feindes durch ein geistiges Gegengewicht 
zu vermindern oder zu überwinden." 

* Als erlaubt betrachtet man z. B. verdeckte Märsche, die Legung 



269 



Manche an sich erlaubte List, wie insbesondere z. B. die 
Benützung der Kennzeichen der feindlichen Kriegsmacht 
(Uniformen, Fahnen und Flaggen), wird völkerrechtswidrig, 
sobald die Täuschung über die Vorbereitungen zum Kampfe 
hinaus getrieben wird: im Kampfe, beziehungsweise unmittelbar 
vor und während der Action, muss der Feind dem Feinde offen 
gegenüberstehen und unter seiner wahren Uniform, Fahne und 
Flagge erscheinen.* 

§ 263. 

Völkerrechtswidrig ist der Gebrauch vergifteter 
Waffen und die Verbreitung von Giftstoffen und Con- 
tagien in Feindesland. Verboten sind nicht minder solche 
Waffen, welche zwecklose Schmerzen verursachen 
(z. B. Pfeile mit Widerhaken, gehacktes Blei oder Glassplitter 
anstatt der Flintenkugeln, namentlich Sprenggeschosse unter 
400 Gramm Gewicht). Die Kriegssitte verwirft schließlich die 
Kettenkugeln (boulets ä chaine) und die Stangen- 
kugeln (boulets ä bras), sowie die Beschießung der 
Schiffe mit glühenden Kugeln und das Werfen von 
brennenden Pechkränzen in die feindlichen Schiffe.^ 



eines HinterhaltCvS, die Anwendung von Spionen, ja selbst (vor Beginn des 
Kampfes oder vor dem Eintritte in die Action) die Täuschung des Feindes 
durch Anziehung der feindlichen Uniform oder — im Seekriege — durch 
Aufsteckung einer falschen Flagge. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 125 (besonders Note 9). 
Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 8 ganz allgemein: 
„Es ist untersagt, den Feind anzugreifen, indem man die unterscheidenden 
Kennzeichen der bewaffneten Macht verbirgt ; und es ist unzulässig, einen 
ungebürlichen Gebrauch zu machen von der Nationalfahne, von den mili- 
tärischen Abzeichen oder von der Uniform des Feindes, von der Parla- 
mentärflagge, sowie von den durch die Genfer Convention vorgeschriebenen 
vSchutzzeichen." Vergl. Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 9. 

* Manche der im Texte genannten Kriegsmittel sind längst außer 
Gebrauch. Die „Gesetze für den Landkrieg" verbieten im Art. 8 den 
Gebrauch von „Gift, sei es unter welcher Form immer", und im Art. 9 
den Gebrauch von „Waffen, Projectilen oder Gegenständen, die geeignet 
sind, überflüssige Leiden zu verursachen oder die Wunden zu verschlimmern, 
— namentlich von Projectilen unter 400 Gramm Gewicht, welche explo- 
dierbar oder mit zündenden oder leicht entzündlichen Stoffen geladen sind". 
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Verboten ist jede nutzlose, durch keinen Noth- 
stand gebotene oder als Repressalie zulässige Zer- 
störung von Eigenthum in Feindesland. Dem Bom- 
bardement befestigter Plätze hat die Aufforderung zur 
Übergabe und die Bedrohung mit demselben vorauszugehen, 
während die Anzeige des Beginnes der Beschießung ebenso- 
wenig verlangt werden kann, wie die Beschränkung der Be- 
schießung auf die Festungswerke.® 

Wünschenswert wäre ein allgemeines Verbot der Ver- 
wendung von uncivilisierten Stämmen in Kriegen 
zwischen civilisierten Staaten.' 

Nicht erlaubte List, sondern völkerrechtswidrige Falsch- 
heit und Treulosigkeit ist zunächst der Bruch eines dem 
Feinde im Kriege gegebenen Versprechens.® 



Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", vS. 10. — Vergl. auch 
die Petersburger Convention vom Jahre 1868. 

" Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 125 (besonders Note 6). 
Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 32 — 34: „Es 
ist untersagt, Localitäten anzugreifen und zu bombardieren, die nicht ver- 
theidigt sind. Wenn man den Kriegführenden das Recht zum Bombarde- 
ment der Festungen und anderer Orte, in welche sich der Feind verschanzt 
hat, nicht streitig macht, so verlangen Rücksichten der Humanität, dass 
dieses Zwangsverfahren von einiger Mäßigung begleitet sei, welche die 
Wirkungen desselben gegen die feindliche bewaffnete Macht soviel als 
möglich einschränken" (Art. 32). „Der Commandant der angreifenden 
Truppen muss daher, ausgenommen den Fall eines schonungslosen An- 
griffes, bevor er ein Bombardement unternimmt, alles thun, was von ihm 
abhängt, um die Localbehörden davon zu verständigen" (Art. 33). „Im Falle 
eines Bombardements müssen alle nöthigen Maßregeln ergriffen werden, 
um, wenn möglich, die Gebäude zu schonen, welche dem Gottesdienste, 
den Künsten, den Wissenschaften und der Wohlthätigkeit geweiht sind, 
die Spitäler und Versammlungsorte der Kranken und Verwundeten, falls 
vSie nicht direct oder indirect zur Vertheidigung ausgenützt werden. Die 
Pflicht der Belagerten ist es, diese Gebäude durch sichtbare und dem Be- 
lagerer im voraus bekanntgegebene Zeichen erkenntlich zu machen" (Art. 34). 
Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 14. 

' Da die civilisierte Kriegführung die Barbarei überhaupt nicht 
duldet, so darf sie auch barbarische Stämme nicht zu Kriegsgenossen 
machen. Sieh Bluntschli, Völkerrecht, § 559. Vergl. des Fürsten Bis- 
marck Circular vom 9. Jänner 1871 über die von den Turcos verübten 
Grausamkeiten. 

* Uralter Rechtssatz: „Etiam hosti fides servanda!" 
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§ 264. 

Das Völkerrecht verbietet sodann den Meuchelmord 
an feindlichen Individuen und die Anregung zu demselben, 
sowie überhaupt jede Anstiftung zu Verbrechen.^ 
Unerlaubt ist demgemäß insbesondere die Aufreizung feind- 
licher Officiere und Soldaten zu Desertion oder Verrath. Als 
erlaubt gilt dagegen die Aufforderung an andere Unterthanen 
des feindlichen Staates zu Handlungen, welche zwar nach 
den Gesetzen des feindlichen Staates verboten und strafbar, 
jedoch deshalb noch nicht schlechtweg und nothwendig un- 
ehrenhaft sind.'^ 

Zulässig ist der (Gebrauch von Kundschaftern oder 
Spähern oder Spionen. — An sich erscheint das Kund- 
schaften nicht als unehrenhaft. Unter Umständen bedeutet das- 
selbe sogar eine patriotische Aufopferung. Der Makel des Un- 
ehrenhaften, welcher der Spionage anklebt, beruht nur auf der 
Heimlichkeit des Verfahrens und der Trughaftigkeit der Vor- 
wände. — Eine Erkundschaftung oder Erspähung der feind- 
lichen Rüstungen und Waffenplätze vor dem Ausbruche 
des Krieges mag je nach den Umständen polizeilich geahn- 
det, darf aber in keinem Falle als Spionage kriegsrechtlich 
bestraft werden: Spione gibt es nur im Kriege und nach 
Kriegsrecht. Im übrigen muss man sich auch nach dem 
Ausbruche des Krieges hüten vor einer Spionenriecherei, welche 
die arge Belästigung unschuldiger Personen zur momentanen 
Folge hat. Die seit dem Jahre 1870 epidemisch eingetretene 



• Der Art. 8 der „Gesetze für den Landkrieg" erklärt: „Da der 
Kampf loyal sein soll, so ist es untersagt, verrätherisch nach dem Leben 
eines Feindes zu trachten z. B. dadurch, dass man Mörder dingt oder dass 
man vorgibt, sich zu ergeben." Sieh Handbuch des „Institut für Völker- 
recht", S. 9. 

'" Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 125 (besonders Note 7). — 
Der von Österreich erhobene Protest gegen die von Frankreich im 
Jahre 1859 und von Preußen im Jahre 1866 geplante Bildung ungari- 
scher Legionen war vollkommen gerechtfertigt, weil der betreffende 
Plan eine Aufforderung feindlicher Officiere und Soldaten zum Bruche des 
geschworenen Fahneneides involvierte. Sieh den Erlass des Grafen Rech- 
berg an den Grafen Colloredo vom 24. August 1859. 
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Manie der Franzosen, in jedem deutschen Privaten einen Spion 
zu wittern, ist nicht nur einer großen Nation unwürdig, sondern 
auch frivol bedrohlich für die Aufrechthaltung des Friedens- 
zustandes. ' ^ 



1 1 



Über den Gebrauch von Kundschaftern (rEspionnage) wer- 
den wir uns in § 271 des näheren auszulassen haben. — Von den mili- 
tärischen Kundschaftern oder den Militärspionen sind wesent- 
lich verschieden die politischen Kundschafter, welche dazu dienen, 
um den inneren politischen Zustand eines fremden Landes oder aber die 
Richtung und Angelegenheiten der auswärtigen Politik desselben zu er- 
forschen. — Der politische Kundschafter wird selbstverständlich zum Militär- 
spion, wenn er — nach Heffters Ausdruck — einer geheimen feind- 
seligen Unternehmung des ihn beauftragt habenden Staates nur voraus- 
geschickt ist, um den rechten Zeitpunkt und Ort zur Ausführung derselben 
zu ermitteln. Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 250—252. 



Zweites Capitel. 

Die Rechte der Eriegsparteien in Ansehung der feindlichen 
Personen und in Ansehung der Sachen des Feindes.^ 



I. Die Rechte der Kriegsparteien in Ansehung der feindlichen 

Personen.* 

A. Die Behandlung feindlicher Personen im allgemeinen.' 

§ 265. 

Das eigentliche Kriegsrecht auf Leben und Tod gilt nur 
für die zum Gebrauche der Waffen verpflichteten 
und berechtigten Personen des feindlichen Wehr- 
standes (Combattanten).* Diese bewaffneten Feinde sind 



* Besondere Rücksicht wird hiebei auf die Rechtsnormen genommen, 
welche bezüglich der occupierten Gebiete (territoires occupös) 
gelten. Der obige Titel betriflft demgemäß nicht nur die activen, sondern 
auch die passiven Feinde im Sinne des § 259. Was den Begriff des occu- 
pierten Gebietes anbelangt, so schließen wir uns an diejenige Definition 
an, welche im Art. 41 der „Gesetze für den Landkrieg'^ enthalten ist 
und folgendermaßen lautet : „Ein Gebiet wird als occupicrt betrachtet, wenn 
infolge einer Invasion durch feindliche Streitkräfte der Staat, welchem es 
unterworfen ist, in AVirklichkeit aufgehört hat, daselbst eine regelrechte 
Autorität auszuüben, und wenn der einfallende Staat sich alleinig in der 
Lage findet, die Ordnung daselbst aufrecht zu erhalten. Die Grenzen, in 
welchen sich diese Thatsache bekundet, bestimmen die Ausdehnung und 
die Dauer der Occupation." Sieh Handbuch des „Institut für Völker- 
recht«, S. 16. 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 126 u.f.; 
Bluntschli, Völkerrecht, § 568 u. f.; Martens, Völkerrecht, II. § 111 
u. f.; Bulmerincq, Völkerrecht, §92 (9 und 10), und Gar eis, Institu- 
tionen, § 85. 

' D. h. die Behandlung feindlicher Personen mit Ausschluss der 
Kriegsgefangenen, sowie der Deserteure und Überläufer, Spione, Kriegs- 
verräther und Wegeführer, Räuber, Marodeurs und Kriegsrebellen. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 126. 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 18 
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allen unvermeidlichen Gefahren des Kampfes ausgesetzt und 
können daher auch im Einzelkampfe mit Recht verwundet oder 
verstümmelt oder getödtet werden. Im übrigen gilt jede u n- 
nöthige Tödtung selbst der bewaffneten Feinde für Unrecht: 
insbesondere dürfen daher feindliche Personen, welche die Waffen 
strecken und sich ergeben, weder verwundet noch getödtet 
werden.^ 

Die sogenannten Nichtcombattanten, welche zum 
Trosse oder zur Ausrüstung der Truppen gehören, sind nach 
guter Kriegssitte vereinzelt nicht anzugreifen oder zu ver- 
wunden oder zu tödten. Im Gemenge theilen dieselben 
allerdings das Schicksal der Combattanten. Es ist unmög- 
lich, die Nichtcombattanten, insoferne sie sich innerhalb des 
Schussbereiches und unter den Combattanten befinden, vor 
der allgemeinen Gefahr der Verwundung oder Tödtung zu be- 
wahren.® 

Parlamentäre oder diejenigen Personen, welche im Auf- 
trage einer Kriegspartei bei den Truppen der anderen Kriegs- 
partei behufs Unterhandlung über Kriegsverträge erscheinen, wer- 
den durch die Parlamentär flagge gekennzeichnet und bean- 
spruchen den Schutz des Völkerrechtes. Kein Befehlshaber ist 
jedoch verpflichtet, Parlamentäre zu empfangen oder 
gar, sobald eine Parlamentärflagge erscheint, das Gefecht ein- 



^ Der militärische Befehl, dem Feinde kein Quartier (keinen 
Pardon) zu geben, darf nur als Repressalie oder im äußersten Noth- 
fallc und zwar insbesondere dann ertheilt werden, wenn einer Kriegspartei 
die Belastung mit Kriegsgefangenen der eigenen Sicherheit wegen unmög- 
lich ist. Feindliche Truppen, welche ihrerseits kein Quartier geben, ver- 
wirken hiedurch den Anspruch auf jenseitige Quartiergewährung. Selbst 
im Falle einer rechtmäßigen Quartierverweigerung dürfen widerstands- 
unfähige Feinde oder solche Feinde, welche sich bereits in Kriegsgefangen- 
schaft befinden, nicht getödtet werden. — Am. Kriegs art. 60—62. — Die 
„Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 9: „Es ist untersagt, 
einen Feind zu verstümmeln oder zu tödten, der sich auf Gnade und Un- 
gnade ergeben hat oder beim Kampfe nicht betheiligt ist; und es ist unter- 
sagt, im vorhinein zu erklären, dass man keinen Pardon geben werde, 
selbst dann, wenn man einen solchen nicht für sich in Anspruch nimmt." 
Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", vS. 10. 

• Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 126, und Bluntschli, 
Völkerrecht, § 578. 
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stellen zu lassen. Die Unvcrletzlichkeit des Parlamen- 
tärs und das freie Geleite zur Rückkehr treten erst dann 
in Wirksamkeit, wenn das Gefecht eingestellt wird, um dem 
Parlamentär die Annäherung zu gestatten und zu ermöglichen.^ 

§ 266. 

Verwundete, welche selbst nicht mehr von den Waflfen 
einen Gebrauch machen wollen oder können, sind jedem ferneren 



^ Wenn der Parlamentär seine privilegierte Stellung in erwiesener 
Weise behufs Betreibung militärischer Spionage oder behufs Anstiftung 
von Verschwörungen oder Verrath missbraucht hat, so verliert er den 
Anspruch auf völkerrechtlichen Schutz und kann kriegsgerichtlich bestraft 
werden. Vergl. Am. Kriegsart. 113—116. — Die „Gesetze für den 
Landkrieg" erklären in den Art. 27—31: „Als Parlamentär wird an- 
gesehen und das Recht auf Unverletzlichkeit hat dasjenige Individuum, 
welches von einem der Kriegführenden bevollmächtigt ist, in Unterhand- 
lungen mit dem anderen Kriegführenden einzutreten, und hiebei mit einer 
weißen Fahne erscheint" (Art. 27). „Dasselbe kann begleitet werden von 
einem Hornisten oder von einem Tambour, von einem Fahnenträger und 
eintretenden Falles selbst von einem Führer und einem Dolmetsch, welche 
Personen ebenfalls das Recht auf Unverletzlichkeit haben" (Art. 28). „Der 
Chef, welchem ein Parlamentär zugesendet wird, ist nicht verpflichtet, ihn 
unter allen Umständen zu empfangen" (Art. 29). „Außerdem hat der Chef, 
welcher einen Parlamentär empfängt, das Recht, alle noth wendigen Maß- 
regeln zu ergreifen, damit die Gegenwart dieses Feindes ihm nicht Schaden 
verursache. Der Parlamentär selbst und diejenigen Personen, welche ihn 
begleiten, müssen sich gegen den Feind, der sie empfängt, loyal verhalten" 
(Art. 30). „Wenn ein Parlamentär das ihm gewährte Vertrauen missbraucht, 
so kann man ihn zeitweilig zurückhalten ; und wenn es erwiesen wird, dass 
er seine privilegierte Stellung dazu benützt hat, um einen Verrath zu 
begehen, so verliert er sein Recht auf Unverletzlichkeit" (Art. 31). Sieh 
Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 13. — Im deutsch- 
französischen Kriege von 1870 71 haben die Franzosen sich auch in 
Ansehung der Parlamentäre vielfache Verletzungen des Völkerrechtes zu- 
schulden kommen lasvsen: das Circulär des Fürsten Bismarck vom 
9. Jänner 1871 zählt 21 Fälle auf, in denen von französischer Seite mit 
erwiesener Absicht auf deutsche Parlamentäre geschossen wurde. Die 
Türken hissten im Jahre 1877 bei Schipka die weiße Parlamentärflagge 
auf und eröffneten dann, als russische »Scharfschützen sich näherten, vom 
Fort aus ein heftiges Feuer; am anderen Tage, als wirklich CapitulationvS- 
verhandlungen begannen, benützten sie diese Verhandlungen, um inzwischen 
das Fort, worin sie sich nicht mehr zu halten vermochten, unbehelligt 
zu verlassen. 

18» 
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Angriffe auf ihre Person entzogen. Die verwundeten oder kranken 
Krieger haben ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit der Volks- 
angehörigkeit den gerechten Anspruch auf Aufhebung und Ver- 
pflegung. Schlechthin unzulässig und barbarisch ist die Tödtung 
der feindlichen Verwundeten und Kranken.® 

Die Krankenwagen (Ambulanzen) und Militär- 
spitäler werden als neutral anerkannt und sind demgemäß 
von den Kriegsparteien zu schützen und zu achten, solange 
sich Verwundete oder Kranke in denselben befinden: das Per- 
sonal der Krankenwagen und Militärspitäler für die 
Aufsicht und den Gesundheits-, Verwaltungs- und Krankentrans- 
portdienst, sowie die Feldprediger, participieren an der 
Wohlthat der Neutralität, solange sie ihren Verrichtungen ob- 
liegen und Verwundete aufzuheben oder Kranke zu pflegen sind. ^ 

® Eine großartige organisatorische Schöpfung bedeutet in solcher 
Beziehung die Genfer Convention vom 22. August 1864, betreffend die 
Linderung des Loses der im Felddienste verwundeten Militärpersonen. Diese 
Convention, ursprünglich zwischen zwölf Staaten vereinbart, zählt jetzt 
außer den deutschen Staaten folgende formell verpflichtete Mächte: Belgien, 
Bolivia, Chile, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Italien, 
die Niederlande, Österreich-Ungarn, Peru, Portugal, Rumänien, Russland, 
Schweden und Norwegen, Spanien, die Türkei und die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika. Vergl. Lüders gekrönte Preisschrift über die Genfer 
Convention (1876); Moynier, Le croix-rouge, son pass6 et son avenir 
(1882), und Iwanowski, Die Genfer Convention (1884). — Im Jahre 1868 
versammelte sich in Genf eine neue Conferenz, welche 15 Zusatzartikel 
ausarbeitete, von denen die Artikel 6—15 (Articles de marine) die Fürsorge 
für die im Seegefechte Verwundeten zum Gegenstande hatten : diese Zusatz- 
artikel sind jedoch durch die Staatsregierungen nicht angenommen wor- 
den. — Die Brüsseler Conferenz hat die Genfer Convention nicht 
revidiert, sondern nur durch Art. 35 auf diese Convention hingewiesen. 

• Im unmittelbaren Anschlüsse an die Bestimmungen der Genfer 
Convention erklären die „Gesetze für den Landkrieg" in den Art. 10 
bis 18: „Die verwundeten oder kranken »Soldaten müssen aufgenommen 
und gepflegt werden, welcher Nation dieselben auch angehören mögen" 
(Art. 10). „Die Oberbefehlshaber haben die Befugnis, den feindlichen Vor- 
posten die während des Kampfes verwundeten feindlichen Soldaten sofort 
auszuliefern, wenn es die Umstände erlauben und beide Parteien überein- 
stimmen" (Art. 11). „Die Evacuationen sammt den Personen, welche sie 
leiten, sind durch die Neutralität beschützt" (Art. 12). „Das Personal der 
Spitäler und Ambulanzen — umfassend die Intendantur, die Sanitätsdienste, 
die Dienste der Administration und des Transportes der Verw^undeten, 
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Was die Beerdigung der Todten anbelangt, so hat vor 
der Vornahme derselben die Sammlung aller Merkmale zu er- 
folgen, welche die Feststellung der Identität ermöglichen.'® 

sowie die Feldprediger und die zur Unterstützung des officiellen Sanitäts- 
personales gehörig bevollmächtigten Mitglieder und Beamten der Hilfs- 
gesellschaften — wird, wenn dasselbe functioniert und solange es Ver- 
wundete aufzurichten und zu unterstützen gibt, als neutral angesehen^ 
(Art. 13). „Das im vorangegangenen Artikel bezeichnete Personal muss 
nach der Occupation durch den Feind die Kranken und Verwundeten der 
Ambulanz oder des vSpitales, welchem es zugethcilt ist, nach Maßgabe des 
Bedürfnisses weiter pflegen" (Art. 14). ^Wenn dieses Personal abzugehen 
wünscht, so bestimmt der Commandant der occupierenden Truppen den 
Augenblick seines Abganges, den er jedoch nur für eine kurze Dauer hin- 
ausschieben kann im Falle militärischer Noth wendigkeit" (Art 15\ „Es 
müssen Anordnungen getroffen werden, um den für neutral erklärten Per- 
sonen, falls vSie in die Hände des Feindes gerathen, den Genuss einer ent- 
sprechend anständigen Behandlung nach Möglichkeit zu sichern" (Art. 16). 
„Das für neutral erklärte Sanitätspersonal muss eine weiße Armbinde mit 
rothem Kreuze tragen, deren Verabfolgung ausschließlich der Militärbehörde 
zukommt" (Art. 17). „Die Generäle der kriegführenden Mächte müssen an 
die Humanität der Einwohner appellieren und dieselben auffordern, den 
Verwundeten beizustehen, indem sie ihnen die Vortheile bezeichnen, welche 
für sie selbst daraus erwachsen. Sie müssen diejenigen Personen als un- 
verletzlich an-sehen, welche diesem Appell entsprechen" (Art. 18). Sieh 
Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 10—11. Vergl. auch die 
Art. 35—40 der „Gesetze für den Landkrieg", betreffend die Sanitäts- 
anstalten („Du materiel sanitaire"). — Leider begegnete die Durchführung 
der Bestimmungen der Genfer Convention seit 1864 schon wiederholt eigen- 
thümlichcn Schwierigkeiten. — Die türkische Regierung z. B., welche 
schon 1865 der Genfer Convention beigetreten war, erinnerte sich erst im 
November 1876 an die Unmöglichkeit, das rothe Kreuz als Abzeichen zu 
acceptieren: nach längerer Verhandlung einigte man sich dahin, für die 
Türkei die Vertauschung des rothen Kreuzes mit einem rothen Halbmonde 
zuzulassen. Im Verlaufe des Krieges zeigte sich die absolute Unbekannt- 
schaft der türkischen Truppen mit den Bestimmungen der Genfer Con- 
vention, von welcher nicht einmal eine türkische Übersetzung existierte. 
Kann man sich da wundem über die türkischen Bestialitäten gegen ver- 
wundete Russen im damaligen Kriege? 

'• Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 20: „Die 
Todten dürfen niemals beerdigt werden, ehe man über ihre Person alle 
Indicien gesammelt hat, welche geeignet sind, ihre Identität festzustellen. 
Die über die Todten der Feinde so gesammelten Merkmale sind ihrer Armee 
oder ihrer Regierung mitzutheilen." ■ Sieh Handbuch des „Institut für 
Völkerrecht", S. 11—12. 
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§ 267. 

Personen, welche nicht Angehörige der feind- 
lichen Heeresmacht sind, bleiben vor persönlicher 
Vergewaltigung geschützt, solange sie selbst sich keine Feind- 
seligkeiten zuschulden kommen lassen: eine Theilnahme an 
Feindseligkeiten lässt dieser Privilegien verlustig gehen. ^^ — 
Jede Kriegspartei kann jedoch selbstverständlich beliebige 
Sicherungsmaßregeln ergreifen und daher insbesondere 
z. B. Waffen oder Geiseln abfordern.*^ — Eine besondere 
Schonung lässt die Kriegssitte dem feindlichen Souve- 
rän und den Mitgliedern seiner Familie angedeihen. 
Der Feind ist jedoch nicht verpflichtet, die Souveräne und 
ihre Prinzen von denjenigen Lasten zu befreien, welche den 
friedlichen Bürger treffen, wie man denn auch einen feind- 
lichen Souverän, der sich selbst an der Kriegführung betheiligt, 
nicht als unverletzlich zu betrachten hat und insbesondere Ge- 
schütze auf ihn richten darf.'^ 

Da wir das Recht der Kriegsgefangenschaft, sowie das 
rechtliche Verfahren gegen Deserteure und Überläufer, Spione, 
Kriegsverräther und Wegeführer, Marodeurs und Kriegsrebellen 
gesonderten Betrachtungen unter B und C unterziehen, so em- 
pfiehlt es sich, an dieser Stelle, wo die „Behandlung feindlicher 
Personen im allgemeinen" in Rede steht, noch das Verhalten 
des Feindes gegen die Bevölkerung occupierter Gebiete 
ins Auge zu fassen.** 



^* In der Proclamation, welche König Wilhelm I. von Preußen am 
11. August 1870 beim Einrücken der deutschen Armee in das französische 
Staatsgebiet erlassen hat, erklärte der König: „Ich führe Krieg mit den 
französischen Soldaten und nicht mit den französischen Bürgern." 

* * Die Geiseln, welche von der Kriegsgewalt aus Sicherheitsgründen 
genommen werden, sind ähnlich den Kriegsgefangenen in ihrer freien Be- 
wegung gehemmt. Sieh die folgenden Ausführungen über die Kriegs- 
gefangenschaft. 

'» Vergl. Hefftcr-Geffcken, Völkerrecht, § 126; sieh jedoch 
dazu Bern er s Art. „Kriegsrecht" in Bluntschlis Staatswörterbuch, 
VI. S. 114—115. 

** Vergl. namentlich Martens, Völkerrecht, IL § 117—119. — Sieh 
auch Feraud-Giraud, Occupation militaire (Paris 1881). 
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In dieser Beziehung gilt aber zunächst der Grundsatz, 
dass der Befehlshaber der Occupationsarmee die Bevölkerung 
in thunlichster Bälde mit der Thatsache der Occupation bekannt 
zu machen und sodann alle Maßregeln zu ergreifen hat, durch 
welche die Fortdauer der öffentlichen Ordnung gesichert wird. 
Die bestehenden Landesgesetze verbleiben in ihrer bis- 
herigen Geltung. Das einheimische Gerichts- und Ver- 
waltungspersonal kann in seinen Functionen belassen 
werden, wobei jedoch der Feind befugt ist, eigene Kriegs- 
gerichte für die Bestrafung gewisser Verbrechen einzusetzen, 
wenn er findet, dass die bestehenden Strafgesetze und Straf- 
gerichte die Ordnung im occupierten Gebiete und die Sicher- 
heit der Occupationstruppen nicht ausreichend verbürgen. ' ^ — 
Die Kriegsgew^alt darf von den Beamten in Feindesland den 
Eid eines zeitlichen Gehorsams, jedoch nicht von der 
Bevölkerung des occupierten Gebietes den Unterthanen- 
eid abfordern. Der Gehorsam gegen die Verordnungen und 
Befehle der occupierenden Kriegsgewalt kann erzwungen wer- 
den. Dagegen ist jede Nöthigung der Einwohnerschaft des occu- 
pierten (iebietes zur Theil nähme an den militärischen 



- ^'^ Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 42—46: 
„In Anbetracht der neuen Beziehungen, welche aus dem provisorischen 
Wechsel der Regierung erwachsen, ist es Pflicht der occupierenden mili- 
tärischen Autorität, die Bewohner ehemoglichst von den Gewalten, welche 
sie ausübt, sowie von der territorialen Ausdehnung der Occupation zu 
benachrichtigen" (Art. 42). „Der Occupierende muss alle Mafiregeln ergreifen, 
welche von ihm abhängen, um die öfl'entliche Ordnung wieder herzustellen 
und das öffentliche Leben zu sichern" (Art. 43). „Zu dem Ende muss der 
Occupierende die Gesetze, welche zur Friedenszeit im Lande in Kraft waren, 
aufrecht erhalten ; er darf dieselben weder ändern noch suspendieren, außer 
im Falle der Nothwendigkeit" (Art. 44). „Die Civil functionäre und Civil- 
beamten jeder Art, welche in die Fortsetzung ihrer Functionen einwilligen, 
genießen den Schutz des Occupierenden. Sie sind immer absetzbar und 
haben immer das Recht, ihr Amt niederzulegen. Sie dürfen disciplinarisch 
bestraft werden, wenn sie die von ihnen freiwillig übernommenen Obliegen- 
heiten vernachlässigen, und sie dürfen dem Gerichte überliefert werden, 
wenn sie dieselben missbrauchen" (Art. 45). „Im Dringlichkeitsfalle kann 
der Occupierende die Mitwirkung der Bewohner verlangen, um die noth- 
wendigen Geschäfte der Localverwaltung zu besorgen" (Art. 46). »Sieh Hand- 
buch des „Institut für Völkerrecht", S. 16—17. 
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Actionen des Feindes untersagt.^® — Familie, Leben 
und Ehre, sowie religiöse Überzeugung der feindlichen 
Bevölkerung müssen unbedingt vom occupierenden Feinde 
respectiert werden. ^^ 

B. Insbesondere die Kriegsgefangenschaft.* 

§ 268. 

Der Kriegsgefangenschaft unterliegen alle in Bezug auf 
den Krieg wirksam handelnden Personen und sohin insbesondere: 
1. der Souverän nebst den waffentragenden und waffen- 
fähigen Mitgliedern seiner Familie; 2. alle zur be- 
waffneten activen Streitmacht gehörigen Individuen; 
3. Minister Diplomaten, Beamte, Couriere u.dgl. Per- 
sonen. Dagegen sind friedliche Bewohner in Feindesland der 
Kriegsgefangenschaft nur ausnahmsweise ujid zwar dann aus- 
gesetzt, wenn solche Maßregel durch die Sicherheit des krieg- 
führenden Heeres oder Staates erfordert wird. Wenn jedoch 
die Bevölkerung sich in Masse zur Vertheidigung 
ihres Landes erhebt, so kann dieselbe der Kriegsgefangen- 
schaft unterworfen werden.^ 



'* Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 47 
und 48 : „Da die Occupation eine Veränderung der Nationalität nicht nach 
sich zieht, so kann die Bevölkerung nicht gezwungen werden, der feind- 
lichen Macht einen Eid zu leisten; die Bewohner, welche gegen den Occu- 
pierenden feindselige Handlungen begehen, sind aber strafbar" (Art. 47). 
„Die Bewohner eines occupierten Landes, die sich den Befehlen des Occu- 
pierenden nicht unterwerfen, können hiezu gezwungen werden. Der Occu- 
pierende kann jedoch die Bewohner nicht zwingen, ihn in seinen Angrififs- 
und Vertheidigungsarbeiten zu unterstützen oder sich an den militärischen 
Operationen gegen ihr eigenes Land zu betheiligen" (Art. 48). Sieh Hand- 
buch des „Institut für Völkerrecht", S. 17. 

*' Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 49: „Die 
Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Individuen, sowie ihre 
religiösen Überzeugungen und die Ausübung ihres Cultus müssen respec- 
tiert werden." Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 17. 
* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 127 
bis 129; Bluntschli, Völkerrecht, § 593—626, und Martens, Völkerrecht, 
II. § 113. — Sieh insbesondere Eichelmann, Die Kriegsgefangenschaft 
(Dorpat 1877). — Vergl. auch Am. Kriegsart. 49 u. f. 

»SiehHeffter-Geffcken,Völkerrecht,§128. — Vergl.Am. Kriegs- 
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Die Nichtcombattanten und selbst solche Personen, 
welche sich dem Heereskörper anschließen, ohne 
dessen Angehörige zu sein, können kriegsgefangen gemacht wer- 
den, wenn sich die Truppe ergibt, an die sie sich angeschlossen 
haben, oder wenn sie auf der Verfolgung ergriffen werden.^ 

Geistliche, Ärzte, Apotheker und Heilgehilfen 
verfallen, wenn sie sich der Antheilnahme am activen Kampfe 
enthalten, nicht der Kriegsgefangenschaft* 

§ 269. 
Das Wesen der heutigen Kriegsgefangenschaft besteht 
darin, dass die Freiheit der Bewegung für die Gefangenen in- 



art. 49 — 51. — Nach altem Völkerrechte verfielen der Kriegsgefangenschaft 
alle feindlichen Personen, welche in die Gewalt des Siegers kamen. Vergl. 
hierüber, sowie über das Recht der Kriegsgefangenschaft im Mittelalter, 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §127, sowie die daselbst verzeichnete 
Literatur. 

' Indem sich Personen dem Heere anschließen, ohne dazu zu gehören 
(z. B. Berichterstatter, Correspondenten von Zeitungen, Liefe- 
ranten u. s. w.), werden dieselben in die (»efahren des Heerkörpers ver- 
wickelt und können sich nicht beschweren, wenn sie — wenigstens vor- 
läufig — als feindliche Personen angesehen und kriegsgefangen gemacht 
werden. Am. Kriegsart. 50. Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 599. 

* Am. Kriegsart. 53. — Obwohl hienach die Neutralisierung 
der betreffenden Personen die Regel bildet, so findet dieselbe doch in den 
Bedürfnissen der Verwundeten und Kranken selbst eine Grenze. Immerhin 
ist jedoch den fraglichen Personen im Falle der KriegsgefangenscTiaft mit 
thunlichster Schonung zu begegnen und m()glichst bald wieder die volle 
Freiheit zu gewähren. — Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären 
bezüglich der Frage „Qui peut etre fait prisonnier de gucrrc?" in den 
Art. 21 und 22: „Die Individuen, welche zu den bewaffneten kriegführen- 
den Machten gehören, müssen, wenn sie in die Gewalt des Feindes ge- 
rathen, als Kriegsgefangene behandelt werden. Ebenso ist es mit den 
officielle Depeschen überbringenden Boten, welche ihre Mission offen aus- 
führen, und mit den civilen Luftschiffern, welche beauftragt sind, den Feind 
zu beobachten oder den Verkehr zwischen den vervschiedenen Theilen der 
Armee oder des Landes zu erhalten" (Art. 21). „Die Personen, welche einer 
Armee folgen, ohne zu derselben zu gehören (wie Zeitungscorrespondenten, 
Marketender, Lieferanten u. s. w.), und in die Gewalt des Feindes gerathen, 
können nur solange zurückgehalten werden, als es die militärische Noth- 
wendigkeit erfordert" (Art. 22). »Sieh Handbuch des „Institut für Völker- 
recht", S. 12. 
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soweit beschränkt wird, als dies nothwendig ist, um die Rück- 
kehr in den feindlichen Staat und die fernere Betheiligung am 
Kriege zu verhindern. Kriegsgefangene sind Sicherheits- 
gefangene. Es ist daher unzulässig, Kriegsgefangene wie 
Strafgefangene zu behandeln, beziehungsweise dieselben zu miss- 
handeln oder zu unwürdigen Handlungen zu zwingen.^ 

Behufs Sicherung der Kriegsgefangenen erfolgt deren 
Eingrenzung in eine Festung- oder eine Stadt oder einen anderen 
Ortsumfang. Soweit die Kriegsgefangenen ihren Lebensunter- 
halt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können, ist der Staat, 
in dessen Gewalt sie sich befinden, zu ihrer Ernährung ver- 
pflichtet. Die Verwendung der Kriegsgefangenen zu ange- 
messenen und verhältnismäßigen Arbeiten ist zulässig und dient 
als Ersatz der Staatsauslagen für den Unterhalt der Kriegsgefange- 
nen; unzulässig ist jedoch unter allen Umständen der Zwang 
zum Eintritte in feindliche Militärverhältnisse.® 



* Treffend bemerkt Bluntschli (Völkerrecht, §593): „Der Grund- 
gedanke der antiken Kriegsgefangenschaft war die Sclaverei, wenn nicht 
gar die Absicht des vSiegers, mit den Gefangenen im Triumphzuge zu prunken 
und ihre Führer schließlich aus Rache dem Tode zu weihen; das Mittel- 
alter betrachtete die Gefangenen entweder als ein Mittel, Lösegeld zu er- 
pressen, oder geradezu als Gegenstand der persönlichen Rache; das mo- 
derne Kriegsrecht sieht in der Kriegsgefangenschaft vorzüglich ein Mittel, 
die feindliche Kriegsmacht zu schwächen und den Sieg zu sichern." — Die 
„Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 61—65: „Die Ge- 
fangenschaft ist weder eine Strafe, welche man über die Kriegsgefangenen 
verhängt, noch ein Act der Rache; sie ist nur eine temporäre Haft, die 
von jedem Charakter einer Strafe frei sein muss. Die KriegvSgefangenen 
sind in der Gewalt der feindlichen Regierung, nicht aber in derjenigen 
der einzelnen Individuen oder Corps, welche sie gefangen genommen 
haben" (Art. 61). „Sie sind den in der feindlichen Armee bestehenden 
Gesetzen und Verordnungen unterworfen" (Art. 62\ „vSie müssen human 
behandelt werden" (Art. 63). „Alles, was ihnen persönlich gehört, die 
Waffen ausgenommen, bleibt ihr Eigenthum" (Art. 64). ,Jeder Gefangene 
ist verpflichtet, seinen wahren Namen und Rang anzugeben, wenn er 
darüber befragt wird. Im Falle er dieser Verpflichtung nicht nachkommen 
würde, könnte er ganz oder theilweise der den Gefangenen seiner Kate- 
gorie gewährten Vortheile verlustig gemacht werden" (Art. 65). Sieh 
Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 20— 2L VergL Am. 
Kriegsart. 56 und 75. 

" Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären bezüglich des 
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Ein Kriegsgefangener, welcher die Flucht er- 
greift, kann bei der Verfolgung auf der Flucht getödtet, darf 
aber nicht nach seiner Wiedereinbringung wegen des Flucht- 
versuches gestraft werden; eine Verschwörung unter den 
Kriegsgefangenen zur allgemeinen Befreiung oder ein Complot 
derselben zum Aufruhr gegen die bestehenden Autoritäten unter- 
liegt der kriegsgerichtlichen Ahndung.^ 



Aufenthaltes, der Verpflegung und der Arbeitsleistungen der Kriegsgefange- 
nen in den Art. 66 und 69—72: „Die Gefangenen können genöthigt werden 
zur Internierung in einer Stadt, einer Festung, einem Lager oder in einem 
beliebigen Orte, mit der Verpflichtung, sich über gewisse bestimmte Grenzen 
hinaus nicht zu entfernen; sie dürfen aber nur nach dem Maße der unum- 
gänglich nothwcndigen Sicherheit eingeschlossen werden" (Art. 66). „Die 
Regierung, in deren Gewalt sich die Gefangenen befinden, muss für die 
Erhaltung derselben sorgen. In Ermangelung eines zwischen den krieg- 
führenden Parteien in dieser Hinsicht getroffenen Übereinkommens werden 
die Gefangenen, was Nahrung und Bekleidung anbelangt, auf demselben 
Friedensfufie behandelt, wie die Truppen der Regierung, welche sie ge- 
fangen genommen hat" (Art. 69). „Die Gefangenen können auf keine Weise 
angehalten werden, an den Kriegsoperationen irgendwelchen Antheil zu 
nehmen; auch dürfen dieselben nicht zu Enthüllungen über ihr Land oder 
über ihre Armee gezwungen werden" (Art. 70). „Die Gefangenen können 
zu öffentlichen Arbeiten verwendet werden, welche mit den Operationen 
auf dem Kriegsschauplatze in keinem directen Zusammenhange stehen, nicht 
zu sehr erschöpfen und weder für ihren militärischen Rang, wenn sie zur 
Armee gehören, noch für ihre officielle oder sociale Stellung, wenn sie 
nicht zur Armee gehören, demüthigend sind" (Art. 71). „Falls die Ge- 
fangenen ermächtigt werden, an den Arbeiten der Privatindustrie sich zu 
betheiligen, so kann ihr Lohn von der Behörde, welche sie gefangen hält, 
eingezogen werden; die betreff'ende Behörde muss dann den eingezogenen 
Lohn entweder zur Verbesserung der Lage der Gefangenen verwenden 
oder ihnen denselben im Augenblicke ihrer Befreiung einhändigen und 
zwar eventuell unter Abzug der Kosten ihrer Erhaltung" (Art. 72). Sich 
Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 21-22. Vergl. Am. 
Kriegsart. 75, 76 und 80. — Zur Festhaltung in einem Gefängni.sse ist 
man in der Regel nur gegen solche Kriegsgefangene berechtigt, welche ver- 
sucht haben, sich der Kriegsgefangenschaft durch die Flucht zu entziehen. 
' Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 67 und 68: 
,Jeder Act von Insubordination rechtfertigt die nothwcndigen Mafiregeln 
der Strenge gegen die Kriegsgefangenen" (Art. 67). „Gegen einen flüchti- 
gen Gefangenen kann man, nach Sommation, von den Waffen Gebrauch 
machen. Wird er wieder gefangen genommen, bevor es ihm gelungen ist, 
zu seiner Armee zu stoßen oder das dem C»efangennehmer unterworfene 
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§ 270. 

Die Kriegsgefangenschaft hört auf mit dem Friedens- 
schlüsse.® 

Verwundete und kranke Kriegsgefangene müssen nach 
Constatierung ihrer ferneren Unfähigkeit zum Kriegsdienste 
aus der Gefangenschaft entlassen werden; anderweitige Kriegs- 
gefangene können im Wege der Auswechselung freigegeben 
werden.^ 

Der Staat, in dessen Gewalt sich Kriegsgefangene be- 
finden, ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, Kriegsgefangene 
gegen Einsetzung des Ehrenwortes (parole) zu entlassen. 
Die Einsetzung des Ehrenwortes bedeutet, dass der auf Ehren- 
wort Entlassene während des Krieges nicht mehr gegen den 
entlassenden Staat kämpfen werde. Wer sein Ehrenwort bricht, 
kann grundsätzlich mit dem Tode bestraft werden.*® 



Land zu verlaSvSen, so wird er nur Disciplinarstrafen oder einer strengeren 
Aufsicht unterworfen. Wird er aber nach gelungener Flucht neuerdings 
gefangen genommen, so erleidet er keine Strafe wegen seiner früheren 
Flucht. Immerhin kann der wieder ergriffene oder neuerdings gefangen 
genommene Flüchtling, wenn er sein Wort gegeben hatte, nicht zu ent- 
weichen, der Rechte eines Kriegsgefangenen entkleidet werden" (Art. 68). 
Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 21. Vcrgl. Am. 
Kriegsart. 77. 

® Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 73: „Da 
die Motive, welche die Zurückhaltung des gefangenen Feindes rechtfertigen, 
nur während der Dauer des Krieges bestehen, so hört die Gefangenschaft 
der Kriegsgefangenen von rechtswegen auf durch den Friedensschluss ; 
aber die Befreiung derselben wird dann durch ein Übereinkommen zwischen 
den Kriegführenden geregelt." Sieh Handbuch des „Institut für Völker- 
recht", S. 22. 

• Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 74 
und 75: „Vor dem Abschlüsse des Friedens hört die Kriegsgefangenschaft 
ebenfalls von rechtswegen auf für die verwundeten oder kranken Ge- 
fangenen, welche nach der Heilung als untauglich erkannt werden, von 
neuem zu dienen. Der Gefangenhalter muss sie alsdann in ihr Land zu- 
rückschicken" (Art. 74). „Während des Krieges können die Gefangenen 
noch in Freiheit gesetzt werden auf Grund eines zwischen den kriegführen- 
den Parteien vereinbarten Auswechselungskartells" (Art. 75). Sieh Hand- 
buch des „Institut für Völkerrecht", S. 22—23. 

'* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 129. Wenn die Re- 
gierung des auf Ehrenwort entlassenen Officiers das Ver- 
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C. Das Verfahren gegen Deserteure und Überläufer, »Spione, 
Kriegsverräther und Wegeführer, Räuber, Marodeurs und 

Kriegsrebellen.' 

§ 271. 

Eingebrachte Deserteure und Überläufer zum Feinde, 
welche wieder in Gefangenschaft gerathen, können nach Kriegs- 
recht mit dem Tode bestraft werden.^ 

Der gleichen Strafe setzen sich Spione oder diejenigen 
Personen aus, welche sich heimlich oder unter falschem Vor- 
wande in die Linien des Heeres einschleichen, um für den Feind 
und dessen Kriegführung wichtige Erkundigungen einzuziehen 
und dem Feinde mitzutheilen.^ 



sprechen nicht billigt, so hat dieser sich w ieder zu r K ri egsgefangcn- 
schaft zu stellen; wird er vom Feinde nicht mehr als Gefangener ange- 
nommen, so ist er von seinem Versprechen befreit und des Ehrenwortes 
entbunden. — Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären in den Art. 76 
bis 78 : „»Selbst ohne Auswechselung können die Gefangenen auf Ehrenwort in 
Freiheit gesetzt werden, Avenn die Gesetze ihres Landes es nicht verbieten. 
In diesem Falle sind sie verpflichtet, unter Verbürgung ihrer persönlichen 
Ehre genau die Verpflichtungen zu erfüllen, welche sie freiwillig eingegangen 
sind und welche klar specificiert sein müssen. Ihre eigene Regierung darf von 
ihnen einen dem gegebenen Worte widersprechenden Dienst weder fordern 
noch annehmen" (Art. 76). „Ein Gefangener kann nicht gezwungen werden, 
seine Freiheit gegen Einsetzung des Ehrenwortes anzunehmen. Ebenso ist 
die feindliche Regierung nicht verpflichtet, die Bitte eines Gefangenen zu 
erfüllen, welcher seine Freilassung gegen Ehrenwort verlangt" (Art. 77). 
Jeder gegen Ehrenwort befreite Gefangene kann, wenn er wieder ergriffen 
wird mit den Waffen gegen die Regierung, welcher er sein Ehrenwort ge- 
gegeben hat, der Rechte eines Kriegsgefangenen entkleidet werden, Avofern 
er nicht nach seiner Freilassung in ein bedingungsloses Auswechselungs- 
kartell einbezogen worden ist" (Art. 78). Sich Handbuch des „Institut für 
Völkerrecht", vS. 23. — Vergl. Bismarcks Circular vom 14. December 
1870 über den Bruch des Ehrenwortes durch französische Officiere: schmäh- 
licher Fall des Generals Thibaudin! 

' Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 126 und § 251; Blunt- 
schli, Völkerrecht, § 627-643, und Martens, Völkerrecht, IL § 115 
und § 116. 

* Streng genommen — ein Satz des einheimischen Strafrechtes! 

' Zu den Spionen gehören nicht Militärpersonen, welche als 
erkennbare Feinde in feindliche Linien eindringen, wenn auch in der Ab- 
sicht einer Erkundigung über die Stellung und die Verhältnisse des Feindes; 
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Die Strafe des Spiones trifft unter Umständen, beziehungs- 
weise in schweren Fällen, auch den Kriegs verräth er, d.h. 
diejenige Person, welche entweder eine ihr auf erlaubte Weise 
zugegangene Erkundigung zum Nachtheile des Heeres, in dessen 
Bereich sie sich befindet, an den Feind gelangen lässt, — oder 
aber eine solche Erkundigung aus einem vom Feinde besetzten 
Orte behufs Gefährdung dieser Streitmacht an das Heer oder 
die Regierung des eigenen Heimatstaates mittheilt.* 

§ 272. 

Personen, welche sich dem feindlichen Heere freiwillig 
als Wegeführer anbieten und dem Feinde die Wege zeigen, 
werden als Kriegs verräther angesehen und bestraft. 

Wird jemand durch den Feind gezwungen, als Wege- 
führer die Wege zu zeigen, so kann von einer Bestrafung nach 
Kriegsrecht nicht die Rede sein. 



die Entsendung von Rccognitionspatrouillen ist ohnedies ein er- 
laubtes und wechselseitig geübtes Kriegsmittel. — Die „Gesetze für den 
Landkrieg" erklären in den Art. 23—26: „Die als Spione gefangenen 
Individuen können nicht verlangen, als Kriegsgefangene behandelt zu wer- 
den" (Art. 23). „Man darf jedoch nicht als Spione ansehen die einer der 
bewaffneten kriegführenden Mächte angehörigen und nicht verkleideten In- 
dividuen, welche in die Operationszone des Feindes eingedrungen sind, — 
auch nicht die officielle Depeschen überbringenden Boten, die ihre Mission 
offen ausführen, und die Luftschiffer" (Art. 24). „Kein der Spionage an- 
geklagtes Individuum darf bestraft werden, bevor die gerichtliche Behörde 
über sein Schicksal entschieden hat" (Art. 25). „Ein Spion, welchem es 
gelingt, aus dem vom Feinde occupierten Gebiete hinauszukommen, trägt, 
wenn er später in die Gewalt des Feindes geräth, keine Verantwortlichkeit 
für seine früheren Handlungen" (Art. 26). Sieh Handbuch des „Institut 
für Völkerrecht", S. 12—13. 

* Sieh Am. Kriegsart. 89, 90 und 92. — Wenn ein Kriegs- 
verräther glücklich zu dem Heere zurückkehrt, dem er ange- 
hört oder das seinem Vaterlande dient, und später wieder 
vom Feinde gefangen wird, so kann er — geradeso wie der Spion — 
wegen seiner früheren kriegsgefährlichen Handlung nicht mehr bestraft, 
sondern nur einer .sorgfältigeren Überwachung unterworfen werden. »Sieh 
Am. Kriegsart. 104. — Couriere mit Depeschen oder Boten mit 
mündlichen Aufträgen werden, wenn sie heimlich und nicht als 
Soldaten erkennbar sich durchzuschleichen suchen, zwar nicht als Spione 
oder Kriegsven*äther angesehen, aber doch einer den Umständen entsprechen- 
den kriegsrechtlichen Bestrafung unterzogen. Sieh Am. Kriegsart. 99. 
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Wegeführer, welche die Truppen in verrätherischer 
Absicht irreleiten, können wegen dieser Irreleitung mit dem 
Tode bestraft werden.'* 

§ 273. 

Bewaffnete Räuber oder andere Missethäter, welche 
auf eigene Faust morden, verwunden, rauben, plündern, brennen. 
Brücken oder Canäle zerstören, Eisenbahnschienen aufreißen 
oder Telegraphendrähte abschneiden, um den Truppen zu 
schaden, können im Falle ihrer Ergreifung mit dem Tode be- 
straft werden.*^ 

Auch die Marodeurs, welche den Truppen nach- 
schleichen, um die Todten zu bestehlen oder die Verwundeten 
zu berauben, unterliegen der kriegsrechtlichen Bestrafung bis zur 
Todesstrafe.^ 

Die Stellung vor ein Kriegsgericht und die Bestrafung mit 
dem Tode trifft schließlich auch die Kr iegs re bellen, d. h. 
diejenigen Personen, welche in einem von den Truppen be- 
setzten Gebiete die Waffen gegen die Truppen oder gegen 
die von der Kriegsgewalt designierten Autoritäten ergreifen.^ 
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Sich Am. KriXigsart. 93—97. — Die militärische vStrenge gegen 
Wegeführer im Falle der Irreleitung rechtfertigt sich in Anbetracht der 
großen Gefahr, welcher die Truppen durch die Irreleitung ausgesetzt wer- 
den können. Die Bestrafung des Irreführers hat jedoch den 
erbrachten Beweis der bösen Absicht zur Voraussetzung. — 
Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 634—636. 

• Sieh Am. Kriegsart. 84. 

'' Bluntschli bemerkt (Völkerrecht, § 642): „Den Truppen folgt 
im Kriege ein Schwärm frechen und diebischen Gesindels nach, welches 
sich auf die Schlachtfelder stürzt, wie die Raben, und unleidlichen Unfug 
treibt. Diese Marodeurs bestehlen die Leichen und morden auch wohl Ver- 
wundete, um sie zu berauben. Um sie zu verscheuchen und zu bändigen, 
hilft nur eine gute Feldpolizei (Gensdarmerie) und die äußerste Strenge einer 
raschen militärischen Justiz." 

® Sieh Am. Kriegsart. 85. — Die kriegsrechtliche Bestrafung der 
Kriegsrebellen erfolgt, weil derartige Aufstände nicht zur ordentlichen 
Kriegführung gehören und besonders gefährlich sind. — Die Berufung der 
Aufständischen auf Befehle ihrer rechtmäßigen, jedoch zur Zeit außer Be- 
sitz gesetzten Regierung begründet keine Rechtfertigung der Kriegsrebellen 
gegenüber der herrschenden Kriegsgewalt. 
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II. Die Rechte der Kriegsparteien in Ansehung der Sachen 

des Feindes im Landkriege.^ 

§ 274. 

Nach heutigem Kriegsrechte ^ ist die siegende Kriegspartei 
berechtigt, alle öffentliche Habe des Feindes sich anzueignen. 
Gegenstände der Kriegsbeute sind daher insbesondere die 
Kriegscassen, Waffen und Waffenvorräthe und über- 
haupt alles der Kriegführung unmittelbar dienstbare 
bewegliche Vermögen.^ Die siegende Kriegspartei hat außer- 
dem die Befugnis, sich der öffentlichen Gebäude und 
Grundstücke in Feindesland zu den Zwecken der Krieg- 
führung und zur Verwaltung der einstweiligen Staatsgewalt zu 
bemächtigen und die entsprechenden Einkünfte zu benützen,* 



' Vergl. Heffter-Gcffckcn, Völkerrecht, § 130—13*6; Bluntschli, 
Völkerrecht, §644-663; Martens, Völkerrecht, IL §120; Bulmerincq, 
Völkerrecht, § 92 (10 und 11), und Gar eis, Institutionen, § 85. — Sieh 
insbesondere aus der neueren Literatur: Martens, Das Privateigenthum 
im Kriege (vSt. Petersburg 1869); Tartarin, Traitt^ de Toccupation suivant 
le äroit naturel civil et international (Paris 1873), und Bluntschli, Das 
Beuterecht im Kriege und das Seebeuterecht insbesondere (Nördlingen 1878). 

^ Nach der Ansicht der römischenjuristen waren die Feinde 
rechtlos und deren Sachen res nullius. Unbewegliche Sachen wurden durch 
Eroberung Eigenthum des Staates ; ebenso bewegliche Sachen, die man im 
Dienste des Staates erbeutet hatte. Außerdem fiel die Beute demjenigen zu, 
der sie machte. Beute zu machen war aber nicht nur ein Recht des Sol- 
daten, sondern auch des feindlichen Bürgers, — andererseits nicht nur 
gegen den feindlichen Soldaten, sondern auch gegen jeden Angehörigen 
des feindlichen Staates erlaubt. Vergl. Berners Art. „Kriegsrecht" in 
Bluntschlis Staats Wörterbuch, VL vS. 115. 

* Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 50: „Der 
Occupierende kann wegnehmen: das dem Staate gehörende Bargeld, die 
dem Staate eigenthümlich angehörigen eintreibbaren oder umsetzbaren Werte 
(les fonds et les valeurs exigibles ou negociables appartenant en propre ä 
l'Etat), die Waffendepöts, den Proviant und überhaupt das bewegliche 
Eigenthum des Staates, welches den Kriegsoperationen dienen kann." Sieh 
Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 18. 

* Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 52: „Der 
Occupierende kann bezüglich der Immobilien (wie Gebäude, Wälder und 
landwirtschaftliche Anlagen), welche dem feindlichen Staate angehören, nur 
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sowie sie auch ein Gebrauchsrecht an den Eisenbahnen 
und Telegraphen des occupierten Gebietes erlangt.* 

Der Sieger kann die Steuern, welche in dem eingenomme- 
nen Gebiete erhoben werden, für sich verwenden; er muss jedoch 
aus den Steuern und den anderweitigen öffentlichen Einkünften 
die regelmäßigen und unvermeidlichen Verwaltungsausgaben 
bestreiten.^ 

Als befriedet gelten Archive, Bibliotheken, Kunst- 
sammlungen, Kirchen und Wohlthätigkeitsanstalten. 
Da derartiges Eigenthum nicht zum öffentlichen Eigenthume im 
Sinne des Kriegsrechtes gehört, so muss namentlich jede muth- 
willige Schädigung desselben vermieden werden. Rechtswidrig 
ist insbesondere die Wegschleppung ganzer Sammlungen oder 
einzelner Gegenstände derselben.' 



als provisorischer Verwalter handeln. Er muss die Substanz dieser Besitz- 
thümer schützen und auf ihre Erhaltung achten'^. Sieh Handbuch des „In- 
stitut für Völkerrecht«, S. 18. 

* Die „Gesetze für den Landkrieg'^ erklären im Art. 51: „Das 
Transportmaterial (Eisenbahnen, Schiffe u. s. w.), sowie die Landtelegraphen 
und die Landungs-Kabel können nur für den Gebrauch des Occupierenden 
sequestriert werden. Ihre Zerstörung ist untersagt, soweit sie nicht durch 
die Kriegsnothwendigkeit geboten wird. Sie werden im Frieden in dem 
Zustande restituiert, in welchem sie sich befinden. '^ Sieh Handbuch des 
„Institut für Völkerrecht", S. 18. — Der Occupierende gewinnt auch 
das Gebrauchsrecht an denjenigen Eisenbahnen und Telegraphen, 
welche Eigenthum privater Personen oder Gesellschaften 
sind, weil die betreffenden Anstalten Mittel der Kriegführung darstellen. 
Den betreffenden Privaten bleibt es überlassen, bezüglich einer Entschädi- 
gung sich im Frieden mit dem Staate auseinanderzusetzen, in dessen Ge- 
biete die Eisenbahnen und Telegraphen verbleiben. — Vergl. „Gesetze 
für den Landkrieg", Art. 55 (Handbuch des „Institut für Völker- 
recht", S. 18). 

• Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 57: „Der 
Occupierende kann nur diejenigen Staatseinkünfte und Steuern in Anspruch 
nehmen, welche bereits zu Gunsten des Staates festgesetzt worden sind. 
Diese Einkünfte hat er für die Kosten der Landesverwaltung zu verwen- 
den, wie die rechtmäßige Regierung sie zu verwenden verpflichtet gewesen 
wäre." Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 19. 

' Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 53: „Die 
Güter der Gemeinden und derjenigen Anstalten, welche dem Cultus, der 
Wohlthätigkeit, dem Unterrichte, den Künsten und Wissenschaften dienen, 
sind unantastbar. Jede absichtliche Zerstörung oder Beschädigung von ähn- 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 19 
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§ 275. 

Im Gegensatze zu den nach dem vorigen Paragraphen der 
Erbeutung unzweifelhaft unterliegenden Objecten ist der Er- 
beutung unzweifelhaft nicht unterliegend das mit dem Kriegs- 
zwecke nicht zusammenhängende Privateigenthum 
feindlicher Unterthanen.® 

Zwischen den Fällen der unzweifelhaft rechtmäßigen und 
denjenigen der unzweifelhaft unrechtmäßigen Kriegsbeute liegt 
in der Mitte ein streitiges Gebiet, auf welchem die alte 
härtere Kriegspraxis und die moderne Idee des Völkerrechtes 
um Geltung ringen. Zu den Fällen dieses streitigen Gebietes 
gehören namentlich: 1. die Aneignung des beweglichen 
Eigenthumes der kämpfenden Soldaten (Kostbar- 
keiten und Geld); 2. die Preisgabe des in erstürmten 
Plätzen befindlichen Mobiliar-Eigenthumes der 
Bürgerschaft an die Soldaten; 3. die Wegnahme von 
Naturalien, welche sowohl im Wege der Requisition 
gegen Empfangsbescheinigung, als auch von einzelnen Soldaten 
zu ihrem Unterhalte inNothfällen geschehen kann.^ Die unter 
1 bezeichnete Aneignung beweglichen Eigenthumes wird durch 
die neiiere europäische Kriegspraxis missbilligt ; die unter 2 be- 
zeichnete Preisgabe ist eine barbarische, jedoch durch Eng- 
länder und Franzosen noch im chinesischen Kriege vom 
Jahre 1860 geübte Sitte; bei den unter 3 bezeichneten Gegen- 



lichen Anstalten, von historischen Denkmälern, von Archiven, von Werken 
der Kunst oder der Wissenschaft, ist ausdrücklich untersagt, wenn sie 
nicht unbedingt durch die Kriegsnothwendigkeit geboten wird." Sieh Hand- 
buch des „Institut für Völkerrecht", S. 18—19. 

® Die „Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 54: „Das 
individuelle oder coUective Privateigenthum muss resp^ctiert und kann 
nicht confisciert werden." Sieh Handbuch des „Institut für Völker- 
recht", S. 19. 

• Über die Streitfrage, inwiefern unkörperliche Sachen in 
Feindesland ein Gegenstand der Kriegsoccupation seien und vom »Sieger 
als sein mit rechtlicher Wirkung behandelt werden dürfen, siehHeffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 134. — Vcrgl. auch B.W. Pfeiffer, Das Recht 
der Kriegseroberung in Beziehung auf Staatscapitalien (1 823) ; F. C. S c h w c i- 
kart , Napoleon und die Kurhessischen Capitalschuldner (1833), und Christ. 
Gottl. Schwartz, De jure victoris in res dcvictorum incorporales (1720). 
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ständen sind nicht sowohl die Grundsätze des Beuterechtes, als 
vielmehr diejenigen des Nothstandes und der Expropria- 
tion unter Vorbehalt der Entschädigung anzuwenden. ^^ 

Contributionen oder Auflagen bestimmter Geld- 
summen auf locale Verbände sind nicht mehr als Mittel des 
Loskaufes einer Ortschaft von der Plünderung oder Zerstörung, 
sondern nur mehr als Äquivalent von Steuern oder Natural- 
leistungen oder — ausnahmsweise — als Form berechtigter 

Bestrafung zulässig.*^ 

§ 276. 

Bezüglich des Überganges öffentlicher Habe in 
das Eigenthum des Feindes ist zwischen Immobilien und 
Mobilien zu unterscheiden. 

Ob das Eigenthum an liegenden Gütern auf die 
siegende Kriegspartei übergehe, ist von dem Friedens- 
schlüsse und namentlich davon abhängig, ob der siegende 
Staat die dauernde Hoheit über denjenigen Gcbictstheil 
erwerbe, in welchem die betreffenden Güter gelegen sind. 

In Ansehung der Mobilien, welche als öffentliche Habe 
dem Beuterechte unterliegen, gilt der Grundsatz, dass dieselben 



*® Sieh Holtzendorffs Art. „Beute" im Rechtslexikon. — Vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 135 (besonders Note 2). — Die 
„Gesetze für den Landkrieg" erklären im Art. 56: „Die Requisitionen, 
welche von den Gemeinden oder den Einwohnern beansprucht werden, 
müssen mit den wirklich allgemein anerkannten Kriegsbedürfnissen zu- 
sammenhängen und im Verhältnisse zu den Hilfsquellen des Landes stehen. 
Requisitionen können nur ausgeführt werden auf Verfügung des Befehls- 
habers der Truppen in der occupierten Ortschaft." Der Art. 60 derselben 
bestimmt, „dass für jede ausgeführte Requisition entweder Entschädigung 
geleistet oder eine formulierte Quittung ertheilt werde". Sieh Handbuch 
des „Institut für Völkerrecht", ö. 19-20. 

" Bezüglich der Geldcontribution sieh „Gesetze für den Land- 
krieg", Art. 58—60. Im Art. 58 wird namentlich vorgeschrieben, „dass 
die Erhebung von Geldcontributionen ausschließlich auf Befehl der höchsten 
im occupierten Lande eingesetzten Militär- oder Civilobrigkeit geschehen 
dürfe, und dass der Feind hiebei die Ordnung zu befolgen habe, welche 
im occupierten Lande rücksichtlich der Repartition und Erhebung von 
Steuern besteht"; Art. 59 gebietet, „dass bei der Verthcilung der Kriegs- 
contributionen besondere Rücksicht zu nehmen sei auf den von den Ein- 
wohnern bezeugten Wohlthätigkeitseifer gegen die Verwundeten". Sieh Hand- 
buch des „Institut für Völkerrecht", S. 19—20. 

190 
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sofort nach der Wegnahme zum Eigenthume des Siegers 
werdenJ^ — Was die Person des Erwerbers anbelangt, so 
wird Eigenthümer der Kriegsbeute — von verzehrbaren Sachen 
abgesehen — nicht der einzelne apprehendierende Soldat, 
sondern dessen Kriegsherr, beziehungsweise der Staat. Die 
unterlasseneAblieferung rechtmäßiger Kriegsbeute fällt 
daher unter den Begriif der Unterschlagung. Der Kriegsherr 
kann jedoch im vorhinein über die Vertheilung der Kriegsbeute 
unter die Mannschaft und Truppentheile verfügen. ^^ — Die 
Landbeute bedarf im Unterschiede von der Seebeute keiner 
gerichtlichen Anerkennung.'* 



19 



Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 133, § 135 und § 136. — 
Bern er bemerkt bezüglich der Frage, mit welchem Zeitpunkte die Beute 
als erobert gelte,in seinem Art. „Kriegsbeute" inBluntschlis Staatswörter- 
buch, II. S. 117-118: „Nach der einfachen Natur der Sache kommt es bei 
der Beute wesentlich auf die Thatsache an, ob man die Sache vollkommen 
in seiner Gewalt habe. Das römische Recht hält daher das Eigenthum erst 
dann für verloren, wenn der Beuterer die Sache in Sicherheit gebracht 
hat; dies wurde nach dem Zeugnisse des Grotius zur Praxis der euro- 
päischen Völker. Grotius selbst berichtet aber schon daneben, dass das 
europäische Völkerrecht erbeutete Gegenstände als erworben betrachte, 
sobald sie der Beuterer 24 Stunden in seiner Gewalt habe; und dieser 
Satz hat jedenfalls für den Landkrieg eine ziemlich weitverbreitete An- 
erkennung erlangt." 

" „Bello parta cedunt reipublicae !" — Vergl. Holtzendorff, Rechts- 
lexikon, S. 349 -350. Sieh auch Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 135 
(besonders Note 2). Als Curiosum mag hier der frühere Kriegsgebrauch 
erwähnt werden, wonach die Glocken eines eroberten Platzes, wenn sie 
während der Belagerung in Benützung geblieben waren, dem Chef der 
Belagerungs-Artillerie verfielen. Vergl. Moser, Versuch des euro- 
päischen Völkerrechts, IX. 2. 109. 

** Wildmann bezeugt in Ansehung der englischen Praxis, dass kein 
einziger Fall gerichtlicher Verhandlung über Beute aus Landkriegen bekannt 
sei. Hiezu bemerkt jedoch Holtzendorff in seinem Art. „Beute" im 
Rechtslexikon, S. 349: „Dennoch ist kaum zu bezweifeln, dass die unter 
dem Vorwand der Beute geschehene Wegnahme beweglicher Sachen, nach 
geschehener Wiederherstellung des Friedens, in Ermangelung entgegen- 
stehender Abreden des Friedensvertrages, hinreichenden Grund zu einer 
Vindicationsklage geben kann, wobei freilich der Unterschied zwischen 
bonae fidei possessor und malae fidei possessor in Gemäjßheit der Gesetze 
einzelner Länder wichtig wird und weiter zu fragen ist, ob die Gesetze 
desjenigen Landes, in welchem vindiciert wird, oder desjenigen, in welchem 
der Act der Entwendung geschah, zur Anwendung kommen." 
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III. Die Rechte der Kriegsparteien in Ansehung der Sachen 

des Feindes im Seekriege.^ 

A. Das Recht der Appropriation im Seekriege oder das 
Recht der Seebeute im allgemeinen.' 

§ 277. 

Feindliche Kriegsschiffe können auf offener See und 
innerhalb der Eigengewässer der kriegführenden Staaten zu jeder 
Zeit genommen werden. Im Unterschiede vom Landkriege gilt 
jedoch für den Seekrieg der Grundsatz, dass auch Privat- 
eigenthum auf See der Wegnahme durch die feindliche 
Kriegsmacht unterworfen ist. Objecte dieses Seebeute- 
rechtes sind die Kauffarteischiffe der feindlichen 
Nation, beziehungsweise die an Bord von Kauffartei- 
schiffen geladenen und in Fcindeseigenthum befind- 
lichen Güter und Waren. 

Das Seebeuterecht kann ausgeübt werden: 1. durch Kriegs- 
schiffe; 2. durch Kaper; 3. durch Landstreitkräfte mittelst 
Action vom Ufer aus. 

Das Gebiet, innerhalb dessen die Ausübung des See- 
beuterechtes zulässig ist, entspricht in seinem Umfange den 
Grenzen des Kriegsgebietes und dehnt sich demgemäß ins- 
besondere nicht auf das Territorialmeer eines Neutralen aus.^ 



* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 137 
bis 139; Bluntschli, Völkerrecht, § 664—673; Martens, Völkerrecht, 
IL § 107 und § 125, und Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (11). — Aus der 
neueren Literatur sind namentlich hervorzuheben: A. de Pistoye et C. 
de Duverdy, Trait^ des prises maritimes, dans lequel on a refondu en 
partie le trait^ de Valin (Paris 1855); Cauchy, Le droit maritime inter- 
national (Paris 1862); Ercole Vidari, Del rispetto della proprietä pri- 
vata dei popoli belligeranti (Milano 1865) ; H. Tecklenborg, Die Freiheit 
des Meeres (Bremen 1870). — Die Geschichte der Frage behandelt vor- 
züglich Aegidi, Frei Schiff unter Feindesflagge (Hamburg 1866). Vergl. 
auch Haute feuille, Histoirc du droit maritime international (Paris 1858). 

* Sieh insbesondere Pereis, Seerecht, § 36 und § 37. — Vergl. auch 
(neben den schon früher angeführten Monograpihien von Martens und 
Bluntschli) Klobukowski, Die Seebeute oder das feindliche Privat- 
eigenthum zur See (Bonn 1877). 

* Die 1792 von der Pariser Constituante angeregte Idee, nicht 
nur die Kaperei abzuschaffen, sondern überhaupt die Freiheit des Privat- 
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§ 278. 

Das Seebeuterecht oder das Prisenrecht beginnt mit dem 
Ausbruche des Krieges und zwar sogar gegen solche 
Schiffe, welche von der Eröffnung des Kriegszustandes noch 
nicht unterrichtet sind. Die sofortige Ausübung des Seebeute- 
rechtes nach erfolgter Kriegserklärung ist jedoch seit der Mitte 
des laufenden Jahrhundertes nicht mehr üblich. Man gewährt 
den feindlichen Kauffarteischiffen einen nach den jeweiligen Um- 
ständen bemessenen Aufschub.* 



eigenthumes auf See in demselben Umfange anzuerkennen, wie die prin- 
cipielle Unverletzlichkeit des Prlvateigenthumes auf dem Lande bereits ein 
feststehender völkerrechtlicher Satz war, ist auch heute noch nicht ihrer 
Verwirklichung theilhaftig geworden. Seit dem Pariser Friedenscon- 
gresse vom Jahre 1856 hat sich eine lebhafte Agitation für die Beseitigung 
des Seebeuterechtes Bahn gebrochen : wir erinnern z. B. an die Beschlüsse 
des Bremer Handelsstandes vom 2. December 1859, an die Erklärung 
der Handelskammer von Marseille vom 30. December 1859 und an 
die Kundgebung des internationalen maritimen Congresses zu 
Neapel vom Jahre 1871. Besonders bemerkenswert ist der in der Sitzung 
des Reichstages des Norddeutschen Bundes vom 18. April 1868 
einstimmig gefasste ßeschluss, „den Bundeskanzler aufzufordern, zu ver- 
anlassen, dass bei dem gegenwärtigen friedlichen Einvernehmen mit den 
auswärtigen Mächten Verhandlungen eingeleitet werden, welche zum Zwecke 
haben, durch Übereinkunft von Staat zu Staat die Freiheit des Privateigen- 
thumes zur See in Kriegszeiten zu einem vertragsmäßig anerkannten Grund- 
satze des Völkerrechtes zu erheben". — Nur England widersetzte sich 
von jeher in egoistischer Beharrlichkeit der Beseitigung des Seebeuterechtes. 
Abgeordnete des britischen Handelsstandes empfahlen allerdings im Jahre 
1860 die Bremer Resolution zur Annahme von Seiten Englands. Lord 
Palmerston erklärte jedoch, „seines Erachtens hänge die Existenz 
Englands davon ab, dass es die Herrschaft über die See besitze; und zu 
diesem Zwecke sei es nothwendig, die Gewalt, die Schiffe fremder Mächte 
abzufassen und die auf solchen Schififen dienenden Matrosen gefangen zu 
nehmen, nicht aus den Händen zu geben". — Das „Institut für Völker- 
recht" hat im Jahre 1877 die folgenden Resolutionen angenommen: 1. Das 
Privateigenthum, neutrales oder feindliches, ist unverletzlich unter neutraler 
oder feindlicher Flagge; 2. indessen sind der Beschlagnahme unterworfen 
die für den Krieg unmittelbar dienlichen oder bestimmten Sachen und solche 
Handelsschiffe, welche an den Feindseligkeiten Antheil genommen haben 
oder für diese Theilnahme unmittelbar bestimmt sind oder die eine wirkliche 
Blockade verletzt haben. Sieh auch die scharfsinnigen Auseinandersetzungen 
von Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 139 (besonders Note 1). 

* Von besonderer Bedeutung waren diesfalls die beim Ausbruche 
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Hinsichtlich des Zeitpunktes, mit welchem die Prise 
„als gemacht anzusehen" ist, d. h. in das Eigenthum des 
Nehmestaates — beziehungsweise des Nehmers — übergeht, 
knüpft die moderne Praxis den Eigenthumserwerb an die doppelte 
Voraussetzung einerseits : 1. der geschehenen Verbringung 
des genommenen Schiffes oder Gutes in Sicherheit; anderer- 
seits: 2. der erfolgten Adjudication desselben, d. h. der 
erfolgten Anerkennung der Rechtmäßigkeit der Nehmung durch 
Urtheil des competenten Prisengerichtes. '^ 

Im Zusammenhange mit der Frage nach dem Zeitpunkte 
des Eigenthumserwerbes, beziehungsweise des Eigenthumsüber- 
ganges, steht das Recht der Reprise oder das unmittel- 
bare Wiederaufleben des ursprünglichen Rechtsverhältnisses 
nach Wiederwegnahme eines genommenen Schiffes oder ge- 
nommener Güter. ^ 

§ 279. 

Was die Voraussetzung des Rechtes der Reprise an- 
belangt, so befolgt ohne Zweifel den richtigen Grundsatz die 
neueste Praxis der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
welche das Recht der Reprise in Unabhängigkeit von jeder 
Dauer des Besitzstandes bis zur erfolgten rechtskräftigen Con- 
demnierung in Wirksamkeit treten lässt. Diese Praxis bedeutet 
aber noch nicht einen allgemein anerkannten Satz des positiven 
Völkerrechtes. Gemeinhin erachtet man das Recht der Reprise 
als ausgeschlossen mit einem vierundzwanzigstündigen oder 
anderweitig der Zeit nach limitierten Besitzstande auf Seite des 
Nehmers. 



des Krimkrieges ergangenen französischen und englischen Er- 
lässe. Vergl. z. B. die französische Declaration vom 27. März 1854. — Ein 
Erlass des französischen Marineministers vom 25. Juli 1870 bestimmte, dass 
deutsche Kauffarteischiffe, welche vor der Kriegserklärung Fracht für Frank- 
reich oder für französische Rechnung geladen hatten, keine Prisen seien, 
sondern dass sie ihre Ladung löschen dürfen und mit Geleitschein nach 
der Heimat entlassen werden sollen. — Ebenso setzte die deutsche Ver- 
ordnung vom 19. Jänner 1871, betreffend die Aufbringung und Wegnahme 
französischer Handelsschiffe, einen Aufschub bis zum 10. Februar fest. 

* Sieh Per eis, Seerecht, § 36 (VII). 

• Heffter behandelt die Frage der Reprise oder das Recht der 
Wiedernahme bei Schiffen im Zusammenhange mit der Lehre vom 
Postliminium. Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 191. 
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Durch die Wiederwegnahme eines genommenen Schiffes 
oder Gutes nach der für das Recht der Reprise festgesetzten 
Frist wird eine neue Prise begründet. 

Die neue Prise kommt dem Nehmer zugute und bedarf 
einer Adjudication; die Reprise wird dem bisherigen Eigen- 
thümer zurückerworben und ist einer Adjudication nicht be- 
dürftig.' 

B. Die Einschränkungen des seekriegsrechtlichen Appro- 
priationsrechtes oder des Rechtes der Seebeute.* 

§ 280. 

Das Recht der Seebeute kann zunächst durch besondere 
Staatsverträge ausgeschlossen werden. Ein diesfallsiges 
Beispiel aus neuester Zeit bietet der Vertrag zwischen den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika und Italien vom 
26. Februar 1871, welcher im Art. 12 den Grundsatz der Frei- 
heit des feindlichen Privateigenthumes für den Fall eines See- 
krieges sanctioniert. ^ 

Es kann sodann die Ausübung des Seebeuterechtes ein- 
seitig untersagt werden, und zwar unter der Voraussetzung 
der Reciprocität oder ohne diese Voraussetzung. 

Die einseitige Untersagung der Ausübung des Seebeute- 
rechtes unter der Voraussetzung der Reciprocität er- 
folgte im österreichisch- preußisch-italienischen 
Kriege vom Jahre 1866;^ einen Fall der einseitigen Untersagung 

' Ehedem bestand die Voraussetzung des Rechtes der Reprise darin, 
dass das genommene feindliche Schiff oder Gut noch nicht derartig in 
Sicherheit gebracht war, um nicht unmittelbar, d. h. bei Gelegenheit der- 
selben Action oder im Anschlüsse an dieselbe, wiedergenommen werden 
zu können. Vergl. Per eis, Seerecht, § 36 (VIII). 

* Sieh insbesondere Per eis, Seerecht, § 37. 

* Art. 12 des Vertrages bestimmt : „Les hautes parties contractantes 
stipulent que, en cas de guerre entre elles, la propriete priv6e de leurs 
citoyens ou sujets respectifs, ä l'exception de la contrebande de guerre, ne 
pourra 6tre prise ni saisie, en pleine mer ou ailleurs, par les bätiments 
arm^s ou les forces militaires de l'autre partie, 6tant bien entendu que 
cette exemption ne s'etend pas aux bätiments et ä leur cargaison qui ten- 
teraient d'entrer dans un port bloqu6 par les forces navales de l'autre partie." 

' Für Österreich ergieng unter dem 13. Mai 1866 eine kaiserliche 
Verordnung, dahin lautend: „Mit Bezug auf die Declaration der am Friedens- 
congresse in Paris vertretenen Mächte vom 16. April 1856, womit über 
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der Ausübung des Seebeuterechtes ohne Voraussetzung 
derReciprocität repräsentiert die Verordnung des Präsidiums 
des Norddeutschen Bundes vom 18. Juli 1870, wonach 
„französische Handelsschiffe der Aufbringung und Wegnahme 
durch die Fahrzeuge der Bundes-Kriegsmarine nicht unterliegen 
sollen".* 

§ 281. 

Die Bewilligung besonderer Licenzen ist von dem 
Ermessen der Kriegsparteien abhängig.*^ 

die Abschaffung der Kaperei und über die Rechte der Neutralen inter- 
nationale Grund.sätze vereinbart wurden, welche zum Zwecke haben, die 
durch die Unsicherheit des öffentlichen Rechtes gesteigerten nachtheiligen 
Einwirkungen eines Krieges auf den Handel zur See nach Thunlichkeit 
zu mildem, und in der Absicht, zur weiteren Verwirklichung dieses Zweckes, 
soweit dies von Österreich abhängig ist, unter Voraussetzung der Gegen- 
seitigkeit, beizutragen, finde Ich, nach Anhörung meines Ministerrathes, 
zu verordnen: Art. 1. Handelsschiffe und ihre Ladungen können aus dem 
Grunde, dass dieselben einem Lande angehören, mit welchem Österreich 
im Kriege ist, von österreichischen Kriegsfahrzeugen zur See nicht auf- 
gebracht, noch von österreichischen Prisengerichten als gute Prise erklärt 
werden, wenn die feindliche Macht den österreichischen Handelsschiffen 
gegenüber die Gegenseitigkeit beobachtet. Die Beobachtung der Gegen- 
seitigkeit wird bis zum Nachweise des Gegentheiles angenommen, wenn 
eine gleich günstige Behandlung der österreichischen Handelsschiffe von 
Seite der feindlichen Macht durch die bekannten Grundsätze ihrer Gesetz- 
gebung oder durch die vor dem Beginne der Feindseligkeiten von ihr ver- 
kündeten Erklärungen verbürgt ist. Art. 2. Auf Handelsschiffe, welche 
Kriegscontrebande führen oder rechtsverbindliche Blockaden brechen, findet 
die Bestimmung des Art. 1 keine Anwendung." — Im Anschlüsse an diese 
Verordnung erfolgte ein gleichinhaltlicher Erlass der Krone Preußen vom 
19. Mai 1866. — Für Italien hatten bereits die Art. 211 und 212 des See- 
gesetzbuches vom 21. Juli 1865 die Vorschrift eingeführt, dass, unter dem 
Voraussetzen der reciproken Behandlung, die Wegnahme feindlicher Handels- 
schiffe durch italienische Kriegsschiffe abgeschafft sein soll, ausgenommen 
wegen Kriegscontrebande und Blockadebruches. Auf Grund dieser Vor- 
schrift erfolgte beim Ausbruche des Krieges die Instruction vom 20. Juni 1866. 

* Die Verordnung vom 18. Juli 1870 ist allerdings durch die Ver- 
ordnung vom 19. Jänner 1871 außer Wirksamkeit gesetzt worden, —jedoch 
nur zu dem Zwecke, um Repressalien zu nehmen wegen Verletzungen 
des Völkerrechtes, welche von dem französischen Kriegsdampfer „Desaix" 
gegen deutsche Schiffe begangen worden waren. Sieh die Circulardepesche 
des Kanzlers des Norddeutschen Bundes vom 9. Jänner 1871. 

" Vergl. Art. 3 der französischen Instruction vom 31. März 1854. 
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Allgemein üblich war von jeher die Exemtion der auf 
wissenschaftlichen Reisen begriffenen Fahrzeuge, 
sofern und soweit diese sich nur mit ihrer friedlichen culturellen 
Aufgabe befassen.® 

Einer besonderen Exemtion von dem Seebeuterechte er- 
freut sich auch heute noch nach positivem europäischem Völker- 
rechte das Seefischereigewerbe. Die Exemtion erstreckt 
sich: 1. auf die Fischereifahrzeuge und die Fischerei- 
geräthschaf teh jeder Art, 2. auf den Fang, 3. auf die mit 
dem Seefischereibetriebe beschäftigten feindlichen 
Unterthanen. Eine Controverse besteht darüber, ob sich die 
Exemtion des Seefischereigewerbes auch auf die Großsee- 
fischerei („navires, qui se livrent ä la grande peche") er- 
strecke. ' 

§ 282. 

Zwar rechtlich gestattet, jedoch inhuman ist die Wegnahme 
und Aufbringung der in Seenoth befindlichen oder an der 
feindlichen Küste gescheiterten oder aus Noth in 
feindliche Häfen eingelaufenen Kauffarteischiffe.^ 

Eine weitere Einschränkung des Seebeuterechtes ergibt 
sich aus dem Grundsatze: „Frei Schiff — frei Gut".^ 

Schließlich sei noch erwähnt die Exemtion von Fahrzeugen in 
Gemäßheit der auf die Marine bezüglichenZusatzartikel 
(6—14) vom 20. October 1868 zur Genfer Convention.'« 



• Auch das russische Reglement vom Jahre 1869 verfügt im § 16, 
dass die für wissenschaftliche Expeditionen bestimmten feindlichen Schüfe, 
falls sie die Gesetze der Neutralität beobachten, wie neutrale Schiffe an- 
gesehen und behandelt werden sollen. 

' Die Exemtion hat zur selbstverständlichen Voraussetzung die Nicht- 
bctheiligung der Fischer an den Feindseligkeiten und hört demgemäß auf, 
sobald der Verdacht einer entsprechenden Betheiligung begründet erscheint. 

® Die seerechtliche Praxis pflegt in neuerer. Zeit nicht mehr an dem 
starren Rechtsstandpunkte festzuhalten. 

• Hierüber ist in den Auseinandersetzungen über die Stellung der 
Neutralen das Nähere zu erörtern. 

*® Die Zusatzartikel zur Genfer Convention sind allerdings, 
wie schon früher erwähnt, nicht ratificiert worden; gleichwohl haben z. B. 
beim Ausbruche des deutsch- französischen Krieges im Jahre 1870 beide 
Theile sich bereit erklärt, die betreffenden Artikel für die Dauer des Krieges 
in Anwendung zu bringen. 
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C. Die Prisengerichtsbarkeit.' 

§ 283. 

Der Nehmer eines Schiffes ist verpflichtet, sich bei 
einem competenten Prisengerichte über die Rechtmäßigkeit der 
geraachten Prise auszuweisen: während die Landbeute, soweit 
sie überhaupt eine rechtmäßige ist, durch Besitzergreifung 
erworben wird, erfolgt die Übertragung des Eigenthumes an 
der Prise erst durch Urtheil des Gerichtes.^ 

Der Befehlshaber des Nehmers hat daher für die Erhaltung 
von Schiff und Ladung thunlichst Sorge zu tragen und jede 
willkürliche Verfügung darüber zu unterlassen; er soll ins- 
besondere (eventuell durch einen Offleier mit der zureichenden 
Mannschaft) die Prise nach einem heimatlichen Hafen oder nach 
demjenigen einer verbündeten Macht dirigieren.^ 

Die Vernichtung der Prise ist nur imNothfalle und 
sohin insbesondere dann gestattet, wenn die Überführung der 
Prise nach einem sicheren Platze nicht ohne erhebliche Gefahr 
sich ermöglichen oder durch die Erhaltung der Prise die eigene 
Sicherheit des Nehmers gefährdet würde.* 



* Vergl. im aUgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 138; 
Bluntschli, Völkerrecht, § 841—862; Martens, Völkerrecht, IL § 125, 
und Bulmcrlncq, Völkerrecht, § 92 (11 und 14). — Sieh insbesondere 
Per eis, Seerecht, § 57—60. — Wir berücksichtigen vorerst nur die Prisen- 
gerichtsbarkeit, soweit es sich um genommene feindliche Schiffe 
handelt; die PrivSengerichtsbarkeit gegen Neutrale werden wir im folgenden 
Theilc erörtern. 

* Die im Texte constatierte Verpflichtung gilt nicht nur für Kaper, 
sondern auch für vStaatskriegsschiffe. 

■ Die Prisen fahren in der Regel unter der Kriegsflagge des Nehme- 
staates. Das österreichische Reglement bestimmt: „Auf einem auf- 
gebrachten Schiffe feindlicher Flagge ist sofort die k. k. Flagge und unter 
dieser die feindliche an der Gaffel zu hissen. Ein aufgebrachtes vSchiff neu- 
traler Flagge hingegen behält die eigene Flagge insolange, bis es auf gesetz- 
lichem Wege zur guten Prise erklärt wurde : als Zeichen jedoch, dass sich 
dasselbe in den Händen der k. k. Kriegsmarine befindet, kann am Vortop die 
k. k. Flagge gehi&st werden." 

* Ohne eine der im Texte erwähnten Voraussetzungen hat der fran- 
zösische Avisodampfer „Desaix" am 14. October 1870 das deutsche Kauf- 
farteischiff „Charlotte" und am 21. October desselben Jahres die deutschen 
Kauffarteischiffe „Vorwärts" und „Ludwig" auf offener See in Brand ge- 
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§ 284. 

Als zuständig gelten die Prisengerichte des Staates, 
zu dessen Seemacht der Nehmer gehört. Die Gerichts- 
barkeit selbst wird nicht und nirgends einem gewöhnlichen 
bürgerlichen Gerichtshofe überwiesen. Das Tribunal wird viel- 
mehr ad hoc aus Männern gebildet, welche vermöge ihrer 
speciellen Kenntnisse und persönlichen Eigenschaften ein sach- 
kundiges und unparteiisches Urtheil verbürgen.^ 

Für die in der Wissenschaft in neuerer Zeit mehrfach 
empfohlene Einsetzung internationaler Prisengerichte be- 
stehen nur vereinzelte Vorgänge der Praxis.® 

Da die Einsetzung von Prisengerichten eine Handlung 
des Kriegsrechtes ist, so sind die neutralen Staaten nicht 
befugt, Prisengerichte einzusetzen oder zu gestatten, dass ein 
kriegführender Staat durch Consuln oder Gesandte auf ihrem 
neutralen Gebiete Prisengerichtsbarkeit ausübe.' 



steckt. Die Kaper der Conföderierten zerstörten 1861—1865 fast alle ge- 
nommenen Schiffe der Nordstaaten, weil ihre eigenen Häfen blockiert 
waren. Eine prisengerichtliche Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der 
Aufbringung ist übrigens auch nachVernichtungder Prise erforder- 
lich, weil infolge freisprechenden Urtheiles der Nehraestaat zur vSchadlos- 
haltung verpflichtet wird. Vergl. Per eis, Seerecht, § 57 (8). 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 138. — Die Prisengerichte 
werden entweder aus Personen richterlichen Standes (England, Ver- 
einigte Staaten von Nordamerika, Niederlande) zusammengesetzt oder als 
gerichtlich-administrative Instanzen (Frankreich, Deutschland, Russ- 
land, Österreich, Dänemark, Spanien) organisiert. — In der Regel constituiert 
man Prisengerichte erster und zweiter Instanz, wobei die zweite Instanz 
als Berufungs- oder als Cassationsinstanz fungiert. 

® Vergl. namentlich die Ausführungen von Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 173 (besonders Note 5). — Nach einem Vorschlage West- 
lakes soll die Einrichtung der Gerichte erster Instanz den Kriegführenden 
vorbehalten bleiben, während bei den Gerichten zweiter Instanz neben den 
Vertretern der kriegführenden Staaten auch noch solche Mitglieder fungieren 
sollen, welche durch die neutralen Mächte ernannt werden. — Bulmerincq 
empfiehlt ständige Prisengerichte, welche aus Mitgliedern bestehen, die von 
den Kriegführenden und den neutralen Mächten zu ernennen wären. Sieh 
Annuaire de l'Institut de droit international, 1878 (pag. 114 et suiv.), 
Projet de r^glement international des prises maritimes, § 92 et suiv. (An- 
nuaire 1882—1883, pag. 122, 171). 

' Über eine Ausnahme von der Competenz des kriegführenden Staates, 
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§ 285. 

Dem Führer eines feindlichen Schiffes gegenüber ist das 
Verfahren der Prisengerichte ein äußerst summarisches, 
welches jede Vertheidigung ausschließt und nur die Rechtferti- 
gung des Fanges von Seite des Nehmers bezweckt. Ein Re- 
clameverfahren oder ein Streitverfahren über die 
Giltigkeit der Prise wird dasselbe nur dann, wenn der 
Weggenommene die feindlicheNationalität seines Schiffes 
bestreitet oder sich auf ein besonderes Schutzprivilegium 
beruft und als Kläger die Herausgabe des SchifiFes begehrt. Im 
Falle der Bestreitung der feindlichen Nationalität des SchifiFes 
entscheidet in der Regel die legitime Flaggenführung.® 

Die Prisengerichte haben diejenigen prisen rechtlichen 
Grundsätze in Anwendung zu bringen, welche von der Staats- 
gewalt festgesetzt sind, unter deren Autorität sie fungieren.® 

Auch die Vertheilung des erbeuteten Gutes ist 
von den Gesetzen und Reglements des Nehmestaates abhängig.**' 



für welchen der Fang gemacht ist, wird in der Lehre von der Stellung der 
Neutralen, beziehungsweise von der Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale, 
die Rede sein. 

* Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 138. 

* In Ermangelung prisenrechtlicher Landesvorschriften dienen den 
Prisengerichten die „sonstigen völkerrechtlichen Grundsätze" zur Richt- 
schnur. Vergl. die preußischen „Bestimmungen über das Verfahren in 
Prisensachen**, § 29. 

Vergl. Per eis, Seerecht, §60 (III). 
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Drittes Capitel. 
Verkehr und YerhandluBgen unter den Eriegsparteien/ 

§ 286, 

Wird von den Verträgen abgesehen, welche in der Regel 
schon zur Friedenszeit eigens für den Kriegsfall abgeschlossen 
werden, 2 so gibt es außerdem Conventionen, welche im 
Kriege selbst noch vorkommen und dazu dienen, den noth- 
wendigen Verkehr und die wünschenswerten Verhandlungen 
unter den Kriegsparteien während des Krieges zu regeln.^ 

Die hienach fraglichen Conventionen zerfallen in zwei 
Kategorien, nämlich in allgemeine Kriegsconventionen 
und in specielle Kriegsconventionen. Die allgemeinen 
Kriegsconventionen enthalten die rechtliche Normierung eines 
dauernden Verhältnisses. Die speciellen Kriegsconventio- 
nen regeln nur bestimmte vorübergehende Leistungen. 

Hauptarten der allgemeinen Kriegsconventionen sind theils- 

1. die Kartells bezüglich des Postverkehres, der Parlamentäre, 
der Couriere und Pässe, der Kriegsgefangenen u. s. w.; theils: 

2. die Neutralitätsverträge, durch welche gewisse Bestand- 
theile und Personen eines Territoriums aus dem Kriegszustände 
ausgeschieden und mit den Wirkungen der Neutralität aus- 



» Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 141—143; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 674 u. f.; Martens, Völkerrecht, IL § 127, und Bulmerincq, 
Völkerrecht, § 92 (13). 

' Beispiele von Verträgen, welche in der Regel schon zur Frie- 
denszeit eigens für den Kriegsfall geschlossen werden, sind z. B. die 
Verträge über die Beschränkung der Contrebande, über die Gestattung des 
freien Handels während des Krieges, über die Neutralisierung eines Ge- 
bictstheiles, über den Schutz gewisser Anstalten gegen die Kriegsgefahren, 
über die Prisengerichtsbarkeit. • 

" „Conventions militaires faites par les bclligcrants entre cux pen- 
dant la durce de la guerre." Sieh Handbuch des „Institut fürVölker- 
recht", Seite 8. 
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gestattet werden. Hauptarten der speciellen Kriegsconventionen 
sind: Schutzbriefertheilungen, Contributions- und Re- 
quisit ions vertrage, Loslassungs- oder Ranz ionierungs- 
verträge, Auswechselungsverträge in Ansehung der 
Gefangenen, Capitulationen und Waffenstillstands- 
verträge. Nur die Hauptarten der speciellen Kriegsconven- 
tionen beanspruchen (in den §§ 287 und 288) noch eine nähere 
Erörterung.* 

§ 287. 

Zu den Schutzbriefen gehören namentlich militärische 
Sicherheitspässe fürPersonen und Geleitschcine 
für Waren. Derartige von dem Befehlshaber der Truppen aus- 
gestellte Pässe und Geleitscheine sichern das Recht der be- 
treffenden Personen zu ungefährdeter Passierung der militäri- 
schen Linien und das Recht der Frachtführer zu unbehinderter 
Durchfuhr der betreffenden Waren. Während der Sicherheits- 
pass unübertragbar und lediglich für die darin genannte 
Person giltig ist, sind Geleitscheine für den Warentransport 
übertragbar, falls nicht die Person des Frachtführers zu 
Bedenken veranlasst.^ 

Contributions- und Requisitionsverträge werden abge- 
schlossen mit den Unterthanen des feindlichen Staates, 
welche sich hiedurch zur Zahlung bestimmter Geldsummen oder 
zur Übernahme gewisser Lieferungen verpflichten.* 

Loslassungs- oder Ranzionierungsverträge (contrats de 
rachat, billets de rangon) haben die Freilassung einer Prise 
gegen ein bestimmtes Lösegeld zum Inhalte. Ein Ranzionie- 
rungsvertrag begründet theils: 1. die Verpflichtung zur Zahlung 
des Lösegeldes durch den Eigenthümer der Prise, theils: 2. den 
Anspruch des losgelassenen Schiffes auf Schutz gegen fernere 
Nehmung bis zum Ende der im Vertrage bezeichneten Reise. 
DerAbschluss von Ranzionierungsverträgen ist, soweit dies- 



*Vergl. namentlich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 142. 

* Hieher gehören auch die sogenannten Licenzen (Erlaubnis- 
scheine) für Schiffe und Schiffsgüter. 

*DerUnterschiedzwischenContributionenundRequisitionen 
ist schon im § 275 präcisiert worden. 
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falls kein ausdrückliches Verbot besteht, den Kreuzern und 
Kapern gestattet.'^ 

§ 288. 

Zur Gewährung einer Auswechselung von Gefange- 
nen ist ein Staat nur im Grunde eines vorausgegangenen Ver- 
trages verpflichtet. Derartige Auswechselungsverträge kamen 
erst in der zweiten Hälfte des XVII. Jahrhundertes in lebendi- 
geren Gebrauch. Die Auswechselung erfolgt in der Regel Mann 
für Mann, Rang für Rang, Verwundete für Verwundete; für Ge- 
fangene eines höheren Ranges werden, falls gegnerische Ge- 
fangene des gleichen Ranges fehlen. Gefangene eines niedrigeren 
Ranges in jeweilig zu verabredender Anzahl ausgewechselt.® 

Capitulation ist die Ergebung eines Truppenkörpers 
oder Waffenplatzes oder Kriegsschiffes. Dieselbe erfolgt 
entweder als eine bedingte oder als eine unbedingte; die 
bedingungslose Capitulation wird als „Übergabe auf Gnade und 
Ungnade" bezeichnet. Die Absicht der Capitulation pflegt man 
dem Gegner anzuzeigen durch das Aufstecken einer weißen 
Fahne oder durch das Aufhissen einer weißen Flagge; die Ver- 
tragsform besteht meistens in der schriftlichen Proposition 
der Bedingungen von Seite des CapitulierenwoUenden und in 
der schriftlichen Erklärung des anderen Theiles auf jene Pro- 
position. ^ 

Der Waffenstillstand ist entweder ein allgemeiner 
(treve) oder ein besonderer (beschränkter, localer, 
= armistice), je nachdem derselbe alle Kriegsoperationen auf 



' Über diese gegen das Ende des Xyil. Jahrhundertes in Gebrauch 
gekommenen Verträge vergl. Per eis, Seerecht, § 57 (III). 

^ Vergl. die Auseinandersetzungen über die Kriegsgefangenschaft 
im § 270. 

• In Ansehung der Bedingungen, unter welchen Festungen 
oder Kriegsschiffe capitulieren dürfen, sind die heimischen 
Militärgesetze maßgebend. Als völkerrechtliche Regel gilt, dass 
die den Besiegten auferlegten Capitulationsbedingungen die militärische 
Ehre nicht beeinträchtigen dürfen. Der Commandant einer capitulicrcnden 
Festung oder der Befehlshaber der sich ergebenden Truppen ist nicht be- 
rechtigt, sich für seine Staatsgewalt zu verpflichten oder irgendwelche 
politische Verbindlichkeiten zu übernehmen. Vergl. die Brüsseler De- 
claration, Art. 46—52, 
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dem ganzen Kriegsschauplatze oder aber nur die Feindselig- 
keiten zwischen bestimmten Truppentheilen eines bestimmten 
Gebietes suspendiert.^® Der Waffenstillstand hemmt die kriege- 
rische Action, d. h. es muss inzwischen jeder Angriff unter- 
lassen und jeder Vorwärtsmarsch auf feindlichem Gebiete ein- 
gestellt werden.** Die Aufnahme und Fort setzung der 
Feindseligkeiten kann sofort erfolgen, sobald die für den 
Waffenstillstand vereinbarte Frist ohne Waffenstillstands-Er- 
neuerung oder Friedensschluss abgelaufen ist** 



^^ Der allgemeine Waffenstillstand ist in der Regel der 
Vorbote des Friedensschlusses, weshalb denn auch der betreffende 
Vertrag gewöhnlich neben dem auf die Einstellung der militärischen Ope- 
rationen bezüglichen Punkte auch noch die Bedingungen einesPräli- 
minarfriedens enthält (wie z. B. der Versailler Vorfrieden von 
1871 und der Präliminarfrieden von San Stefano aus dem Jahre 
1878). Ein besonderer Waffenstillstand (locale Waffenruhe) 
wird meistens vereinbart behufs Bergung der Verwundeten und Bestattung 
der Gefallenen nach einer Schlacht. Einen allgemeinen Waffenstillstand 
kann nur der Oberbefehlshaber eingehen, während ein besonderer 
Wafifenstillstand auch vom Commandierenden des betreffenden Truppen- 
corps eingegangen werden kann. 

^^ Zur Befestigung und Sicherung vseiner bisherigen kriegerischen 
Stellung kann während des Waffenstillstandes jeder Theil beliebige Maß- 
regeln ergreifen, ausgenommen solche auf die Kriegführung bezügliche 
Maßregeln, welche der Feind, wenn der Kampf fortdauerte, zu verhindern 
veranlasst wäre. Besondere vSchwierigkeiten verursacht nicht selten die 
Frage der Verproviantierung von Festungen. Preußen genehmigte 
in Nikolsburg die Verproviantierung der böhmischen Festungen, während 
im October 1870 die Verproviantier ung von Paris verweigert wurde, weil 
Graf B i s m a r c k nach dem Aufstande vom 30. October die Regierung als 
noch nicht ausreichend stark erachtete, die Ausführung des Friedens zu 
sichern. 

* ■ Wurde der Waffenstillstand auf unbestimmteZeit eingegangen, 
so muss selbstverständlich die Wiedereröffnung der Feindseligkeiten durch 
vorherige Aufkündigung desselben angezeigt werden. 



Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 20 



Dritter Abschnitt. 

Die Beendigung des Krieges.^ 



Erstes Capitel. 
Die Beendigung des Krieges im allgemeinen.^ 

§ 289. 

Der Krieg kann im allgemeinen auf dreifache Weise be- 
endigt werden, und zwar: 1. durch allseitige Einstellung 
der Feindseligkeiten und Wiederbeginn des fried- 
lichen Verkehres; 2. durch vollständige und unbe- 
dingte Unterwerfung des Besiegten unter den Sieger; 
3. durch Abschluss eines förmlichen Friedens unter 
den bisherigen Gegnern. 

Die Beendigung des Krieges durch Friedensschluss bildet 
die Regel. ^ 

Wohl zu unterscheiden von den unter 1 — 3 verzeichneten 
Beendigungsarten des Krieges sind die Usurpation und das 
Postliminium, obwohl die Usurpation eine Beseitigung des 
Widerstandes der feindlichen Staatsgewalt voraussetzt und das 
Postliminium eine Wiederkehr von Rechtsverhältnissen bedeutet, 
welche durch den Krieg thatsächlich gestört worden sind.* 

§ 290. 
Beispiele einer Kriegsbeendigung ohne Friedensvertrag und 



' Wir erörtern hiebei in drei Capiteln : 1. die Beendigung des Kriege« 
im allgemeinen; 2. die Kriegsbeendigung durch Friedensschluss; 3. das 
Postliminium. 

* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 176 bis 
184«; Bluntschli, Völkerrecht, §700—726; Martens, Völkerrecht, II. 
§128, und Bulmerincq, Völkerrecht, §92 (15). 

^ Hievon wird im zweiten Capitel gesondert die Rede sein. 

* Hievon wird im dritten Capitel gesondert die Rede sein. 
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sohin eines rein thatsächlichen Überganges in den Friedens- 
zustand hat auch unser Jahrhundert noch aufzuweisen.* 

Als Grundlage des Friedenszustandes ist hiebei der 
Status anzusehen, bei welchem sich beide Theile 
seit Einstellung der Feindseligkeiten beruhigt 
haben. 

Im übrigen behält sich jede Partei ihre ursprüngliche 
Rechtsbehauptung vor, soweit der Streit nicht durch 
die Thatsachen des Krieges seine factische Erledigung ge- 
funden hat.* 

§ 291. 

Die Kriegsbeendigung durch vollständige und unbedingte 
Unterwerfung des Besiegten unter den Sieger ist auch heute 
noch unvermeidlich, sobald es sich als unmöglich herausstellt, 
mit dem Besiegten einen dem Staatsinteresse entsprechenden 
Frieden abzuschließen.' 

Solchen Falles geht auf den Sieger lediglich nur die 
Staatsgewalt über. Der Sieger erhält kein Recht auf die 
Person und das Eigenthum der Unterthanen des besiegten 
Staates. Die debellatio des heutigen Völkerrechtes oder 
die Vernichtung der politischen Existenz des Geg- 
ners ist nicht die deditio im römischen Sinne.® 



' Im vorigen Jahrhunderte endigten der Krieg zwischen Polen und 
Schweden 1716 mit einer gänzlichen Intermission der Feindseligkeiten 
und auch der spanisch-französische Krieg 1720 ohne Friedens- 
schluss. In unserem Jahrhunderte brach Kaiser Paul von Russland bei 
seiner Thronbesteigung den von Katharina begonnenen Krieg mit Per- 
sien ab. Ähnlich endete der Krieg zwischen Frankreich und Mexiko 
(vergl. Revue de droit international, 1872, p. 465). 

• Bluntschli erklärt (Völkerrecht, § 700): „Soweit eine thatsäch- 
liche Umgestaltung der Dinge unangefochten fortdauert, soweit gilt der 
,status quo post bellum res sunt'; abgesehen davon aber ist der ,status 
quo ante bellum res fuerunt' als maßgebend zu betrachten." 

■^ Fall Hannovers, Kurhessens und Nassaus im Jahre 1866! 

® Sieh die altrömische Deditionsformel bei Livius (I, 38): „Rex 
intcrrogavit: Estisne vos legati oratoresque missi a populo CoUatino, ut vos 
populumque CoUatinum dederetis? Sumus. Estne populus CoUatinus in 
sua potestate? Est. Deditisnc vos populumque CoUatinum, urbem, agros, 
aquam, terminos, delubra, untensilia, divina humanaque omnia in meam 
populique Romani deditionem? Dedimus. At ego recipio." — Im Gegensatze 

20» 
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In der Regel wird der besiegte Staat mit dem siegenden 
Staate vereinigt • 

zwischen antiker deditio und moderner debellatio spiegelt sich 
so recht eigentlich der Gegensatz zwischen antiker und modemer Auf- 
fassung des Staates. Der antike StaatsbegriflF ist, wie Bluntschli sich 
ausdrückt, „allumfassend und absolut"; der moderne Staatsbegriff bedeutet 
nicht unbeschränkte Gewalt übel* Personen und Eigenthura, sondern nur 
„öffentlich-rechtliche und insofern verfassungsmäßige*' Gewalt. — Treffend 
bemerkt Geffcken, dass unter civilisierten Staaten die Eroberung im 
Sinne der Vernichtung der politischen Existenz der wenigst wünschens- 
werte Besitztitel sei, da er auf bloßer Gewalt beruhe; nichtsdestoweniger 
anerkennt jedoch auch Geffcken, dass es heute noch Fälle gibt und stets 
geben wird, wo eine debellatio als die einzig mögliche Lösung eines ob- 
schwebenden Conflictes erscheint. 

• Nicht selten hat jedoch der siegende Souverän (z. B. Napoleon I.) 
über eroberte Länder auch zu fremden Gunsten, und zwar insbesondere 
zu Gunsten seiner Familienmitglieder disponiert. 



Zweites Capitel. 
Die Eriegsbeendigung durch Friedensschluss. ^ 

§ 292. 

Der Friedensschluss ist diejenige völkerrechtliche Rechts- 
handlung, durch welche der Kriegszustand beendigt und der 
Friedenszustand erneuert wird. Der Friedensvertrag, neben 
den Bündnissen die älteste Art der internationalen Verträge, 
enthält demgemäß die Bedingungen der Kriegsbeendigung 
und der Friedenserneuerung. Nach seinem Inhalte kann der- 
selbe entweder als reiner und einfacher Friedensschluss 
(paix pure et simple) auf die bloße Erneuerung des Friedens- 
zustandes gerichtet oder als bedingter Friedensschluss in 
Verbindung mit Stipulationen anderer Art eingegangen sein. ^ 

Da der Friedensschluss den bisherigen Kriegszustand de- 
finitiv beseitigt, so ergibt sich hieraus von selbst und auch 
ohne besondere ausdrückliche Clausel die Nothwendigkeit einer 
gegenseitigen Amnestie oder der Niederschlagung aller 
Klagen und Ansprüche wegen Unbill oder Schädigung, welche 



' Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 179 
bis 184«, und Bluntschli, Völkerrecht, § 703 u. f., sowie Martens, 
Völkerrecht, IL § 128 (I). — Den Gegenstand der textlichen Erörterung 
bildet selbstverständlich nicht der Präliminarfrieden, sondern der 
definitive Frieden. — Die Präliminarfrieden haben gegenwärtig, wie 
Martens sich ausdrückt, „die Bedeutung von Probeversuchen, um zu 
erfahren, inwieweit die stipulierten Bedingungen etwa Widerspruch oder 
Zustimmung von Seite dritter neutraler Mächte finden dürften". So be- 
gegnete z. B. der vorläufige Friedenstractat von San Stefano einem 
englisch-österreichischen Proteste und wurde durch den Berliner Con- 
gress von 1878 modificiert. Für die Contrahenten ist allerdings Jeder 
Präliminarfrieden verbindlich. 

' Derartige Stipulationen pflegen sich namentlich auf Veränderungen 
des Besitzstandes zu beziehen. 
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die Angehörigen der einen Kriegspartei durch Angehörige der 
anderen Kriegspartei während des Krieges erlitten haben. ^ 

Vorbehalte ermöglichen sich selbstverständlich bei jeder 
Amnestie für jede Partei.* 

§ 293. 

Die Giltigkeit des Friedensschlusses wird durch die 
Übermacht des Siegers nicht tangiert, wohl aber behindert 
durch einen äußeren Zwang, welcher gegen den bevollmächtigten 
Vertreter der über den Frieden unterhandelnden Kriegspartei 
ausgeübt wird.^ 

Durch den Friedensschluss wird mit dem Kriege auch der 
bisherige Rechtsstreit unter den kriegführenden Staaten 
beendigt: nach dem Friedensschlüsse hat daher auch die Aus- 
übung aller weiteren Feindseligkeiten aufzuhören. Die Basis 
der erneuerten Friedensordnung bildet der öffentliche Be- 
sitzstand zur Zeit des Friedensschlusses, soweit 
nicht in dem Friedensschlüsse abweichende Bestimmungen ent- 
halten sind. Vertragsverhältnisse unter den Staaten, deren 
Wirksamkeit während des Krieges suspendiert war, treten von 
rechtswegen wieder in Wirksamkeit, soweit dieselben nicht 
entweder durch den Friedensschluss abgeändert werden oder 
Angelegenheiten betreffen, welche durch den Krieg aufgelöst 
oder umgewandelt worden sind.® 

" In der Regel findet sich die sogenannte Amnestie clau sei aus- 
drücklich in den Friedensverträgen. Da der Grund der Amnestie nur in 
Rücksicht auf die exceptionelle Natur des Krieges und in den allgemeinen 
Friedensbedürfnissen liegt, so darf dieselbe nicht darüber hinaus auch auf 
die Zerstörung solcher Klagen wirken, welche mit dem Kriege nichts zu 
schaffen haben und deren Durchführung den Frieden nicht gefährdet. — - 
Über die drei Classen der hieher gehörigen privatrechtlichen Klagen vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §180 (III), und Bluntschli, Völker- 
recht, § 710. 

* Im Frankfurter Frieden wurde z. B. von Seite Deutschlands 
ein Vorbehalt gemacht bezüglich der von französischen Gefangenen ver- 
übten gemeinen Verbrechen. 

* Über die zum Abschlüsse des Friedensvertrages competenten 
Autoritäten entscheidet nicht das Völkerrecht, sondern das Staatsver- 
fassungsrecht der einzelnen Staaten. 

* Mit dem Eintritte des Friedens dürfen in dem bisher feindlichen 
Lande insbesondere keine Kriegsbeiträge mehr eingefordert werden. 
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Nebenwirkungen eines Friedensschlusses betreffen die 
Unterthanen der kriegführenden Staaten und die Neu- 
tralen. Die Unterthanen der kriegführenden Staaten haben 
sich den Friedensciauseln zu unterwerfen ungeachtet der damit 
verbundenen Opfer und Änderungen von Privatrechten. Die 
Neutralen werden von den Beschränkungen entbunden, welche 
ihnen das Recht des fremden Krieges auferlegt hat; sie behalten 
jedoch, weil die Amnestie in ihren Rechtskreis nicht eingreift, 
alle Ansprüche wegen verletzter Neutralität.' 

§ 294. 

Der Friedensvertrag tritt in Wirksamkeit mit dem Tage 
seiner Ratification durch die betreffenden Staatsgewalten. 
In der Regel wird jedoch verabredet, dass sofort nach Unter- 
Wenn einzelne Truppenkörper, ohne von dem Friedensschlüsse unterrichtet 
zu sein, noch eine Stadt oder eine Festung einnehmen, so müssen sie die- 
selbe wieder räumen. Ebenso sind Schiffe, welche nach Abschluss des 
Friedens genommen wurden, wieder freizulassen. — Mitunter wird wohl 
auch nicht der „Status, quo bellum res reliquit", als Grundlage der er- 
neuerten Friedensordnung angenommen, sondern auf den „Status quo ante 
bellum" (sc. res fuerunt) zurückgegriffen. — Die Annahme einzelner PubÜ- 
cisten, dass die früheren Verträge überhaupt nur insofern wieder wirk- 
sam werden, alssieausdrücklichneubekräftigt worden seien, hängt 
mit dem Irrthume zusammen, wonach der Krieg alle älteren Rechtsver- 
hältnisse unter den Staaten gänzlich auflösen soll. 

' Besondere Friedensciauseln mit eigenthümlicher Bedeutung betreffen 
namentlich die Restitution einer Sache aus dem Besitze des einen 
Theiles an den anderen Theil und die Abtretung eines bestimmten 
Landes- oder Gebietstheiles. — Was speciell die Abtretung eines 
Territoriums anbelangt, so ist die Zulässigkeit derselben keineswegs ab- 
hängig von der Zustimmung der Bevölkerung des abgetretenen 
Territoriums. Dagegen empfiehlt es sich, der hier fraglichen Bevölkerung 
die Wahl darüber freizugeben, welchem Staate sie in Zukunft angehören 
will. Diese Wahl erfolgt ausdrücklich in der Regel nur durch diejenigen 
Personen, welche das abgetretene Territorium verlassen, während bei den 
anderen Personen der Verbleib als concludente Thatsache für die Unter- 
werfung unter die neue Staatsgewalt zu gelten hat. — Die Zustimmung zur 
Abtretung durch Plebiscit wurde im Falle Savoyens komödienhaft in 
Scene gesetzt. Beispiele des Optionsrechtes lassen sich mehrfach nach- 
weisen seit dem Hubertusburger Frieden von 1763, wo dasselbe 
zuerst erscheint, bis zum Art. 2 des Frankfurter Friedens. Vergl. 
Holtzendorff, Eroberungen und Eroberungsrecht (1872), sowie Stör k, 
Option und Plebiscit (1879). 
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Zeichnung des Vertrages oder nach einem bestimmten dem- 
nächstigen Zeitpunkte die kriegerischen Operationen und alle 
Acte der Feindseligkeit überhaupt aufzuhören haben.® 

Ein Bruch des Friedensschlusses vor dessen wirklichem 
und vollständigem Vollzuge berechtigt die verletzte Partei, den 
ganzen Frieden als unverbindlich zu betrachten, den Krieg ohne 
weiteres fortzusetzen und so zu handeln, wie wenn gar kein 
Friedensvertrag abgeschlossen worden wäre.® 

Falls jedoch die Ausführung einer Bestimmung des Friedens- 
vertrages unmöglich ist, so kann von einem Bruche des 
Friedensschlusses nicht die Rede sein.*® 



" Erst die Ratification macht den Vertrag perfect, d. h. erst 
vom Tage der Ratification an kann der Vollzug rechtlich gefordert werden. 

• Man erinnere sich z. B. an die Vorgänge, welche sich während 
der Züricher Unterhandlungen über die Ausführung der Präliminarien 
von Villa fr anca unter Mitwirkung Sardiniens in Italien zutrugen. 
Da diese Vorgänge die Ausführung des Friedensvertrages a priori unmöglich 
machten, so war Österreich berechtigt, den Vertrag, der stets ein 
Ganzes bildet, als null und nichtig anzusehen und den Krieg zu erneuern. 
„That es dies nicht, so war das Sache politischer Convenienz.** Sieh 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 184, Note 3. 

*•* Auch von der Nichtausführung einzelner Friedensartikel gilt das 
„Ultra posse nemo tenetur". Wenn z. B. der Prager Frieden 
zwischen Österreich und Preußen vom 23. August 1866 dem „Vereine der 
süddeutschen Staaten" eine „internationale unabhängige Existenz" zuschrieb, 
so konnten doch die betreffenden Staaten nicht gezwungen werden, einen 
Verein zu bilden. Sieh Bluntschli, Völkerrecht, § 725 (3). 



Drittes Capitel. 
Das Postliminium. ' 

§ 295. 

Unter Postliminium versteht man die ohne Fricdensschluss 
nach factischer Befreiung von der feindlichen Gewalt eintretende 
Wiederkehr der durch den Krieg thatsächlich gestörten Rechts- 
verhältnisse.^ 

Man unterscheidet zunächst das Postliminium der Völker 
und Staatsgewalten und das Postliminium der Privat- 
personen und Privatverhältnisse.^ 

Was sodann das Postliminium der Völker und Staats- 
gewalten im besonderen anbelangt, so sind zwei Fälle ausein- 
anderzuhalten, nämlich; 1. der Fall, in welchem der Feind 
zwischenzeitlich innerhalb des besetzten Gebietes bloß Krieg s- 



' Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 187 bis 
190, beziehungsweise 192; Bluntschli, Völkerrecht, § 727—741; Martens, 
Völkerrecht, IL § 128 (II), und Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (11). Sieh 
auch Störk, Das Postliminium im Völkerrecht (Wien 1881). 

* Der Ausdruck „Postliminium" ist dem römischen Rechte ent- 
nommen, hat aber im heutigen Völkerrechte eine andere Bedeutung, als 
das antike Postliminium. — Die Römer nahmen an, dass durch die feind- 
liche /Gefangenschaft für deren Dauer der römische Bürger seine bürger- 
lichen Rechte verliere, — dass er aber sofort sein früheres Recht wieder 
erlange, wenn er sich der Gefangenschaft zu entziehen vermöge; sie fin- 
gierten dann, dass der Bürger niemals gefangen worden sei und sein Recht 
fortwährend erhalten habe. Diese Fiction bezeichneten die Römer als „post- 
liminium*^. § 5. J. Quib. mod. jus post. solv. (I. 12): „Dictum autem post- 
liminium a limine et post, ut eum, qui ab hostibus captus in iines nostros 
postea pervenit, postliminio reversum recte dicimus; nam limina sicut in 
domibus ünem quemdam faciunt, sie et imperii finem limen esse veteres 
voluerunt.* — Vergl. namentlich Hase, Das jus postliminii (Halle 1851), 
und H. E. Young, De jure postliminii (Berol. 1854). 

• Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 188—190. 
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recht geübt hat, und 2. der Fall, in welchem der Feind 
eine wirkliche Landesherrschaft sich angemaßt und 
zwischenzeitlich behauptet hat, ohne dass dieselbe durch 
einen Friedensschluss bestätigt und zu anerkanntem Rechts- 
zustande geworden ist/ 

§ 296. 

Mit der freiwilligen Räumung eines vom Feinde 
bislang besetzten Gebietstheiles oder mit der Verdrängung 
desselben durch die befreundete Kriegsgewalt hört das 
feindliche Kriegsrecht sofort auf, das frühere Rechtsverhältnis 
wird erneuert und die vormalige Staatsgewalt tritt wieder in 
ihre Rechte und Pflichten ein. Erfolgt die Austreibung des 
Feindes durch eine weder die rechtmäßige Staatsgewalt des be- 
freiten Landes, noch einen Bundesgenossen desselben repräsen- 
tierende, wohl aber im Kriege mit dem Landesfeinde 
befindliche Kriegsmacht, so ist die befreiende Kriegs- 
macht, welche inzwischen die Kriegsgewalt handhabt, zur Mit- 
wirkung bei der neuen Regulierung der öffentlichen Zustände 
berechtigt. Wird der Feind durch die Bevölkerung des be- 
setzten Gebietes vertrieben, so ist die Restauration von der 
Bevölkerung abhängig und kann die frühere Regierung nur mit 
Zustimmung derselben in den Besitz eintreten.^ 

Anders, als in dem hiemit vorausgesetzten Falle der tem- 
porären Occupation gestaltet sich die Rechtslage im Falle 
der dauernden Usurpation.® 



* Der unter 1 bezeichnete Fall ist derjenige der temporären Occu- 
pation; der unter 2 bezeichnete Fall ist derjenige der dauernden Usur- 
pation. 

^ Sieh Martens, Völkerrecht, II. § 128 (II). - Was insbesondere 
den Fall einer Vertreibung des Feindes durch eine dritte Macht 
anbelangt, so kam in diese Lage z. B. die Republik Genua, die von Na- 
poleon I. erobert und zum Vicekönigreiche Italien geschlagen worden war. 
Im Jahre 1804 befreite eine englische Flotte (renua, worauf der englische 
Admiral Bentinck eine Proclamation erließ, wonach Genua als selb- 
ständige Republik wieder hergestellt wurde. Es war daher völkerrechts- 
widrig, wenn die Verbündeten ohne vorherige Einholung der englischen 
Erlaubnis 1814 Genua mit dem Königreiche Sardinien vereinigten. — Vergl. 
Martens, Völkerrecht, IL § 128 (a, 4). 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 185 und 186, und 
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Regierungsacte des Usurpators, welche bloße Ver- 
waltungs- und Gerichtsacte sind oder eine privatrecht- 
liche Bedeutung haben, bleiben in der Regel in Kraft; Re- 
gierungsacte des Usurpators, welche einen wesentlich poli- 
tischen Charakter an sich tragen, können dagegen von der 
restaurierten Staatsgewalt für unwirksam erklärt werden. Die 
restaurierte Regierung ist nicht verpflichtet, die von der feind- 
lichen Zwischenregierung vorgenommene Veräußerung von 
Staatsdomänen oder Renten oder die durch den feindlichen 
Usurpator für das besetzte Land contrahierten Staats- 
schulden als rechtsverbindlich anzuerkennen. Anders verhält 
sich aber die Sache, wenn die Eroberung durch die Aner- 
kennung im Frieden vollzogen wird, beziehungsweise wenn 
einmal der Frieden die Eroberung bestätigt hat: der Eroberer 
ist dann berechtigt, die Staatshoheit auszuüben und auch dritten 
Personen gegenüber für das Land zu handeln.'' 

§ 297. 

Das Postliminium der Privatpersonen bedeutet, dass die 
persönlichen Rechte, an deren Ausübung dieselben 
durch die Kriegsgefangenschaft gehindert waren, nun- 
mehr von ihnen wieder ausgeübt werden können. Die Vor- 
mundschaft z. B., die inzwischen für die Kriegsgefangenen be- 
stellt wurde, gelangt in Wegfall. Die aus der Kriegsgefangen- 
schaft entlassenen Personen treten in den persönlichen durch 
keine Feindesgewalt behinderten Genuss ihres Vermögens wie- 
der ein.® 

Das Postliminium lässt sodann das Eigenthum an Im- 
mobilien wieder wirksam werden, wenn letztere dem Eigen- 
thümer während des Krieges durch die feindliche Kriegsgewalt 



Bluntschli, Völkerrecht, § 731 u. f., sowie Martens, Völkerrecht, II. 
§ 128 (II, b). 

' Nach Auflösung des Königreiches West phalen wollte der Kur- 
fürst von Hessen, dessen Land einen Bestandtheil jenes Königreiches ge- 
bildet hatte, die Staatsschulden der Zwischenregierung nicht bezahlen; er 
konnte aber solchen Standpunkt nicht aufrecht erhalten, nachdem das 
Königreich Westphalen im Frieden vonTilsit anerkannt worden war. 

* Das Recht der Kriegsgefangenen war auch während der Gefangen- 
schaft nicht aufgehoben. Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 738. 
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entzogen wurden und jetzt wiederum unter die Autorität des 
befreundeten Staates zurückgekommen sind.^ 

Nicht minder können die von dem Feinde weggenomme- 
nen beweglichenSachen nach Verdrängung der feindlichen 
Gewalt bis zum Friedensschlüsse von dem verletzten Eigen- 
thümer zurückgenommen werden, und zwar auch dann, wenn 
die feindliche Wegnahme durch das Kriegsrecht legitimiert war.*® 



' Die von der feindlichen Kriegsgewalt veräufierten Häuser und 
Grundstücke sind durch die Eigenthümer vindicierbar, d. h. die ge- 
schehene und nicht im Frieden ausdrücklich oder stillschweigend bestätigte 
Veräußerung ist ungiltig. Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 739. 

"* Des vom Feinde weggenommenen und weggetriebenen Viehes 
kann sich — beispielsweise — der Eigenthümer wieder bemächtigen, sobald 
der Feind während des Marsches oder Kampfes den Besitz der betrefifenden 
Viehstücke einbüßt. — Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 740. — Die 
Zulässigkeit der Wiedemahmc eines als Prise -von dem Feinde weg- 
genommenen Schiffes vor der prisengerichtlichen Zusprechung ist schon 
im § 279 constatiert worden. 



Dritter Theil. 
Das Recht der Neutralität/ 



Erster Abschnitt. 

Die Neutralität im allgemeinen. 



Erstes Capitel. 

Das Wesen und die Bedingungen der Neutralität, some die 
Verletzung der Neutralitätsbedingungen. ^ 

§ 298. 

Unter Neutralität versteht man die Nichtbetheiligung 
am Kriege Dritter, d. h. neutral sind diejenigen Staaten, 
welche weder selbst am Kampfe sich betheiligen, noch zum 
Vortheile oder Nachtheile eines der kämpfenden Theile sich 



* Wir behandeln in drei Abschnitten: 1. die Neutralität im aUge- 
meinen; 2. die Rechte der Neutralen in Ansehung des Handels; 3. die der 
Handhabung ihrer materiellen Rechte dienstbaren formalen Rechte der 
Kriegsparteien gegen die Neutralen. 

* Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. das Wesen und die Bedin- 
gungen der Neutralität, sowie die Verletzung der Neutralitätsbedingungen ; 

2. die Pflichten der Neutralen im einzelnen; 3. die Rechte der Neutralen 
mit Ausschluss des Rechtes des neutralen Handels. Der Frage nach den 
Rechten der Neutralen in Ansehung des Handels, welche „seit Jahrhunderten 
ein Eris-Apfel für die Staaten gewesen ist*^, widmen wir den ganzen zweiten 
Abschnitt. — Ähnlich verfahrt in systematischer Beziehung Heffter. — 
Martens unterscheidet (Völkerrecht, II. § 131) drei Gruppen von Rechten 
und Pflichten der Neutralen, nämlich: 1. Rechte und Pflichten in terri- 
torialer Hinsicht, 2. Rechte und Pflichten in persönlicher Hinsicht, 

3. Rechte und Pflichten hinsichtlich des Handels. 

' Vergl. im allgemeinen Heffter- Geffcken, Völkerrecht, §144 u. f.; 
Bluntschli, Völkerrecht, § 742 u. f.; Martens, Völkerrecht, II. § 129 u. f.; 
Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (4), und Gar eis, Institutionen, § 87 u. f. 
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bethätigen/ Ein neutraler Staat ist, wie Kl üb er sagt, weder 
Richter, noch Partei. Der neutrale Staat behauptet den Frieden 
inmitten des Kampfes der Kriegsparteien. ^ 

Es ist hienach unzutreffend, von einer Neutralität als einer 
sogenannten unvollständigen Neutralität dann zu reden, 
wenn ein Staat allen kriegführenden Theilen die gleichen Be- 
günstigungen wirklich gewährt oder aber nur einen Theil be- 
günstigt, jedoch vermöge früherer Verträge. Abgesehen davon, 
dass der Neutrale grundsätzlich gar keine Begünstigung des 
Krieges vornehmen soll, so ist eine vollkommen gleiche Be- 
günstigung beider Parteien thatsächlich unmöglich infolge der 
Verschiedenheit der geographischen Lage und der beiderseitigen 
Bedürfnisse. Die Begünstigung einer Kriegspartei mag sodann 
durch frühere Verträge rechtlich geboten sein, enthält jedoch 
nichtsdestoweniger thatsächlich eine Verletzung der Neutralität.^ 

Man unterscheidet eine nothwendige und eine frei- 
willige Neutralität: erstere wird durch völkerrechtliche Acte 
und Verträge garantiert; letztere beruht auf dem freien Ent- 
schlüsse der Staaten. Die dauernde vertragsmäßige Neutralität 
bezeichnet man gewöhnlich als ewige Neutralität."^ Die Neu- 



Aus der neueren Literatur sind, abgesehen von den allgemeinen Systemen 
des Völkerrechtes, namentlich hervorzuheben: Leschkof, Des principes 
de la neutralit6 et du commerce neutre (Moscou 1841); Haute feuille, 
Droit des nations neutres en temps de guerre maritime (Paris 1848); 
Gessner, Le droit des neutres sur mer (2. dd., Berlin 1876). 

* Der neutrale Staat ist am Kriege nicht activ, wohl aber passiv 
insofern betheiligt, als er gewisse Wirkungen des Kriegszustandes über 
sich ergehen lassen muss. Vergl. Berners Artikel „Neutralität" in 
Blun tschüs Staatswörterbuch, VII. S. 252. 

^ Der Begriff der Neutralität ist ein wesentlich modemer. Hugo 
G r o t i u s bezeichnet die Neutralen noch als „medii "; Bynkershoek er- 
klärt: „Non hostes, qui neutrarum partium sunt." Vergl. Danewski, Ge- 
schichtliche Skizze der Neutralität und Kritik der Pariser Declaration von 
1856 (Charjkow 1879). 

® Die vom Grafen Bernstor ff 1870 in seiner Correspondenz mit 
Lord Gran ville über den Waffenhandel gewünschte „neutralitö bien- 
veillante" ist keine Neutralität mehr. In dem Maße, in welchem eine 
solche Neutralität sich für den einen Theil als eine wohlwollende erweist, 
muss dieselbe für den anderen Theil eine übelwollende werden. Sieh 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 144 (besonders Notes). 

' Die Wiener Congressacte (Art. 84 und 92) und eine besondere 
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tralität heißt eine bewaffnete, wenn der neutrale Staat zum 
Schutze seiner Neutralität gewaffnet oder gerüstet auftritt.® 

§ 299. 

Die drei Bedingungen der Neutralität, auf deren Er- 
füllung sich alle einzelnen Pflichten der Neutralen zurückführen 
lassen, bestehen: 1. in der Nichtduldung dessen, dass eine Kriegs- 
partei im Gebiete des neutralen Staates unmittelbar feindselige 
Handlungen gegen die andere Kriegspartei vornehme; 2. darin, 
dass der neutrale Staat jeder Störung einer Kriegspartei in 
deren rechtmäßigen Kriegsoperationen außerhalb des neutralen 
Gebietes sich enthalte; 3. darin, dass der neutrale Staat jede 
positive Unterstützung einer Kriegspartei zu Kriegszwecken 

unterlasse.' 

§ 300. 

Die Verletzung der Neutralitätsbedingungen durch 
einen neutralen Staat berechtigt die geschädigte Kriegspartei, 
die Neutralität des betreffenden Staates als erloschen anzusehen 
und entweder Repressalien anzuwenden oder zur Kriegserklärung 
zu schreiten. ^^ 



Beurkundung der Mächte vom 20. November 1815 anerkennen, dass die 
fortwährende Neutralität der Schweiz in den europäischen Interessen be- 
gründet sei. Der Londoner Vertrag vom 15. November 1831 stipulierte 
die immerwährende Neutralität des Königreiches Belgien. Der Londoner 
Vertrag vom 18. Mai 1867 erklärte die Neutralität des Großherzogthumes 
L u X e m b ü r g. — Mit Unrecht behauptet B 1 u n t s c h 1 i (Völkerrecht, § 745 [c]) 
eine Neutralität Serbiens nach dem Pariser Frieden von 1856; da- 
gegen stipulierte derselbe Vertrag die 1871 wieder beseitigte Neutralität 
des Schwarzen Meeres. — Der Clayton-Bulwer Vertrag vom 
19. April 1850 neutralisierte den projectierten Panama-Canal. 

** Vergleiche Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität 1780 — 1783 
(Berlin 1884). 

• Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 146. 

»• Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, § 781, und Martens, Völker- 
recht, IL § 138. 



Zweites Capitel. 
Die Pflichten der Neutralen im einzelnen.* 

§ 301. 

Der neutrale Staat muss nach Maßgabe seiner im § 299 
unter 1 bezeichneten Verpflichtung es verhindern, dass inner- 
halb des neutralen Staatsgebietes eine Kriegspartei gegen die 
andere Kriegspartei unmittelbar feindselige Handlungen vor- 
nehme. Vermag der neutrale Staat die Vornahme derartiger 
Handlungen nicht zu verhindern, so hat er die Maßregeln der 
geschädigten Kriegspartei zu tragen. Hiebei ist die Berufung 
des Neutralen auf die Unzulänglichkeit der Gesetze seines 
Staates zur Aufrechthaltung der Neutralität unzulässig, weil 
jeder Staat verpflichtet ist, seine Gesetzgebung in derjenigen 
Weise einzurichten, welche die Erfüllung der völkerrechtlichen 
Verbindlichkeiten gestattet.^ — Der neutrale Staat soll daher 
namentlich der Eventualität vorbeugen, dass eine Truppen- 
oder Schiflsmacht, welche im neutralen Staatsgebiete ein Asyl 
gefunden hat, das Asyl zu einem Angriffspunkte gegen die feind- 
liche Kriegspartei missbrauche. ^ — Ebenso ist der neutrale 



' Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 147 und § 148. 

' Sich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 147, Note 1. 

* Der neutrale Staat muss die auf das neutrale Territorium über- 
tretenden Truppen einer Kriegspartei entwaffnen und möglichst weit vom 
Kriegsschauplatze internieren. — Der General Bourbaki zog sich, nachdem 
er im Kriege von 1870 von der Hauptarmee durch die Deutschen abgeschnitten 
worden war, mit 80.000 Mann auf schweizerisches Gebiet zurück. Über die 
Bedingungen, unter welchen dieser Armee der Eintritt in die Schweiz gestattet 
wurde, schlössen der französische General Clinchamp und der schweizerische 
General Herzog eine Special-Convention ab, in wxlcher vereinbart wurde, 
dass die Franzosen die Waffen abzulegen haben. Die Auslagen für den Unter- 
halt der internierten Truppen stellte die Schweiz Frankreich in Rechnung. — 
Die „Gesetze für den Landkrieg" bestimmen in den Art. 79—81: „Der 
neutrale Staat, auf dessen Boden sich Truppen oder Individuen flüchten, 
welche zu den Streitmächten der Kriegführenden gehören, muss dieselben 
möglichst weit vom Kriegsschauplatze internieren. Er muss ebenso gegen 
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Staat verbunden, die innerhalb seiner Eigengewässer ge- 
machten Prisen zu befreien und der Errichtung von Prisen- 
gerichten sowie dem Verkaufe von Prisen durch einen Krieg- 
führenden innerhalb des neutralen Staatsgebietes entgegenzu- 
treten.* 

Nach Maßgabe seiner im § 299 unter 2 bezeichneten Ver- 
pflichtung muss sodann der neutrale Staat namentlich eine 
rechtmäßige Blockade und alle anderweitigen gesetzrpäßigen 
Anordnungen der kriegführenden Mächte respectieren.^ 

Nach Maßgabe seiner im § 299 unter 3 bezeichneten Ver- 



diejenigen handeln, welche sich seines Territoriums behufs militärischer 
Operationen oder Dienstleistungen bedienen" (Art. 79). „Die Internierten 
können in Lagern bewacht oder selbst in Festungen oder anderen Orten 
eingeschlossen werden. Der neutrale Staat entscheidet, ob die Officiere auf 
Ehrenwort freigelassen werden können, wenn sie die Verpflichtung über- 
nehmen, das neutrale Gebiet ohne Ermächtigung nicht zu verlassen" (Art. 80). 
„In Ermangelung einer speciellen Übereinkunft bezüglich des Unterhaltes 
der Internierten beschafft ihnen der neutrale Staat die Nahrung, die Be- 
kleidung und die durch die Humanität gebotenen Hilfsmittel. Er wacht 
auch über die Erhaltung des von den Internierten mitgebrachten Materiales. 
Im Frieden oder, wenn möglich, noch früher werden die durch die Inter- 
nierung verursachten Kosten dem neutralen »Staate wieder ersetzt durch 
derjenigen Kriegführenden, welchem die Internierten angehörten" (Art. 81). 
Sieh Handbuch des „Institut für Völkerrecht", S. 23—25. 

* Von besonderem Interesse ist diesfalls die amtliche Correspondenz 
über die Wegnahme der norddeutschen Barke „Frey" durch den französi- 
schen Kriegsdampfer „Desaix" am 28. October 1870 in der Nähe der 
englischen Küste Dungeness. — Wollte man zugeben, dass der Staat, 
dessen Kreuzer eine Prise nach einem neutralen Hafen gebracht hat, die 
letztere durch eine von ihm daselbst einzusetzende Behörde oder durch 
sein etwa daselbst eingesetztes Consulargericht aburtheilen lassen darf, 
so würden die neutralen Häfen sich aus einem einfachen Asyle in einen 
Ort verwandeln, wo feindselige Handlungen der Kriegführenden zum Ab- 
schlüsse gebracht werden. — Die österreichische Regierung hat — bei- 
spielsweise — durch die Verordnung vom 25. Mai 1854 den Verkauf nicht 
condemnierter Prisen in österreichischen Häfen ausdrücklich untersagt. 

^ Von der Blockade wird im folgenden Abschnitte ausführlich die 
Rede sein. — Mit der im Texte aufgestellten Regel hängt es zusammen, 
dass die Neutralen keinen Anspruch auf Ersatz des Schadens haben, der 
ihnen aus gesetzmäßigen Anordnungen der Kriegführenden erwächst. — 
Derartige Anordnungen sind z. B. die vSperrung von Häfen durch Minen und 
die Unterdrückung der Leuchtfeuer an den Küsten der kriegführenden Staaten. 

R e s c h , Völkerrecht. 2. Aufl. 21 
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pflichtung ist es dem neutralen Staate untersagt: 1. einer 
Kriegspartei Truppen oder Kriegsschiffe oder anderweitiges 
Kriegsmateriale zur Verfügung zu stellen; * 2. einer Kriegspartei 
Subsidien für die Kriegführung zu bezahlen oder ein Gelddar- 
lehen für Kriegszwecke zu gewähren;^ 3. einer Kriegspartei 
die irgendwie beschaffene Benützung des neutralen Staats- 
gebietes für Kriegszwecke zu gestatten.® 

§ 302. 

Wesentlich verschieden von der Frage nach den Grenzen, 
innerhalb deren sich die Unparteilichkeit der neutralen Staats- 
regierungen selbst — den Kriegsparteien gegenüber — zu halten 
hat, ist die Frage, inwiefern und inwieweit die neu- 



• Ehedem war die Vermietung („Seelenverkäuferei") von 
Truppen an einen kriegführenden Staat ein usuelles fürstliches Erwerbs- 
mittel. Gegenwärtig kann eine solche Schändlichkeit nicht mehr vorkommen. 
Dagegen konunt auch heute noch die Lieferung von Waffen durch neu- 
trale Staaten an Kriegführende vor, wie denn z. B. die nordamerikanische 
Regierung im deutsch-französischen Kriege Waffen und eigens dafür fabri- 
cierte Munition an die französischen Agenten geliefert und hierüber direct 
mit der Regierung der Nationalvertheidigung verhandelt hat! 

' Die Bezahlung von Subsidien und die Gewährung von Geld- 
darleihen charakterisieren sich im Unterschiede von der bewaffiieten 
unmittelbaren Beihilfe zur Kriegführung als mittelbare Unterstützung der 
Kriegführung. 

® Der neutrale Staat darf keiner Kriegspartei den Durchmarsch durch 
das neutrale Gebiet gestatten. In die Eigengewässer darf der neutrale Staat 
die Kriegsschiffe nicht einlaufen lassen außer zu offenbar friedlichen Zwecken 
oder im Nothstande. Der neutrale Staat darf sein Gebiet nicht hergeben 
für Waffenplätze, Schiffsstationen oder Magazine für Kriegs- 
vorräthe. — Bestritten ist die Zulässigkeit der Durchfuhr von Ge- 
fangenen und Verwundeten durch neutrales Gebiet. — Die französische 
Regierung protestierte im Jahre 1859 dagegen, dass Bayern den Transport 
der von den Österreichern gefangenen Franzosen durch bayerisches Gebiet 
gestattete. Belgien verweigerte auf französischen Protest sogar den von 
Deutschland beantragten Durchzug Verwundeter nach der Schlacht vonSedan. 
Die englische Regierung handelte correct, als sie die Landung eines Tele- 
graphenkabels verbot, welches Frankreich im Jahre 1870 von Dünkirchen 
nach dem Norden mit Benützung des englischen Gebietes legen wollte, 
indem die Umstände ergaben, dass das Telegraphenkabel Kriegszwecken 
dienen sollte. 
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tralen Staatsregierungen für Handlungen ihrer 
Unterthanen verantwortlich gemacht werden können.* 

Einleuchtend ist, dass keine Regierung unbedingt für 
jede Handlung ihrer Unterthanen verantwortlich gemacht wer- 
den kann (beziehungsweise dass in einer Mehrzahl von Fällen 
ein Landesgesetz eine gewisse Theilnahme am Kriege Dritter 
verbieten mag, während jedoch die Verantwortlichkeit für die 
Nichtbefolgung dieses Landesgesetzes lediglich nur auf die 
schuldigen Individuen selbst entfallt), — dass es aber daneben 
Fälle gibt, in welchen in der That die neutrale Staatsgewalt 
für Handlungen ihrer Unterthanen aus dem Grunde verantwort- 
lich zu machen ist, weil sie die Sorge um ihre Neutralität 
offenbar vernachlässigt und den Neutralitätsbruch durch ihre 
Unterthanen absichtlich begünstigt hat.'** 

Die praktischen Hauptfälle, in welchen die Frage ent- 
steht, ob eine neutrale Staatsregierung für neutralitätswidrige 
Handlungen ihrer Unterthanen verantwortlich gemacht werden 
kann, beziehen sich namentlich auf: 1. die Betheiligung der 
dem neutralen Staate angehörigen Staatsunterthanen 
am Kriege; 2. die Ausrüstung von Kapern oder 
Kriegsschiffen für Kriegsparteien innerhalb des neu- 
tralen Staatsgebietes; 3. die Darlehensgewährungen 
und Waffenlieferungen neutraler Unterthanen an 

Kriegführende.'* 

§ 303. 

Was zunächst den im § 302 unter 1 bezeichneten Fall an- 
belangt, so ist es Pflicht der neutralen Staatsgewalt, die Er- 
richtung von Werbebureaux und alle Truppenwerbung 
durch eine Kriegspartei auf neutralem Boden zu verbieten und 
den massenhaften Zuzug von Freiwilligen aus dem neu- 
tralen Staatsgebiete zu einer Kriegspartei zu verhindern.'^ 

• Heffter behandelt diese Frage unter dem etwas seltsamen Titel 
„Ausdehnung (der Neutralitätspflichten) auf die Unterthanen**. Sieh Heffter- 
Geffcken, Völkerrecht, § 148. 

'• Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §148, Note l. 

** Die hienach fraglichen Regeln betreffen also lediglich das völker- 
rechtliche Verhalten des neutralen Staates gegenüber Handlungen seiner 
eigenen Unterthanen. 

** Als im Jahre 1870 in Genfer Zeitungen eine Aufforderung an 

21* 
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Was sodann den im § 302 unter 2 bezeichneten Fall betrifft, 
so ist die Ausrüstung von Kapern und Kriegsschiffen für Kriegs- 
parteien in den Häfen neutraler Staaten untersagt. Eine neu- 
trale Macht muss ausreichende Sorgfalt anwenden, 
I um die Ausrüstung eines solchen Schiffes innerhalb ihres 
I Jurisdictionsgebietes oder das Auslaufen desselben aus ihrem 
! Jurisdictionsgebiete zu verhindern. Eine Vernachlässi- 
gung dieser Pflicht macht den Neutralen der hiedurch benach- 
•; theiligten Kriegspartei verantwortlich, welche namentlich vollen 
Schadenersatz beanspruchen kann.'^ 



die Franzosen zur Bildung von Franctireurs-Corps gegen 
die Preußen erschien, beauftragte der Bundesrath der Schweiz die 
Genfer Behörden, die Organisation und Bewaffnung derartiger Corps zu 
verhindern und die Publication eines jeden auf die Bildung solcher Corps 
abzielenden Aufrufes zu inhibieren. Die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika beschwerten vSich zur Zeit des Krimkrieges energisch 
über englische Werbungen innerhalb des Unionsgebietes. Der massen- 
hafte Zuzug russischer Freiwilliger zur serbischen Armee 
im serbisch-türkischen Feldzuge vom Jahre 1876 war eine flagrante Ver- 
letzung der Neutralitätspflichten. 

*' Schon das Neutralitätsgesetz der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika vom Jahre 1794 (revidiert im Jahre 1818) enthält 
im Art. 3 eine Strafbestimmung gegen alle Personen, welche „Schüfe 
ausrüsten und bewaffnen in der Absicht, für einen fremden Staat zu 
feindlichen Handlungen gegen einen anderen Staat verwendet zu werden, 
der mit den Vereinigten Staaten in Frieden ist". — Das englische 
Gesetz vom Jahre 1819 enthält ein ähnliches Verbot. —In dem zwischen 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika am 8. Mai 1871 zu Washington abgeschlossenen Vertrage, 
insbesondere betreffend die Erledigung der „Alabama" -Angelegenheit 
durch ein Schiedsgericht, werden durch Art. VI drei Regeln festgesetzt, 
welche der schiedsrichterlichen Entscheidung als rechtliche Grundlage 
dienen und auch in Zukunft für die contrahierenden Theile verbindlich 
sein sollen. Eine neutrale Macht ist hienach verbunden: 1. hinreichende 
Sorgfalt anzuwenden, um innerhalb ihrer Jurisdiction die Ausrüstung, 
Bewaffnung und Ex^uipierung irgend eines Schiffes zu verhindern, von 
dem sie mit ausreichendem Grunde glauben kann, dass es bestimmt sei, 
gegen eine Macht, mit der sie im Frieden lebt, zu kreuzen oder Krieg 
zu führen; und ebenso gleiche Sorgfalt anzuwenden, um das Auslaufen 
eines solchen Schiffes aus ihrem Jurisdictionsbezirke zu verhindern, sofern 
ein solches Schiff ausdrücklich ganz oder zum Theile innerhalb des neu- 
tralen Gebietes zu kriegerischem Zwecke hergestellt i.st; 2. nicht zu er- 
lauben oder zu dulden, dass einer der Kriegführenden sich ihrer Häfen 
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Was schließlich den im § 302 unter 3 bezeichneten Fall 
anbelangt, so ist der neutrale Staat nicht verpflichtet 
die Eröffnung von Anleihen für eine Kriegspartei zu verbieten'^ 
oder Waffenlieferungen neutraler Unterthanen an Kriegführende 
zu verhindern. ^^ 



oder Gewässer als Basis maritimer Operationen gegen den anderen Krieg- 
führenden bediene oder dazu benütze, seine Kriegs vorräthe und Waffen zu 
erneuern oder zu vermehren, oder dass einer der Kriegführenden inner- 
halb des neutralen Gebietes Mannschaften anwerbe; 3. hinreichende Sorg- 
falt in ihren eigenen Häfen und Gewässern, sowie in Bezug auf alle Per- 
sonen innerhalb ihrer Jurisdiction zu verwenden, um jede Verletzung der 
vorbenannten Verpflichtungen zu verhindern. 

** Nach Bluntschli (Völkerrecht, § 768) widerstreitet es der Neu- 
tralitätspflicht, wenn ein neutraler Staat gestattet, dass im Lande eine An- 
leihe für eine Kriegspartei ausgeschrieben werde. — Diese Behauptung 
entspricht jedoch keineswegs der neueren Praxis. So wies Preußen im 
Jahre 1854 das französische Ansinnen des Verbotes der Notierung einer 
russischen Anleihe zurück und bestritt die Analogie von Privatanleihen 
mit Subsidien. Kein neutraler vStaat untersagte seinen Unterthanen die Be- 
theiligung an den russischen Orientanleihen. — Vergl. Heffter-Gef fcken, 
Völkerrecht, § 148, Note 5. 

'* Als die deutsche Regierung im Jahre 1870 in London dagegen 
remonstrierte, dass englische Fabrikanten der französischen Regierung der 
Nationalvertheidigung WaflTen liefern, erwiderte das englische Cabinet, es 
gebe allerdings ein englisches Gesetz, welches den britischen Staats- 
angehörigen die Theilnahme am Kriege Dritter und den Vertrieb von 
Contrebandewaren verbiete ; die Verantwortung für die Nichtbefolgung dieses 
Gesetzes falle jedoch auf die schuldigenlndividuen, die, wenn sie abgefasst 
werden, ihr Eigenthum verlieren. Im gleichen Sinne äußerte sich die eng- 
lische Regierung im Juni 1877 über den russischen Antrag, die Absendung 
von 50 Millionen Patronen zu inhibieren, welche von der türkischen Re- 
gierung in Birmingham bestellt worden waren und nach Constantinopel 
befördert werden sollten. Im übrigen ist während des nordamerikanischen 
Bürgerkrieges auch von deutvSchen Häfen aus der Waffenhandel schwung- 
haft betrieben worden, ohne dass ein Protest erfolgte ; und die Krupp'schen 
Geschützlieferungen an die Pforte wie an Russland während des jüngsten 
orientalischen Krieges sind von keiner Seite beanständet worden. Vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 148, Note 5. — Sieh dagegen Gess- 
ner. Kriegführende und neutrale Mächte (Berlin 1877). — Die Annahme 
Bluntschlis (Völkerrecht, § 766), dass nur „Waffensendungen im 
Großen" möglichst zu verhindern seien, begegnet - abgesehen von ihrer 
inneren Unhaltbarkeit — der »Schwierigkeit, eine richtige Grenze zwischen 
Groß und Klein zu ziehen. 



Drittes Capitel. 

Die Rechte der Neutralen mit Ausschluss des Rechtes des 

neutralen Handels.^ 

§ 304. 

Der für die Ausmessung der Rechte der Neutralen im 
allgemeinen maßgebende Grundsatz geht dahin, dass der neu- 
trale Staat alle jene Rechte anzusprechen hat, welche ihm 
sonst im Friedenszustande zukommen, soweit nicht 
Verträge oder die nothwendigen Bedingungen der Neutralität 
eine Ausnahme bewirken.^ 

Aus diesem allgemeinen Grundsatze ergeben sich specielle 
Regeln, welche — bei vorläufiger Absehung vom Rechte des 
neutralen Handels — hauptsächlich betreffen: 1. die Gebiets- 
hoheit des neutralen Staates; 2. den Anspruch des 
neutralen Staates auf Achtung seiner Persönlichkeit, 
sowie seiner Handlungen und Erklärungen; 3. die 
Behandlung der neutralen Personen und Güter 
innerhalb und außerhalb des neutralen Staats- 
gebietes.^ 



' Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 149 und § 150, und 
Bluntschli, VöUcerrecht, § 783 u. f. 

. * Über das Verhältnis zwischen den Rechten und Pflichten der Neu- 
tralen macht Trendelenburg die treffende Bemerkung: „Der Begriff 
der Neutralität lässt sich nach zwei Seiten wenden. Von den Kriegführen- 
den wird er so aufgefasst, wie es ihren Interessen zusagt; sie verlangen, 
dass von dem Neutralen, weil er neutral ist, dem Feinde keinerlei Vor- 
theil erwachse. Von dem Neutralen wird derselbe Begriff so aufgefasst, 
wie es demjenigen entspricht, den überhaupt der Krieg nichts angeht, und 
der daher in seinen freien Bewegungen nicht will beschränkt sein. So ent- 
springen aus dem Begriffe der Neutralität Ansprüche von entgegengesetzter 
Richtung, Ansprüche der Kriegführenden auf Beschränkungen und An- 
sprüche der Neutralen auf ungehinderte Bewegung des Verkehres." 

» Als besondere Regel führt Heffter (Völkerrecht, § 150) noch 
die Regel an, dass kein Neutraler von einem Kriegführenden in Beziehung 
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Als selbstverständlich erscheint, dass die neutralen Staaten 
ihren diplomatischen Friedensverkehr mit den krieg- 
führenden Staaten fortsetzen, den Kriegsparteien zur Vermitte- 
lung von Unterhandlungen während des Krieges dienen 
und die diplomatische Vertretung der einen Kriegs- 
partei im Lande der anderen Kriegspartei übernehmen können.* 

§ 305. 

Die Kriegführenden haben die Gebietshoheit der neutralen 
Staaten auch während des Krieges zu respectieren und zwar 
ohne jede Rücksicht auf die etwaigen Interessen der Krieg- 
führung. Das neutrale Gebiet darf unter keinen Umständen zum 
Tummelplatze kriegerischer Actionen gemacht werden. Das neu- 
trale Land- und Seegebiet ist daher auch ein Asyl, wo 
die auf der Flucht begriffenen feindlichen Truppen und Schiffe 
vor jeder weiteren Verfolgung durch den Gegner geschützt 
sind. — Die hiebei für die Kriegsschiffe der Kriegführenden 
geltende Abweichung von der allgemeinen Kriegsrechtsregel, 
wonach Streitkräfte der Kriegführenden neutrales Gebiet nicht 
betreten dürfen bei Vermeidung der Entwaffnung und Inter- \ 
nierung, erklärt sich theils aus den eigenthümlichen Verhält- ] 



auf sein Verhalten Gesetzen oder einer Gerichtsbarkeit unterworfen wer- 
den könne, welche nicht in Verträgen mit ihm oder in allgemein giltigen 
Grundsätzen des Völkerrechtes ihre Stütze finden. 

* Die Fortsetzung des diplomatischen Friedensverkehres mit den 
kriegführenden Staaten mag allerdings vorübergehenden Hemmnissen be- 
gegnen, welche aus den militärischen Maßregeln entspringen. — Derartigem 
Übel müssen sich auch die neutralen Staaten unterwerfen. — Während des 
deutsch- französischen Krieges verblieben die meisten diplomatischen 
und consularischen Vertreter in dem belagerten Paris und ersuchten gleich 
im Anfange der Belagerung den Grafen Bismarck, sie vom Beginne des 
Bombardementes zu benachrichtigen und ihnen zu gestatten, dass sie 
wöchentlich einmal ihren Regierungen Depeschen zukommen lassen. Die 
erstere Bitte wurde einfach abgeschlagen; die zweite Bitte wollte Bismarck 
nur unter der Bedingung gewähren, dass die Depeschen unverschlossen 
expediert werden, worauf die Diplomaten nicht eingiengen. Als das Bom- 
bardement der Stadt begonnen hatte, forderte das diplomatische Corps 
die Erlaubnis, dass die neutralen Staatsangehörigen Paris jetzt verlassen 
dürfen; allein Bismarck antwortete, nunmehr sei es zu spät und könne bloß 
die Übergabe der Stadt den neutralen Staatsangehörigen helfen : nur dem diplo- 
matischen Corps wurde „aus Courtoisie^^ die Entfernung aus. Paris gestattet. 
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nissen des Seeverkehres, theils aus dem Umstände, dass Kriegs- 
schiffe allezeit und überall einen integrierenden Bestand- 
theil des Territoriums ihres Heimatstaates repräsen- 
tieren. Keineswegs darf jedoch im neutralen Küstengewässer 
ein Kriegsschiff eines Kriegführenden sich auf die Lauer zur 
Action gegen feindliche Schiffe legen. Wenn in einem neutralen 
Hafen Kriegsschiffe zweier Gegner zusammentreffen, so darf bei 
Abfahrt des einen Schiffes das andere ihm erst in bestimmter 
Frist nachfolgen; Kriegsschiffe, welche Prisen mit sich führen, 
müssen in thunlichster Bälde wieder auslaufen. — Wenn das 
neutrale Gebiet wirklich zu einem Gefechte zu 
Lande oder zu Wasser missbraucht wird, so hat die 
neutrale Staatsgewalt das unbestrittene Recht des thatsäch- 
lichen Einschreitens behufs Hintanhaltung einer Verletzung 
ihrer Gebietshoheit In diesem Sinne bestimmt z. B. § 15 der 
österreichischen Vorschriften über die Zulassung fremder 
Kriegsschiffe: „In österreichischen Häfen ist es nicht gestattet, 
dass zwei oder mehrere Schiffe fremder Nationen thätliche 
Feindseligkeiten gegeneinander unternehmen, und diejenigen, 
welche zuerst den Frieden brechen, sind nach vorausgegangenem 
und fruchtlos gebliebenem schriftlichem Proteste wie feindliche 
Schiffe zu behandeln." Die neutrale vStaatsgewalt ist solchen 
Falles namentlich auch berechtigt, dem Sieger die Errungen- 
schaften des illegalen Kampfes wieder zu entziehen und sohin 
Gefangene und Beute wieder frei zu machen.^' 

Da jeder neutrale Staat Anspruch hat auf die ihm auch 
im Frieden gebürende Achtung seiner Persönlichkeit, sowie 
seiner Erklärungen und Handlungen, so müssen namentlich die 
von den Neutralen ausgestellten Pässe und anderweitigen 
Urkunden, sowie die mündlichen Versicherungen 
des neutralen Staates und seiner (3rgane auch von den Krieg- 
führenden respectiert werden/' 

* Ein berühmter Fall diesfallsiger eclatantcr Neu tralitäts Verletzung 
war der l"^berfall und die Wegnahme der Corvette der conföderierten Staaten 
von Nordamerika „Florida" durch den Unionsdampfer „Wachusetts** 
im Hafen von Bahia am 7. October 1864. 

* Dieser Grundsatz ist insbesondere maßgebend für die Entscheidung 
der später zu erörternden Frage nach dem pflichtgemäßen Verhalten einer 
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Neutrale Personen und Eigenthum der Unter- 
thanen eines neutralen Staates sind unantastbar. Völker- 
rechtswidrig ist daher insbesondere die Pressung neutraler Per- 
sonen zum Kriegsdienste zur See oder zu Lande durch einen 
kriegführenden Staat. Grundstücke eines neutralen Staates oder 
seiner Unterthanen, welche im Gebiete einer Kriegspartei liegen, 
bleiben allerdings den Kriegslasten unterworfen; dagegen darf 
eine Kriegspartei nur im äußersten Nothfalle und gegen 
volle Entschädigung neutrale Sachen, z. B. Schiffe, in Be- 
schlag nehmen und für ihre Zwecke verwenden (jus angariae).' 

§ 306. 

Mitunter haben die Kriegsparteien wohl auch schon Maß- 
regeln getroffen, durch welche die sonst gemeinhin anerkannte 
Rechtssphäre der Neutralen in außerordentlicher Weise willkür- 
lich und ohne zwingende Gründe eingeengt wurde.® 

Beharrt eine Kriegspartei den Vorstellungen und Beschwer- 
den der Neutralen gegenüber bei der getroffenen außerordent- 
lichen Maßregel, so stellt dieselbe den Neutralen die Wahl 
zwischen Nachgiebigkeit und Kriegserklärung.^ 

Keinem Zweifel unterliegt das Recht eines jeden neu- 
tralen Staates, in Vereinzelung oder in Verbindung mit anderen 
neutralen Staaten zur Handhabung der Grundsätze der Neu- 



kriegführenden Macht gegenüber den Legitimationen und Declarationen 
eines Convoi-BefehlshabervS. 

' Die Wegnahme neutraler Sachen und deren Verwendung für die 
Zwecke der Kriegsparteien rechtfertigt sich daher außer dem Falle der 
Noth auch nicht gegen Vergütung des Wertes vermittelst eines sogenannten 
Vorkaufes (droit de preemtion). — Von der Wegnahme neutraler Güter, 
welche zur Kriegscontrebande gehören, sowie von der Confiscation neu- 
tralen Eigenthumes als einer Folge des Blockadebruches wird im folgenden 
Abschnitte die Rede sein. — Das Gleiche gilt vom vSchutze neutraler Sachen 
auf feindlichen Schiffen. 

* Man erinnere sich z. B. an die Consequenzen aus dem sogenannten 
Aushungerungssystemc der Coalition gegen das revolutionäre 
Frankreich (1793) oder aus dem allgemeinen Blockadesysteme Eng- 
lands gegen Frankreich und seine Alliierten ohne effectiven Blockade- 
zustand (1806) oder aus dem Napoleonischen Continental-System! 

^ Insofernc hat Heffter Recht, wenn er (Völkerrecht, § 175) be- 
hauptet, dass es im Felde des Völkerrechtes keine traurigere Gestalt gebe, 
als die eines Neutralen den größeren Seemächten gegenüber. 
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tralität eine bewafihete Macht aufzustellen. Bekanntlich ist z. B. 
die bewaffnete nordische Neutralität oder die be- 
waffnete Neutralität unter den nordischen Mächten 
zu dem Zwecke abgeschlossen worden, um die Rechte der Neu- 
tralen gegenüber einer zuweit getriebenen Beschränkung von 
Seite der im Kriege befindlichen Parteien zu schützen und 
diese Beschränkung abzuweisen. Die bewaffnete Neutralität 
suchte sogar eine den Neutralen günstige Entscheidung über 
die sogenannten „zweifelhaften Fälle eines erlaubten neutralen 
Handelsverkehres" durchzusetzen und — beispielsweise — den 
Grundsatz der Erlaubtheit des neutralen Handels von Hafen 
zu Hafen oder längs der Küsten eines feindlichen Staates 
(Cabotage, coasting rade, Küstenhandel) als einen „sich 
von selbst verstehenden" Grundsatz in den Codex des Völker- 
rechtes einzuschreiben. ^ ^ 



*" Auf die einzelnen Grundsätze des Systemes der bewaffneten Neu- 
tralität kann erst im folgenden Abschnitte des näheren eingegangen werden. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Rechte der Neutralen in Ansehung des Handels/ 

Erstes Capitel. 

Die Beschränkungen des neutralen Handels durch das 

Blockaderecht. ^ 

I. Die Blockade im allgemeinen.'^ 

§ 307. 
Der Verkehr der neutralen Staaten untereinander er- 
leidet durch den Krieg an sich keine Beeinträchtigung. Insbe- 

^ Wir erörtern hiebet in drei Capiteln: 1. die Beschränkungen des 
neutralen Handels durch das Blockaderecht; 2. die Beschränkungen des 
neutralen Handels durch das Verbot der Zufuhr von Kriegscontrebande ; 
3. die Beschränkungen des neutralen Handels durch das 'Beuterecht der 
Kriegsparteien. 

Über die Geschichte des ganzen Verhältnisses sieh: J. Red die, 
Researches in maritime international law (Edinb. 1844-— 1845. II. Vols.); L.B. 
Hautefeuille, Histoire du droit international maritime (Ed. 2. Paris 1869). 

Unter den Monographien enthält die beste Vertheidigung der strengen 
Ansichten Englands : Ch. Jenkinson (nachmals Lord Liverpool), Discourse 
on the conduct of Great Britain in respect to neutral nations during the 
present war (London 1757). — Von den Schriften für die Rechte der Neu- 
tralen sind namentlich zu erwähnen: M. Hüb n er, De la saisie des bäti- 
ments neutres etc. (A la Haye 1759); Totze, La libert^ de la navigation 
(London et Amsterdam 1780); J. G. Busch, Über das Bestreben der 
Völker, einander in ihrem Seehandel recht weh zu thun (Hamburg 1800) ; 
Jouffroy, Le droit des gens maritime (Berlin 1806); Biedermann, Manuel 
diplomatique sur le demier 6tai de la controverse concemant les droits 
des neutres (Leipzig 1814); L. B. Hautefeuille, Des droits et des devoirs 
des nations neutres en temps de guerre maritime (Ed. 3. 1— IV. Paris 1868). 

Vergl. auch: E. W. Asher, Beiträge zu einigen Fragen über die 
Verhältnisse des Seehandels in Kriegszeiten (Hamburg 1854); L. Gessner, 
Das Recht des neutralen vSeehandels (Bremen 1855); Deppisch, Das Recht 
des neutralen Seehandels (Dorpat 1855); Weiss, Code du droit maritime 
international (Paris 1858); Hall, Rights and duties of neutrals (London 1874); 
Gessner, Le droit des neutres sur mer (2. Auflage. Berlin 1876). 
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sondere darf der freie Handelsverkehr zwischen den Angehöri- 
gen der neutralen Staaten durch die Kriegsparteien nicht ge- 
stört werden. Ein gewaltiger Streit besteht jedoch seit Jahr- 
hunderten in der Staatenpraxis wie in der Völkerrechtstheorie 
bezüglich der Frage nach Art und Ausmaß der Be- 
schränkungen des neutralen Handelsverkehres 
mit den Kriegsparteien selbst. 

Eine derartige Beschränkung involviert zunächst das Recht 
der Kriegsparteien zur Verhängung einer Blockade. 

Neutrale Schiffe, welche sich einer Störung der Blockade 
schuldig machen und sohin ein den Kriegsparteien zustehendes 
Recht verletzen, werden wegen dieser Rechtsverletzung der ver- 
letzten Kriegspartei verantwortlich.* 

§ 308. 

! Die hier fragliche Kriegsblockade ist, wie schon in 

i der Anmerkung 11 zu § 246 hervorgehoben wurde, entweder eine 
: Landblockade oder eine Seeblockade. Eine Blockade 
l kann nämlich auch auf dem Festlande ausgeübt werden und 

zwar namentlich im Wege der Absperrung von Festungen gegen 
I allen Verkehr nach außen durch einen geschlossenen Truppen- 
1 cordon. Zu bedeutsamen Streitfragen hat übrigens in der Praxis 

wesentlich nur die Seeblockade geführt, welche wir demgemäß 

auch in den folgenden Betrachtungen ausschließlich ins Auge 

fassen.^ 

Die Behauptung, dass im Falle der Seeblockade nur die 



* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 154 bis 
157; Bluntschli, Völkerrecht, § 827—840; Martens, Völkerrecht, II. 
§ 124; Pereis, Seerecht, § 48—52; Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (12, f>)] 
Gar eis, Institutionen, §89, und Neu mann, Grundriss, §51. 

'^ Vergl. J.G. Deane,The lawof Blockade (London 1855); J.G. Deane^ 
The law of Blockade (London 1870); Fauchille, Du blocus maritime 
(Paris 1882). 

* Über die Unterscheidung zwischen Kriegsblockade und Friedens- 
blockade sieh oben § 246. 

* Beispiele einer Blockade auf dem Festlande waren die Ab- 
sperrungen von Kars durch die Russen im Krimkriege und von Paris 
durch die Deutschen im deutsch-französischen Kriege. 
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Blockierung von Kriegshäfen zulässig sei, widerspricht dem 
positiven Völkerrechte der Vergangenheit und der Gegenwart.* 
Eine Blockade von Flussmündungen darf nur statt- 
finden, wenn der Fluss seinem ganzen Laufe nach dem feind- 
lichen Gebiete angehört.' 

§ 309. 

Zur Verhängung einer Blockade ist nur die souveräne 
Staatsgewalt eines kriegführenden Staates befugt. 

Im übrigen wird eine Delegation als zulässig anerkannt. 

Unter allen Umständen hat derjenige Befehlshaber, wel- 
cher ohne Specialauftrag seiner Regierung eine Blockade ver- 
hängt, hievon der souveränen Kriegsgewalt die sofortige An- 
zeige zu erstatten.® 

II. Die Effectivität und Notification der Blockade.^ 

§ 310. 
Existiert kein Zweifel über das Recht der Kriegführenden, 
eine Blockade zu verhängen, und über die Pflicht der Neutralen, 

' Napoleon L, der von der Blockierung den missbräuchlich aus- 
gedehntesten Gebrauch machte, erklärte im Decret vom 21. November 1806: 
„Le droit de blocus, d'apres la raison et l'usage de tous Ics peuples polic6s, 
n'est applicable qu'aux places fortes." Über die Aussichtslosigkeit der auf 
die Beseitigung der commerciellen Blockaden gerichteten Bestrebungen 
vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 154, Note 4. 

' Die Anwendung des Blockaderechtes auf internationaleStröme 
würde die Rechte der neutralen Uferstaaten direct verletzen. — Vergl. M a r- 
tens, Völkerrecht, II. § 124 {c, «). — Der Vice-Admiral Fourichon handelte 
correct, als er während des letzten deutsch-französischen Krieges die Blockade 
der deutschen Nordseeküste nicht auf die Emsmündung ausdehnte, weil 
eine solche Ausdehnung ohne Verletzung der niederländischen Neutralität 
nicht durchzuführen war. 

® Während des Krimkrieges nahmen die englischen Prisengerichte 
an, dass eine stillschweigende Delegation in der Übertragung der 
Leitung der maritimen Operationen an einen Befehlshaber enthalten sei; 
während des jüngsten deutsch-französischen Krieges verhängten die Be- 
fehlshaber der französischen Seestreitkräfte in der Nord- und Ostsee die 
Blockade der deutschen Küsten „kraft der ihnen verliehenen Voll- 
machten". 

' Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 155, und Bluntschli, 
Völkerrecht, § 829 u. f., sowie Martens, Völkerrecht, II. § 124 {c, jü). Sieh 
auch Per eis, Seerecht, § 49 und § 50. 
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die verhängte Blockade zu respectieren, so erweist sich als 
umso dringlicher die Frage nach den Voraussetzungen 
des Bestandes einer legalen Blockade und ihrer 
Rechtsverbindlichkeit für die Neutralen. 

In dieser Beziehung führte aber namentlich das Bestreben 
der Kriegsparteien, die weitestgehenden Vortheile des Blockade- 
rechtes mit den beschränktesten Opfern sich anzueignen, zur 
sogenannten fictiven oder Cabinets- oder Papier-Blockade 
(b locus sur papier). Die Active Blockade ist nämlich eine 
bloß erklärte, aber nicht auch thatsächlich durch ausreichende 
Hilfsmittel unterhaltene Blockade. Die hiemit bezeichnete Blockie- 
rungsmethode wurde durch die Niederländer erfunden, welche 
1584 alle noch im spanischen Besitze verbliebenen Plätze 
Flanderns für blockiert erklärten, jedoch zur Durchführung 
dieser Anordnung nur etliche Kreuzer aufstellten. — Nachdem 
alsbald auch England der neuen Praktik sich bemächtigt hatte, 
schlössen die nicht im Kriege befindlichen Mächte behufs Ver- 
theidigung ihrer Interessen gegen die Willküracte Englands im 
Jahre 1780 den Bund der „bewaffneten Neutralität" und 
definierten als einen blockierten Hafen einen solchen, 
in welchen vermöge der Dispositionen der angreifen- 
den Macht und der in hinreichender Nähe stationierten 
Schiffe nicht ohne offenbare Gefahr eingelaufen wer- 
den kann („on n'accorde cette determination [d'un port bloque] 
qu'ä celui oü il y a, par la disposition de la puissance qui 
l'attaque avec des vaisseaux arrGtes et suffisamment proches, un 
danger evident d'entrer"). Auf gleiche Weise wurde die Blockade 
im Jahre 1800 in dem Vertragsinstrumente der „zweiten be- 
waffneten Neutralität" definiert. Allein schon in der 
englisch -russischen Convention vom Jahre 1801 gelang 
es der englischen Diplomatie, das Erfordei*nis der „vaisseaux 
arretes et suffisamment proches" für eine rechtsverbindliche 
Blockade dahin zu modificieren, dass an Stelle des verbinden- 
den Wortes „et" das trennende Worte „ou" gesetzt wurde. ^ — 
Nachdem hiedurch das System der fictiven (oder Schein-) Blockade 
wiedererweckt worden war, erfolgte alsbald die schrankenlose 

• Auf solche Weise entstand der Begriff des „blocus par 
croisi^re". 
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Ausnützung desselben von Seite Englands und Frankreichs 
gegeneinander wie gegen dritte Staaten. Napoleon I. erklärte 
„les lies britanniques en etat de blocus", während Frankreich 
kein Schiff auf hoher See hatte. England trieb die Kreuzer- 
blockade auf die Spitze, indem es im Jahre 1807 sämmtliche 
Häfen aller mit Frankreich verbündeten Staaten des Continentes 
in Blockadezustand erklärte und die dahin fahrenden Schiffe 
confiscierte.' 

Erst die Pariser Declaration vom 16. April 1856 
brachte das Erfordernis der Effect i vi tat der Blockade wie- 
der zur allgemeinen Anerkennung durch die Sanction des Satzes : 
„Die Blockaden müssen, um verbindlich zu sein, effectiv, d. h. 
durch eine Kriegsmacht unterhalten sein, welche hinreicht, um 
den Zugang zur feindlichen Küste thatsächlich zu verhindern'' 
(„Les blocus, pour etre obligatoires, doivent etre eflfectife, c'est 
ä dire maintenus par une force süffisant pour interdire reelle- 
ment l'acces du littoral de l'ennemi"). Es muss also, wenn die 
Blockade effectiv sein soll, jeder Verkehr zwischen dem 
blockierten Küstendistricte und der offenen See factisch ver- 
hindert werden können. Trifft diese Voraussetzung zu, so ist 
eine Kriegspartei auch nicht behindert, die Blockade auf das 
ganze Küstengebiet des feindlichen Staates auszudehnen.* 

§ 311. 
Über die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
die Absperrung als eine im Sinne der Pariser De- 
claration „effectiv e" anzusehen sei, und insbesondere 
darüber, welche Zahl von Schiffen diesfalls erfordert 
werde und in welcher Entfernung von dem blockierten 
Districte die Schiffe stationiert sein müssen, kann 
nur jeweilig nach den besonderen Verhältnissen des einzelnen 
Falles geurtheilt werden. 



' Die englische Jurisprudenz hat übrigens stets anerkannt, dass sich 
die Maßregel nur als Repressalie rechtfertigen lasse. 

* Die englische Regierung anerkannte im Jahre 1861 die Blockade 
als ordnungsmäßig constituiert, welche die Nordstaaten der Union über die 
ganze Küste der Südstaaten, d. h. auf eine Ausdehnung von 2500 Seemeilen 
verhängt hatten, da die Washingtoner Regierung den Nachweis erbrachte, 
dass sie imstande sei, eine solche Blockade zu unterhalten. 
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Das für die Beurtheilung der Frage entscheidende Moment 
wird stets darin liegen, dass jedes Ein- und Auslaufen mit 
dringender und augenscheinlicher Gefahr der Aufbringung ver- 
bunden ist. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Effectivität 
vor dem Prisengerichte bestritten wird, genügt nach 
neuerer und zwar insbesondere englischer Praxis die dienst- 
liche und eidliche Erklärung des commandierenden Officiers 
der Blockade-Station, „dass die Blockade durch eine hin- 
reichende Macht ausgeübt worden sei", vollständig, um alle 
Einwendungen gegen die Effectivität zurückzuweisen.^ 

§ 312. 

Die bloße Thatsache der Absperrung eines Küstendistrictes 
vermag jedoch die Rechtsverbindlichkeit einer Blockade für 
die Neutralen noch nicht zu begründen. Es muss vielmehr mit 
der Thatsache der Absperrung eine Benachrichtigung oder 



* Im allgemeinen ist bisher die Bestimmung der Pariser Declaration 
durch die Seemächte befolgt worden. Außerhalb Europas erließ der Prä- 
sident der Vereinigten Staaten von Nordamerika am 17. Au- 
gust 1866 einen Protest gegen die vSchlicßung des mexikanischen Hafens 
von Matamoros durch Decret des Kaisers Maximilian vom 9. Juli 1866 
„in Erwägung, dass die Verhängung einer Kriegsblockade, welche nicht 
effectiv durch militärische oder maritime Streitkräfte aufrecht erhalten wird, 
die Rechte der neutralen Vereinigten Staaten verletze". Was die europäischen 
Staaten anbelangt, so sind seit der Pariser Declaration vom Jahre 1856 nur 
zwei einschlagende Klagen verlautbart worden, und zwar die eine gegen 
die dänische Regierung und die andere gegen die Pforte. — Im 
Kriege vom Jahre 1864 erklärte Dänemark alle preußischen Ostseehäfen 
für blockiert, während es doch nur wenige Kreuzer dahin entsandte. — 
Die Pforte erklärte durch Verfügung vom 3. Mai 1877 alle russischen 
Häfen am Schwarzen Meere in Blockadezustand, ohne auch nur ein Schiff 
zum Kreuzen zu beordern. Als im November des Jahres 1877 zwei italienische 
Schiffe, die aus dem Schwarzen Meere in Constantinopel anlangten, hier 
sequestriert wurden, protestierte der italienische Gesandte gegen die Be- 
schlagnahme und wies nach, dass vorher schon mehr als 45 Schiffe die 
angebliche türkische Blockadelinie durchbrochen hatten und dass im 
Schwarzen Meere sich überhaupt keine türkische Flotte befinde. Die ita- 
lienischen Schiffe wurden hierauf freigelassen, während die türkische Re- 
gierung bei der Behauptung, dass ihre Blockade der Küsten des Schwarzen 
Meeres eine Effectivblockade sei, bis zum Ende des Krieges verharrte. 
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eine entsprechende Notification an die Neutralen ver- 
bunden werden. Die Benachrichtigung ergeht: 1. auf diplomati- 
schem Wege an die neutralen Mächte; 2. durch den Comman- 
danten der blockierenden Streitkräfte an die Repräsentanten 
der neutralen Staaten in dem Districte seiner Wirksamkeit und 
— je nach den Umständen — auch an die Localbehörden in 
den blockierten Hafenplätzen; 3. nach neuerer Praxis außer- 
dem an diejenigen in See betroffenen neutralen Handelsschiffe, 
bei welchen man zu der Annahme der Unbekanntschaft mit 
der Existenz der Blockade berechtigt ist.® 

Nach erfolgter Notification der Blockade wird diese auch 
dann noch als verbindlich erachtet, wenn die Blockademacht 
durch Unwetter sich zu momentaner Entfernung genöthigt sieht. ^ 

Die notificierte Blockade verliert dagegen ihre Verbindlich- 
keit, sobald sie (durch absichtliche oder verschuldete Entfernung 
oder durch Vertreibung des Blockadegeschwaders) wirklich auf- 
gehört hat, effectiv zu sein. Eine Notification dieses Auf hörens an 
die Neutralen ist nicht geboten. Die Neutralen haben daher das 
Recht, durch ihre Kriegsschiffe die continuierliche Unterhaltung 
einer effectiven Blockade zu überwachen und, sobald die Effec- 
tivität entfällt, die Blockade als unverbindlich zu erklären.** 

III. Der Blockadebruch. ^ 

§ 313. 
Ein neutrales Schiff macht sich des Blockadebruches 
schuldig, wenn dasselbe ungeachtet seiner Bekanntschaft mit 



• Die unter 3 angeführte Special-Notification kann die allgemeine 
Benachrichtigung nicht ersetzen. Letztere muss die Angabe darüber ent- 
halten, auf welche Küstenstriche oder Plätze sich die Blockade erstrecken 
und an welchem Tage sie in Kraft treten soll. Vergl. Per eis, Seerecht, § 50. 

' In der russischen Verordnung vom Jahre 1869 wird (Art. 99) 
erklärt, dass die Blockade für unwirksam gehalten werde, „sobald sich die 
BlockadeschiflFe aus irgend welchem Grunde entfernen". Ungleich richtiger 
bestimmt das 1880er Project einer neuen Verordnung (Art. 57), „dass die 
Blockade auch dann als effectiv anzusehen sei, wenn das Blockadegeschwader 
durch Unwetter sich zu entfernen veranlasst werde". Vergl. Martens, 
Völkerrecht, II. § 124 {c). 

® Auf solche Weise verfuhren die Vereinigten Staaten im Jahre 1870 
bei der französischen Blockade der Elbe. 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 156; Bluntschli, 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 22 
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dem Bestände einer legalen Blockade die Bloekadelinie zu 
passieren versucht. 

Das betreffende Schiflf muss jedoch, wenn es als Blockade- 
brecher behandelt werden soll, bei der thatsächlichen Aus- 
führung des Versuches, die Bloekadelinie zu passieren, an- 
gehalten worden sein.^ 

Die bloße Thatsache, dass ein Handelsschiff 
nach einem blockierten Hafen dirigiert ist, oder die 
Verfrachtung nach einem solchen Hafen rechtfertigen 
die Beschlagnahme wegen Blockadebruches ebensowenig, als 
durch die Voraussetzung der Continuität der Reise 
oder der zusammenhängenden Reise (voyage continue) 
eines Schiffes, wonach mehrere Reisen für eine einzige Reise 
anzusehen sind, die Verurtheilung wegen Blockadebruches ge- 
rechtfertigt werden kann.^ 

§ 314. 

In Beantwortung der Frage, ob und inwiefern das 
Hinauskommen eines Neutralen aus einem blockierten 
Orte als Blockadebruch anzusehen sei, muss zwischen 
neutralen Handelsschiffen und neutralen Staatsschiffen 
unterschieden werden. 

Für neutrale Handelsschiffe gelten folgende drei Grund- 



Völkerrecht, §835—838; Martens, Völkerrecht, IL § 124 (<: y), und auch 
Per eis, Seerecht, § 51. 

* Der Thatbestand des Blockadebruches pflegt angenommen zu wer- 
den, wenn ein nach dem blockierten Platze bestimmtes Schiff außerhalb 
der Bloekadelinie in der Nähe zu Anker geht, beidreht oder kreuzt, weil 
in solchen Fällen sich die Vermuthung rechtfertigt, dass das Schiff die 
nächstbeste Gelegenheit benützen will, um die Linie zu durchbrechen. Vergl. 
Per eis, Seerecht, § 51 (I, 6). 

' VergL Travers-Twiss, La theorie de la continuit^ du voyage. 
Paris 1877. — Fall des „Springbok" ! - Das englische Schiflf „Springbok" 
war zur Zeit des Secessionskrieges möglicherweise nach einem Hafen der 
Südstaaten bestimmt, fuhr jedoch zunächst, ohne einen Blockadebruch ver- 
sucht zu haben, nach dem Hafen von Nassau in Canada. Während dieser 
Fahrt wurde der „Springbok" von nordamerikanischen Kreuzern arretiert 
und nachher für gute Prise erklärt mit der Begründung, dass ein Schiflf, 
wohin immer es zunächst fahren möge, sobald sein Endziel ein blockierter 
Hafen ist, als während der ganzen Reise verbrecherisch handelnd angesehw 
werden müsse. 
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Sätze: 1. Schiffe, welche schon vor der Blockade im 
Hafen lagen, müssen eine angemessene Frist erhalten, um 
frei hinausgehen zu können; 2. Schiffe, welche mit Licenz 
in den Hafen hineingelassen worden sind, müssen auch 
wieder frei hinausgelassen werden; 3. Schiffe, welche durch 
Noth in den blockierten Hafen getrieben wurden, 
verletzen die Blockade nicht und dürfen frei hinausgehen, haben 
sich aber aller Handelsoperationen im Hafen zu enthalten. 

Neutrale Staatsschiffe können nie weggenommen und 
müssen frei ein- und ausgelassen werden, um eventuell den 
Verkehr ihrer Regierungen mit ihren dortigen Gesandten zu 
vermitteln oder ihre Unterthanen zu schützen.'* 

§ 315. 

Die unmittelbare Folge des Blockadebruches besteht 
in der Wegnahme des schuldigen Fahrzeuges und der Ab- 
führung desselben in einen Hafen der blockierenden Macht 
behufs seiner Aburtheilung durch ein Prisengericht. 

Wenn die Wegnahme für legal erklärt wird, so verfällt 
das Schiff der Confiscation. Die Confiscation der Ladung 
wird stets eintreten: 1. wenn und soweit der Eigenthümer des 
Schiffes zugleich Eigenthümer der Ladung ist; 2. wenn an- 
genommen werden muss, dass der Eigenthümer der Ladung 
zur Zeit der Bestimmung derselben nach dem blockierten Platze 
von der Existenz der Blockade Kenntnis hatte; 3. wenn und 
soweit die Ladung aus Kriegscontrebande besteht. Die Mann- 
schaft des genommenen neutralen Schiffes darf, sofern dieselbe 
nicht feindlicher Nationalität ist, der Kriegsgefangenschaft nicht 
unterworfen werden. 

Nach Aufhebung der Blockade kann selbst ein beab- 
sichtigter Blockadebruch nicht mehr bestraft werden und ist 
auch die Wegnahme wegen früher begangenen Blockadebruches 
nicht mehr zulässig.^ 



* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 156, Note 6. 

* Dieser Grundsatz beruht darauf, dass mit Beendigung der Blockade 
alle aus dem Blockaderechte hervorgehenden Befugnisse der blockierenden 
Macht, soweit sie nicht bereits thatsächlich geltend gemacht worden sind, 
von selbst wegfallen. Vergl. Per eis, vSeerecht, §51 (II). 

22« 



Zweites Capitel. 

Die Beschränkungen des neutralen Handels durch das Verbot 

der Zufuhr von Eriegscontrebande. ^ 



I. Begriff und Gegenstände der Kriegscontrebande.^ 

§ 316. 

Der Ausdruck „Contrebande" (contra bannum = gegen 
das Verbot) stammt aus dem Mittelalter, wo die Päpste unter 
der Strafe des Bannes (Excommunication) den Christen ver- 
boten, den bekriegten Ungläubigen Waffen zuzuführen. 

In der Folge wandte man den gleichen Ausdruck auf 
diejenigen Waren an, deren Zufuhr in die Hände von Kriegs- 
parteien den Neutralen untersagt sein sollte. 

Eine bestimmte Formel für die Zusammenfassung der zur 
Kriegscontrebande gehörigen und sohin durch die Neutralen 
den Kriegsparteien nicht zuzuführenden Gegenstände hat bisher 
noch keine allgemeine Anerkennung gefunden. Auch in der 
Pariser Declaration ist kein Versuch einer Definition ge- 
macht worden. Die einschlagenden Verträge stimmen in der 
Aufzählung der Artikel nicht überein. ^ 



* Vergl. im allgemeinen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 158 
bis 161; Bluntschli, Völkerrecht, § 801 u. f.; Martens, Völkerrecht, 
IL § 136; Pereis, Seerecht, § 45—47; Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 
(4.^, und 12. d?); Gar eis, Institutionen, §89(11), und Neumann, Grund- 
riss, § 51. — Gute Monographie: Lehmann, Die Zufuhr von Kriegs- 
contrebandewaren nach kriegführenden Ländern seitens Neutraler (Kiel 1877). 

* VergL Kantakusin-Speranski, Begriffsbestimmung der Kriegs- 
contrebande (Odessa 1875). 

' So hat z. B. Deutschland seit dem Jahre 1869 mit drei ameri- 
kanischen Freistaaten (1869 mit San Salvador, 1870 mit Mexiko und 
1875 mit Costa-Rika) Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsverträge 
abgeschlossen und in jedem dieser Verträge ist der Umfang des Begriffes 
der Kriegscontrebande ein anderer! 
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§ 317. 

In der Gegenwart pflegen die neutralen Staaten beim Aus- 
bruche eines Krieges bekanntzumachen, welche Gegenstände 
als Kriegscontrebande gelten und den Kriegsparteien von ihren 
Unterthanen nicht zugeführt werden dürfen. 

Die betreffenden Instructionen und Verordnungen weisen 
jedoch keinerlei Übereinstimmung auf, beziehungsweise stimmen 
nur überein (geradeso, wie die allfalligen Declarationen der 
Kriegsparteien selbst) in der zunehmenden Hinneigung zur all- 
gemeinen Qualificierung der Kriegscontrebande- Gegenstände.* 

Ungleich wichtiger wäre es, wenn die Kriegsparteien selbst 
dem unlöblichen Gebrauche entsagen wollten, diejenigen Gegen- 
stände nicht besonders aufzuzählen, welche sie als Kriegs- 
contrebande anzusehen und zu behandeln gewillt sind.*^ 

§ 318. 
Angesichts solcher Sachlage erübrigt nur, dass die Neu- 
tralen — in Ermangelung von entgegenstehenden Verträgen 
oder Verordnungen der neutralen Staaten oder Erklärungen 
der Kriegsparteien — dasjenige als Kriegscontrebande ansehen, 
was zu allen Zeiten von allen Völkern gleichmäßig als Contre- 

* Die französische Instruction besagt z. B., dass die Contre- 
bande aus bestimmten besonders namhaft gemachten Gegenständen bestehe 
und aus allen zum Gebrauche im Kriege angefertigten Werkzeugen (in- 
.struments). Das dänischeReglement vom 16. Februar 1864 zählt ein- 
zelne Gegenstände auf und fügt dann alle zum Kriege verwendbaren Artikel 
hinzu ; auf demselben Standpunkte steht diedänischeVerordnung vom 
25. Juli 1870. Auch die österreichische Ministerial-Verordnung 
vom 3. März 1864 und die kaiserliche Verordnung vom 9. Juli 1866 
machen die Gegenstände der Kriegscontrebande einzeln namhaft und rech- 
nen dann dahin „überhaupt alle Gegenstände, welche unmittelbar zum 
Kriegsgebrauche verwendet werden können". — Das preußische Re- 
glement vom 20. Juli 1864 zählt gleichfalls einzelne Gegenstände auf und 
fügt dann hinzu „alle Gegenstände, welche sich unmittelbar für den Krieg 
verwenden lassen". — In gleicher Weise schließt die italienische In- 
struction vom 20. Juni 1866 den aufgezählten Gegenständen der Kriegs- 
contrebande alles dasjenige an, was ohne Umarbeitung zur unmittelbaren 
Ausrüstung zur See oder auf dem Lande dienen kann. 

* Nur Russland hat während des letzten Türkenkrieges aus- 
reichend bestimmt erklärt, was in diesem Kriege als Kriegscontrebande 
betrachtet werden würde. Vergl. den Senats-Ukas vom 12. Mai 1877, 
Art. VI. 
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bände der Neutralen behandelt worden ist, d. h. jede mili- 
tärische Angriffs- und Schutzwaffe nebst Kriegs- 
munition.® 

Die hiemit bezeichneten Gegenstände constituieren den 
Begriff der absoluten Kriegscontrebande, während die Gegen- 
stände, welche sowohl im Frieden als auch im Kriege dienen 
können und brauchbar sind, den Begriff der relativen Kriegs- 
contrebande begründen.^ 

In der Praxis der jüngsten Kriege sind namentlich Streitig- 
keiten entstanden hinsichtlich der Steinkohlen, der Dampf- 
maschinen für Kriegsschiffe, der Pferde und Eisen- 
bahnschienen. Lebensmittel und Geld werden, abge- 
sehen von deren directer Zufuhr zu einer feindlichen Flotte, 
kaum mehr zur möglichen Contrebande gerechnet. Soweit es 
sich überhaupt um Gegenstände der relativen Kriegscontrebande 
handelt, hat man die jeweiligen Umstände in Betracht zu ziehen; 
und ob die betreffenden Gegenstände dann als Contrebande an- 
zusehen sind, ist eine Frage des concreten Falles.® 

II. Thatbestand und Folgen der Zufuhr von Kriegscontrebande.^ 

§ 319. 
Der Neutrale wird einer Kriegspartei wegen Kriegscontre- 
bande verantwortlich und straffällig, sobald das neutrale Schiff 

" In diesem Sinne bezeichnete ganz richtig der ru.ssische Senat s- 
Ukas von 1877 als Gegenstände der Kriegscontrebande: Waffen alier Art, 
Theile von Schusswaffen, Schießbedarf, Sprengmaschinen und Sprengstoffe 
(Minen, Torpedos, Dynamit) ; Zubehör zu Transportmitteln für die Armee, 
die Artillerie, die Maschinerien; Gegenstände der Ausrüstung und Beklei- 
dung der vSoldaten. — Bluntschli rechnet (Völkerrecht, § 803) zur un- 
zweifelhaften Kriegscontrebande: a) die Kriegswaffen, Kanonen, Flinten, 
Säbel, Kugeln, Pulver und ähnliche Kriegswerkzeuge; hj Salpeter und 
Schwefel, die zur Pulverfabrication dienen; cj Kriegsfahrzeuge und Tor- 
pedos; (i) feindliche Kriegsdepeschen, die im Interesse einer Kriegspartei 
transportiert werden. — Wir rechnen die feindlichen Kriegsde- 
peschen (im Gegensatze zu Bluntschli) zur sogenannten uneigentlichen 
Kriegscontrebande und die Kriegsfahrzeuge (mit Bluntschli und 
gegen Heffter [Völkerrecht, S. 366]) zur eigentlichen oder unzweifelhaften 
Kriegscontrebande. 

' „Res anticipis usus!" 

« Sieh Märten s, Völkerrecht, IL § 136 (3). 

' Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 161; Bluntschli, 
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den neutralen Hafen mit Bestimmung des rechtswidrigen 
Transportes für die andere Kriegspartei verlassen hat. 

Zur Ermittelung der feindlichen Bestimmung dient in erster 
Linie der aus den Schiflfspapieren sich ergebende Bestimmungs- 
ort. Die Angabe eines unverfänglichen Bestimmungs- 
ortes in den Schiffspapieren ist jedoch wenigstens dann nicht 
absolut maßgebend, wenn der Curs des betreffenden Schiffes 
ein anderer ist, als er nach dem Inhalte der Ladungspapiere 
und zwar insbesondere der Connossemente sein müsste. Befindet 
sich ein Schiff mit Waren, welche an und für sich den 
Charakter der Kriegscontrebande tragen, wirklich 
auf der Reise von einem neutralen Hafen nach einem anderen, 
so erwächst hieraus für den Neutralen nur die praesumtio juris 
der Unverfänglichkeit der Bestimmung, dergestalt, dass der 
Nehmer stricte den Beweis der feindlichen Bestimmung zu 
führen hat.^ 

Mit Beendigung der Reise, mittelst deren einer Kriegs- 
partei Kriegscontrebande zugeführt wurde, ist das Delict con- 
sumiert und auf der Rückreise wie überhaupt auf weiteren 
Reisen nach Löschung der Contrebande die Inanspruchnahme 
des Schiffes aus jenem illegalen Acte ausgeschlossen.^ 

§ 320. 

Die Folge der Betretung auf der Zufuhr von Kriegs- 
contrebande war von jeher und ist heute noch die Wegnahme 
der verbotenen Gegenstände und die Confiscation 
derselben im Wege der Prisenjustiz, wobei jedoch von der 

Völkerrecht, § 809 u. f.; Martens, Völkerrecht, II. § 136 (4), und auch 
Pereis, Seerecht, § 45 (V— VI) und § 46. 

^ Dolus circuitu non purgatur! So wurde 1855 das hanno- 
veranische Schiff „VrowHowina" verurtheilt, welches mit Salpeter von 
England nach Lissabon gieng, von wo aus die Ware nach Hamburg ver- 
schifft werden sollte, um dann weiter nach Russland zu gehen. Vergl. auch 
den Bescheid des englischen Foreign Office an den Eigenthümer des „Pe- 
ter ho ff", den Handel mit Matamoros betreffend, vom 3. April 1863. 

* Mit Recht protestierte deshalb 1879 die deutsche Reichsregierung 
gegen die peruanische Beschlagnahme des deutschen D«unpfers „Luxor", 
der etliche Kisten Waffen nach Valparaiso gebracht hatte, da nicht ein 
peruanisches Kriegsschiff den „Luxor" anhielt, — sondern das Schiff erst 
nach Ablieferung der Waffen nach Peru gekommen war. 
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Conflscation diejenige Menge von Waffen und Munition aus^ 
genommen wird, deren das Schiff selbst bedarf.* 

Bezüglich derjenigen Gegenstände, welche nicht primo visu 
als zu Kriegszwecken bestimmt erscheinen (wie z. B. Lebens- 
mittel, Tuch, Bauholz u.s.w.), gilt ein Vorkaufsrecht (le droit 
de preemtion) des Nehmestaates, indem die dem Feinde 
bestimmten Waren nur weggenommen, jedoch dem Eigenthümer 
vergütet werden.^ 

Die Frage, ob sich die Conflscation auch auf 
denjenigen Theil der Schiffsladung zu erstrecken 
habe, welcher nicht Contrebande ist, muss in ver- 
neinendem Sinne beantwortet werden. Man hat allerdings der 
Conflscation auch der unverfänglichen Ladung den Charakter 
einer Strafe für die Zufuhr von Contrebande vindicieren wollen. 
Die Kriegsparteien besitzen jedoch außerhalb ihres Gebietes 
keine Strafgerichtsbarkeit.® 

§ 321. 

Das Schiff wird nur dann confisciert, wenn anzunehmen 
ist, dass der Rheder oder der Capitän von dem rechtswidrigen 
Transporte Kenntnis besaß. Vielfach hat man in der Praxis dem 
Befehlshaber des Kreuzers die Befugnis ertheilt, gegen sofortige 
Herausgabe der Contrebande-Artikel das Schiff frei zu lassen. 
In manchen Verträgen findet sich die Conflscation der Schiffe 
ausdrücklich ausgeschlossen. 

In der That rechtfertigt die Wissentlichkeit der Beförderung 
von Kriegscontrebande die strengsten Repressivmaßregeln. 

Auch als Präventivmaßregel gegen künftige Neu- 
tralitätsverletzungen rechtfertigt sich die Beschlagnahme min- 

* Vergl. Martens, Völkerrecht, IL §136(4). 

«^ Sieh Martens, Völkerrecht, IL § 136 (4). — Vergl. jedoch Heff- 
ter-Geffcken, Völkerrecht, §161, Note 9. 

• Nach Ortolans Zeugnis wird die Confiscation der ge- 
samraten Ladung in der Praxis für gerechtfertigt erachtet: l. wenn 
die Contrebande mindestens drei Viertel des Wertes der Ladung beträgt; 
2. wenn auch die unverfängliche Ladung dem Eigenthümer der Contre- 
bande gehört; 3. wenn falsche Schiffspapiere oder Declarationen concur- 
rieren ; 4. wenn in Gemäßheit eines Staatsvertrages der Eigenthümer ver- 
pflichtet ist, sich der Zufuhr von Contrebande zu enthalten. 
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destens derjenigen Schi£fe, deren Eigenthümer die Beförderung 
von Kriegscontrebande als Geschäft betreiben."^ 

III. Die uneigentliche Contrebande (contrebande par accident).^ 

§ 322. 

Die neuere Praxis hat den Begriff von Kriegscontrebande 
auch auf die Truppen und die Depeschen der kriegführenden 
Staaten ausgedehnt.^ 

Durch die freiwillige Zufuhr solcher „uneigentlichen Kriegs- 
contrebande" („contrebande par accident", auch „Quasi-Kriegs- 
contrebande" [„assimiles ä la contrebande de guerre"] genannt) 
macht sich das neutrale Schiff unmittelbar zum Hilfsgenossen 
einer Kriegspartei und geht seines neutralen Charakters verlustig. 

Die Frage, was einen Truppentransport con- 
stituiere, ist wesentlich eine quaestio facti. Was die Depeschen 
an und für einen Kriegführenden anbelangt, so ist nicht der 
Inhalt, sondern nur die Bestimmung derselben für den Cha- 
rakter der Operation maßgebend. Irrevelant bleibt es hiebei, ob 
die Depeschen in einem feindlichen Hafen oder in einem neu- 
tralen Platze an Bord genommen worden sind.^ 

§ 323. 

Nicht zur uneigentlichen Kriegscontrebande gehören die 
diplomatischen Agenten eines kriegführenden Staates: 



^ Auf diesem Gebiete ist Strenge, wie Oppenheim bemerkt, Hu- 
manitätspflicht, weil dieselbe zur Abkürzung der Kriege beiträgt. Vergl. 
Per eis, Seerecht, § 46 (V). 

* Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 16la, und Bluntschli, 
Völkerrecht, § 813, § 815 und § 817, sowie Martens, Völkerrecht, 11. 
§ 136 (3). — Sieh auch Per eis, Seerecht, § 47. — Lehrreiche Monographie: 
Marquardsen, Der Trentfall (Erlangen 1862). 

■ Zur uneigentlichen oder Quasi - Kriegscontrebande 
rechnen z. B. : die italienische Instruction — die Depeschen und 
die officielle (Korrespondenz; die französische Instruction — den 
Transport von Truppen und officiellen Depeschen an den Feind; der 
russische Ukas vom 24. Mai 1877 — den Transport feindlicher Truppen, 
der Depeschen und der Correspondenz des Feindes und den Bedarf (la 
foumiture) für die Kriegsschiffe des feindlichen Staates. 

* Sieh namentlich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 161«, Note 3. 
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die Kriegspartei kann wohl verhindern, dass ein diplomatischer 
Agent über ihr Gebiet reise, und ihn, wenn er es ohne ihre 
Erlaubnis thut, als eine politisch wichtige feindliche Person 
gefangen nehmen oder als Geisel behandeln ; aber sie ist nicht 
berechtigt, gegen ein neutrales Schiff auf offener See oder in 
neutralen Gewässern deshalb Gewalt zu üben, weil es solche 
Personen an Bord hat* 

Nach dem entgegengesetzten Grundsatze verfuhren die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika in der sogenannten 
Trentaffaire.^ 

Gegen das Verfahren der Regierung der Vereinigten vStaaten 
von Nordamerika protestierten jedoch nicht nur das hiebei zu- 
nächst interessierte England, sondern auch andere Großstaaten, 
wie Preußen, Österreich und Frankreich.® 

§ 324. 

Die Folge des Thatbestandes der Zufuhr von uneigent- 
licher Kriegscontrebande ist die Gefangennahme des Ob- 
jectes und — je nach den Umständen — die Confiscation 
des Transportmittels. 

Im Gegensatze zur britischen Praxis, welche auf den 



* Vergl. Bluntschli, Völkerrecht, §817. 

* Am 7. November 1861 schifften sich die Commissäre der im Auf- 
stande befindlichen Südstaaten der nordamerikanischen Union (Mason, Sli- 
dell, Eustis und Mac Farland) in Havannah auf dem englischen Postdampfer 
„Trent" ein; ihre Bestimmung war, via St. Thomas nach Europa zu 
fahren und dort für die Südstaaten Unterstützung zu suchen. Der Capitän 
des „Trent" und die Rheder hatten von dieser Mission Kenntnis. Der 
Commandant des Uniondampfers „Sanjacinto" fand sich deshalb ver- 
anlasst, auf eigene Hand den „Trent" anzuhalten und gegen den Wider- 
spruch des Capitäns die vier Commissäre als Gefangene zu sich an Bord 
zu nehmen. — In seinem Berichte erklärte der Commandant, er habe die 
Commissäre als verkörperteDepeschen angesehen und mithin auch 
Schiff und Ladung confiscieren können ; jedoch hätte er der Prise entsagen 
wollen. — Gegenüber dem englischen Proteste nebst Forderung der Frei- 
gabe der Gefangenen und entsprechender Entschädigung hielt die Regierung 
in Washington an der Auffassung fest, dass die vier Personen Kriegs- 
contrebande seien, bewilligte aber deren Freilassung, „weil kein Interesse 
an der Gefangenhaltung vorliege". 

® Sieh namentlich die oben citierte Schrift von Marquardsen über 
den Trentfall. 
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Einwand des Capitäns, dass er zu dem Transporte gezwungen 
oder hinterlistigerweise verleitet worden sei, keiner- 
lei Rücksicht nimmt, hält die außerenglische Theorie an 
der Behauptung fest, dass nur die freiwillige Beförderung 
von Truppen und Depeschen die Confiscation des Transport- 
mittels rechtfertige. 

Schließlich sei noch constatiert, dass auch bei der un- 
eigentlichen Kriegscontrebande sich der Grundsatz Bahn bricht, 
wonach die Confiscation des Transportmittels nur 
für den Fall des Betreflfens in delicto als statthaft erscheint.^ 



' Vergl. Per eis, vSeerecht, § 47 (II). — Vergl. Art. VII des russi- 
vSchen Erlas sevS vom 24. Mai 1877: „Les navires neutres pris en fla- 
grant d^lit de semblable contrebande peuvent 6tre, selon les circonstances, 
saisis et m6me coniisqu^s." — Als ein Curiosum citiert Per eis (Seerecht, 
§47 [II]) die in England vertretene Auffassung, dass auch im Falle der 
uneigentlichen Kriegscontrebande die unverfängliche Ladung der Confiscation 
zu unterwerfen sei, wenn der Eigenthümer der Ladung gleichzeitig Eigen- 
thümer des Schiffes ist oder wenn derselbe von der Verletzung der Neu- 
tralitätspflicht Kenntnis hat. 



Drittes Capitel. 

Die Beschränkungen des neutralen Handels durch das Beute- 
recht der Eriegsparteien. ^ 



I. Das System des Consolato del mare. 
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§ 325. 

Die Frage nach den Beschränkungen des neutralen Han- 
dels durch das den Kriegsparteien zustehende Beuterecht im 
Seekriege gliedert sich des näheren in die Doppel frage, 
inwieweit die Ausübung dieses Rechtes zulässig sei: 
1. wenn nur das Schiff feindlicher Nationalität, die 
Ladung aber neutrales Eigenthum ist; 2. wenn nur 
die Ladung feindliches Eigenthum, das Schiff aber 
ein neutrales ist. 

Die hiemit bezeichnete Doppelfrage hat folgende Lösungen 
gefunden : a) neutrales Gut auf feindlichem Schiffe ist der Weg- 
nahme unterworfen („Unfrei Schiff — unfrei Gut"), be- 
ziehungsweise dasselbe ist der Wegnahme nicht unterworfen 
(„Unfrei Schiff — frei Gut"); b) feindliches Gut auf neu- 
tralem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen („Frei Schiff 

' Vergl.Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §139 und §162, sowie 
§ 162—164 (beziehungsweise Geffckens an Stelle der Heffter 'sehen 
§§ 162—164 getretene Note); Bluntschli, Völkerrecht, § 794 und § 795; 
Martens, Völkerrecht, IL § 130 und § 135, und Per eis, Seörecht, § 42. 

* Consolato del mare = Zusammenstellung der Rechtsnormen, 
welche von den am Mittelmeerverkehre betheiligten Mittelmeerstaaten ac- 
ceptiert wurden. Emanierung des Consolato del mare im XIIL oder XIV. 
Jahrhunderte. Der Name „Consolat", welcher seit dem XV. Jahrhunderte 
die ursprüngliche Bezeichnung der Zusammenstellung (als der „Gesetze 
von Barcelona") zu ersetzen begann, wird darauf zurückgeführt, dass 
die Consuln zuerst die Zusammenstellung als maßgebendes Gewohnheits- 
recht anerkannten. 
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— unfrei Gut"), beziehungsweise dasselbe ist der Wegnahme 
nicht unterworfen („Frei Schiff — frei Gut"), beziehungs- 
weise dasselbe ist nebst dem Schiffe der Wegnahme unterworfen 
(„Unfrei Gut — unfrei Schiff). 

Diese Lösungen haben sich in drei verschiedenen Syste- 
men entwickelt^ 

§ 326. 

Das älteste System ist das System des Consolato del mare, 
welches die Regel aufstellt, dass feindliches Gut auf 
neutralem Schiffe der Wegnahme unterworfen, da- 
gegen neutrales Gut auf feindlichem Schiffe der 
Wegnahme nicht unterworfen sei. 

Diese Regel fand die Anerkennung der Seestaaten weit 
hinaus über die Grenzen des ursprünglichen Geltungsgebietes 
des Consolato del mare. 

England hielt an der Regel ein halbes Jahrtausend hin- 
durch fest und brachte dieselbe bis in die neueste Zeit zu 
praktischer Anwendung.* 

§ 327. 

Die Regel des Consolato del mare entspricht denn auch 
dem starren Rechte des „Suum cuique". 

Der neutrale Handelsverkehr wurde jedoch durch die 
Durchführung der Regel schwer geschädigt. 

Insbesondere ist ein Entschädigungsanspruch eines Neu- 
tralen für entgangenen Gewinn niemals anerkannt worden.^ 



' Vergl. M. Furneaux, Abridged history of the principal treatises 
of peace with reference to the question of the neutral flag protecting the 
property of the Enemy (London 1837); Ferd. Conte Lucchesi-Palli, 
Principi dl diritto pubbl. maritimo (Napoli 1841); Ägydi und Klau- 
hold, Frei Schiff unter Feindesflagge. Urkundliche Darstellung der Be- 
strebungen zur Fortbildung des Seerechtes seit 1856 (Hamburg 1866). 

* Wenn übrigens Heffter (Völkerrecht, S. 368) behauptet, dass 
Großbritannien die Regel „noch jetzt als die eigentliche Regel des gemein- 
samen Völkerrechtes betrachte, wovon nur durch Vertrag eine Abweichung 
begründet werden könne", so wird diese Behauptung seit Englands Theil- 
nahme an der Pariser Declaration als hinfällig erscheinen müssen. 

» Vergl, Per eis, Seerecht, § 42 (H). 
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II. Das französische System.^ 

§ 328. 
Ungleich weiter, als das System des Consolato del mare, 
gieng in Begünstigung der Kriegführenden das französische 
System, welches seit ungefähr 1400 erklärte: „Ein feindliches 
Schiff wird mit allen darauf befindlichen und zwar auch den 
neutralen Gütern confisciert" oder „Neutrales Gut auf 
feindlichem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen" 
(„Unfrei Schiff ~ unfrei Gut").^ 

§ 329. 

Das Princip des französischen Systemes erhielt übrigens 
noch eine weitere Ausdehnung durch ein Edict Franz' IL, 
welches die Regel aufstellte : „Wenn Schiff oder Ladung 
feindlich ist, so sind beide zu confiscieren." 

Diese Regel wurde durch die Marine-Ordonnanz vom Jahre 
1681 adoptiert, indem hier festgesetzt wurde : „Tous les navires 
qui se trouveront charges d'effets appartenans ä nos ennemis 
et les marchandises de nos sujets ou allies qui se trouveront 
dans un navire ennemi, seront pareillement de bonne prise." 

Auch die Ordonnanz vom Jahre 1704 enthält eine Bestä- 
tigung der Regel, dass ein neutrales Schiff verfalle, 
wenn es feindliches Gut geladen hat.^ 

§ 330. 

Das in Rede stehende Princip „Unfrei Gut — unfrei 
Schiff beruht auf der Annahme, dass ein Neutraler, welcher 
sich zum Transporte feindlicher Waren hergibt, eine Neutra- 
litätsverletzung begehe und demgemäß mit dem Verluste des 
Objectes, welches zur Begehung derselben dient, zu bestrafen sei. 

Erst im Jahre 1744 wurde das Princip fallen gelassen unter 
Aufrechthaltung der Regel „Unfrei Schiff — unfrei Gut". 



' Vergl. Kaltenborns Art. „Seekrieg" in Bluntschlis Staats- 
wörterbuch, IX. S. 380. 

* Seine ausdrückliche Anerkennung fand das System in Art. 69 des 
Admiralitäts-Edictes Heinrichs III. 

' Der einschlagende Satz der Ordonnanz vom Jahre 1704 erklärt: 
„S'il se troverait sur des vaisseaux neutres des effets appartenans aux 
ennemis de Sa Majest^, les vaisseaux et tous les chargements seraient de 
bonne prise." 
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Im übrigen interpretierte man von französischer Seite 
auch das Reglement vom Jahre 1744 dahin, dass es nur das 
Verhältnis zu denjenigen Staaten festsetze, mit welchen der 
Grundsatz „Frei Schiff — unfrei Gut" vorher vereinbart 
gewesen sei.* 

III. Das System der Pariser Declaration. ' 

§ 331. 

Die mit der Handhabung des Systemes des Consolato del 
mare wie mit der Durchführung des französischen Systemes 
verbundenen Schädigungen der neutralen SchiflFahrtsinteressen 
hatten bereits im XVII. Jahrhunderte dahin geführt, dass man 
vertragsmäßig feindliches Gut (mit Ausnahme von Kriegs- 
contrebande) an Bord neutraler Schiffe für frei erklärte, 
während man sich das Recht der Confiscation neutralen 
Gutes auf feindlichem Schiffe vorbehielt. 

Die Beantwortung der Frage, ob die Confiscation zulässig 
sei oder nicht, wurde auf solche Weise lediglich von der 
Flagge abhängig gemacht. 

Die Verträge, durch welche der Grundsatz „Frei Schiff 
— frei Gut" oder „le pavillon couvre la marchandise" 
zur Geltung gelangte, spielten eine bedeutsame Rolle namentlich 
in einem Conflicte, der zwischen Preußen und England aus 
Veranlassung der Aufbringung einer größeren Anzahl preußi- 
scher Schiffe und Ladungen während des Seekrieges von 1744 
bis 1748 entstanden war.^ 



* Sieh Per eis, Seerecht, § 42 (III). 

* Vergl. neben den früher citierten Schriften: Katchenowsky, 
Prize law: particularly with reference to the duties and obligations of 
belligerents and neutrals, transl. by Pratt (London 1867). 

* Das britische Admiralitäts-Gericht hatte die betreffenden Ladungen 
condemniert, soweit nicht der Nachweis der neutralen Qualität erbracht 
war. Die benachtheiligten Interessenten wandten sich mit ihren Beschwer- 
den an den König von Preußen, welcher die einzelnen Fälle durch eine 
(Kommission untersuchen ließ. Die Beschwerden wurden von der Com- 
mission für begründet erachtet und, da dessenungeachtet die britische Re- 
gierung die Forderung auf Herbeiführung einer anderen Entscheidung ab- 
lehnte, so brachte der König seine Drohung, Repressalien auszuüben, zur 
Ausführung. — Der König von Preußen hatte nämlich im Breslauer und 
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§ 332. 

Von nachhaltigem Einflüsse war die Anerkennung des 
Grundsatzes der Freiheit feindlichen Gutes unter neutraler 
Flagge in den Vereinbarungen der bewaffneten Neutrali- 
täten vom Jahre 1780 und vom Jahre 1800. 

In der berühmten Declaration vom 28. Februar 1780 stellte 
Kaiserin Katharina IL (im Anschlüsse an den ersten Grund- 
satz: „que les vaisseaux neutres puissent naviguer librement 
de port en port sur les cotes des nations en guerre") den wei- 
teren Grundsatz auf: „que les eflfets appartenans aux sujets 
des dites puissances en guerre soient libres sur les vaisseaux 
neutres ä l'exception des marchandises de contrebande". 

Ungeachtet der energischen Proteste Englands ward diese 

Februar-Declaration von der Mehrheit der continentalen See- 

mächte angenommen und zur Grundlage eines Bundes erhoben, 

der sie mit vereinten Kräften gegen jede Verletzung schützen 

sollte.^ 

§ 333. 

Erst während des Krieges von 1854 — 1856 zeigte sich 
auch England, als Bundesgenosse Napoleons III., bereit, 
diejenigen Grundsätze zu befolgen, welche der Continent schon 
längst als die richtigen angesehen hatte, nämlich den Grund- 
satz, dass die neutrale Flagge das feindliche Gut 
decke („Frei Schiff — frei Gut"), und den Grundsatz, 
dass neutrales Gut auch unter Feindesflagge frei sei 



Dresdener Frieden mit Österreich die Bezahlung beträchtlicher Geldsummen 
übernommen, welche von Kaiser Karl VI. unter Verpfändung der Reve- 
nuen von Schlesien von englischen Privatleuten (1733—1736 auf 10 Jahre) 
geborgt und bis dahin dem größten Theile nach noch nicht bezahlt worden 
waren. Der König beschloss, diese Gelder so lange mit Arrest zu belegen, 
bis die britische Regierung seinen Unterthanen Genugthuung gegeben haben 
würde. Der Conflict fand seine Erledigung im Jahre 1756. — England be- 
willigte 20.000 Pfund Sterling Entschädigung, worauf die zurückbehaltenen 
Capitalien sammt Zinsen an die englischen Gläubiger gezahlt wurden. 

' Sieh Martens, Völkerrecht, IL § 130 (2). — Das preußische Land- 
recht hat die Regel von der Freiheit feindlichen Gutes unter neutraler Flagge, 
gleichzeitig aber auch den Grundsatz der Freiheit neutralen Gutes an Bord 
feindlicher Schiffe adoptiert. Vergl. das allgemeine Landrecht für die preußi- 
schen Staaten, I. § 213 und § 214, sowie (betreffend die Ausnahme im Falle 
der Kriegscontrebande) § 216. — Sieh auch Bluntschli, Völkerrecht, § 794. 
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(„Unfrei Schiff — frei Gut''), immer mit Ausnahme der 
Kriegscontrebande. * 

Beide Grundsätze fanden ihre allgemeine Anerkennung 
auf dem Pariser Congresse vom Jahre 1856. 

Die Pariser Declaration vom 16. April 1856, betreffend 
das Seekriegsrecht, enthält in ihrer zweiten und dritten Regel 
die folgenden Bestimmungen: „Le pavillon neutre couvre 
la marchandise ennemie, ä l'exception de la contre- 
bande de guerre" (Regel 2), und „La marchandise 
neutre, ä l'exception de la contrebande de guerre, 
n'est pas saisissable sous pavillon ennemi" (Regel 3).^ 

* Sieh die beim Ausbruche des orientalischen Krieges von England 
und Frankreich abgegebenen Erklärungen vom 28., beziehungsweise 
29. März. 

• In den jüngsten Kriegen sind diese Regeln der Pariser See recht s- 
Declaration immer beobachtet und autierdem vielfach durch besondere 
Proclamationen bei Eröffnung des Krieges durch die Kriegsparteien bekräftigt 
worden. — Mit Recht bemerkt Per eis (Seerecht, §42): „Da diese Grund- 
sätze nicht nur für die Signatarmächte, sondern für die große Reihe von Staaten 
verbindlich sind, welche in der Folge der Seerechts-Declaration beitraten, 
und da dieselben auch von Spanien und den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, welche mit Rücksicht auf die Regel l (Abschaffung der Kaperei) 
den Beitritt zur Declaration selbst abgelehnt hatten, sowie von vielen 
anderen außereuropäischen Staaten, welche eine förmliche generelle Bei- 
trittserklärung nicht abgegeben haben, in einer Zahl von Verträgen als 
maßgebend für die contrahierenden Theile anerkannt wurden, so stellen 
sie das für die seekriegsrechtliche Praxis fast allgemein, in Gemäßheit aus- 
drücklicher Annahme, geltende Recht dar." —Russland erklärte demgemäß 
in dem Ukas vom 24. Mai 1877, betreffend die Regeln der Kriegführung^ 
die Regeln als anwendbar auf alle Mächte ^sans en excepter les Etats- 
Unis de TAmdrique du Nord et l'Espagne, qui jusqu'ä präsent n'ont pas 
adhörö k cette döclaration (de Paris)". 



Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 23 



Dritter Abschnitt. 

Die der Handhabung ihrer materiellen Rechte dienst- 
baren formalen Rechte der Kriegsparteien gegen die 

Neutralen. ^ 



Erstes Capitel. 
Das Anhalte-^ Yisitations- xuid Durchsuchungsrecht. ^ 



I. Das Anhalterecht. ^ 

§ 334. 

Das Anhaherecht (droit d'arret) ist das Recht der Kriegs- 
schiffe eines kriegführenden Staates, neutrale Handelsschiffe 
außerhalb des neutralen Seegebietes, d. h. auf offener See und 
in den Territorialgewässern der Kriegführenden, anzuhalten. 

Der Zweck des Anhalterechtes besteht in der Ausübung 
des unter II zu erörternden Visitationsrechtes. 

Obwohl das Anhalterecht, gleich dem Visitationsrechte 
selbst, in Kriegszeiten auf der ganzen offenen See ausgeübt 
werden kann, empfiehlt sich doch die Ausübung desselben 
gegen neutrale Handelsschiffe in Meeren, welche dem engeren 
Kriegsschauplatze fernliegen, nur ihsoweit, als wirklich der be- 
gründete Verdacht einer Neutralitätsverletzung vorliegt* 



* Wir erörtern hiebei in drei Capiteln: 1. das Anhalte-, Visitations- 
und Durchsuchungsrecht; 2. das Recht der Beschlagnahme und Wegführung ; 
3. die PrisengerichtsbcU-keit gegen Neutrale. 

' In unzutreffender Weise werden alle drei Rechte mitunter zusammen- 
gefasst als Durchsuchungsrecht. 

"Vergl. Heffter-Geffcke n, Völkerrecht, §167—169; Bluntschli, 
Völkerrecht, § 819 u. f. ; Martens, Völkerrecht, II. § 137 ; Per eis, Seerecht, 
§53u. f.; Bulmerincq, Völkerrecht, § 92 (12, r); Gar eis, Institutionen, 
§ 89 (V), und Neumann, Grundriss, § 51. 

* Es war daher ein Missbrauch des Anhalterechtes, als während des 
Krieges zwischen Russland und der Türkei am 25. Juli 1877 ein ruSvSi- 
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§ 335. 

Das gewöhnliche Verfahren bei der Anhaltung besteht 
zunächst darin, dass das Kriegsschiff sich dem neutralen Han- 
delsschiffe nähert und dem Schiffe durch einen blinden Schuss 
(coup de canon de semonce ä boulet perdu ou ä poudre) das 
Signal zum Beidrehen oder Stoppen, d. h. zum Innehalten seines 
Laufes, gibt. Dieser Schuss muss unter der Nationalflagge ab- 
gegeben werden, welche die Legitimation zur Ausübung des 
Visitationsrechtes anzeigt; bei Nacht ist über der Flagge eine 
Laterne zu setzen. Der (Gebrauch einer falschen Flagge bei Ab- 
gabe des Signalschusses gilt als völkerrechtswidrig.^ 

Bezüglich des Abstandes, welcher zwischen dem Kriegs- 
schiffe und dem neutralen Handelsschiffe eingehalten werden 
soll, bestand früher der Grundsatz, dass sich das Kriegsschiff 
dem zum Beidrehen oder Stoppen aufgeforderten Schiffe auf 
Kanonenschussweite zu nähern habe." Je mehr aber die mili- 
tärische Technik fortschritt, umso augenfälliger musste es wer- 
den, dass die Kanonenschussweite eine sehr relative Entfernung 
bedeutet.^ In neueren Verträgen ist denn auch in Überein- 
stimmung mit den Erfordernissen der Praxis festgesetzt, dass 
die innezuhaltende Entfernung, unter Berücksichtigung des 
Zweckes der Anhaltung, einerseits von den nautischen und den 
Witterungsverhältnissen sowie andererseits von dem Grade des 
Verdachtes abhängig zu machen sei.® 

sches Kanonenboot innerhalb Kanonenschuss weite von der Japanischen 
Küste die deutsche Brigg „Oceanus" anhielt, weil, um hier von der Ver- 
letzung der japanischen Neutralität abzusehen, der russische Befehlshaber 
genau wusste, dass die ostasiatischen Gewässer von türkischen Schiffen, 
denen das deutsche Schiff einen Vorschub hätte leisten können, notorisch 
nicht besucht werden. 

* Von obigen Regeln wurde imTrentfall auch die auf das Anhalte- 
Signal bezügliche Vorschrift verletzt, indem der nordamerikanische Capitän 
sofort scharf schielten liei3. 

* Über die vielfachen Abweichungen von diesem Grundsatze in den 
Conventionen und Reglements sieh Per eis, Seerecht, § 54 (II). 

' Vergl. Attlmayr, Elemente des internationalen Seerechtes (Wien 
1878), I. S. 85. 

* Das preußische Prisen-Reglement beschränkt sich im § 11 auf 
die einfache Bestimmung: „Der Befehlshaber des Kreuzers gibt dem Schiffe 

23* 
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Auf das vom Kriegsschiffe gegebene Signal muss das neu- 
trale Handelsschiff beidrehen oder stoppen, um die Visitation 
zu erwarten. Das Kriegsschiff sendet hierauf in der Regel zu 
dem angehaltenen Schiffe eine Schaluppe mit einem Officiere 
und hinreichender Mannschaft, von welch letzterer sich jedoch 
nur zwei oder drei Köpfe mit dem Officiere an Bord des an- 
gehaltenen Schiffes begeben. Unhaltbar ist dagegen die (von B u 1- 
merincq und anderen aufgestellte) Behauptung, dass das an- 
gehaltene Schiff niemals aufgefordert werden könne, an Bord 
des Kriegsschiffes seinen Capitän zu senden, damit dieser die 
Schiffspapiere vorweise.® 

§ 336. 

Wenn das neutrale Handelsschiff ungeachtet des Signales 
zum Beidrehen oder Stoppen nicht anhält, sondern seine Fahrt 
fortsetzt oder sich gar augenscheinlich durch Flucht der An- 
haltung zu entziehen bestrebt, so ist scharf zu schießen. 

Wird von Seite des neutralen Schiffes auch einem in die 
Takelage abgegebenen scharfen Schusse keine Folge geleistet, 
so darf jede zum Zwecke der Anhaltung dienliche Gewaltmaß- 
regel ergriffen werden. 

Schiffe, welche sich mit Gewalt der Anhaltung widersetzen, 
machen sich einer feindseligen Haltung schuldig und werden 
schon deshalb gute Prise.*® 

II. Das Visitationsrecht.* 

§ 337. 

Das Visitationsrecht (droit de visite, right of visite) ist 
das Recht der Kriegsschiffe kriegführender Staaten, angehaltene 
neutrale Handelsschiffe zu besuchen oder heimzusuchen. 



das Signal, beizulegen oder zu stoppen." Hienach genügt die Signalisierung. 
Der innezuhaltende Abstand ist nach den concreten Umständen des Einzel- 
falles zu bemessen. 

• Das preußische Prisen-Reglement erklärt umgekehrt im 
§ 11 ganz allgemein als Regel: „Der Befehlshaber lässt den Schiffer mit 
den Schiffspapieren zu sich an Bord kommen." 

'** Vergl. z. B. das preußische Prisen-Reglement, § 4, Z. 2, 
und § 7, Z. 3. 

* Sieh die zu § 334 citierte Literatur. 
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Die Ausübung des Visitationsrechtes bezweckt entweder: 
1. die Feststellung der Nationalität des angehaltenen Schiffes 
oder 2. die Constatierung eines verbotenen Trans- 
portes oder 3. den Nachweis eines Blockadebruches. 

Das Visitationsrecht ist unzertrennlich von den legitimen 
Rechten der Kriegsparteien und wird auch dann nicht zu ent- 
behren sein, wenn die Freiheit des Privateigenthumes im See- 
kriege ihre grundsätzliche Anerkennung gefunden hat.* 

§ 338. 

Die Visite beginnt mit einer Prüfung der Schiffspapiere 
des angehaltenen Schiffes. 

Die für die Prüfung erforderlichen oder geeigneten Papiere 
gliedern sich aber in drei Kategorien, nämlich: 1. die Papiere, be- 
treffend die Nationalität des Schiffes (Register-Certificat und 
Seepass oder Seebrief, — eventuell Flaggenattest, Bielbrief, Mess- 
brief, Rhederei Verzeichnis und Musterrolle); 2. die Reisepapiere, 
insbesondere das Schiffstagebuch (Journal oder Logbuch); 3. die 
Ladungspapiere (Frachtverträge, Manifest und Connossemente). 

Ergibt sich bei Prüfung der Papiere kein Redenken, so 
kann das Schiff seine Fahrt fortsetzen.^ 

§ 339. 
Das Visitationsrecht der Kriegsparteien erleidet eine Ein- 
schränkung durch die sogenannte Convoiierung, d. h. das 
Schutzgeleite neutraler Handelsschiffe durch neutrale Kriegs- 
schiffe. Der Convoi neutraler Handelsschiffe soll den Kriegs- 
parteien die Garantie dafür gewähren, dass auf den convoiierten 



' Auch dann muss die Contrebande weggenommen werden können, 
welche erst die Visitation (und eventuell die Durchsuchung) feststellen kann. 
Vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 167, Note 4. 

^ Die Prüfung der Papiere hat sich auf den Inhalt derselben, sowie 
darauf zu erstrecken, ob dieselben augenscheinlich oder wahrscheinlich 
falsch oder gefälscht und ob doppelte Papiere verschiedenen Inhaltes vor- 
handen sind. — Der Mangel einzelner Papiere der einen oder anderen 
Kategorie ist irrelevant, wenn nur die vorhandenen Papiere die neutrale 
Qualität des Schififes und die Unverfänglichkeit von Ladung und Bestim- 
mung mit Gewissheit ergeben. — Stets wird jedoch ein Schiff verdächtig 
durch den Mangel des Register-Certificates, des Schiffsjournals, der Muster- 
rolle oder aller die Ladung betreffenden Papiere. vSieh Pereis, Seerecht, 
§ 54 (IV-VII). 
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Schiffen sich keine Contrebande-Artikel befinden und dass die 
Bestimmung der Schiffe eine erlaubte sei. Mit der Gewährung 
solcher Garantie entfällt der Zweck der Visitation.* 

Der Commandant des Convois ist verpflichtet, vor Antritt 
der Reise von der Unverfänglichkeit der Ladung und der Be- 
stimmung der zu geleitenden Schiffe sich zu überzeugen. Die 
Ausübung des Visitationsrechtes beschränkt sich dann auf die 
Entgegennahme einer Erklärung des Convoi-Commandanten 
darüber: ob die betreffenden Fahrzeuge wirklich zu seinem 
Convoi gehören, welche Nationalität und Bestimmung die Fahr- 
zeuge haben und ob die Fahrzeuge Kriegscontrebande an Bord 
führen. Zur Entgegennahme dieser Erklärung entsendet der 
Kreuzer einen Offleier an Bord des Geleitschiffes.^ 

Wenn die geforderte Erklärung befriedigend ausfällt, so 
muss von jeder weiteren Ausübung des Visitationsrechtes Ab- 
stand genommen werden.^ 

III. Das Durchsuchungsrecht. ^ 

§ 340. 
Das Durchsuchungsrecht (droit de recherche) ist das Recht 
der Kriegsschiffe kriegführender Staaten, neutrale Handelsschiffe 
zu durchsuchen. 



*Das preußischePrisen-Reglement erklärt im § 12 : „Neutrale 
Schiffe, welche unter Convoi von KriegSvSchiffen einer neutralen Macht gehen, 
sind der Untensuchung nicht unterworfen; es genügt die Erklärung des 
Befehlshabers des Convoi, dass die Papiere der convoiierten Schiffe in 
Ordnung sind und dass dieselben keine Kriegscontrebande an Bord haben." 

* Ein gänzlicher Ausschluss des Visitationsrechtes convoiierten 
vSchiffen gegenüber hat jedoch niemals allgemeine Anerkennung gefunden. 
Der neutrale Staat selbst kann getäuscht worden sein. Noch eher ist es mög- 
lich, dass der neutrale Staat und der Kriegsstaat eine verschiedene Meinung 
über die Ausdehnung des Begriffes der Kriegscontrebande haben. Vergl. 
Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §170, und Bluntschli, Völkerrecht, 
§ 824 — 826, sowie Per eis, Seerecht, § 56. 

* Eine weitere Ausübung des Visitationsrechtes ist dagegen als ge- 
rechtfertigt anzusehen: 1. wenn der Convoi-Befehlshaber es ablehnt, die 
geforderte Erklärung abzugeben; 2. wenn er erklärt, dass das eine oder 
andere von den Schiffen überhaupt nicht zu seinem Convoi gehöre; 3. wenn 
sich aus der Erklärung ergibt, dass ein Schiff in einer Neutralitätsverletzung 
begriffen ist. Vergl. Pereis, Seerecht, § 56 (III). 

* Vergl. die oben bei Erörterung des Anhalterechtes citierte Literatur. 
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Zur Durchsuchung wird geschritten, wenn die SchiflFs- 
papiere nicht in Ordnung sind oder die stattgehabte Visitation 
einen begründeten Verdacht veranlasst hat, beziehungsweise 
wenn die geforderte Erklärung eines Convoi-Befehlshabers nicht 
abgegeben wird oder nicht befriedigend ist. 

Das neutrale Handelsschiff darf sich der Durchsuchung 
nicht widersetzen. 2 

§ 341. 

Ein begründeter Verdacht ist vorhanden (neben dem Falle, 
in welchem das angehaltene Schiff unter fremder Flagge fährt): 
1. wenn das angehaltene Schiff nicht beigedreht oder gestoppt 
(oder aufgebrasst) hat; 2. wenn das angehaltene Schiff sich 
der Visite der Behälter widersetzt hat, bezüglich deren die Ver- 
muthung besteht, dass sie Schiffspapiere oder Kriegscontrebande 
verbergen ; 3. wenn doppelte oder falsche oder gefälschte oder 
geheime oder unzureichende oder gar keine Papiere vorhanden 
sind, beziehungsweise wenn die Papiere in das Wasser geworfen 
oder in einer anderen Weise vernichtet wurden (besonders dann, 
wenn diese Handlungen sich vollzogen, als das neutrale Schiff 
das Herannahen des Kriegsschiffes in Sicht bekommen konnte).^ 

§ 342. 

Die Personen, welchen die Durchsuchung übertragen ist, 
dürfen weder Behälter (armoires, reduits, caisses, cassettes, 
tonnes futailles ou autres cachettes), welche einen Theil der 
Ladung enthalten könnten, öffnen oder aufbrechen, noch Theile 
der Ladung, welche lose im Schiffe umherliegen, nach willkür- 
lichem Ermessen durchsuchen. 

Der durchsuchende Officier muss vielmehr die Behälter 
durch den Capitän öffnen lassen. 

Das droit de recherche entspricht dem right of search, während 
das droit de visite gleichbedeutend ist mit dem right of visite. 
Die Durchsuchung erfolgt jedoch nur nach dem Ergebnisse der Visitation. 

^ Widersetzt sich das Schilf, so kann die Durchsuchung zwangsweise 
durchgeführt werden. Sogar Geleitschiffe, welche sich im Falle des § 340 
der Durchsuchung widersetzen, können mit dem ganzen Convoizuge auf- 
gebracht werden. Dies geschah z. B. im Jahre 1798 mit einem schwedi- 
schen Convoi. 

* Vergl. z.B. Russische Prisenregeln, §83—87. 
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Auch die lose im Schiffe liegende Ladung ist unter Mit- 
wirkung des Capitäns zu durchsuchen.* 



* Vergl. Turiner Reglement, § 19—22. — In beinahe wörtlicher 
Übereinstimmung mit der Darlegung des Textes erklärt z.B. das preußische 
Prisen-Reglement im § 11: „Bei dieser Ermittelung" (der Umstände) 
„dürfen verschlossene Räumlichkeiten, Verschlage, Schränke, Kisten, Tonnen, 
Fastagen oder sonstige Behälter nicht geöffnet oder erbrochen werden. Der mit 
der Ermittelung beauftragte Officier hat vielmehr die Räumlichkeiten u. s. w., 
deren Durchsuchung er für nothwendig erachtet, durch den Schiffer öfiftien 
zu lassen. Nur unter Zuziehung des letzteren darf auch die lose im Schilfe 
liegende Ladung durchsucht werden." vSieh auch die österreichische Ver- 
ordnung vom Jahre 1874, § 5. Verweigert der Schiffer seine Mitwirkung 
bei der Durchsuchung oder die verlangte Eröfl&iung verschlossener Räum- 
lichkeiten oder Behältnisse, so setzt er sich der Aufbringung aus, weil ja 
der Verdacht begründet erscheint, dass darin unerlaubte Waren enthalten 
sind. Ein Zwang gegen den Schilfer ist weder statthaft, noch darnach er- 
forderlich. — Sieh Per eis, Seerecht, §54 (VIII). 



Zweites Capitel. 
Das Recht der Beschlagnahme und Wegftthrung.^ 

§ 343. 

Der Beschlagnahme (saisie) und Wegführung setzt sich 
ein neutrales HandelsschiflF aus theils in allen denjenigen Fällen 
des Verdachtes, welche im § 341 aufgezählt worden sind,^ theils: 
1. wenn sich aus der Visitation oder Durchsuchung ergibt, dass 
das angehaltene Schiff verbotene Transporte für Rechnung und 
Destination an den Feind besorgt; 2. wenn das Schiff bei Ver- 
letzung einer Blockade genommen wurde; 3. wenn das Schiff 
an Feindseligkeiten theilgenommen hat oder dazu bestimmt ist.^ 

Von den weiteren Folgen kann sich das angehaltene Schiff, 
soweit nicht im Falle von Contrebande die Auslieferung der 
verbotenen Artikel als genügend befunden wird, demnächst nur 
durch Ranzionierung befreien, falls die Ranzionierung neu- 
traler SchüBfe den Kreuzern (und Kapern) der kriegführenden 
Staaten nicht ausdrücklich untersagt ist/ 



' Vergl. namentlich Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 171, und 
Per eis, Seerecht, § 66 und § 67. 

■ Was den Verdachtsgrund anbelangt, dass das angehaltene Schiff 
unter einer falschen Flagge fährt, so ereignete sich im Jahre 1871 der 
folgende eigenthümliche Fall. Das unter deutscher Flagge fahrende Schiff 
„Palme" wurde von einem französischen Kreuzer genommen; es stellte sich 
aber heraus, dass das Schiff bereits im Jahre 1866 an eine schweizerische 
Gresellschaft verkauft worden war und nur aus dem Grunde unter deut- 
scher Flagge fuhr, weil die Schweiz keine Seeflagge besitzt und Frankreich 
auch die Anerkennung einer solchen im Jahre 1854 verweigert hatte. Die 
„Palme" wiu-de daher freigegeben. 

' Vergl. Turiner Reglement, §23. 

* Die Ranzionierungsverträge (contrats de rachat), deren 
Inhalt die Freilassung der Prise gegen ein bestimmtes Lösegeld ist, sind 
aUerdings in neuerer Zeit minder üblich, als in früherer Periode (z. B. im 
XVIII. Jahrhunderte), jedoch auch noch in der „Act for regulating naval 
prize of war" vom Jahre 1864 vorbehalten. 
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Das ranzionierte neutrale Schiff hat dann Anspruch auf 
den Schutz des feindlichen Staates, dem das Lösegeld zufließen 
soll, bis zur Beendigung der im Ranzionierungsvertrage be- 
zeichneten Reise. Eine willkürliche Abweichung vom Reiseziele 
lässt den Losgelassenen des Anspruches auf weiteren Schutz 
verlustig gehen. Das Lösegeld darf eingezogen werden ohne 
Rücksicht darauf, ob die Prise eine rechtmäßige war oder nicht.^ 

§ 344. 

Mit dem Augenblicke der Beschlagnahme wird der Neh- 
mer, abgesehen von dessen Verpflichtungen gegen den eigenen 
Staat, dem neutralen Schiffseigenthümer und Befrachter für 
alle Schädigung durch ungerechtfertigte Beschlagnahme ver- 
antwortlich. 

Der Befehlshaber eines Kreuzers (oder Kapers), welcher 
ein neutrales Handelsschiff" in Beschlag genommen hat, muss 
daher strenge darüber wachen, dass von der Ladung oder dem 
Schiff'szubehör nichts gelöscht, verkauft, vertauscht oder be- 
seitigt wird oder sonst verloren geht; er hat unter Zuziehung 
des Schiffiers oder Steuermannes des aufgebrachten Schiffes die 
Ladung, soweit thunlich, unter Siegel oder Verschluss zu legen. 

Die Schiffspapiere sind von dem Befehlshaber des Kreu- 
zers (oder Kapers) nebst einem von ihm und dem Schiffer des 
aufgebrachten Schiffes unterschriebenen Verzeichnisse mit dem 
Siegel des Kreuzers und mit dem Siegel des Schiffers in einem 
Convolut zu verschließen.^» 

§ 345. 
Hinsichtlich der Wegführung neutraler Handelsschiffe ist 
geradeso zu verfahren, wie bei „offenklar feindlichen Schiffen".^ 



® Der RanzionierungvSvertrag tritt an die Stelle der prisengerichtlichen 
Entscheidung : erachtet der Capitän die Nehmung für illegal, so ist es ihm 
ja unbenommen, den Vorschlag des Nehmers auf Eingehung des Vertrages 
abzulehnen. 

* Vergl. z. B. das preußische Prisen-Reglement, § 13. — 
Das französische Reglement verlangt auch die Aufnahme einer schriftlichen 
Verhandlung über die Anhaltung und deren Gründe. — Sieh auch den Er- 
lass des nordamerikanischen Marinedepartements wegen des „Montgomery" 
in den Cubanischen Gewässern vom 18. August 1862. 

' Sieh Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §171. 
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Es gelten demgemäß auch für die Wegführung neutraler 
Handelsschiffe insbesondere diejenigen Grundsätze, welche be- 
züglich der W^gführung feindlicher Schiffe in Ansehung der 
Hafendirection, der Flaggenführung und der Prisenvernichtung 
an früherer Stelle erörtert worden sind.^ 

Bis zur Verbringung des Schiffes in einen Hafen des 
Nehmestaates oder einen Hafen eines befreundeten neutralen 
Staates darf die Ladung nicht geöffnet werden, es sei denn, 
dass der Schiffer oder dessen Stellvertreter behufs Erhaltung 
der Ladung in die Öffnung einwilligt.® 



* Sieh oben § 283. 

• Vergl. das preußische Prisen-Reglement, § 14, welcher be- 
stimmt: „Der Befehlshaber des Kreuzers hat die nöthigen Vorkehrungen zu 
treffen, indem er erforderlichen Falles einen Officier mit der zureichenden 
Man/ischaft an Bord des aufgebrachten Schiffes sendet, damit das letztere 
in einen preußischen Hafen oder, wenn dies mit Schwierigkeiten verbunden 
ist, in den Hafen einer mit Preußen verbündeten Macht, wo militärischer 
Schutz in Aussicht steht, gebracht wird. Die Ladung darf bis dahin nicht 
geöffnet werden; es sei denn, dass der Schiffer oder dessen Stellvertreter 
behufs Erhaltung der Ladung in die Öffnung einwilligt." 



Drittes Capitel. 
Die Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale.^ 

I. Die Prisengerichte.* 

§ 346. 

Wie die Beschlag- oder Wegnahme feindlicher Schiffe, so 
ist auch diejenige der neutralen Schiffe und ihrer Ladung der 
Beurtheilung der Prisengerichte unterworfen. 

Auch wenn das Schiff ein neutrales ist, gilt das Prisen- 
gericht des Nehmestaates als zuständig zur Entscheidung 
über die Rechtmäßigkeit der Prise und über die Folgen der 
Beschlag- oder Wegnahme. 

Der neutrale Staat darf nur dann eine Entscheidung in 
Prisensachen durch seine Organe herbeiführen, wenn durch die 
Ausübung des Prisenrechtes dieSouveränetätsrechte des 
neutralen Staates verletzt worden sind, wie namentlich im Falle 
der Wegnahme des Schiffes im neutralen Gebiete.^ 

§347. 

Ein Staat, dessen Kreuzer eine Prise nach einem neutralen 
Hafen gebracht hat, darf dieselbe durch eine von ihm daselbst 
einzusetzende Behörde oder durch sein etwa dort eingesetztes 



* Über die Prisengerichtsbarkeit gegen feindliche Schiflfe sieh oben 
§ 283 u. f. 

' Die meisten Schriftsteller (z. B. Bluntschli, Märten s und Per eis) 
behandeln die Prisengerichtsbarkeit ohne scharfe Auseinanderhaltung der 
Prisengerichtsbarkeit gegen feindliche und gegen neutrale Schiffe. Vergl. 
dagegen Heffter-Geffcken, Völkerrecht, §138 und §173. 

' Auch in dem oben berührten Falle hat der neutrale Staat nur die 
Frage zu prüfen, ob der kriegerische Act thatsächlich in 
seinem maritimen Hoheitsgebiete erfolgt sei; eines Urtheiles 
über die Legalität der Prise von anderen Gesichtspunkten aus hat er sich 
zu enthalten. Vergl. Per eis, Seerecht, § 58 (I und IV). 
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Consular-Gericht nur mit ausdrücklicher Genehmigung der be- 
treffenden fremden Staatsgewalt aburtheilen lassen. 

Wird diese Genehmigung nur der einen der beiden Kriegs- 
parteien ertheilt, so macht sich der neutrale Staat durch solche 
einseitige Begünstigung einer Neutralitätsverletzung 
schuldig. 

Eine Vereinbarung verbündeter Mächte über die Einsetzung 
von Prisengerichten des einen Theiles im Lande des anderen 
Theiles unterliegt keinem völkerrechtlichen Bedenken.* 

§348. 

Den Spruch des Prisengerichtes muss auch der Neutrale 
als formelles Recht gelten lassen. 

Der Kriegsstaat wird jedoch dem neutralen Staate ver- 
antwortlich für offenbares Unrecht, welches das Prisengericht 
dem neutralen Eigenthümer zugefügt hat. 

Nach Erschöpfung des für das processuale Verfahren im 
Nehmestaate gebotenen Instanzenzuges kann daher der neutrale 
Staat für seine Angehörigen intervenieren und zwar zunächst 
durch Reclamation im diplomatischen Wege.^ 

IL Das Verfahren in Prisensachen. ^ 

§349. 

Das Verfahren bei den Prisengerichten der Kriegsparteien 
ist auch den Neutralen gegenüber ein sogenannter Reclame- 
process, wobei den reclamierenden Neutralen der Beweis der 
Unregelmäßigkeit der Nehmung aufgebürdet wird. 

Aus dem Wesen des Reclameprocesses ergibt sich nament- 
lich, dass für die Verurtheilung neutraler Schiffe der bloße Ver- 



* Vergl. die ip. Anmerkung 4 zu § 354 citierte österreichisch- 
preußische Convention vom 6. Juni 1864. 

* Die Einsetzung internationaler Prisentribunale wäre namentlich im 
Interesse der Neutralen wünschenswert. Über die praktischen Schwierig- 
keiten der Durchführung des Projectes vergl. jedoch Heffter-Geffcken, 
Völkerrecht, § 173, Note 5. Für die Beschwerden der Neutralen werden 
daher vorläufig nur Ck)mmissionen und Schiedsgerichte übrig bleiben, welche 
die Entscheidungen der Prisengerichte revidieren. 

* Über das Verfahren in Prisensachen gegen feindliche Schiffe sieh 
oben § 285, 
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dacht genügt, d. h. die als verdächtig aufgebrachten Schiffe 
werden für gute Prise erklärt, sobald der gegen sie vorliegende 
Verdacht nicht beseitigt wird. 

Die Form des Verfahrens, sowie die Grundsätze 
des Beweises und das Materielle der zu fällenden 
Entscheidung richten sich auch den Neutralen gegenüber 
nach den Gesetzen des Landes, dessen Behörden mit der Prisen- 
gerichtsbarkeit beauftragt sind.^ 

§ 350. 

Der Spruch des Prisengerichtes kann lauten: 1. lediglich 
auf Lossprechung, 2. auf Lossprechung mit Schadlos- 
haltung, 3. auf Condemnierung des ganzen Objectes 
oder aber auf partielle Condemnierung. 

Ein Anspruch der Reclamanten auf Schadloshaltung im 
Falle der Lossprechung ist grundsätzlich dann anerkannt, wenn 
die Aufbringung ohne hinreichenden Grund erfolgt war. 

In Ansehung der Frage, ob sich der Reclamant, dem ein 
Anspruch auf Entschädigung einzuräumen ist, an den Nehmer 
oder an den Nehmestaat zu halten habe, besteht weder in der 
Theorie noch in der Praxis irgendwelche Übereinstimmung.® 

§ 351. 

Das Verfahren muss mit dem Friedensschlüsse eingestellt 
werden, weil mit dem Friedensschlüsse — vermöge des jus 
postliminii — alle aus dem Kriegsrechte resultierenden Rechte 
ihren Abschluss finden.* 

* Ein Anderes kann allerdings durch Verträge mit den Neutralen 
vereinbart sein. Die vorhandenen Verträge beschränken sich jedoch in der 
Regel darauf, eine unparteiische Justiz in Prisensachen zur gegenseitigen 
Pflicht zu machen oder unverdächtige Richter zu verlangen. Einzelne Ver- 
träge stipulieren wohl auch die Mittheilung der betreffenden Prisenurtheile 
(wie z. B. die Verträge der Nord-, Mittel- und Südamerikanischen Republiken 
untereinander). 

» Vergl. Per eis, Seerecht, §59 (IV). 

* So bestimmte der deutsch-französische Friedensvertrag 
vom 10. Mai 1871 im Art. 13 : „Die deutschen Schiffe, welche durch Prisen- 
gerichte vor dem 2. März 1871 (dem Tage des Austausches der Ratificationen 
der Friedenspräliminarien vom 26. Februar) condemniert waren, sollen als 
endgiltig condemniert angesehen werden. Diejenigen, welche am besagten 
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III. Die Vollstreckung des Unheiles.^ 

§ 352. 

Die Vollstreckung eines condemnierenden Urtheiles ge- 
schieht durch öffentlichen Verkauf der Prise, beziehungs- 
weise — wenn etwa schon vor der erflossenen Entscheidung 
ein Verkauf stattgefunden hat — durch definitive Ein- 
ziehung des Erlöses. 

Hat die erste Instanz auf Verurtheilung erkannt, so ist 
— nach landrechtlichen Bestimmungen — die Entscheidung 
vorläufig vollstreckbar. 

Der Reclamant kann die Vollstreckung nur dadurch ab- 
wenden, dass er wegen der aus der Aussetzung der Vollstreckung 
entstehenden Kosten und Schäden Sicherheit leistet.^ 

§ 353. 

Die durch ein rechtskräftiges Urtheil des zuständigen 
Prisengerichtes condemnierten Prisen können auch an einem 
neutralen Platze verkauft werden. 

Der neutrale Staat ist jedoch berechtigt, den Verkauf von 
Prisen und Prisengütem in seinem Gebiete zu untersagen. 

Eine Verletzung der Neutralitätspflicht würde unter allen 
Umständen dann vorliegen, wenn die neutrale Regierung den 
Verkauf von Prisen und Prisengütern vor deren rechtskräftiger 
Verurtheilung zulassen wollte.^ 



Tage nicht condemniert waren, sollen mit der Ladung, soweit solche noch 
vorhanden, zurückgegeben werden. Wenn die Rückgabe der Schiffe und 
Ladungen nicht mehr möglich ist, so soll ihr nach dem Verkaufspreise be- 
messener Wert ihren Eigenthümern erstattet werden." 

' Vergl. namentlich Fe reis, Seerecht, §60. 

' Sieh z. B. die preußischen Bestimmungen über das Ver- 
fahren in Prisensachen, §36 und §37. 

' Eine einzige diesfallsige Ausnahme bildet nur der Fall, in welchem 
es sich um den Verkauf eines reparaturunfähigen Schiffes oder einer 
dem Verderben ausgesetzten Ladung handelt. In einem solchen Falle 
kann aber die neutrale Regierung Sicherstellung für den Wert verlangen. 
Mit dieser Einschränkung gestattet z. B. die österreichische Neutra- 
litätserklärung vom 25. Mai 1854 den Verkauf verderblicher Güter in 
österreichischen Häfen vor der Condemnierung. 
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§ 354. 

Von dem Erlöse der Prisen fließt der eine Theil in 
die Staatscasse, während der andere Theil der Besatzung des 
Nehmers, beziehungsweise dem Nehmer, zugute kommt. 

Die Regeln über die Repartition entbehren eines 
völkerrechtlichen Charakters. 

Mehrfach begegnet man der landrechtlichen Bestimmung, 
dass die Officiere und Mannschaften des Kriegsfahrzeuges, wel- 
ches die Prise aufgebracht hat, Anspruch auf zwei Drittel des 
Reinerlöses haben.* 



* Sieh z.B. § 36 der preußischen Bestimmungen über das Verfahren 
in Prisensachen und das durch königliche Ordre vom 4. Jänner 1866 ge- 
nehmigte Reglement vom 31. December 1865, sowie die Convention zwischen 
Österreich und Preußen vom 6. Juni 1864 (betreffend die Competenz 
zur Entscheidung über die von den Kriegsmarinen der beiden Staaten ge- 
meinschaftlich aufgebrachten Prisen und über die Vertheilung der Prisen- 
erlöse). 



ANHANG, 



Rescta, Völkerrecht. 3. Anfl. 24 



L 
Genfer Convention vom 22. August 1864. 



Convention de Gen^ye pour l'am^- '■ Genfer Convention, betreifend die 
lioration du sort des militaires bles- i Verbesserung des Loses der im 
s^s dans les arm^es en campagne. Felddienste verwundeten Militär- 
personen. 



Son Altesse Royale le Grand Duc 
de Bade; Sa Majest6 le Roi des Bei- 
ges, etc. etc., dgalement anim^s du 
d^sir d'adoucir, autant qu'il dopend 
d*eux, les maux ins^parables de la 
guerre, de supprimer les rigueurs 
inutiles et d'amdliorer le sort des 
militaires bless^s sur les champs de 
bataille, ont r6solu de conclure une 
Convention ä cet effet, et ont nommd 
pour leurs pldnipotentiaires, savoir: 
Son Altesse Royale le Grand Duc 
de Bade le Sieur etc., Sa Majestd le 
Roi des Beiges le Sieur etc., etc. etc., 
lesquels, aprte avoir 6chang6 leurs 
pouvoirs, trouves en bonne et due 
forme, sont convenus des articles 
suivants : 



Art. 1. 

Les ambulances et les höpitaux 
militaires seront reconnus neutres, 
et, comme tels, prot^gds et respectds 
par les belligdrants, aussi longtemps 
qu'Ü s'y trouvera des malades ou 
des bless^. 

La neutralitd cesserait si ces am- 
bulances ou ces höpitaux dtaient gar- 
d^ par une force miUtaire. 



vSeine Königliche Hoheit der Groß- 
herzog von Baden, Seine Majestät der 
König der Belgier u. s. w. u. s. w., 
von dem gleichen Wunsche beseelt, 
soweit es von ihnen abhängt, die vom 
Kriege unzertrennlichen Leiden zu 
mildem, unnöthige Härten zu be- 
seitigen und das Los der auf dem 
Schlachtfelde verwundeten Soldaten 
zu verbessern, haben zu diesem Be- 
hufe beschlossen, eine Convention 
zu vereinbaren, und zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt : Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Baden 
den Herrn u. s. w.. Seine Majestät 
der König der Belgier den Herrn 
u. s. w., u. s. w. u. s. w., welche nach 
Austausch ihrer in guter und vor- 
schriftsmäßiger Form befundenen 
Vollmachten über folgende Artikel 
übereingekommen sind : 

Art. 1. 

Die leichten und die Haupt-Feld- 
lazarethe sollen als neutral aner- 
kannt und demgemäß von den Krieg- 
führenden geschützt und geachtet 
werden, so lange sich Kranke oder 
Verwundete darin befinden. 

Die Neutralität würde aufhören, 
wenn diese Feldlazarethe mit Militär 
besetzt würden. 

24« 
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Art. 2. 

Le personnel des höpitaux et des 
ambulances, comprenant Tintendance, 
les Services de sant6, d'administration, 
de transport des bless^s, ainsi que 
les aumöniers, participera au b^ne- 
fice de la neutralit^ lorsqu'il fonc- 
tionnera, et tant qu'il restera des 
bless^ ä relever ou ä secourir. 



Art. 3. 

Les personnes ddsigndes dans Tar- 
ticle prdc^dent pourront, mßme apr^s 
l'occupation par rennemi, continuer 
ä remplir leurs fonctions dans Thöpi- 
tal ou l'ambulance qu'elles desser- 
vent ou se retirer pour rejoindre le 
Corps auquel elles appartiennent. 

Dans ces circonstances, lorsque 
ces personnes cesseront leurs fonc- 
tions, elles seront remises aux avant- 
postes ennemis par les soins de l'ar- 
m6e occupante. 

Art. 4. 

Le mat6riel des höpitaux militaires 
demeurant soumis aux lois de la 
guerre, les personnes attach^es ä ces 
höpitaux ne pourront, en se retirant, 
empörter que les objets qui sont 
leur propri6t6 particuli^re. 

Dans les mßmes circonstances, au 
contraire, Pambulance conservera son 
mat^riel. 

Art. 5. 

Les habitants du pays qui porte- 
ront secours aux bless^s seront res- 
pect6s et demeureront libres. 

Les g6n6raux des puissances belli- 
g^rantes auront pour mission de pr6- 
venir les habitants de l'appel fait ä 



Art. 2. 

Das Personal der leichten und der 
Haupt-Feldlazarethe, inbegriffen die 
mit der Aufsicht, der Gesundheits- 
pflege, der Verwaltung, dem Trans- 
porte der Verwundeten beauftragten 
Personen, sowie die Feldprediger, 
soll so lange an der Wohlthat der 
Neutralität theilnehmen, als esseinen 
Verpflichtungen obliegt und als Ver- 
wundete aufzuheben oder zu verpfle- 
gen sind. 

Art. 3. 

Die im vorhergehenden Artikel 
bezeichneten Personen können selbst 
nach der feindlichen Besitznahme 
fortfahren, in den von ihnen bedienten 
leichten oder Haupt-Feldlazarethen 
ihrem Amte obzuliegen, oder sich 
zurückziehen, um sich den Truppen 
anzuschließen, zu denen sie gehören. 

Wenn diese Personen unter sol- 
chen Umständen ihre Thätigkeit ein- 
stellen, wird die den Platz behaup- 
tende Armee dafür sorgen, dass sie den 
feindlichen Posten zugeführt werden. 

Art. 4. 

Das Material der Haupt-Feldlaza- 
rethe unterliegt den Kriegsgesetzen, 
und die zu diesen Lazarethen gehöri- 
gen Personen dürfen daher bei ihrem 
Rückzuge nur diejenigen Gegenstände 
mitnehmen, welche ihr Privateigen- 
thum sind. 

Das leichte Feldlazareth dagegen 
bleibt unter gleichen Umständen im 
Besitze seines Materials. 

Art. 5. 

Die Landesbewohner, welche den 
Verwundeten zuhilfe kommen, sollen 
geschont werden und frei bleiben. 

Die Generale der kriegführenden 
Mächte haben die Au^be, die Ein- 
wohner von dem an ihre Mensch- 
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leur humanit6, et de la neutralit^ qui 
en sera la cons^^uence. 

Tout bless6 recueilli et soign^ dans 
une maison y servira de sauvegarde. 
L'habitant qui aura recueilli chez lui 
des bless^s sera dispens^ du loge- 
ment des troupes, ainsi que d'une 
partie des contributions de guerre 
qui seraient impos^es. 

Art. 6. 
Les militaires blessfe ou malades 
seront recueillis et soign6s, ä quel- 
que nation quMls appartiennent. 

Les commandants en chef auront 
la facult^ de remettre imm^diatement 
aux avant-postes ennemis les mili- 
taires ennemis bless&$ pendant le 
combat, lorsque les circonstances le 
permettront et du consentement des 
deux parties. 

Seront renvoy^s dans leurs pays 
ceux qui, apr^ gu^rison seront re- 
connus incapables de servir. 

Les autres pourront 6tre 6galement 
renvoy^s, ä condition de ne pas re- 
prendre les armes pendant la dur^e 
de la guerre. 

Les ^vacuations, avec le personnel 
qui les dirige, seront couvertes par 
une neutralit^ absolue. 

Art 7. 
Un drapeau distinctif et uniforme 
sera adopt6 pour les höpitaux, les 
ambulances et les 6vacuations. II 
devra 6tre, en toute circonstance, 
accompagn^ du drapeau national. 



Un brassard sera ^galement admis 
pour le personnel neutralis^, mais 



lichkeit ergehenden Rufe und der 
daraus sich ergebenden Neutralität 
in Kenntnis zu setzen. 

Jeder in einem Hause aufgenom- 
mene und verpflegte Verwundete soll 
demselben als Schutz dienen. Der 
Einwohner, welcher Verwundete bei 
sich aufnimmt, soll mit Truppenein- 
quartierung, sowie mit einem Theil 
der etwa auferlegten Kriegscontri- 
butionen verschont werden. 

Art. 6. 

Die verwundeten oder erkrankten 
Militärs sollen ohne Unterschied der 
I Nationalität aufgenommen und ver- 
pflegt werden. 

Den Oberbefehlshabern soll es frei- 
stehen, die während des Gefechtes ver- 
wundeten feindlichen Militärs sofort 
den feindlichen Vorposten zu über- 
geben, wenn die Umstände dies ge- 
statten und beide Parteien einver- 
standen sind. 

Diejenigen, welche nach ihrer Hei- 
lung als dienstunfähig befunden wor- 
den sind, sollen in ihre Heimat zurück- 
geschickt werden. 

Die Anderen können ebenfalls zu- 
rückgeschickt werden unter der Be- 
dingung, während der Dauer des 
Krieges die Waffen nicht wieder zu 
ergreifen. 

Die Evacuationszüge nebst dem 
sie leitenden Personale genießen un- 
bedingte Neutralität. 

Art. 7. 

Eine deutlich erkennbare und über- 
einstimmende Fahne soll bei den Feld- 
lazarethen, den Verbandplätzen und 
Evacuationszügen aufgesteckt wer- 
den. Daneben muss unter allen Um- 
ständen die Nationalflagge aufge- 
pflanzt werden. 

Ebenso soll für das unter dem 
Schutze der Neutralität stehende Per- 
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la d^livrance en sera laiss^e ä Tau- 
toritd militaire. 

Le drapeau et le brassard porte- 
ront croix rouge sur fond blanc. 

Art. 8. 

Les d^tailvS d'ex^cution de la prä- 
sente Convention seront r^gl6s par 
les commandants en chef devS armdes 
bellig^rantes, d'apr^s les Instructions 
de leurs gouvernements respectifs, 
et conform^ment aux princlpes g^n^- 
raux ^noncds dans cette Convention. 



Art. 9. 

Les hautes puissances contractan- 
tes sont convenues de communiquer 
la präsente Convention aux gouverne- 
ments qui n'ont pu envoyer des pl6ni- 
potentiaires ä la Conference inter- 
nationale de Gendve, en les invitant 
ä y accöder; le protocole est ä cet 
effet laiss^ ouvert. 

Art. 10. 

La präsente Convention sera rati- 
fi^e, et les ratifications en seront 
6chang6es ä Beme, dans l'espace de 
quatre mois, ou plus tot si faire se 
peut. 

En foi de quoi les pldnipotentiaires 
respectifs l'ont sign^e et y ont appos6 
le cachet de leurs armes. 

Fait ä Gen^ve, le vingt-deuxi^me 
jour du mois d'aoüt de l'an mil huit 
Cent soixante-quatre. 



sonal eine Armbinde zulässig sein; 
aber die Verabfolgung einer solchen 
bleibt der Militärbehörde überlassen. 
Die Fahne und Armbinde sollen 
ein rothes Kreuz auf weißem Grunde 
tragen. 

Art. 8. 

Die Einzelheiten der Ausführung 
der gegenwärtigen Convention sollen 
von den Oberbefehlshabern der krieg- 
führenden Armeen nach den Anwei- 
sungen ihrer betreffenden Regierun- 
gen und nach Maßgabe der in dieser 
Convention ausgesprochenen allge- 
meinen Grundsätze angeordnet wer- 
den. 

Art. 9. 

Die hohen vertragschließenden 
Mächte sind übereii^ekommen, ge- 
genwärtige Convention denjenigen 
Regierungen, welche keine Bevoll- 
mächtigte zur internationalen Con- 
ferenz in Genf haben schicken können, 
mitzutheilen und sie zum Beitritte ein- 
zuladen. Das Protokoll wird zu diesem 
Zwecke offen gelassen. 

Art. 10. 

Die gegenwärtige Convention soll 
ratificiert und die Ratüicationsur- 
kunden sollen in Bern binnen vier 
Monaten oder, wenn es sein kann, 
früher ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die be- 
treffenden Bevollmächtigten dieselbe 
unterzeichnet und den Abdruck ihrer 
Wappen beigefügt. 

Geschehen zu Genf, den zweiund- 
zwanzigsten August des Jahres ein- 
tausend achthundert und vierund- 
sechzig. 



II. 

Zusatzartikel vom 20. October 1868 zur Genrer Convention 



Projet d'articles additiozmela ä la 

Convention du 22 aoüt 1864 ponr 

Tam^lioration du sort des militaires 

blesB^ dans les arm^es en 

campagne. 

Slfni^ par la Conference internationale de 
Gen^ve, le 20 octobre 1868. 

Les Gouvernements de T Allemagne 
du Nord, l'Autriche, Bade, la Bavi^re, 
la Belgique, le Danemark, la France, 
la Grande-Bretagne, l'Italie, lesPays- 
Bas, Su^de et Norvöge, la Suisse, la 
Turquie, le Wurtemberg: 

D^slrant ^tendre aux arm6es de 
mer les avantages de la Convention 
conclue ä Gen^ve le 22 aoüt 1864, 
pour l'am^lioration du sort des mili- 
taires bless^ dans les arm^es en 
campagne, et pr^ciser davantage quel- 
ques-unes des stipulations de la dite 
Convention, ont nomrn^ pour leurs 
commissaires 

Lesquels, düment autorisds ä cet 
effet, sont convenus sous r^serve 
d'approbation de leurs gouverne- 
iTients, des dispositions suivantes: 



Art. 1. 
Le personnel d^sign^ dans Tarticle 
deux de la Convention continuera, 
aprds Toccupation par l'ennemi, ä 
donner, dans la mesure des besoins, 
ses soins aux malades et aux bless^s 
de Tambulance ou de l'höpital qu'il 
dessert. 



Entwarf von Znsatzartikeln zur Con- 
vention vom 22. August 1864, be- 
treffend die Verbesaerung des Loses 
der im Felddienste verwundeten 
Militärpersonen. 

Unterzeichnet von der internationalen Conferenz 
zu Genf, den 20. October 1868. 

Die Regierungen des Norddeut- 
schen Bundes, Österreichs, Ba- 
dens, Bayerns, Belgiens, Dänemarks, ' 
Frankreichs, Großbritanniens, Ita- 
liens, der Niederlande, Schwedens 
und Norwegens, der Schweiz, der 
Türkei und Würtembergs, von dem 
Wunsche beseelt, die Vortheile der 
am 22. August 1864 zu Genf ge- 
schlossenen Convention zur Ver- 
besserung des Loses der verwunde- 
ten Militärpersonen der Armeen im 
Felde auf die Seestreitmächte aus- 
zudehnen, und einige der Festsetzun- 
gen der gedachten Convention näher 
zu präcisieren, haben zu ihren Com- 
missarien ernannt u. s. w. u. s. w., 
welche u. s. w., unter- dem Vorbe- 
halt des Einverständnisses ihrer Re- 
gierungen, nachfolgende Festsetzun- 
gen vereinbart haben: 

Art. 1. 
Das im Art. 2 der Convention be- 
zeichnete Personal fährt nach der 
Besetzung durch den Feind fort, so- 
weit es das Bedürfnis erheischt, den 
Kranken und den Verwundeten des 
Feldlazarethes oder Hospitals, zu dem ' 
es gehört, seine Sorgfalt zuzuwenden. 
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Lorsqu'il demandera ä se retirer, 
le commandant des troupes occupan- 
tes fixera le moment de ce d^part, 
qu'il ne pourra toutefois diflf^rer que 
pour une courte dur^e en cas de 
n^cessitds militaires. 



Art. 2. 
Des dispositions devront 6tre pri- 
ses par les puissances bellig^rantes 
pour assurer au personnelneutralis^, 
tomb^ entre les mains de Tarm^e 
ennemie, la jouissance integrale de 
son traitement. 

Art. 3. 
Dans les conditions pr^vues par 
les articles un et quatre de la Con- 
vention, la d^nomination d'ambu- 
lance s'applique aux höpitaux de 
campagne et autres Etablissements 
temporaires qui suivent les troupes 
sur les champs de bataille pour y 
recevoir des malades et des blessEs. 

Art. 4. 
Conform^ment ä l'esprit de l'article 
cinq de la Convention et aux r^ser- 
ves mentionn^es au protocole de 1864, 
il est expliquE que, pour la repar- 
tition de charges relatives au loge- 
ment de troupes et aux contributions 
de guerre, il ne sera tenu compte 
que dans la mesure de l'dquitE du 
zdle charitable ddployE par les ha- 
bitants. 



Art. 5. 
Par extension de l'article six de 
la Convention, il est stipulE que, 
sous la r^serve des officiers dont la 
possession importerait au sort des 
armes, et dans les limites fix^es par 
le deuxitoe paragraphe de cet article, 
les blessEs tomb^s entre les mains 



Sobald dieses Personal sich zu- 
rückzuziehen wünscht, hat der Com- 
mandant der Besatzungstruppen den 
Zeitpunkt des Abzuges zu bestimmen, 
den er, jedoch nur auf eine kurze Zeit- 
dauer, falls eine militärische Noth- 
wendigkeit hiefür vorliegt, hinaus- 
schieben kann. 

Art 2. 
Seitens der kriegführenden Mächte 
sind Bestimmungen zu treffen^ durch 
welche den in die Hände der feind- 
lichen Armee gefallenen neutralen 
Personen der unverkürzte Genuss 
ihres Gehaltes gesichert wird. 

Art. 3. 
In den in den Artikeln 1 und 4 
angegebenen Verhältnissen bezeich- 
net die Benennung „ambulance^ die 
Feldlazarethe und andere zeitweise 
Anstalten, welche den Truppen auf 
das Schlachtfeld folgen, um auf dem- 
selben die Kranken und Verwundeten 
aufzunehmen. 

Art. 4. 
In Übereinstimmung mit der Absicht 
des Art. 5 der Convention und den 
in dem Protokolle von 1864 nieder- 
gelegten Vorbehalten, wird hiedurch 
festgestellt, dass bei der Vertheilung 
der Lasten, welche aus der Einquar- 
tierung der Truppen und aus den zu 
leistenden Kriegscontributionen er- 
wachsen, das Maß des von den be- 
treffenden Einwohnern an den Tag ge- 
legten mildthätigen Eifers in Betracht 
zu ziehen ist. 

Art. 5. 
In Erweiterung des Art. 6 der Con- 
vention wird hiedurch festgesetzt, 
dass, mit Ausnahme derjenigen Offi- 
ciere, deren Anwesenheit bei der be- 
treffenden Armee auf den Erfolg der 
Waffen von Einfluss sein würde, und 
innerhalb der durch den zweiten Ab- 
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de Tennemi, lors mtme qu'ils ne 
seraient pas reconnus incapables de 
servir, devront etre renvoy^s dans 
leurs pays aprös leur gu^rison, ou 
plus tot si faire se peut, ä la condi- 
tion toutefois de ne pas reprendre les 
armes pendant la durde de la guerre. 



Articles concernantla marine. 

Art. 6. 
Les embarcations qui, ä leurs ris- 
ques et p^rils, pendant et aprds le 
combat, recueillent ou qui, ayant 
recueillides naufrag^ ou desbless^s, 
les portent ä bord d'un navire, soit 
neutre, soit hospitalier, jouiront jus- 
qu'ä Taccomplissement de leur mis- 
sion de la part de la neutralit^ que 
les circonstances du combat et la 
Situation des navires en conflit per- 
mettront de leur appliquer. 

L'appr^ciation de ces circonstances 
est confi^e ä Thumanit^ de tous les 
combattants. 

Les naufrag^s et les bless^s ainsi 
recueillis et sauvds ne pourront ser- 
vir pendant la dur^e de la guerre. 



Art. 7. 
Le personnel religieux, m^dical et 
hospitalier de tout bätiment captur6 
est d6clar6 neutre. II empörte, en 
quittant le navire, les objets et les 
Instruments de Chirurgie qui sont sa 
propri6t6 particuli^re. 



Art. 8. 
Le personnel d^sign^ dans l'article 
pr6c6dent doit continuer ä remplir 



schnitt dieses Artikels gezogenen 
Grenzen, die in die Hände des Fein- 
des gefallenen Blessierten, .selbst 
wenn sie nicht als unfähig zum Fort- 
dienen erkannt worden, nach er- 
folgter Herstellung, oder womöglich 
noch früher in ihre Heimat zurück- 
zusenden sind, unter der Bedingung 
jedoch, dass dieselben während der 
Dauer des Krieges nicht wieder die 
Waffen führen dürfen. 

Bestimmungen für die Marine. 

Art. 6. 

Die Fahrzeuge, welche auf ihre 
Gefahr hin während und nach der 
Schlacht Schiffbrüchige oder Bles- 
sierte aufnehmen oder, nachdem sie 
dieselben aufgenommen, an Bord eines 
neutralen oder Lazarethschiflfes trans- 
portieren, genießen bis zur Lösung 
dieser Aufgabe die Neutralität inso- 
weit, als die Verhältnisse der Schlacht 
und die Lage der im Kampf befind- 
lichen Schiffe ihnen dieselbe zu ge- 
währen gestatten. 

Die Beurtheilung dieser Verhält- 
nisse wird der Menschlichkeit aller 
Kämpfenden anvertraut. 

Die in dieser Weise aufgenomme- 
nen und geretteten Schiffbrüchigen 
und Verwundeten dürfen während 
der Dauer des Krieges nicht wieder 
Dienste thun. 

Art. 7. 

Das für die Seelsorge bestimmte, 
das Medicinal- und Lazarethpersonal 
jedes genommenen Schiffes wird als 
neutral erklärt. Dasselbe nimmt beim 
Verlassen des Schiffes die ihm als be- 
sonderes Eigenthum gehörenden Ge- 
genstände und chirurgischen Instru- 
mente mit sich. 

Art. 8. 

Das in dem vorstehenden Artikel 
bezeichnete Personal hat auf dem ge- 
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ses fonctions sur le bätiment captur^, 
concourir aux ^vacuations de bless^ 
faites par le vainqueur, puis il doit 
etre libre de rejoindre son pays, 
conform^ment au second paragraphe 
du Premier article additionnel ci- 
dessus. 

Les stipulations du deuxi^me ar- 
ticle additionnel ci-dessus sont appli- 
cables au traitement de ce personnel. 

Art. 9. 

Les bätiments höpitaux militaires 
restent soumis aux lois de la guerre, 
en ce qui concerne leur mat^riel ; ils 
deviennent la propri6t6 du capteur, 
mais celui-ci ne pourra les d^tour- 
ner de leur affectation speciale pen- 
dant la durde de la guerre. 

Art. 10. 

Tout bätiment de commerce, ä quel- 
que nation qu'il appartienne, chargd 
exclusivement de bless6s et de ma- 
lades dont il opÄre T^vacuation, est 
couvert par la neutralit^; mais le 
fait seul de la visite, notifi6 sur le 
Journal du bord, par un croiseur 
ennemi, rend les blessds et les ma- 
lades incapables de servir pendant 
la dur^e de la guerre. Le croiseur 
aura mßme le droit de mettre ä bord 
un commissaire pour accompagner 
le convoi et v6rifier ainsi la bonne 
foi de rop6ration. 

Si le bätiment de commerce con- 
tenait en outre un chargement, la 
neutralit6 le couvrirait encore, pour- 
vu que ce chargement ne füt pas de 
nature ä 6tre-confisqu^ par le belli- 
g^rant. 

Lesbelligdrants conservent le droit 
dlnterdire aux bätiments neutralis^s 



nommenen Schiffe seine Functionen 
fortzusetzen und bei der durch den 
Sieger auszuführenden Räumung der 
Verwundeten mitzuwirken. Dem- 
nächst ist demselben gestattet, in 
Gemäfiheit des zweiten Abschnittes 
des vorstehenden Zusatzartikels i, 
in die Heimat zurückzukehren. 

Die Stipulationen des vorstehenden 
2. Zusatzartikels finden auf die Besol- 
dung dieses Personals Anwendung. 

Art. 9. 

Die militärischen Lazarethschiffe 
verbleiben hinsichtlich ihresMaterials 
unter dem Kriegsgesetze. Sie gehen 
in dasEigenthum des Eroberers über, 
doch darf dieser sie während der 
Dauer des Krieges nicht ihrer be- 
sonderen Bestimmung entziehen. 

Art. 10. 

Jedes Handelsschiff, welcher Nation 
dasselbe auch angehöre, genießt, so- 
bald es ausschließlich mit Verwun- 
deten oder Kranken belastet ist, der 
Neutralität ; jedoch macht schon die 
Thatsache einer durch das Schiffs- 
journal verificierten Visitation seitens 
eines feindlichen Kreuzers die Ver- 
wundeten und die Kranken zum 
Weiterdienen während der Dauer des 
Krieges unfähig. Auch hat der Kreuzer 
das Recht, einen Commissär an Bord 
zu lassen, welcher die Fahrt begleitet 
und sich von der Wahrheit der An- 
gaben überzeugt. 

Wenn das Handelsschiff außerdem 
eine Ladung an Bord führt, so wird 
auch diese durch die Neutralität ge- 
schützt, vorausgesetzt, dass diese 
Ladung nicht von der Beschaffenheit 
ist, um von dem kriegführenden Theile 
confisciert zu werden. 

Die kriegführenden Theile behalten 
das Recht, den für neutral erklärten 
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toute communication et toute direc- 
tion qu'ils jugeraient nuisibles au 
secret de leurs Operations. 



Dans les cas urgents, des Conven- 
tions particuli^res pourront 6tre faites 
entre les commandants en chef pour 
neutraliser momentan^ment d'une ma- 
ni^re speciale les navires destinds ä 
r^vacuation des bless6s et des ma- 
lades. 

Art. 11. 

Les marins et les militaires em- 
barqu^s, bless^s ou malades, ä quel- 
que nation qu'ils appartiennent, se- 
ront protdg^s et soign^s par les 
capteurs. 

Leur repatriement est soumis aux 
prescriptions de Tarticle six de la 
Convention et de l'article cinq ad- 
ditionnel. 

Art. 12. 

Le drapeau distinctif ä joindre au 
pavillon national pour indiquer un 
navire ou une embarcation quelcon- 
que qui r^clame le b^ndfice de la 
neutralitd, en vertu des principes de 
cette Convention, est le pavillon 
blanc ä croix rougc. 

Les belligdrants exercent ä cet 
^gard toute v^rification qu'ils jugent 
n^cessaire. 

Les bätiments höpitaux militaires 
seront distingu^s par une peinture 
ext^rieure blanche avec batterie verte. 

m 

Art. 13. 

Les navires hospitaliers, dquip^s 
aux frais des socidt^ de secours 
reconnues par les gouvemements 
signataires de cette Convention, pour- 
vus de commission 6man^ du Sou- 



Schiffen und Fahrzeugen jede Ver- 
bindung und jede Richtung, welche 
sie für die Bewahrung des Geheim- 
nisses ihrer Operationen als schäd- 
lich erachten, zu untersagen. 

In dringenden Fällen können zwi- 
schen den beiderseitigen Obercom- 
mandanten besondere Übereinkom- 
men getroffen werden, um den mit 
der Räumung der Verwundeten und 
Kranken beauftragten Fahrzeugen 
augenblicklich in specieller Weise 
die Neutralität zu ertheilen. 

Art. 11. 

Die eingeschifften verwundeten 
oder kranken Seeleute oder Soldaten, 
welcher Nation dieselben auch an- 
gehören, sind durch den Eroberer zu 
schützen und zu pflegen. 

Die Rückkehr in ihr Vaterland 
unterliegt den Bestimmungen des Ar- 
tikels 6 der Convention und des Zu- 
satzartikels 5. 

Art. 12. 

Das Unterscheidungszeichen für ein 
jedes Schiff oder Fahrzeug, welches 
auf Grund der Bestimmungen der 
Conventipn den Vorzug der Neu- 
tralität beansprucht, ist die neben 
der Nationalflagge zu führende weiße 
Flagge mit rothem Kreuz. 

Die kriegführenden Theile können 
in dieser Beziehung eine jede von 
ihnen für nöthig erachtete Unter- 
suchung veranlassen. 

Die militärischen Lazarethschiffe 
erhalten einen äußeren Anstrich von 
weißer Farbe mit grüner Batterie. 

Art. 13. 

Die auf Kosten von Hilfsvereinen, 
welche von den der Convention bei- 
getretenen Regierungen anerkannt 
sind, ausgerüsteten Hilfsschiffe wer- 
den, sobald sie von dem Souveräne, 
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verain qui aura donn6 l'autorisation 
expresse de leur armement, et d'un 
document de l'autorit^ maritime com- 
p^tente, stipulant qu'ils ont 6t6 soumis 
ä son contröle pendant leur arme- 
ment et ä leur d^part final, et qu'ils 
^taient alors uniquement approprids 
au but de leur mission, seront con- 
sid6r6s comme neutres, ainsi que tout 
leur personnel. 



Ils seront respect^s et prot^g^s 
par les bellig^rants. 

Ils se feront reconnaltre en hissant, 
avec leur pavillon national, le pa- 
villon blanc ä croix rouge. La marque 
distinctive de leur personnel dans 
l'exercice de ses fonctions sera un 
brassard aux mtoes couleurs; leur 
peinture ext^rieure sera blanche avec 
batterie rouge. 

Ces navires porteront secours et 
assistance aux bless^s et aux nau- 
frag^s des bellig^rants sans divStinc- 
tion de nationalit6. 

Ils ne devront göner en aucune 
mani^re les mouvements des com- 
battants. 

Pendant et apr^s le combat, ils 
agiront ä leurs risques et p^rils. 

Les bellig^rants auront sur eux 
le droit de contröle et de visite ; ils 
pourront refuser leur concours, leur 
enjoindre de s'^loigner et les d^tenir 
si la gravit^ des circonstances l'exi- 
geait. 



Les bless^s et les naufrag^s re- 
cueillis par ces navires ne pourront 
gtre r^clam^s par aucun des com- 



welcher ihre Ausrüstung ausdrück- 
lich gestattet hat, mit einem Frei- 
briefe versehen sind und sich im Be- 
sitze eines Zeugnisses der zuständi- 
gen Marinebehörde befinden, aus wel- 
chem hervorgeht, dass die Schiffe, 
während sie ausgerüstet waren, sowie 
bei ihrer endlichen Abfahrt, unter 
der Aufsicht der gedachten Behörde 
standen und ausschließlich für den 
Zweck ihrer Mission eingerichtet 
waren, nebst ihrem Personal als neu- 
tral betrachtet. 

Dieselben sind durch die krieg- 
führenden Theile zu respectieren und 
zu schützen. 

Ihr Erkennungszeichen ist die weiße 
Flagge mit rothem Kreuz neben der 
Nationalflagge. Das Abzeichen ihres 
Personals bei Ausübung seiner Func- 
tionen ist eine Armbinde von gleicher 
Farbe und gleichem Zeichen. Der 
äußere Anstrich dieser Fahrzeuge ist 
weiß mit rother Batterie. 

Diese Fahrzeuge leisten den Ver- 
wundeten und Schiffbrüchigen der 
kriegführenden Theile, ohne Unter- 
schied der Nationalität, Hilfe und 
Beistand. 

Sie dürfen jedoch in keiner Weise 
die Bewegungen der kämpfenden 
Schiffe behindern. 

Während und nach der Schlacht 
handeln sie auf ihre eigene Gefahr. 

Die kriegführenden Theile haben 
über diese Fahrzeuge das Recht der 
Contröle und der Visitation; sie 
können die Mitwirkung der in Rede 
stehenden Fahrzeuge ablehnen und 
ihnen aufgeben, sich zu entfernen, 
auch in dringenden Fällen sie bei 
sich zurückbehalten. 

Die von diesen Fahrzeugen auf- 
genommenen Verwundeten, respec- 
tive Schififbrüchigen, dürfen von kei- 



381 



battants, et il Icur sera impose de 
ne pas servir pendant la dur^ de 
la guerre. 



Art. 14. 
Dans les guerres maritimes, toute 
forte prdsomption que Tun des belli- 
g^rants profite du bdndfice de la 
neutralit^ dans un autre int^rdt que 
celui des bless^ et des malades, 
pennet ä Tautre bellig^rant, jusqu^ä 
preuve du contraire, de suspendre 
la Convention ä son ägard. 



Si cette pr^somption devient une 
certitude, la Convention peut mfime 
lui 6tre d^nonc^e pour toute la dur6e 
de la guerre. 

Art. 15. 
Le präsent Acte sera dress^ en 
un seul exemplaire original qui sera 
d^pos^ aux archives de la Conf6d6- 
ration suisse. 

Une copie authentique de cet acte 
sera ddlivrde, avec Tinvitation d'y 
adh^rer, ä chacune des puissances 
signataires de la Convention du 
22 aoüt 1864, ainsi qu'ä Celles qui 
y ont successivement acc6d6. 

£n foi de quoi les commissaires 
soussign^ ont dress6 le präsent pro- 
jet d'articles additionnels et y ont 
appos^ le cachet de leurs armes. 

Fait ä Gen^ve, le vingti^me jour 
du mois d'octobre de l'an mil huit 
Cent soixante-huit. 



nem der kriegführenden Theile re- 
clamiert Averdcn; dagegen wird den 
aufgenommenen Personen aufgege- 
ben, während der Dauer des Krieges 
nicht wieder zu dienen. 

Art. 14. 

In den Seekriegen gestattet eine 
jede starke Vermuthung, dass einer 
der kriegführenden Theile die Wohl- 
that der Neutralität in einem ande- 
ren Interesse, als in dem der Ver- 
wundeten und Kranken, benutzt, dem 
anderen kriegführenden Theile, bis 
zum geführten Beweise des Gegen- 
theiles,hinsichtlichdesersterenkrieg- 
führenden Theiles die Convention zu 
suspendieren. 

Wenn diese Vermuthung Gewiss- 
heit wird, kann die Convention dem 
Übertreter selbst für die ganze Dauer 
des Krieges gekündigt werden. 

Art. 16. 

Die gegenwärtige Acte soll in einem 
einzigen Originalexemplare ausgefer- 
tigt und letzteres im Archive der 
Schweizer Eidgenossenschaft nieder- 
gelegt werden. 

Eine beglaubigte Abschrift der Acte 
mit der Einladung, derselben beizu- 
treten, soll jeder der Signatarmächte 
der Convention vom 22. August 1864, 
sowie denjenigen, welche der letzte- 
ren später beigetreten sind, übersandt 
werden. 

Zu Urkund dessen haben die unter- 
zeichneten Commissarien den gegen- 
wärtigen Entwurf von Zusatzartikeln 
vollzogen und den Abdruck ihrer 
Wappen beigefügt. 

Geschehen zu Genf, den zwanzig- 
sten October des Jahres eintausend 
achthundert und achtundsechzig. 



ra. 

Petersburger Convention vom Jahre 1868. 



Convention de St. P^tersbonrg de 
29 novembre — 11 d^cembre 1868. 

Ddclaration ^chang^e ä St. P6ters- 
bourg, entre la Belgique, TAutriche, 
la Baviöre, le Danemark, la France, 
la Grande-Bretagne, la Gr^ce, Tltalie, 
les PayS'Bas, la Perse, le Portugal, 
la Prusse et la Conf^deration de 
TAUemagne du Nord, la Russie, la 
Suöde et la Norw^ge, la Suisse, la 
Turquie et le Wurtemberg, ä Teffet 
d'interdire l'usage de certains pro- 
jectiles en temps de guerre. 

Sur la proposition du cabinet im- 
perial de RuSvSie, une commiSvSion 
militaire internationale ayant ^t^ 
r^unie ä St. P6tervSbourg,afin d'exami- 
ner la convenance d'interdire l'usage 
de certains projectiles en temps de 
guerre entre les nations civilis^es, 
et cette commission ayant fixe, d'un 
commun accord, les limites techni- 
ques oü les n6cessit6s de la guerre 
doivent s'arrßter devant les exigences 
de l'humanite, les soussign^s sont 
autoris^s, par les ordres de leurs 
gouvemements, ä d^clarer ce qui suit : 



Considdrant que les progrcs de la 
civilisation doivent avoir pour effet 
d'att^nuer autant que possible les 
calamit^s de la guerre; 

que le seul but legitime que les 
6tats doivent se proposer, durant 



Petersburger Convention vom 
29. November — 11. December 1868. 

Zu St. Petersburg ausgetauschte 
Erklärung zwischen Belgien, Öster- 
reich, Bayern, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien, Griechenland, Ita- 
lien,den Niederlanden, Persien,Portu- 
gal, Preußen und dem Norddeutschen 
Bunde, Russland, Schweden und Nor- 
wegen, der Schweiz, der Türkei und 
Wurtemberg, welche bezweckt, den 
Gebrauch gewisser Projectile zur 
Kriegszeit zu untersagen. 

Nachdem über Vorschlag des kaiser- 
lich russischen Cabinetes eine inter- 
nationale Militär-Commission zu St. 
Petersburg sich versammelt hatte, 
um zu untersuchen, wie weit es an- 
gemessen wäre, den Gebrauch von 
gewissen Projectilen unter den civi- 
lisierten Nationen zur Kriegszeit zu 
verbieten, und nachdem diese Com- 
mission einstimmig die technischen 
Grenzen festgesetzt hatte, wo die 
Nothwendigkeit des Krieges ange- 
sichts der Forderungen der Humani- 
tät aufhören muss, sind die Unter- 
zeichneten im Auftrage ihrer Regie- 
rungen Folgendes zu erklären bevoll- 
mächtigt: 

In Erwägung, dass die Fortschritte 
der Civilisation den Zweck haben 
sollen, die Calamitäten des Krieges 
soviel als möglich zu mildem; 

dass das einzige legitime Ziel, wel- 
ches sich die Staaten während des 
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la guerre, est l'afiiaiblissement des 
forces militaires de l'ennemi; 

qu'ä cet effet, il su£fit de mettre 
hors de combat le plus grand nombre 
d'hommes possible; 

que ce but serait d6pass6 par 
remplol d'armes qui aggraveraient 
inutilement les souffrances des hom- 
mes mis hors de combat ou vou- 
draient leur mort in^vitable; 

que Temploi de pareilles armes 
serait, d^s lors, contraire aux lois 
de rhumanit^: 

les partiescontractantess'engagent 
ä renoncer mutuellement, en cas de 
guerre entre elles, ä Temploi, par 
leurs troupes de terre ou de mer, 
de tout projectile d'un poids infdrieur 
ä 400 grammes qui serait ou explo- 
sible ou charg^ de mati^res fulmi- 
nantes ou inilammables. 

Elles inviteront tous les 6tats qui 
n'ont pas particip^, par Tenvoi de 
d^l^gu^s, aux d^lib^rations de la 
commission militaire internationale 
r^unie k St. Petersbourg, ä acc^der 
au pr^ent engagement. 

Cet engagement n'est obligatoire 
que pour les parties contractantes 
ou accödantes, en cas de guerre entre 
deux ou plusieurs d*entre elles; il 
n'est pas applicable vis-ä-vis de par- 
ties non-contractantes ou qui n'au- 
raient pas acc^dd. 

II cesserait ^alement d'ßtre obli- 
gatoire du moment oü, dans une 
guerre entre parties contractantes 
ou acc6dantes, une partie non con- 
tractante ou qui n'aurait pas accddd 
se joindrait ä Tun des bellig^rants. 



Kri^es vorsetzen sollen, die Schwä- 
chung der militärischen Macht des 
Feindes ist; 

dass es zu diesem Zwecke genügt, 
die größtmögliche Zahl von Men- 
schen kampfunfähig zu machen; 

dass dieses Ziel überschritten würde 
durch den Gebrauch von Waffen, wel- 
che die Leiden der Kampfunfähigen 
unnützerweise erschweren oder deren 
unvermeidlichen Tod fordern würden; 

dass der Gebrauch solcher Waffen 
demnach den Gesetzen der Humanität 
zuwider wäre: 

verpflichten sich die vertrag- 
schließenden Parteien wechselseitig, 
im Falle eines Krieges unter ihnen 
auf den Gebrauch jedweden, unter 
400 Gramm wiegenden Projectiles 
von Seite ihrer Truppen zu Lande 
oder zur See zu verzichten, welches 
entweder explodierbar oder mit Zünd- 
stoffen geladen wäre. 

Sie werden alle Staaten einladen, 
welche an den Berathungen der in 
St. Petersburg versammelten inter- 
nationalen Militär-Commission durch 
Entsendung von Delegierten nicht 
theilgenommen haben, dem gegen- 
wärtigen Abkommen beizutreten. 

Dieses Abkommen ist nur für die 
vertragschließenden oder beitreten- 
den Parteien im Falle eines Krieges 
zwischen zweien oder mehreren unter 
ihnen bindend; es ist nicht giltig 
gegenüber nicht vertragschließenden 
oder nicht beigetretenen Parteien. 

Dasselbe würde gleichfalls auf- 
hören, bindend zu sein von dem 
Augenblicke an, wo in einem Kriege 
zwischen vertragschließenden oder 
beitretenden Parteien eine nicht ver- 
tragschließende oder nicht beige- 
tretene Partei sich mit einem der 
Kriegführenden verbinden würde. 
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Les partiCvS contractantes ou acc6- 
dantes, vse r^servent de s'entendre 
ult^rieurement, toutes les fois qu^une 
proposition pr6cise serait förmulde 
en vue des perfectiorniements ä venir 
que la science pourrait apporter dans 
rarmement des troupes, afin de main- 
tenir les principes qu'elles ont pos^ 
et de concilier les n^cessit^ de la 
guerre avec les lois de rhumanit^. 



Fait ä St. P^tersbourg, le 29 no- 
vembre — 11 d^mbre 1868. 



Die vertragschließenden oder bei- 
tretenden Parteien behalten sich vor, 
sich außerdem jedesmal zu verständi- 
gen, wenn ein bestimmter Vorschlag 
in Hinsicht auf künftige Verbesse- 
rungen, welche die Wissenschaft in 
der Ausrüstung der Truppen be- 
wirken könnte, formuliert würde, um 
die von ihnen aufgestellten Grund- 
sätze aufrecht zu halten und um die 
Nothwendigkeit des Krieges mit den 
Gesetzen der Humanität zu versöhnen. 

Geschehen zu St. Petersburg, den 
29. November — 11. December 1868. 



IV. 

Das italienische Garantiegesetz vom 13. Mai 1871. 



Yittorio Emanuele II. 

per grazia li Dio e per veloRta <ella lazione 

Re dltalia. 

II Senato e la Camera dei De- 
putat! hanno approvato; 

Noi abbiamo sanzionato e pro- 
mulghiamo quanto segue: 

Titolo I. 



Wir Victor Emanuel 11.^ 

VOR Bettes Gnaien aml nadi des Veite Willm 

König von Italien, 

haben mit Zustimmung des Senates 
und der Kammer der Abgeordneten 
als Gesetz sanctioniert und ver- 
künden, was folgt: 

Titel I. 



Prerogative del Sommo Pontefice j Prärogative des Papstes und des 



8 della Santa Sede. 

Art. 1. 

La persona del Sommo Pontefice 
^ Sacra ed inviolabile. 

Art. 2. 

L'attentato contro la persona del 
vSommo Pontefice e la provocazione 
a commetterlo sono puniti colle stesse 
pene stabilite per l'attentato e per 
la provocazione a commetterlo contro 
la persona del Re. 

Le offese e le ingiurie pubbliche 
commesse direttamente contro la per- 
sona del Pontefice con discorsi, con 
fatti, o coi mezzi indicati nell' art. 1 
della Legge suUa stampa, sono punite 
colle pene stabilite all'articolo 19 della 
Legge stessa. 

I detti reati sono d' azione pub- 
blica e di competenza della Corte 
d'Assise. 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 



heiligen Stnhles. 

Art. 1. 

Die Person des Papstes ist heilig 
und unverletzbar. 

Art. 2. 

Ein Angriff gegen die Person des 
Papstes und die Anreizung, einen 
solchen zu begehen, werden ebenso 
bestraft, wie ein Angriff auf die 
Person des Königs und die Anrei- 
zung zu demselben. 

Beleidigungen und Öffentliche Be- 
schimpfungen, welche unmittelbar 
gegen die Person des Papstes ver- 
übt werden durch Reden oder Thaten 
oder mit den im Artikel l des Gesetzes 
über die Presse genannten Mitteln, 
werden nach Artikel 19 desselben 
Gesetzes bestraft. 

Diese Verbrechen werden durch 
öffentliche Klagen verfolgt und 
fallen in die Competenz des Schwur- 
gerichtshofes. 

25 
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La discussionc sullc materic reli- 
giöse e pienamcnte libera. 

Art. 3. 

II Governo italiano rende al Sonimo 
Pontefice nel territorio del Regno gli 
onori sovrani e gli manticne le pre- 
minenze d' onore riconosciutcgli dal 
Sovrani cattolici. 

II Sommo Pontertcc ha facoltä di 
tenere il consueto numero di guardic 
addette alla sua persona c alla cu- 
stodia dei palazzi, senza prcgiudizio 
degli obblighi e doveri risultanti per 
tali guardie dalle leggi vigenti nel 
Regno. 

Art. 4. 

E conservata a favore della Santa 
Sede la dotazione dell'annua rendita 
di lire 3,225.000. 

Con questa somma, pari a quella 
inscritta nel bilancio romano sotto 
il titolo: „Sacri palazzi apostolici, 
vSacro coUegio, C^ongregazioni eccle- 
siastiche, Segreteria di Stato ed Or- 
dine diplomatico airestero*^, s'inten- 
derä provveduto al trattamento del 
Sommo Pontefice e ai van bisogni 
ecclesiastici della Santa Sede, alla 
manutenzione ordinaria e straor- 
dinaria e alla custodia dei palazzi 
apostolici e loro dipendenze, agli 
assegnamenti, giubilazioni e pensioni 
delle guardie, di cui neirarticolo 
precedente, e degli addetti alla Corte 
pontificia, ed alle spese eventuali, 
nonche alla manutenzione ordinaria 
e alla custodia degli annessi musei 
c biblioteca, e agli assegnamenti, 
stipendi e pensioni di quelli che 
sono a ciö irapiegati. 



Die Erörterung religiöser Fragen 
ist vollkommen frei. 

Art. 3. 

Die italienische Regierung gewährt 
dem Papste innerhalb des König- 
reiches die souveränen Ehren und 
hält die Ehrenvorzüge aufrecht, 
welche ihm von den katholischen 
Souveränen zugestanden werden. 

Der Papst hat die Macht, die her- 
kömmliche Anzahl von Wachen für 
seine Person und zur Bewachung 
der Paläste zu halten, ohne Benach- 
theiligung der Pflichten, welche aus 
den Cresetzen des Königreiches für 
solche Wachen sich ergeben. 

Art. 4. 

Zu (Gunsten des heiligen vStuhles 
wird eine jährliche Dotation von 
3,225.000 Lire fort entrichtet. 

Durch diese Summe ebenso, wie 
durch die in der römischen Bilanz 
unter dem Titel: „Heilige aposto- 
lische Paläste, Heiliges Collegium, 
Kirchliche C'ongregationen, Staats- 
secretariat und diplomatische Amter", 
eingetragenen Vermögenstheile soll 
für den Unterhalt des Papstes und 
die verschiedenen kirchlichen Be- 
dürfnisse des heiligen StuhlCvS, für 
die ordentlichen und außerordent- 
lichen Ausgaben und die Bewachung 
der apostolischen Paläste und ihrer 
Zubehörden, für die Gehalte und die 
Pensionen der im vorigen Artikel 
erwähnten Wachen und der Ange- 
stellten des päpstlichen Hofes und 
für die übrigen Ausgaben desselben! 
ebenso für die ordentliche Instand- 
haltung und Bewachung der be- 
treffenden Museen und der Bibliothek 
und für die Gehalte und Pensionen 
derer gesorgt werden, denen dieses 
Geschäft übertragen ist. 



387 



La dotazione di cui sopra, sarä 
inscritta nel Gran Libro del debito 
pubblico, in forma di rendita per- 
pertua ed inalienabile nel nome della 
Santa Sede; e durante la vacanza 
della Sede si continuerä a pagarla 
per supplire a tutte le occorrenze 
proprie della Chiesa romana in 
questo intervallo. 

Essa resterä Cvsente da ogni specie 
di tassa od onere governativo, comu- 
nale o provinciale ; e non poträ essere 
diminuita neanche nel caso che il 
Govemo italiano risolvesse poste- 
riormente di assumere a sjuo carico 
la spesa concernente i musei e la 
biblioteca. 

Art. 5. 

II Sommo Pontefice, oltre la dota- 
zione Stabilita nelParticolo prece- 
dente, continua a godere dei palazzi 
apostolici Vaticano e Lateranense 
con tutti gli edifict, giardini e terreni 
annCvSvSi e dipendenti, nonche della 
Villa di Castel Gondolfo con tutte 
le sue attinenze e dipendenze. 

I detti palazzi, villa ed annessi, 
come pure i musei, la biblioteca 
e le collezioni d' arte e d' archeo- 
logia ivi esistenti sono inalienabili, 
esenti da ogni tassa o peso e da 
espropriazione per causa di utilita 
pubblica. 



Art. 6. 

Durante la vacanza della Sede 
pontificia, nessuna Autoritä giudi- 
ziaria o politica poträ per qualsiasi 
causa porre impedimento o limita- 
zione alla libertä personale dei Car- 
dinali. 

II Govemo provvede a che le 
adunanze del Conclave e nei Con- 



Diese Dotation soll in dem großen 
Schuldbuche des Staates eingetragen 
werden in Form einer fortdauernden 
und unveräußerlichen Rente auf den 
Namen des heiligen Stuhles ; während 
der Erledigung dieses Stuhles wird 
sie fortbezahlt, damit in der Zwischen- 
zeit für die Bedürfnisse der römi- 
schen Kirche gesorgt werde. 

Dieselbe bleibt von jeder Taxe 
oder Steuer an den Staat, die Ge- 
meinde oder die Provinz frei und 
kann auch in dem Falle nicht ver- 
mindert werden, wenn die italie- 
nische Regierung später die Kosten 
für die Museen und die Bibliothek 
auf sich nehmen sollte. 

Art. 5. 

Der Papst fährt fort, abgesehen 
von der in dem vorhergehenden 
Artikel festgesetzten Dotation, die 
apostolischen Paläste im Vatican 
und Lateran mit allen Gebäuden, 
Gärten und allen Zubehörden und 
ebenso die Villa von Castell Gan- 
dolfo mit allen Zubehörden zu 
genießen. 

Die bezeichneten Paläste, Villa 
und Zubehörden, wie insbesondere 
die Museen, die Bibliothek, die 
Kunstsammlungen und die archäo- 
logischen vSammlungen sind unver- 
äußerlich, tax- und steuerfrei und 
der Expropriation aus Gründen des 
öffentlichen Wohles nicht unter- 
worfen. 

Art. 6. 

Während der Erledigung des 
päpstlichen Stuhles darf keine ge- 
richtliche oder politische Autorität 
aus keinerlei Ursachen die per- 
sönliche Freiheit der Cardinäle be- 
hindern oder beschränken. 

Die Regierung sorgt dafür, dass 
die Versammlung des Conclaves 

25» 



388 



cili ecumcnici non siano turbate 
da alcuna esterna violenza. 

Art. 7. 

Nessun ufliciale della pubblica 
Autoritä od agente della forza 
pubblica puö, per esercitare atti 
del proprio ufficio, introdursi nei 
palazzi e luoghi di abituale resi- 
denza o temporaria dimora del 
Sommo Pontefice, o nei quali si 
trovi radunato un Conclave o un 
Concilio ecumenico, se non auto- 
rizzatto dal Sommo Pontefice, dal 
Conclave o dal Concilio. 

Art. 8. 

E vietato di procedere a visite, 
perquisizioni o sequestri di carte, 
documenti, libri o registri negli 
ufficl e congregazioni pontificie, ri- 
vestiti di attribuzloni meramente 
spirituali. 

Art. 9. 

II vSommo Pontefice c pienamente 
libero di compiei'e tutte le funzioni 
del suo ministero spirituale, e di 
fare affiggere alle porte delle basi- 
liche o chiese di Roma tutti gli atti 
del suddetto suo ministero. 

Art. 10. 

Gli ecclesiastici che per ragionc 
d' ufficio partecipano in Roma al- 
r emanazione degli atti del Ministero 
spirituale della Santa Sede non sono 
soggetti per cagione di essi a nessuna 
molestia, investigazione o sindacato 
deir Autoritä pubblica. 

Ogni persona straniera investita 
di ufficio ecclesiastico in Roma gode 
delle guarentigie personali compe- 
tenti ai cittadini italiani in virtü delle 
leggi del Regno. 



und dass die ökumenischen Concile 
nicht durch irgend eine öffentliche 
Gewaltübung gestört werden. 

Art. 7. 

Kein Beamter der Staatsautorität 
und kein Agent der öffentlichen 
Macht darf in Ausübung seiner 
Amtsbefugnis in die Paläste oder 
die gewöhnliche Residenz oder den 
zeitweiligen Aufenthalt des Papstes, 
noch in das Versammlungslocal eines 
Conclaves oder eines ökumenischen 
Conciles eingreifen, außer mit Er- 
laubnis des Papstes, des Conclaves 
oder des Conciles. 

Art. 8. 

Jede Nachforschung, Untersuchung 
oder Beschlagnahme von Urkunden, 
Acten, Büchern oder Registern der 
päpstlichen Ämter und Congrega- 
tionen, welche zu dem rein geist- 
lichen Bereiche gehören, ist untersagt. 

Art. 9. 

Der Papst ist vollkommen frei 
in der Erfüllung aller Functionen 
seines geistlichen Berufes und in 
der Verkündigung aller Acte dieses 
Berufes an den Pforten der Basiliken 
und Kirchen von Rom. 

Art. 10. 

Die Geistlichen, welche kraft ihres 
Amtes in Rom an der Erlassung 
von kirchlichen Acten des heiligen 
Stuhles Antheil haben, sind in dieser 
Hinsicht keiner staatlichen Belästi- 
gung, Untersuchung oder Beurthei- 
lung unterworfen. 

Jeder Fremde, der mit einem kirch- 
lichen Amte in Rom betraut ist, hat 
einen Anspruch auf die Garantien, 
welche den italienischen Bürgern 
nach den Gesetzen des Königreiches 
zukommen. 
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Art. 11. 

Gli inviati dei Governi esteri 
presso Sua Santitä godono nel 
Regno di tutte le prerogative cd 
immunitä che spettano agli agenti 
diplomatici, secondo il diritto inter- 
nazionale. 

Alle offese • contro di essi sono 
estese le sanzioni penali per le 
oflfese agli inviati delle potcnze 
estere presso il Cxoverno italiano. 

Agli inviati di Sua Santitä presso 
i Governi esteri sono assicuratc 
nel territorio del Regno le prero- 
gative ed immunitä di uso vsecondo 
lo stesso diritto nel recarsi al luogo 
di loro missione e nel ritornare. 



Art. 12. 

11 Sommo Ponteftce corrisponde 
liberamente coir Episcopato e con 
tutto il mondo cattolico, senza Ve- 
rona ingerenza del Governo italiano. 

A tal fine gli c data facoltä di 
Stabilire nel Vaticano o in altra 
sua residenza uffici di posta e di 
telegrafo serviti da impiegati di sua 
scelta. 

L' ufficio postale pontificio poträ 
corrispondere direttamente in pacco 
chiuso cogli ufJici postali di cambio 
delle estere Amministrazioni o ri- 
mettere .le proprie corrispondenze 
agli ufüci italiani. In ambo i casi 
il trasporto dei dispacci o delle 
corrispondenze munite del boUo 
deir ufAcio pontificio sarä esente 
da ogni tassa o spesa pel territorio 
italiano. 

I corrieri spediti in nome del 
Sommo Pontefice sono pareggiati 
nel Regno ai corrieri di Gabinetto 
dei Governi esteri. 



Art. 11. 

Die Gesandten fremder Mächte bei 
dem heiligen vStuhle geniefien in 
dem Königreiche alle Vorrechte und 
Immunitäten, welche nach Völker- 
recht den diplomatischen Agenten 
gebüren. 

Beleidigungen gegen dieselben 
werden ebenso bestraft, wie Be- 
leidigungen der bei der italienischen 
Regierung beglaubigten Gesandten. 

Den Gesandten Seiner Heiligkeit 
bei fremden Regierungen werden die- 
selben Vorrechte und Immunitäten 
in dem Königreiche zugesichert, wie 
sie nach dem Gebrauche auf der 
Hinreise, am Aufenthaltsorte und 
bei der Rückkehr den staatlichen 
Diplomaten zukommen. 

Art. 12. 

Der Papst kann mit den Bischöfen 
und der ganzen katholischen Welt 
frei correspondieren, ohne irgend 
eine Einmischung der italienischen 
Regierung. 

Zu diesem Behufe hat er die Be- 
fugnis, im Vatican oder in einer 
anderen Residenz eine eigene Post- 
und Telegraphen-Anstalt mit An- 
gestellten seiner Wahl zu halten. 

Das päpstliche Postamt kann in 
directen Paketen mit fremden Posten 
correspondieren oder seine Corre- 
vspondenz den italienischen Post- 
ämtern anvertrauen. In beiden Fällen 
ist der Transport der Depeschen 
und Correspondenzen, welche mit 
dem päpstlichen Siegel bezeichnet 
sind, frei von allen Taxen und 
Spesen in dem Königreiche Italien. 

Die Couriere des Papstes werden 
in dem Königreiche den Courieren 
fremder Mächte gleich behandelt. 



^ 
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L' ufficio telegrafico pontificio sarä 
coUegato coUa rete telegrafica del 
Regno a spese dello Stato. 

I telegrammi trasmessi dal detto 
ufficio con la qualifica autenticata 
di pontifici saranno ricevuti c spc- 
diti con Ic prerogative stabilite pei 
telegrammi di Stato c con esenzione 
da ogni tassa ncl Regno. 

Gli stessi vantaggi godranno i 
telegrammi del Sommo Pontefice, 
o ftrmati dordine suo, che, muniti 
del bollo dclla Santa Sedc, ver- 
ranno presentati a qualsiasi ufficio 
telegrafico del Regno. 

I telegrammi diretti al Sommo 
Pontefice saranno esenti dalle tasse 
messe a carico dei destinatart. 

Art. 13. 
Nella cittä di Roma e nelle sei 
sedi suburbicarie i seminar!, le acca- 
demie, i collegi e gli altri istituti 
cattolici fondati per la educazione 
e coltura degli ecclesiastici conti- 
nueranno a dipendere unicamente 
dalla Santa Sede, senza alcuna in- 
gerenza delle Autoritä scolastische 
del Regno. 



Der päpstliche Telegraph wird 
auf Staatskosten mit dem Tele- 
graphennetze des Königreiches ver- 
bunden werden. 

Die Telegramme der päpstlichen 
Ämter, die als solche bezeichnet 
sind, werden ebenso in Empfang 
genommen und spediert mit dem- 
selben Vorrechte, wie die Tele- 
gramme des Staates ohne alle Ge- 
büren im Königreiche. 

Dieselben Vortheile genießen die 
Telegramme des Papstes oder die 
im Auftrage desselben mit dem 
vStempcl des heiligen Stuhles ver- 
sehenen Telegramme, welche irgend 
einem Telegraphenamte des König- 
reiches übergeben werden. 

Die unmittelbar an den Papst ge- 
richteten Telegramme sind frei von 
den Taxen, welche von den Adressaten 
bezahlt werden. 

Art. 13. 
Die Seminare, die Akademien, die 
Collegien und die übrigen katho- 
lischen Anstalten zur Erziehung und 
zur Ausbildung von Geistlichen in 
der Stadt Rom und in den Orten 
vor der vStadt werden auch in Zu- 
kunft ausschließlich von dem hei- 
ligen Stuhle abhängig sein, ohne 
irgend eine Einmischung der könig- 
lichen Schulbehörden. 



Titolo II. 
Relazioni dello Stato colla Ghiesa. 

Art. 14. 
E abolita ogni restrizione speciale 
all' esercizio del diritto di riunione 
dei membri del clero cattolico. 



Art. 15. 
i^ fatta rinuncia dal Goyerno al 
diritto di legazia apostolica in Sicilia 



Titel II. 
Beziehungen des Staates zur Kirche. 

Art. 14. 
Die besonderen Beschränkungen, 
welche die Ausübung des Ver- 
sammlungsrechtes, der katholischen 
Geistlichkeit beschränken, sind auf- 
gehoben. 

Art. 15. 

Die Regierung verzichtet auf das 
Recht einer apostolischen Legation 
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ed in tutto il Regnö al diritto di 
nomina o proposta nella collazione 
dei benefici maggiori. 

I vcscovi non saranno richiesti 
di pi-estare giuramento al Re. 

I benefict maggiori e minori non 
possono esserc conferiti se non a 
cittadini del Regno, eccettochc nella 
cittä di Roma c nelle sedi sub- 
Lirbicarie. 

Nella collazione dei benefict di 
patronato regio nulla (^ innovato. 

Art. 16. 
Sono aboliti l'exequatur e pla- 
cet regio ed ogni altra forma di 
assenso governativo per la pubbli- 
cazione cd csecuzione degli atti delle 
Autoritä ecclesiastiche. 

Per 6 fino a quando non sia altri- 
menti provveduto nella legge spe- 
ciale di cui airarticolo 18, rimangono 
soggetti airexequatur e placet regio 
gli atti di esse Autoritä che riguar- 
dano la destinazione dei beni eccle- 
siastici e la provvista dei benefici 
maggiori e minori, eccetto quelli 
della cittä di Roma e delle sedi 
suburbicarie. 

Restano ferme le disposizioni delle 
leggi civili rispetto alla creazione 
e ai modi di e^sistenza degli istituti 
ecclesiastici ed alienazione dei loro 
beni. 

Art. 17. 
In materia spirituale e disciplinare 
non ^ ammesso richiamo od appello 
contro gli atti delle Autoritä eccle- 
siastiche, ne ^ loro riconosciuta od 
accordata alcuna esecuzione coatta. 



in Sicilien und für das ganze König- 
reich auf das Recht der Ernennung 
zu den höheren Kirchenämtern, so- 
wie auf die Vorschläge zu denselben. 

Die Bischöfe werden nicht ver- 
halten werden, dem Könige den Eid 
zu leisten. 

Die höheren und die niederen 
Kirchenpfründen dürfen nur an 
italienische Staatsbürger vergeben 
werden, mit Ausnahme derer in der 
Stadt Rom und in deren Vorstädten. 

In der Verleihung der königlichen 
Patronatspfründen wird nichts ge- 
ändert. 

Art. 16. 

Abgeschafft sind das Exequatur 
und das königliche Placet und 
jede andere Form von Regierungs- 
zustimmung zu der Veröffentlichung 
und Ausführung von Acten der 
kirchlichen Autorität. 

Es bleiben daher, bis durch das 
besondere im Art. 18 vorgesehene 
Gesetz ein Anderes bestimmt wird, 
dem Exequatur und dem königlichen 
Placet noch diejenigen Acte der kirch- 
lichen Autorität unterworfen, welche 
die Verfügung über die Kirchen- 
güter und die Einkünfte der höheren 
und niederen Pfründen betreffen, 
mit Ausnahme derer der Stadt Rom 
und deren Vorstädte. 

Es bleiben in Kraft die Be- 
stimmungen der bürgerlichen Ge- 
setze über die Gründung und die 
Existenzbedingungen kirchlicher In- 
stitute und die Veräußerung ihrer 

Güter. 

Art. 17. 

In geistlichen Dingen und in 
Sachen der Disciplin ist keine Klage 
oder Berufung gegen Acte der kirch- 
lichen Autoritäten zulässig, noch wird 
denselben irgend eine Anerkennung 
oder ein Zwangsbeistand gewährt. 
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La cognizione degli effetti giuri- 
dici, cosl di questi come d'ogni altro 
atto di esse Autoritä, appartiene 
alla giurisdizione civile. 

Perö tali atti sono privi di effetto 
sc contrari alle leggi dello Stato 
od all'ordine pubblico o lesivi dei 
diritti dei privati, e vanno soggetti 
alle leggi penali sc costituiscono 
reato. 



Art. 18. 

Con legge ulteriore sarä provve- ■ 

duto al riordinamento, alla conserva- i 

zione ed alla amministrazione delle ! 

proprietä ecclesiastiche nel Regno. , 

Art. 19. ! 
In tutte le materie che formano j 
oggetto della presente Legge cessa 
di avere effetto qualunque disposi- j 
zione ora vigente in quanto sia con- 
traria alla legge medesima. ' 

Ordiniamo che la presente, mu- 
nita dei vSigillo dello Stato, sia in- 
serta nella Raccolta ufficiale delle 
leggi e dei decreti dei Regno dlta- 
lia, mandando a chiunque spetti di 
osservarla e di farla osservare come 
legge dello Stato. 

Torino, il 13 maggio 1871. 

Vittorio Emanaele. 

G. Lanza. 

E. Visconti- Venosta. 

Giovanni de Falco. 

Quintino Sella. 

C. Correnti. 

C. Ricotti. 

G. Acton. 

Castagnola. 

G. Gadda. 



Die Entscheidung über die ge- 
richtlichen Wirkungen solcher wie 
aller anderen Acte jener Autorität 
gehört der bürgerlichen Gerichts- 
barkeit zu. 

Daher sind alle solche Acte 
wirkungslos, wenn sie den Staats- 
gesetzen oder der öffentlichen Ord- 
nung widerstreiten oder Privat- 
rechte verletzen, und sind den Straf- 
gesetzen unterworfen, wenn sie eine 
strafgerichtliche Verschuldung ent- 
halten. 

Art. 18. 

Durch ein künftiges GCvSetz soll 
für eine neue Ordnung, Erhaltung 
und Verwaltung der Kirchengüter 
in dem Königreiche gesorgt werden. 

Art. 19. 

In allen Dingen, welche durch 
das gegenwärtige 'Gesetz geordnet 
werden, verlieren alle bisher be- 
stehenden Verordnungen, soweit sie 
mit diesem Gesetze im Widerspruche 
sind, ihre Wirksamkeit. 

Wir verordnen, dass gegenwärtiges 
mit dem Staatssiegel versehenes Ge- 
setz in die officielle Gesetzes- und 
Verordnungssammlung des König- 
reiches Italien aufgenommen werde 
und gebieten jedermann, dasselbe 
als Staatsgesetz zu beachten und 
beachten zu lassen. 

Turin, den 13. Mai 1871. 

Victor Emannel. 

G. Lanza. 

E. Visconti- Venosta. 

Giovanni de Falco. 

Quintino Sella. 

C. Correnti. 

C. Ricotti. 

G. Acton. 

Castagnola. 

G. Gadda. 



V. 
Berliner Vertrag vom Jahre 1878. 

Staatsvertrag zwischen Osterreich - Ungarn, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Rassland und der Türkei. 

(Geschlossen zu Berlin am 13. Juli 1878.) 

Im Namen Gottes des Allmächtigen! 

Seine Majestät der Kaiser von Österreich, König von Böhmen etc. 
und Apostolischer König von Ungarn ; Seine Majestät der Deutsche Kaiser, 
König von Preußen ; der Präsident der Französischen Republik ; Ihre Maje- 
stät die Königin des Vereinigten Königreiches Großbritannien und Irland, 
Kaiserin von Indien ; Seine Majestät der König von Italien ; Seine MajCvStät 
der Kaiser aller Reussen und Seine Majestät der Kaiser der Ottomanen, 
von dem Wunsche geleitet, die im Oriente durch die Ereignisse der letzten 
Jahre und durch den Krieg, welchem der Präliminarvertrag von San »Stefano 
ein Ziel gesetzt hat, hervorgerufenen Fragen in einem der europäischen 
Ordnung entsprechenden Sinne gemäß den Stipulationen des Pariser Ver- 
trages vom 30. März 1856 zu regeln, sind einmüthig der Ansicht gewesen, 
dass die Vereinigung zu einem Congresse das beste Mittel bieten würde, 
um ihr Einvernehmen zu erleichtem. 

Ihre Majestäten und der Präsident der Französischen Republik haben 
infolge dessen zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majestät der Kaiser von Österreich, König von Böhmen etc. 
und Apostolischer König von Ungarn den Herrn u. s. w.. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser und König von Preußen den 
Herrn u. s. w., u. s. w., u. s. w., 

welche sich auf Vorschlag des österreichisch-ungarischen Hofes und 
infolge Einladung des deutschen Hofes in Berlin mit Vollmachten, die in 
guter und geziemender Form befunden worden sind, vereinigt haben. 

Nachdem eine Übereinstimmung unter ihnen glücklich erzielt worden 
ist, sind sie über folgende »Stipulationen übereingekommen: 

Art. 1. 
Bulgarien wird zu einem selbständigen und tributpflichtigen Fürsten- 
thume unter der Suzeränetät Seiner kaiserlichen Majestät des »Sultans er- 
hoben. Es soll eine christliche Regierung und eine Nationalmiliz haben. 

Art. 2. 
Das Fürstenthum Bulgarien wird aus folgenden Territorien bestehen : 
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Die Grenze folgt im Norden dem rechten Donauufer von der alten 
serbischen Grenze bis zu einem Punkte, welcher von einer europäischen 
Commission im Osten von Silistria zu bestimmen sein wird, und richtet 
sich von dort nach dem Schwarzen Meere im Süden von Mangalia, welches 
an das rumänische Territorium angeschlossen ist. Das »Schwarze Meer 
bildet die östliche Grenze der Bulgarci. Im Süden »steigt die Grenze von 
seiner Einmündung den Thalweg des Baches hinauf, an w^elchem die Dörfer 
Hodzakiöi, Selam-Kiöi, Aivadsik, Kulibe und Sudzuluk liegen, überschreitet 
schräg das Thal von Deli-Kam^ik, geht südlich von Belibe und von Kem- 
halik und nördlich von Hadzimahale vorbei, nachdem sie den Deli-Kamcik 
Überschritten hat, 2\'3 Kilometer flussaufwärts von Cengei, gewinnt den 
Kamm bei einem Punkte, der zwischen Tekenlik und Aidos-Bredza liegt, 
und folgt ihm über Karnabat-Balkan, Prisevica-Balkan und Kazan-Balkan, 
ncirdlich von Kotel bis Demir-Kapu. vSie setzt an der Hauptkette des großen 
Balkan fort, deren ganze Ausdehnung sie verfolgt bis zu dem Gipfel 
von Kosica. 

Dort verläßt sie den Kamm des Balkans, steigt südlich herab zwischen 
den Dörfern Pirtop und Duzanci, von denen das eine Bulgarien, das andere 
Ostrumelien überlassen bleibt, bis zu dem Bache Tuzlu-Derc, folgt diesem 
Wasserlaufe bis zu seiner Verbindung mit der Topolnica, dann diesem 
Müsse bis zu seinem Zusammenflusse mit dem Smovskio-Dere bei dem 
Dorfe Petricevo, indem sie Ostrumelien eine Zone von zwei Kilometern 
Umfang flussaufwärts dieses Zusammenflusses lässt, steigt zwivschen den 
Bächen von Smovskio-Dere und der Kamenica hinauf, die Wasserscheide 
zwischen beiden verfolgend, um sich nach Südwesten auf die Höhe von 
Voinjak zu wenden und direct den Punkt 875 der österreichischen General- 
stabskarte zu gewinnen. 

Die Grenze schneidet in gerader Linie das obere Becken des Baches 
Ichtiman-Dere, geht zwischen Bogdina und Karaula durch, um die Wasser- 
scheide der Gewässer zu erreichen, welche die Becken des Lsker und der 
Marica trennt, zwischen Camurli und Hadzilar, folgt dieser Linie über die 
(jipfel von Velina Mogila, den Berg 531, Zmailica Vrh, Sumnatica und 
erreicht die Verwaltungsgrenze des Sandschaks von »Sophia zwischen Sivri- 
Tas und Cadir-Tepe. 

Von Cadir-Tepe folgt die Grenze, gegen Südwest laufend, der Wasser- 
scheide zwischen den Bassins von Mesta Karasu einerseits und der Struma 
Karasu anderseits, läuft an den (xebirgskämmen des Rhodope, genannt 
Demir-Kapu, Iskoftepe, Kadimesar-Balkan und Aidschi-Gedük bis zu dem 
Kapetnik-Balkan und läuft so mit der alten administrativen Grenze des 
vSandschaks von »Sophia zusammen. 

Vom Kapetnik - Balkan ist die Grenze durch die Wasserscheide 
zwi.schen den Thälern der Rilskarcka und der Bistritzareka angezeigt und 
folgt den Vorbergen, genannt Vodcnica-Planina, um in das Thal der »Struma 
zum Zusammenflusse dieses Flusses mit der Rilskareka hinabzusteigen, 
indem sie das Dorf Barakli der Türkei überlässt. Sie »steigt dann w:ieder 
südlich von dem Doife Jelesnica, um auf dem kürzesten Wege die Kette 
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der Golema-Planina bei dem Gipfel Gitka zu erreichen und dort die alte 
administrative Grenze des Sandschaks von Sophia zu gewinnen, indem sie 
jedoch der Türkei das ganze Bassin der vSuhareka überlässt. 

Von dem Berge Gitka geht die Westgrenze nach dem Berge Crni- 
Vrh über die Berge von Karvena-Jabuka, indem sie der alten administra- 
tiven Grenze des Sandschaks von Sophia in dem oberen Theile der Bassins 
von Egrisu und der Lepnica folgt, ersteigt mit denselben die Kämme der 
Babina-polana und langt bei dem Berge Crni-Vrh an. 

Vom Berge Crni-Vrh folgt die Grenze der Wasserscheide zwischen 
der Struma und der Morawa über die Gipfel von Streser, Vilogolo und 
Mesid-Planina, erreicht über Gatschina, Cma-Trava, Darkowska und Drai- 
nitza-plan, dann Deäöani-Kladanec, die Wasserscheide zwischen der oberen 
Sukowa und der Morava, geht direct über den vStol und sfeigt hinab, um 
auf 1000 Meter nordwestlich von dem Dorfe vScgusa die Straße von Sophia 
nach Pirot zu scheiden. Sie steigt in gerader Linie auf die Vidlic-Planina 
und von da auf den Berg Radocina in der Kette des Kod?.a- Balkan, in- 
dem sie bei Serbien das Dorf Doikinci und bei Bulgarien das Dorf Sena- 
kos lässt. 

Vom Gipfel des Berges Radocina folgt die Grenze gegen Westen 
dem Kamme des Balkans über Ciprovec-Balkan und Stara-Planina bis zu 
der alten östlichen Grenze des Fürstenthumes Serbien bei der Kula Smiljova- 
Cuka und von dort dieser alten Grenze bis zur Donau, w eiche sie bei 
Rakovitza erreicht. 

DiCvSe Begrenzung soll an Ort und Stelle durch die europäische 
Commission, in welcher die Signatarmächte vertreten sind, festgestellt 
werden. Man ist hiebei darüber einig: 

1. dass diese Commission die Noth wendigkeit für Seine kaiserliche 
Majestät den Sultan, die Grenzen des Balkans und Ostrumeliens verthei- 
digen zu können, in Betracht ziehen wird; 

2. dass keine Befestigungen in einem Rayon von 10 Kilometern um 
Samakow^ errichtet werden dürfen. 

Art. 3. 

Der Fürst von Bulgarien wird durch die Bevölkerung frei gewählt 
und von der hohen Pforte mit der Zustimmung der Mächte bestätigt werden. 
Kein Mitglied der regierenden Dynastien der europäischen Großmächte 
kann zum Fürsten von Bulgarien gewählt werden. 

Im Falle einer Vacanz der fürstlichen Würde wird die Wahl des 
neuen Fürsten unter denselben Bedingungen und denselben Formen ge- 
schehen. 

Art. 4. 

Eine nach Tirnova zusammenberufene Versammlung von Notablen 
Bulgariens wird vor der Wahl des Fürsten das organische Reglement des 
Fürstenthumes ausarbeiten. 

An derjenigen Orten, wo die Bulgaren mit türkischen, rumänischen, 
griechischen oder anderen Bevölkerungen vermischt sind, wird den Rechten 
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und den Interessen dieser Bevölkerungen, insoweit es die Wahlen und die 

Ausarbeitung des organischen Reglements betrifft, Rechnung getragen 

werden. 

Art. 5. 

Die folgenden Bestimmungen werden die Grundlage des öffentlichen 
Rechtes in Bulgarien bilden: 

Der Unterschied der Religion und der Confession darf gegen nie- 
manden als ein Grund der Ausschließung oder der Unfähigkeit, sofern es 
den Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte, die Zulassung zu 
öffentlichen Ämtern, Functionen und Ehrenstellen oder die Ausübung der 
verschiedenen Professionen und Industrien betrifft, geltend gemacht werden, 
an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Culte sind allen Ein- 
heimischen Bulgariens so gut wie den Fremden gesichert, und kein Hinder- 
nis darf der hierarchischen Organisation der verschiedenen Religionsgemein- 
schaften oder deren Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen entgegen- 
gestellt werden. 

Art. 6. 

Die provisorische Verwaltung Bulgariens wird bis zur Vollendung 
des organischen Reglements durch einen kaiserlich russischen Commissär 
geleitet werden. Ein kaiserlich ottomanischer Commissär, sowie die 
ad hoc von den anderen Signatarmächten des gegenwärtigen Vertrages 
delegierten Consuln werden berufen sein, ihm beizustehen, um die Func- 
tionierung dieses provisorischen Regimes zu controlieren. Im Falle des 
Meinungszwiespaltes zwischen den delegierten Consuln wird die Majorität 
entscheiden, und, im Falle der Meinungsverschiedenheit zwischen dieser 
Majorität und dem kaiserlich russischen oder dem kaiserlich ottomanischen 
Commissär, müssen die Vertreter der Signatarmächte in Constantinopel, zu 
einer Conferenz vereinigt, darüber entscheiden. 

Art. 7. 

Die provisorische Verwaltung kann nicht über einen Zeitraum von 
neun Monaten, vom Austausche der Ratificationen des gegenwärtigen 
Tractates an gerechnet, verlängert werden. 

Nach Fertigstellung des organischen Reglements wird unmittelbar 
zu der Wahl des Fürsten von Bulgarien geschritten. Sobald der Fürst 
eingesetzt ist, wird die neue Organisation in Kraft gesetzt und das Fürsten- 
thum tritt in den vollen Genuss seiner Autonomie. 

Art. 8. 

Die Handels- und Schiffahrtsverträge, sowie alle sonstigen Conven- 
tionen und Abmachungen, die zwischen den fremden Mächten und der Pforte 
geschlossen worden und heute in Kraft sind, werden in dem Fürstenthume 
Bulgarien aufrechterhalten, und keine Änderung wird darin hinsichtlich 
einer Macht Platz finden, bevor diese nicht ihre Zustimmung dazu ge- 
geben hat. 
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Kein Transitzoll darf in Bulgarien auf die durch dieses Fürsten- 
thum gehenden Waren erhoben werden. 

Die Nationalen und der Handel aller Mächte sollen auf dem Fuße 
einer vollkommenen Gleichheit daselbst behandelt werden. 

Die Immunitäten und Privilegien der fremden Unterthanen, sowie 
die Rechte der Jurisdiction und des Schutzes der Consuln, wie solche durch 
Capitulationen und die Gebräuche festgestellt sind, bleiben in voller Kraft, 
solange sie nicht durch das Einverständnis der dabei interessierten Par- 
teien modificiert worden vSind. 

Art. 9. 

Der Betrag des Jährlichen Tributes, den das Fürstenthum Bulgarien 
dem Süzeränen Hofe zahlen wird, indem es ihn an die Bank, welche die 
hohe Pforte bezeichnet, später abführt, wird durch ein Einverständnis 
zwischen den Signatarmächten des gegenwärtigen Vertrages zum Schlüsse 
des ersten Jahres des Inkraftseins der neuen Organisation festgestellt. 
Dieser Tribut wird auf Grund des mittleren Einkommens des Territoriums 
des Fürstenthumes bemessen. 

Da Bulgarien einen Theil der öffentlichen Schuld des Reiches tragen 
soll, so werden die Mächte, wenn sie den Tribut feststellen, den Theil 
dieser Schuld, welcher dem Fürstenthume auf Grundlage eines billigen Ver- 
hältnisses zugemessen werden könnte, in Betracht ziehen. 

Art. 10. 

Bulgarien tritt vom Tage der Auswechselung der Ratificationen des 
gegenwärtigen Vertrages an in die Lasten und Verpflichtungen der kaiser- 
lich ottomanischen Regierung gegen die Eisenbahngesellschaft Rustschuk- 
Varna ein. Die Regelung der früheren Rechnungen ist einem Überein- 
kommen zwischen der hohen Pforte, der Regierung des Fürstenthumes 
und der Verwaltung dieser Gesellschaft vorbehalten. 

Das Fürstenthum Bulgarien übernimmt desgleichen für seinen Theil 
jene Verpflichtungen, welche die hohe Pforte sowohl gegen Österreich- 
Ungarn, wie gegen die Gesellschaft zum Betriebe der Eisenbahnen der 
europäischen Türkei in Beziehung auf die Vollendung und den AnschlUvSs, 
sowie auf den Betrieb der auf ihrem Territorium gelegenen Eisenbahnen 
eingegangen ist. 

Die zur Regelung dieser Frage nothwendigen Conventionen werden 

zwischen Österreich-Ungarn, der Pforte, Serbien und dem Fürstenthume 

Bulgarien unmittelbar nach dem Abschlüsse des Friedens geschlossen 

werden. 

Art. 11. 

Die ottomanische Armee wird nicht mehr in der Bulgarei verweilen. 
Alle alten Festungen werden auf Kosten des Fürstenthumes im Laufe eines 
Jahres oder, wenn thunlich, früher geschleift werden; das locale Gouver- 
nement wird sofort Maßregeln treffen, um sie zu zerstören, und wird 
keine neuen errichten dürfen. Die hohe Pforte soll das Recht haben, 
nach ihrem Crutdünken über das Kriegsmaterial und andere Gegenstände, 
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Avclchc der ottomanischcri Regierung gehören und in den kraft des Waffen- 
stillstandes vom 31. Jänner bereits geräumten Donaufestungen etwa zurück- 
geblieben sind, sowie über diejenigen, welche sich in den festen Plätzen 
vSchumla und Vama befinden sollten^ zu disponieren. 

Art. 12. 

Die muselmännischen Grundeigenthümer oder andere, welche ihren 
personlichen Wohnsitz außerhalb des Fürstenthumes nehmen sollten, können 
ihre Immobilien daselbst behalten, indem sie dieselben verpachten oder 
von einem Dritten administrieren lassen. 

Eine türkisch-bulgarische Commission wird damit betraut werden, 
im Laufe von zwei Jahren alle Angelegenheiten in Bezug auf die Art der 
Entäußerung, der Bewirtschaftung oder des Gebrauches dös Staatseigen- 
thumes und der frommen Stiftungen (Vakufs) für die hohe Pforte, sowie 
die Fragen bezüglich der Interessen von Privatpersonen, die dabei bethei- 
ligt sein könnten, zu regeln. 

Die Angehörigen des Fürstenthumes Bulgarien, welche in anderen 
Theilen des Ottomanivschen Reiches reisen oder verweilen, »sind den otto- 
manischen Obrigkeiten und Gesetzen unterworfen. 

Art. 13. 

Südlich vom Balkan wird eine Provinz gebildet, welche den Namen 
Ostrumelien führen soll und, mit administrativer Autonomie, unter der 
directen politischen und militärischen Autorität Seiner Majestät des vSultans 
bleibt. Sie wird einen christlichen General-Gouverneur haben. 

Art. 14. 

Ostrumelien wird im Norden und Nordwesten durch Bulgarien be- 
grenzt und begreift die in den nachstehenden Grenzen eingeschlossenen 
Gebiete : 

Vom Schwarzen Meere ausgehend, steigt die Grenzlinie von der 
Mündung an den Thalweg des Baches hinauf, an welchem sich die Dörfer 
Hodzakiöi, Selam-Kiöi, Aivadsik, Kulibe und Sudzuluk befinden, durch- 
schneidet schräg das Thal des Deli Kamcik, geht im Süden von Belibe 
und Kemhalik und im Norden von Hadzimahale, nachdem sie den Deli 
Kamöik 2\a Kilometer oberhalb von Cengei überschritten hat, erreicht 
den Kamm an einem zwischen Tekenlik und Aidos-Bredza gelegenen 
Punkte und folgt demselben über Karnabad- Balkan, Prisevica- Balkan, 
Kazan-Balkan nördlich von Kotel bis Demir-Kapu. Sie läuft dann längs 
der Hauptkette des großen Balkans in seiner ganzen Ausdehnung bis zum 
Gipfel von Kosica. 

An diesem Punkte verlässt die westliche Grenze Rumeliens den 
Kamm des Balkans, steigt herab nach Süden zwischen den Dörfern Pirtop 
und Duzanci, von denen das eine Bulgarien, das andere Ostrumelien be- 
lassen ist, bis zum Bache von Tuzlu-Dere, folgt diesem Wasserlaufe bis 
zu seiner Vereinigung mit der Topolnica, dann diesem Flusse bis zu sei- 
nem Zusammenflusse mit Smovskio-Dere beim Dorfe Petricevo, indem sie 
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Ostrumclien eine Zone von zwei Kilometern Rayon aufwärts dieses Zu- 
sammenflusses überlässt, steigt wieder in das Flussgebiet von Smovskio- 
Dere und der Kamenica, indem sie die Wasserscheide verfolgt, um sich in 
der Höhe von Voinjak nach Südwesten zu wenden und direct den Punkt 
875 der österreichischen Generalstabskarte zu erreichen. 

Die Grenze durchschneidet in gerader Linie das obere Becken des 
Baches von Ichtiman-Dere, geht zwischen Bogdina und Karaula hindurch, 
um die Linie der Wasserscheide wieder zu gewinnen, welche die Becken 
des Isker und der Marica trennt, geht zwischen Camurli und Hadzilar 
weiter, folgt dieser Linie über den Kamm der Velina Mogila, der Höhe 531, 
Zmailica Vrh, vSumnatica und erreicht die Administrativgrenze des Sand- 
schaks Sophia zwischen Sivri Tas und Gadir-Tepe. 

Die Grenze von Rumelien trennt «sich von der Bulgariens auf dem 
Berge Cadir-Tepc, indem sie der Wasserscheide zwischen dem Becken der 
Marica und ihrer Nebenflüsse einerseits und des Mesta-Karasu und seiner 
Nebenflüsse anderseits folgt, und nimmt die Richtung von Südost und Süd 
von dem Kamme des Despoto-Dagh-Gebirges zu dem Berge Kruschowa 
hin. (Ausgangspunkt der Linie des Vertrages von San Stefano.) 

Von dem Berge Kruschowa stimmt die Grenze mit der durch den 
Vertrag von San Stefano festgesetzten Linie, das heißt die Kette des 
schwarzen Balkan (Kara-Balkan), die Berge Kulaghy-Dagh, P^schek-Tsche- 
pellü, Karakolas und Ischiklar, überein, von wo sie direct gegen Südosten 
hinabsteigt, um den Fluss Arda zu erreichen, dessen Thalweg sie bis zu 
einem bei dem, der Türkei bleibenden Dorfe Adacali gelegenen Punkte verfolgt. 

Von diesem Punkte ersteigt die Grenzlinie den Kamm von Bestepe- 
Dagh, welchen sie verfolgt, und sodann hinabläuft und die Marica bei 
einem Punkte fünf Kilometer stromaufwärts von der Brücke „Mustafa 
Pascha" überschreitet; sie richtet sich dann nördlich über die Wasser- 
scheide zwischen Demirhanli-Dere und den kleinen Zuflüssen der Marica 
bis Küdeler Bai'r, von wo sie östlich über Sakar Ba'ir sich wendet, von 
dort das Thal der Tundza überschreitet, indem sie gegen Büjük-Derbend 
zugeht, welches sie, ebenso wie vSudzak nördlich lässt. Von Büjük-Derbend 
läuft sie wieder längs der Wasserscheide zwischen den Zuflüssen der 
Tundra im Norden und der Maritza im Süden bis zur Höhe von Kaibilar, 
welches Ostrumelien bleibt, geht im vSüden von V. Almali zwischen dem 
Becken der Maritza im Süden und den kleinen Zuflüssen, welche sich 
direct in das Schwarze Meer ergießen, zwischen den Dörfern Belevrin und 
Alatli durch; sie folgt im Norden von Karanlik den Kämmen von Vosna 
und Zuvak, der Linie, welche die Wässer der Duka von denen des Kara- 
ga^-Su trennt, und erreicht wieder das Schwarze Meer zwischen den beiden 
genannten Flüssen. 

Art. 15. 

Seine Majestät der Sultan soll das Recht haben, für die Vertheidigung 
der Grenzen der Provinz zu Wasser und zu Land durch Errichtung von 
Befestigungen an diesen Grenzen und Erhaltung von Truppen dortselbst 
vorzusorgen. 
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Die innere Ordnung in Ostrumelien wird durch eine eingeborene, 
von einer Localmiliz unterstützte, Gendamerie aufrecht erhalten. 

Bei der Zusammensetzung dieser beiden Corps, deren Officiere vom 
Sultan ernannt werden, wird, je nach der Örtlichkeit, der Religion der 
Bewohner Rechnung getragen werden. 

Seine kaiserliche Majestät der vSultan verpflichtet sich, keine irregu- 
lären Truppen, wie Baschibozuks und Tscherkessen, als Garnisonen an 
den Grenzen zu verwenden. Die regulären Truppen, welche für diesen Dienst 
bestimmt sind, können in keinem Falle bei den Einwohnern einquartiert 
werden ; wenn sie durch die Provinz marschieren, dürfen sie sich daselbst 

nicht aufhalten. 

Art. 16. 

Der General-Gouverneur soll das Recht, haben, ottomanische Truppen 
in den Fällen zu berufen, in denen die innere oder äufiere Sicherheit der 
Provinz bedroht sein sollte. In solchem Falle muss die hohe Pforte den 
diesfälligen Beschluss sowie die Nothwendigkeit, die ihn begründet, den 
Repräsentanten der Mächte in Constantinopel mittheilen. 

Alt. 17. 

Der General-Gouverneur von Ostrumelien wird von der hohen Pforte, 
unter Zustimmung der Mächte, für einen Zeitraum von fünf Jahren ernannt. 

Art. 18. 

Unmittelbar nach dem Austausche der Ratificationen des gegenwärtigen 
Vertrages soll eine europäische Commission gebildet werden, um im Ein- 
vernehmen mit der hohen Pforte die Organisation Ostrumeliens auszu- 
arbeiten. Diese Commission wird innerhalb eines Zeitraumes von drei 
Monaten die Gewalt und die Befugnisse des General-Gouverneurs, sowie 
die administrative, gerichtliche und finanzielle Verwaltung der Provinz 
zu bestimmen haben, indem sie die verschiedenen Gesetze über die Vilajets 
und die in der achten Sitzung der Conferenz von Constantinopel gemachten 
Vorschläge zum Ausgangspunkte nimmt. 

Die Gesammtheit der für Ostrumelien getroffenen Dispositionen hat 
den Gegenstand eines kaiserlichen Fermans zu bilden, welcher von der hohen 
Pforte veröffentlicht und von ihr den Mächten mitgetheilt werden wird. 

Art. 19. 

Die europäische Commission wird damit beauftragt sein, im Ein- 
verständnisse mit der hohen Pforte die Finanzen der Provinz bis zur Voll- 
endung der neuen Organisation zu verwalten. 

Art. 20. 

Die Verträge, Conventionen und internationalen Übereinkommen 
jeglicher Art, welche zwischen der Pforte und den fremden Mächten ge- 
schlosvsen sind oder geschlossen werden, finden ihre Anwendung auf Ost- 
rumelien wie auf das ganze Ottomanische Reich. Die von Fremden erworbenen 
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Immunitäten und Privilegien was immer für einer Art werden in dieser 
Provinz respectiert werden. Die hohe Pforte verpflichtet sich, dort die all- 
gemeinen Gesetze des Reiches in Betreff der religiösen Freiheit zu Gunsten 
aller Culte beobachten zu lassen. 

Art. 21. 

Die Rechte und Verpflichtungen der hohen Pforte, soweit sie die 
Eisenbahnen in Ostrumelien betreffen, werden unverändert aufrecht erhalten. 

Art. 22. 

Der Effectivstand des russischen Occupationscorps in Bulgarien und 
Ostrumelien soll aus sechs Divisionen Infanterie und zwei Divisionen 
Cavallerie bestehen und 50.000 Mann nicht übersteigen. Dasselbe wird auf 
Kosten des besetzten lindes erhalten. Die Occupationstruppen behalten 
ihre Communicationen mit Russland nicht nur durch Rumänien, nach dem 
zwischen den beiden Staaten abzuschließenden Vertrage, sondern auch über 
die Häfen des Schwarzen Meeres, Varna und Burgas, wo sie während der 
Dauer der Occupation die nöthigen Depots errichten können. 

Die Dauer der Besetzung Ostrumeliens und Bulgariens durch die 
kaiserlich russischen Truppen ist auf neun Monate, von dem Austausche 
der Ratilicationen des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, festgesetzt. 

Die kaiserlich russische Regierung verpflichtet sich, in einem Ter- 
mine von weiteren drei Monaten den Durchmarsch ihrer Truppen durch 
Rumänien und die vollständige Räumung dieses Fürstenthumes zu beenden. 

Art. 23. 

Die hohe Pforte verpflichtet sich, auf der Insel Kreta das organische 
Reglement von 1868 mit Genauigkeit zur Anwendung zu bringen und da- 
bei die als billig befundenen Modiflcationen einzuführen. 

Ähnliche, den localen Bedürfnissen angepasste Reglements, ausge- 
nommen, soweit dieselben die Kreta bewilligten Steuerexemptionen betreffen, 
werden ebenfalls in den übrigen Theilen der europäischen Türkei, für welche 
durch den gegenwäi'tigen Vertrag eine besondere Organisation nicht vor- 
gesehen worden ist, eingeführt werden. 

Die hohe Pforte wird Specialcommissionen, in welchen das einge- 
borene Element zahlreich vertreten sein soll, damit beauftragen, die Details 
dieser neuen Reglements für jede Provinz auszuarbeiten. 

Die Organisationsentwürfe, welche aus diesen Arbeiten hervorgehen, 
werden der hohen Pforte zur Prüfung unterbreitet werden, die vor Erlass 
der Verordnung, welche dieselben in Kraft setzen soll, die Ansicht der für 
Ostrumelien eingesetzten europäischen Commission einholen muss. 

Art. 24. 

Falls die hohe Pforte und Griechenland eine Verständigung über die 
im dreizehnten Protokolle des Berliner Congresses angegebene Rectification 
der Grenzlinie nicht erzielen sollten, behalten sich Deutschland, Österreich- 

R e s cb , Völkerrecht. 2. Aufl. 26 
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Ungarn, 1' rankreich, Großbritannien, Italien und Russland vor, beiden 
Theilen ihre Vermittelung anzubieten, um die Unterhandlungen zu erleichtem. 

Art. 25. 

Die Provinzen Bosnien und Herzegowina werden von Österreich- 
Ungarn besetzt und verwaltet werden. Da die österreichisch-ungarische 
Regierung nicht wünscht, die Verwaltung des Sandschaks von Novi-Bazar, 
welches sich zwischen Serbien und Montenegro in südöstlicher Richtung 
bis über Mitrovitza hinaus erstreckt, auf sich zu nehmen, wird die otto- 
manische Verwaltung dort weiter in Wirksamkeit verbleiben. Nichtsdesto- 
weniger behalt sich Österreich-Ungarn, um die Aufrechthaltung des neuen 
politischen Zustandes sowie die Freiheit und Sicherheit der Commu- 
nications wege zu sichern, das Recht vor, im ganzen Umfange dieses Theiles 
des ehemaligen Vilsyetes von Bosnien GarnivSonen zu halten und militärische, 
sowie Handelsstraßen zu besitzen. 

Zu diesem Zwecke behalten sich die Regierungen von Österreich- 
Ungarn und der Türkei eine weitere Verständigung über die Details vor. 

Art. 26. 

Die Unabhängigkeit Montenegros wird von der hohen Pforte und 
von allen jenen hohen vertragschließenden Theilen anerkannt, welche sie 
bis jetzt noch nicht zugegeben hatten. 

Art. 27. 

Die hohen vertragschließenden Theile sind über die folgenden Be- 
dingungen einverstanden : 

In Montenegro darf der Unterschied der Religion und der C^onfession 
gegen niemanden als ein (rrund der Ausschließung oder der Unfähigkeit 
insoferne es sich um den Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte' 
die Zulassung zu öffentlichen Ämtern, Functionen und Ehrenstellen oder 
die Ausübung der verschiedenen Professionen und Industrien handelt, 
geltend gemacht werden, an welchem Orte es auch sei. Die Freiheit und 
die öffentliche Ausübung aller Culte werden allen Einheimischen Monte- 
negros sowie den Fremden zugesichert, und kein Hindernis darf der 
hierarchischen Organisation der verschiedenen Bekenntnisse oder deren 
Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen entgegengestellt werden. 

Art. 28. 

Die neuen Grenzen Montenegros sind folgendermaßen festgestellt 
worden : 

Die Linie, welche von dem llinobrdo, nördlich von Klobuk, ausgeht, 
steigt abwärts zur Trebinj^ica gegen Grandarewo zu, welches bei der 
Herzegowina bleibt, und folgt dann dem Laufe dieses Flusses aufwärts bis 
zu einem Punkte, der einen Kilometer abwärts von der Mündung der 
Cepelica gelegen ist, und geht von dort auf kürzester Linie auf die Höhen, 
welche das Ufer der Trebinjcica einsäumen. Sie geht dann auf Pilatova 
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zu, welches Dorf bei Montenegro verbleibt, und zieht sich darauf über die 
Höhen in nördlicher Richtung, soviel als möglich die Entfernung von 
6 Kilometern von der Straße Bilek-Korito-Gacko beibehaltend, bis zu dem 
zwischen der Somina- Planina und dem Berge Curilo gelegenen Passe, von 
wo sie in östlicher Richtung bei Vratkoviöi vorbei, welches Dorf bei der 
Herzegowina bleibt, bis zum Berge Orline geht. Von diesem Punkte aus 
geht die Grenze, Ravno bei Montenegro lassend, nordnordöstlich in gerader 
Linie über die Gipfel des LeberSnik und Volujak, geht dann auf der kürzesten 
Linie nach Piva, welche sie durchschneidet, und trifft die Tara, zwischen 
Crkvica und Nedwina durchlaufend. Von diesem Punkte geht sie die Tara 
aufwärts nach Mojkovac, von wo sie dem Kamme der Vorberge bis Sis- 
kojezero folgt. Von letzterem Orte aus läuft sie die alte Grenze entlang 
bis zu dem Dorfe Sekulare. Von dort geht die neue Grenze über dem 
Kamm der Mokra-Planina — das Dorf Mokra verbleibt Montenegro — 
und trifft dann den Punkt 2166 der (österreichischen Generalstabskarte, in- 
dem sie der Hauptkette und der Wasserscheide zwischen dem Lim einer- 
seits und dem Drin sowie der Cievna (Zem) anderseits folgt. 

Sie läuft dann der jetzigen Grenze zwischen dem Stamm der Ku^i- 
Drekalovi^i einerseits und der Kuöka-Krajna, sowie der Stämme der Klementi 
und Grudi anderseits entlang bis zur Ebene von Podgorica, von wo sie 
auf Plavnica geht, die vStämme der Klementi, Grudi und Hoti bei Alba- 
nien lassend. 

Von dort durchschneidet die neue Grenze den See bei dem Inselchen 
Gorica-Topal, geht von Gorica-Topal aus gerade auf die Höhe des Kammes 
zu, folgt dann der Wasserscheide zwischen Megured und Kalimed und trifft, 
indem sie Mrkoviö bei Montenegro belässt, das adriatische Meer bei V. Kruöi. 

Im Nordwesten bildet eine Linie die Grenze, welche von der Küste 

ausgehend zwischen den Dörfern Susana und Zubci durchläuft und an dem 

äußersten südöstlichen Punkte der Grenze von Montenegro an der Vrsuta- 

Planina endet. 

Art. 29. 

Antivari und seine Küste kommen unter folgenden Bedingungen zu 
Montenegro : 

Die, nach der obigen Grenzbestimmung, südlich von diesem Terri- 
torium gelegenen Gegenden werden bis zur Bojana, mit Einschluss von 
Dulcigno, der Türkei zurückgegeben. 

Die Gemeinde Spizza wird bis zur nördlichen Grenze des in der 
genauen Beschreibung der Grenzlinie angegebenen Territoriums Dalmatien 
einverleibt. 

Montenegro soll auf der Bojana vollständige und freie Schiffahrt 
haben. Fortificationen dürfen am Laufe dieses Flusses nicht errichtet werden, 
ausgenommen solche, welche für die Localvertheidigung von Scutari noth- 
wendig sein sollten, doch können sich diese nicht über eine Entfernung 
von vsechs Kilometern von der Stadt erstrecken. 

Montenegro darf weder KriegSvSchiffe haben, noch eine Kriegs- 
flagge führen. 

26* 
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Der Hafen von Antivari und alle zu Montenegro gehörigen Gewässer 
bleiben den Kriegsschiffen aller Nationen geschlossen. 

Die zwischen dem See und dem Ufer auf montenegrinischem Gebiete 
gelegenen Fortificationen müssen geschleift und es dürfen in dieser Zone 
keine neuen errichtet werden. 

Die Hafen- und Gesundheitspolizei sowohl in Antivari als längs der 
Küste von Montenegro wird durch Österreich- Ungarn vermittelst leichter 
Küstenwachtschiffe ausgeübt. 

Montenegro nimmt die für Dalmatien geltenden Seegesetze an. Öster- 
reich-Ungarn verpflichtet sich seinerseits, der montenegrinischen Handels- 
flagge seinen Consularschutz zutheil werden zu lassen. 

Montenegro muss mit Österreich-Ungarn über das Recht, durch das 
neue montenegrinische Territorium eine Straße und eine Eisenbahn zu er- 
bauen und zu unterhalten, eine Vereinbarung treffen. 

Auf diesen vStraßen wird vollständige Freiheit der Communication 

gesichert. 

Art. 30. 

Muselmänner und andere, welche in den zu Montenegro geschlagenen 
Territorien Grundeigenthum besitzen und ihren Wohnsitz aulkrhalb dieses 
Fürstenthumes nehmen wollen, können ihre Immobilien behalten, indem sie 
dieselben verpachten oder durch einen dritten bewirtschaften lassen. 

Niemand kann anders als auf gesetzlichem Wege im öffentlichen 
Interesse und nur gegen eine vereinbarte Indemnität expropriiert werden. 

Eine türkisch-montenegrinische Commission soll beauftragt werden, 
innerhalb dreier Jahre alle Angelegenheiten in Bezug auf die Art der Ent- 
äußerung, der Bewirtschaftung oder des (Gebrauches des Staatsei genthumes 
und der frommen Stiftungen iVakufs) für die hohe Pforte, sowie die 
Fragen bezüglich der Interessen von Privatpcnsonen, welche dabei betheiligt 

sein sollten, zu regeln. 

Art. 31. 

Das Fürsten thum Montenegro wird sich direct mit der hohen Pforte 
über die Bestellung montenegrinischer Agenten in Constantinopel und an 
gewissen Orten des Ottomanischen Reiches, wo deren Nothwendigkeit 
anerkannt werden sollte, verständigen. 

Montenegriner, welche im Ottomanischen Reiche reisen oder ver- 
weilen, sollen den ottomanischen Gesetzen und Behörden nach Maßgabe 
der allgemeinen Grundsätze des internationalen Rechtes und der für die 
Montenegriner bestehenden (Gebräuche unterworfen sein. 

Art. 32. 

Die montenegrinischen Truppen sollen gehalten sein, in einem Zeit- 
räume von zwanzig Tagen, vom Austausche der Ratificationen des gegen- 
wärtigen Vertrages an gerechnet, oder, wenn thunlich, früher das Terri- 
torium zu räumen, welches sie in diesem Augenblicke außerhalb der neuen 
Grenzen des Fürstenthumes besetzt halten. 

Die ottomani sehen Truppen räumen ebenfalls innerhalb zwanzig 
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Tagen die an Montenegro abgetretenen Gebiete. Doch soll ihnen außerdem 
ein Zeitraum von fünfzehn Tagen gewährt sein, sowohl um die Festungen 
zu verlassen und Material und Proviant aus ihnen zu entfernen, als auch 
um das Inventarium der Maschinen und sonstigen (regen stände aufzu- 
nehmen, welche nicht sofort entfernt werden können. 

Art. 33. 

Da Montenegro einen Theil der öffentlichen ottomanischen Schuld 
für die neuen Territorien, welche ihm durch den Friedensvertrag zuerkannt 
worden sind, übernehmen muss, werden die Vertreter der Mächte in Con- 
stantinopel in Übereinstimmung mit der Pforte auf einer billigen Grund- 
lage die Höhe desselben bestimmen. 

Art, 34. 

Die hohen vertragschliefienden Theilc erkennen die Unabhängigkeit 
Serbiens an, indem sie dieselbe an die im nachstehenden Artikel auseinander- 
gesetzten Bedingungen knüpfen. 

Art. 35. 

In vSerbien darf der Unterschied der Religion und der Confession 
gegen niemanden als Crrund der Ausschließung oder Unfähigkeit, insoweit 
es den Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte, die ZulavSsung zu 
öffentlichen Ämtern, Functionen und Ehren oder die Ausübung der ver- 
schiedenen Professionen und Industrien betrifft, geltend gemacht werden, 
an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und öffentliche Ausübung aller Culte werden den Ein- 
heimischen Serbiens sowohl, als den Fremden gesichert, und kein Hinder- 
nis darf der hierarchischen Organisation der verschiedenen Gemeinden oder 
deren Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen entgegengestellt werden. 

Art. 36. 

Serbien erhält die in der nachstehenden Crrenzlinie eingeschlossenen 
Territorien : 

Die neue Grenze folgt der jetzigen Linie, indem sie dem Thalweg 
der Drina von deren Zusammenfluss mit der Save aufwärts folgt, wobei 
Mali-Zwomik und Sakhar dem Fürstenthume bleibt, und läuft ferner längs 
der alten Grenze Serbiens bis zum Kopaonik, von welchem sie sich auf 
dem Gipfel des Kanilug abzweigt. Von dort folgt sie anfangs der west- 
lichen Grenze des vSandvSchaks von Nisch über die südlichen Vorberge des 
Kopaonik, über die Kämme der Marica und Mrdar-Planina, welche die 
Wasserscheide zwischen den Beken des Ibar und der Sitnica einerseits 
und der Toplica anderseits bilden, wobei Prepolac der Türkei verbleibt. 

Sie wendet sich dann gegen Süden auf der Wasserscheide zwischen 
der Brvenica und der Medvedja, wobei das ganze Becken der Medvedja bei 
Serbien verbleibt, folgt dem Kamme der Goljak- Planina (welche die Wasser- 
scheide zwischen der Kriva-Rjeka einerseits und der Poljanica, der Veter- 
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nica und der Morawa anderseits bildet) bis zum Gipfel der Poljanica. 
Weiter geht sie über die Vorberge der Karpina-Planina bis zum Zusammen- 
flusse der KoinvSka und der Morawa, durchschneidet letztere und steigt 
wieder auf der Wasserscheide zwischen dem Bache Koinska und dem 
Bache, welcher sich bei Neradovce in die Morawa ergießt, und trifft die 
Planina Sv. Ilija oberhalb Trgoviste. Von diesem Punkte folgt sie dem 
Kamme der Sv. Ilija bis zum Berge Kljuc und dann, über die in der Karte 
mit 1516 und 1547 bezeichneten Punkte und die Babina-Gora laufend, er- 
reicht sie den Berg Cmi-Vrh. 

Vom Berge Crni-Vrh fallt die neue Grenze mit jener Bulgariens 
zusammen, das heifit: 

Die Grenzlinie folgt der Wasserscheide zwischen der Struma und 
der Morawa über die Gipfel des vStreser, Vilogolo und Meschid-Planina, 
erreicht über die GaCina, Cma Trava, Darkovska und Drainica Plan und 
weiter über den Descani Kladanec die Wasserscheide zwischen der oberen 
Sukowa und der Morawa, geht gerade auf den Stol zu und steigt wieder 
herab, um 1000 Meter nordwestlich von dem Dorfe Segusa die Straße von 
vSophia nach Pirot zu durchschneiden. Sie steigt dann wieder in gerader 
Linie zu der Vidlic-Planina und von da auf den Berg Radodina, in der 
Kette des Kodza-Balkan, wobei das Dorf Doikinci bei Serbien, das Dorf 
Senakos bei Bulgarien bleibt. 

Von dem Gipfel des Berges Rado^ina folgt die Grenze in nordwest- 
licher Richtung dem Kamme des Balkans über Ciprovec-Balkan und Stara 
Planina bis zur alten Ostgrenze des Fürstenthumes Serbien bei der Kula 
Smiljova öuka und von dort dieser alten Cirenzlinie bis zur Donau, welche 

sie bei Rakowitza trifft. 

Art. 37. 

Bis zum Abschlüsse neuer Übereinkommen soll in Serbien nichts an 
dem gegenwärtigen Zustande der Handelsverbindungen des Fünstenthumes 
mit fremden Ländern geändert werden. 

Kein Transitzoll vsoll von Waren, welche durch »Serbien geführt 
werden, erhoben werden. 

Die Immunitäten und Privilegien fremder Unterthanen, sowie die 
Jurisdiction und die Consular-Schutzrechte, wie sie heute bestehen, bleiben 
in voller Kraft, solange sie nicht durch ein gemeinsames Einverständnis 
zwischen dem Fürstenthume und den dabei interessierten Mächten modi- 
ficiert worden sind. 

Art. 38. 

Das Fürstenthum Serbien tritt seinerseits in die Verpflichtungen ein, 
welche die hohe Pforte sowohl Österreich-Ungarn als der Gesellschaft zum 
Betriebe der Eisenbahnen in der europäischen Türkei gegenüber einge- 
gangen ist, sowohl in Bezug auf die Vollendung und den Anschluss, als 
auch auf den Betrieb der Eisenbahnen, welche in dem durch das Fürsten- 
thum jetzt erworbenen Territorium noch erbaut werden sollen. 

Die nothwendigen Conventionen zur Regelung dieser Fragen sollen 
unmittelbar nach der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages zwischen 
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Österreich- Ungarn, der Pforte, Serbien und dem Fürstenthume Bulgarien 
innerhalb der Grenzen seiner Competenz, abgeschlossen werden. 

Art. 39. 

Muselmänner, welche in den zu Serbien geschlagenen Territorien 
Grundeigenthum besitzen und welche ihren Wohnsitz außerhalb des Fürsten- 
thumes nehmen wollen, können ihre Immobilien behalten, indem sie die- 
selben verpachten oder durch einen Dritten bewirtschaften lassen. 

Eine türkisch-serbische Commission wird damit beauftragt, inner- 
halb dreier Jahre alle Angelegenheiten in Bezug auf die Art der Ent- 
äußerung, der Bewirtschaftung oder des Gebrauches des Staatseigenthumes 
und der frommen Stiftungen (Vakufs) für die hohe Pforte, sowie die 
Fragen bezüglich der Interessen von Privatpersonen, welche dabei bethei- 
ligt sein könnten, zu regeln. 

Art. 40. 

Bis zum Abschlüsse eines Vertrages zwischen der Türkei und Ser- 
bien sollen die im Ottomanischen Reiche reisenden oder verweilenden ser- 
bischen Unterthanen den allgemeinen Gesetzen des internationalen Rechtes 

gemäß behandelt werden. 

Art. 41. 

Die serbischen Truppen sollen gehalten sein, innerhalb fünfzehn 
Tagen, von dem Austausche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages 
an gerechnet, das in den neuen Grenzen des Fürstenthumes nicht einbe- 
grifiPene Territorium zu räumen. 

Die ottomanischen Truppen sollen die an Serbien abgetretenen Terri- 
torien in derselben Zeit von fünfzehn Tagen räumen, doch soll ihnen außer- 
dem ein Termin von gleicher Länge bewilligt werden, sowohl um die 
Festungen zu verlassen und aus ihnen Nahrungsmittel und Kriegsmaterial 
zurückzuziehen, als um das Inventarium von den Maschinen und anderen 
Gegenständen aufzunehmen, welche nicht sofort entfernt werden können. 

Art. 42. 

Da Serbien einen Theil der öffentlichen ottomanischen Schuld für 
die ihm durch den gegenwärtigen Vertrag zuerkannten neuen Gebietstheile 
übernehmen muss, so werden die Vertreter in Constantinopel in Überein- 
stimmung mit der hohen Pforte den Betrag auf einer billigen Grundlage 

feststellen. 

Art. 43. 

Die hohen vertragschließenden Theile erkennen die Unabhängigkeit 
Rumäniens an, indem sie dieselbe an die in den beiden folgenden Artikeln 
aufgezählten Bedingungen knüpfen. 

Art. 44. 

In Rumänien darf der Unterschied der Religion und der Confession 
gegen niemanden als Grund der Ausschließung oder der Unfähigkeit, in- 
soweit es den Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte, die Zu- 
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lassung zu öffentlichen Ämtern, Functionen und Ehrenstellen oder die 
Ausübung der verschiedenen Professionen und Industrien betrifft, geltend 
gemacht werden, an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Culte sind allen 
Einheimischen des rumänischen Staates, sowie den Fremden gesichert, 
und kein Hindernis darf ihnen weder in der hierarchischen Organisation 
der verschiedenen Gemeinden noch in deren Beziehungen zu ihren geist- 
lichen Oberen in den Weg gelegt werden. 

Die Staatsangehörigen aller Mächte, handeltreibende oder andere, 
sollen in Rumänien ohne Unterschied der Religion auf dem Fuße voll- 
ständigster Gleichheit behandelt werden. 

Art. 45. 

Das Fürstenthum Rumänien tritt an Seine Majestät den Kaiser von 
Russland denjenigen Theil des in Folge des Pariser Vertrages von 1856 von 
Russland abgelösten Territoriums von Bessarabien wieder ab, welcher im 
Westen durch den Thalweg des Pruth, im vSüden durch den Thalweg des 
Kilia-Armes und die Mündung von vStary-Stambul begrenzt wird. 

Art. 46. 

Die das Donau-Delta bildenden Inseln, sowie die Schlangeninsel, 
das Sandschak von Tultscha, einschließlich der Districte (Gazas) von Kilia, 
vSulina-Mahmudieh, Isaktscha, Tultscha, Matschin, Babadagh, Hirsovo, 
Küstendsche, Medschidieh werden mit Rumänien vereinigt. Das Fürsten- 
thum erhält außerdem das im Süden der Dobrudscha gelegene Territorium 
bis zu einer Linie, welche von einem Punkte im Osten von Silistria aus- 
geht und am Schwarzen Meere im Süden von Mangalia aufhört. 

Die Grenzlinie wird an Ort und Stelle durch die für die Grenz- 
berichtigung Bulgariens eingesetzte europäische Commission bestimmt. 

Art. 47. 

Die Frage der Theilung der Gewässer und Fischereien wird dem 
vSchiedsspruche der europäischen Donau- Commission unterworfen werden. 

Art. 48. 

Kein Transitzoll darf in Rumänien auf Waren erhoben werden, die 
durch das Fürstenthum geführt werden. 

Art. 49. 

Conventionen können von Rumänien abgeschlossen werden, um die 
Privilegien und Befugnisse der Consuln in Bezug auf den Consularschutz 
im Fürstenthume zu regeln. Die erworbenen Rechte bleiben in Kraft, so- 
lange sie nicht durch ein gemeinsames Einverständnis zwischen dem 
Fürstenthume und den dabei interessierten Parteien modificiert werden. 
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Art. 50. 

Bis zum Abschlüsse eines Vertrages, welcher die Privilegien und 
Befugnisse der Consuln zwischen der Türkei und Rumänien regelt, sollen 
rumänische Unterthanen, welche im Ottomanischen Reiche reisen oder ver- 
weilen, und die Ottomanen, welche in Rumänien reisen oder verweilen, die 
Rechte genießen, weiche den Unterthanen der übrigen europäischen Mächte 

garantiert sind. 

Art. 51. 

Was die Unternehmungen öffentlicher und anderer gleichartiger 
Arbeiten betrifft, so tritt Rumänien für das ganze abgetretene Territorium 
in die Rechte und Verpflichtungen der hohen Pforte ein. 

Art. 52. 

Um die der freien Schiffahrt auf der Donau, welche als von euro- 
päischem Interesse anerkannt worden ivSt, gesicherten Garantien zu steigern, 
beschließen die hohen vertragschließenden Theile, dass alle Festungen und 
Fortificationen, welche sich am Laufe des Flusses vom Eisernen Thore bis 
zur Mündung befinden, geschleift und keine neuen errichtet werden sollen. 
Kein Kriegsschiff darf unterhalb des Eisernen Thores die Donau befahren, 
mit Ausnahme der leichten Fahrzeuge, welche zum Dienste der Flusspolizei 
und der Zollbehörden bestimmt sind. Die an der Mündung der Donau 
stationierten Kriegsschiffe der Mächte dürfen jedoch bis nach Galatz 

hinaufgehen. 

Art. 53. 

Die europäische Donau-Commission, in welcher auch Rumänien ver- 
treten sein soll, behält ihre Functionen und wird sie von jetzt ab bis 
nach Galatz vollständig unabhängig von der Territorialhoheit ausüben. 
Alle Verträge, Übereinkommen, Acte und Entscheidungen, welche sich auf 
ihre Rechte, Privilegien, Prärogative und Verpflichtungen beziehen, werden 

bestätigt. 

Art. 54. 

Ein Jahr vor dem Ablaufe des für die Dauer der europäischen Com- 
mission bestimmten Termines werden sich die Mächte über die Verlängerung 
der Vollmachten oder über die Modificationen, welche sie einzuführen für 
nöthig befinden sollten, ins Einvernehmen setzen. 

Art. 55. 

Reglements für die vSchiffahrt, die Flusspolizei und die Aufsicht vom 
Eisernen Thore bis Galatz werden von der europäischen Commission, 
unter Zuziehung von Delegierten der Uferstaaten, ausgearbeitet und in 
Übereinstimmung mit jenen gebracht werden, welche für den Lauf unterhalb 
Galatz gegeben worden sind oder noch gegeben werden sollten. 

Art. 56. 
Die europäische Donau-Commission wird, um den Unterhalt des 
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LeuchtthurmCvS auf der Schlangeninsel zu sichern, am competenten Orte eine 
Vereinbarung zustande bringen. 

Art. 57. 

Die Ausführung der Arbeiten, welche bestimmt sind, die Hindernisse 
zu beseitigen, die sich der vSchiffahrt am Eisernen Thore und bei den Ka- 
tarakten entgegenstellen, wird Österreich-Ungarn anvertraut. Die Ufer- 
staaten dieses Theiles des Flusses werden alle Erleichterungen gewähren, 
welche im Interesse der Arbeiten verlangt werden sollten. 

Die Bestimmungen des Artikels VI des Londoner Vertrages vom 
13. März 1871, welche sich auf das Recht beziehen, eine provisorische 
Taxe zur Deckung der Kosten dieser Arbeiten zu erheben, bleiben zu 
Gunsten Österreich-Ungarns in Kraft. 

Art. 58. 

Die hohe Pforte tritt dem Russischen Reiche in Asien die Gebiete 
von Ardahan, Kars und Batum mit letzterem Hafen ab, sowie alle 
Territorien zwischen der alten russisch-türkischen Grenze und der folgen- 
den Linie: 

Die neue Grenze geht von dem Schwarzen Meere aus conform der 
Jinie, welche durch den Vertrag von San Stefano bestimmt ist, bis zu 
einem Punkte nordwestlich von Khorda und südlich von Artwin, erstreckt 
sich in gerader Linie bis zu dem Flusse Tschorukh, überschreitet diesen 
Fluss und geht östlich von Aschmichen vorüber in gerader Linie nach 
Süden bis zu der russischen Grenze, die in dem Vertrage von San Stefano 
angegeben ist, bei einem Punkte südlich von Nariman, indem sie die Stadt 
Olti bei Russland lässt. Von dem bezeichneten Punkte bei Nariman wendet 
sich die Grenze nach Osten, geht über Tebrenec, welches Russland bleibt, 
und dehnt sich bis zum Pennek-Tschai" aus. 

Sie folgt diesem Flusse bis Barduz, richtet sich dann nach Süden, 
indem sie Barduz und Jönikioy Russland überlässt. Von einem Punkte 
westlich von dem Dorfe Karaugan geht die Grenze über Medschingert, 
läuft in gerader Linie zu dem Gipfel des Berges Kassa-Dagh und, entlang 
der Wasserscheide zwischen den Zuflüssen des Araxes im Norden und 
jenen des Murad-vSu im Süden, bis zu der alten russischen Grenze. 

Art. 59. 

vSeine Majestät der Kaiser von Russland erklärt, dass es seine Ab- 
sicht ist, Batum zu einem wesentlich für den Handel bestimmten Frei- 
hafen zu machen. 

Art. 60. 

Das Thal von Alaschkerd und die Stadt Bayazid, welche durch den 
Artikel XIX des Vertrages von San Stefano an Russland abgetreten worden 
waren, werden der Türkei zurückgegeben. 

Die hohe Pforte tritt an Persien die Stadt und das Territorium von 
Khotur ab, sowie es durch die gemischte englisch-russische Commission 
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für die Richtigstellung der Grenzen zwivSchen der Türkei und Persien 
festgesetzt worden ist. 

Art. 61. 

Die hohe Pforte verpflichtet sich, ohne Zeitverlust alle Ameliorationen 
und Reformen einzuführen, welche die localen Bedürfnisse in den von Ar- 
meniern bewohnten Provinzen erfordern, und deren »Sicherheit gegen die 
Tscherkessen und Kurden zu garantieren. »Sie wird in bestimmten Zeit- 
räumen von den zu diesem Zwecke getroffenen Maßregeln den Mächten, 
welche die Ausführung derselben überwachen werden, Kenntnis geben. 

Art. 62. 

Nachdem die hohe Pforte den Willen ausgesprochen hat, das Princip 
der Religionsfreiheit aufrechtzuerhalten und ihm eine stete Ausdehnung zu 
geben, nehmen die vertragschließenden Theilc Act von dieser freiwilligen 
Erklärung. 

In keinem Theile des Ottomanischen Reiches kann der Unterschied 
der Religion gegen irgend jemand als ein Grund zum Ausschlüsse oder 
zur Unfähigkeit, insofern es sich um den Gebrauch der bürgerlichen und 
politischen Rechte, die Zulassung zu cififentlichen Ämtern, Functionen und 
Ehrenstellen oder die Ausübung der verschiedenen Professionen und In- 
dustrien handelt, geltend gemacht werden. 

Jedermann soll ohne Unterschied der Religion als Zeuge vor den 
Gerichten zugelassen werden. 

Die Freiheit und öffentliche Ausübung aller Culte werden allen ge- 
sichert, und kein Hindernis darf der hierarchischen Organisation der ver- 
schiedenen Gemeinden oder deren Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen 
in den Weg gelegt werden. 

Die Geistlichen, Pilger und Mönche aller Nationalitäten, welche in 
der europäischen oder asiatischen Türkei reisen, genießen dieselben Rechte, 
Vortheile und Privilegien. 

Das Recht des officiellen Schutzes wird den diplomatischen und 
Consularagenten der Mächte in der Türkei zuerkannt sowohl in Betreff 
der oben erwähnten Personen, als auch ihrer Etablissements zu religitiscn, 
Wohlthätigkeits- oder anderen Zwecken an den heiligen Orten und an- 
derwärts. 

Die von Frankreich erworbenen Rechte werden ausdrücklich reser- 
viert, und man ist einverstanden darüber, dass kein Versuch zur Änderung 
des wStatus quo an den heiligen Orten gemacht werden darf. 

Die Mönche des Berges Athos, aus welchen Ländern sie auch 
stammen mögen, werden in ihrem Besitze und in ihren früheren Vor- 
theilen erhalten und genießen ohne Ausnahme vollständige Gleichheit der 
Rechte und Prärogative. 

Art. 63. 

Der Pariser Vertrag vom 30. März 1856, sowie der Londoner 
V^ertrag vom 13. März 1871 werden in allen den Bestimmungen aufrecht 
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erhalten, welche durch die vorstehenden Stipulationen nicht aufgehoben 
oder modificiert worden sind. 

* 

Art. 64. 

Der gegenwärtige Vertrag wird ratificiert und die Ratificationen 
werden in einer Frist von drei Wochen oder, wenn thunlich, früher zu 
Berlin ausgewechselt werden. 

Urkund dessen haben die respectiven Bevollmächtigten ihn unter- 
zeichnet und ihre Insiegel beigedrückt. 

(gegeben in Berlin am dreizehnten Tage des Monates Juli tausend 
achthundert und achtundsiebzig. 



VI. 

Berliner Congoconferenzacte vom Jahre 1885. 

Generalacte der Berliner Conferenz vom 26. Februar 1885. 

Im Namen (iottes des Allmächtigen! 

vSeine Majestät der Kaiser von Österreich, König von Böhmen etc. 
und Apostolischer König von Ungarn : vSeine Majestät der Deutsche Kaiser, 
König von Preußen ; Seine Majestät der König der Belgier ; Seine Majestät 
der König von Dänemark: Seine Majestät der König von Spanien; der 
Präsident der Vereinigten Staaten Nordamerikas : der Präsident der Fran- 
zösischen Republik ; Ihre Majestät die Königin der Vereinigten Königreiche 
von Großbritannien und Irland, Kaiserin von Indien; Seine Majestät der 
König von Italien ; Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog 
von Luxemburg etc.; Seine Majestät der König von Portugal und Algarbien 
etc. etc. etc.; Seine Majestät der Kaiser aller Reussen; Seine Majestät der 
König v(m Schweden und Norwegen etc. etc. und Seine Majestät der Kaiser 
der Ottomanen 

bestrebt, die für die Entwickelung des Handels und der Civilisation 
in gewissen Gegenden Afrikas günstigsten Vorbedingungen im Geiste gegen- 
seitigen guten Einvernehmens zu regeln und allen Völkern die Vortheile 
der freien Schiffahrt auf den zwei bedeutendsten vStrömen Afrikas, die sich 
in den Atlantischen Ocean ergießen, zu sichern ; ferner von dem Wunsche 
beseelt, den Miss Verständnissen und Contestationen vorzubeugen, welche 
in der Zukunft die neuen Besitzergreifungen an den afrikanischen Küsten 
hervorrufen könnten, und gleichzeitig auf die Mittel zur Erhöhung der 
moralischen und materiellen Wohlfahrt der eingeborenen Völkerschaften 
bedacht, haben infolge der von der kaiserlich deutschen Regierung im Ein- 
verständnisse mit der Regierung der Französischen Republik an Sie gerichte- 
ten Einladung beschlossen, zu obigem Behufe eine Conferenz in Berlin zu 
versammeln und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Seine Majestät der Kaiser von Österreich, König von Böhmen etc. 
und Apostolischer König von Ungarn den Herrn u. s. w.. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen den Herrn 
u. s. w., u. s. w., u. s. w., 

welche mit Vollmachten versehen, die in guter und gehöriger Form 
befunden worden sind, Folgendes discutiert und angenommen haben: 

1. eine Declaration, betreffend die Freiheit des Handels in dem 
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liecken des Congo, in dessen Mündungen und den angrenzenden Gegenden, 
nebst gewissen, damit im Zusammenhange stehenden Bestimmungen; 

2. eine Declaration, betreffend den Sclavenhandel und die Unter- 
nehmungen, welche bezwecken, zu Lande oder zur See dem Handel Sclaven 
zuzuführen ; 

3. eine Declaration, betreffend die Neutralität der in dem vertrags- 
mätJig festgestellten Congobecken begriffenen Landstriche; 

4. eine Acte für die Schiffahrt auf dem Congo, welche den örtlichen 
Verhältnissen Rechnung tragend, auf diesen wStrom, seine Zuflüsse und die 
ihnen gleichgestellten Gewässer jene allgemeinen Grundsätze ausdehnt, die 
in den Artikeln 108-116 der Schlussacte des Wiener Congresses ausge- 
sprochen sind, und zwischen den Signatarmächten dieser Acte die freie 
vSchiflfahrt auf den schiffbaren Wasserläufen, die mehrere Staaten von ein- 
ander scheiden oder durchziehen, zu regeln bestimmt sind, Grundsätze, 
welche seither vertragsmäßig auf Flüsse Europas und Amerikas und nament- 
lich auf die Donau mit dem von dem Pariser Vertrage von 1856, dem 
Berliner Vertrage von 1878 und den Londoner Verträgen von 1871 und 
1883 vorgesehenen Änderungen angewendet worden sind; 

5. eine Acte bezüglich der Schiffahrt auf dem Niger, welche gleich- 
falls mit Berücksichtigung der localen Verhältnisse auf diesen Strom und 
seine Zuflüsse die nämlichen in den Artikeln 108—116 der Wiener Schluss- 
acte enthaltenen Grundsätze ausdehnt; 

6. eine Declaration, welche für die internationalen Beziehungen gleich- 
förmige Normen hinsichtlich der Besitzergreifung festsetzt, die in der Zukunft 
an den Küsten des afrikanischen Continentes stattfinden könnten. 

In der Erwägung, dass die Zusammenfassung dieser verschiedenen 
Documente in ein einziges Instrument von Nutzen sein könnte, haben die 
Bevollmächtigten selbe in einer Generalacte verefnigt, welche aus folgenden 
Artikeln besteht: 

Capitel I. 

Declaration, betreffend die Freiheit des Handels im Becken des Congo, 
in dessen Mündungen und den angrenzenden Gegenden, und darauf be- 
zügliche Bestimmungen. 

Art. 1. 

Der Handel aller Nationen wird vollkommene Freiheit genießen: 

1. In allen Gebieten, welche das Becken des Congo und seiner Zu- 
flüsse bilden. Dieses Becken wird begrenzt durch die Kammhöhen der 
benachbarten Becken, namentlich jener des Niari, des Ogowe, des Schari 
und des Nils im Norden; durch die östliche Kammlinie der Zuflüsse des 
Sees Tanganyika im Osten ; durch die Kammhöhe der Becken des Zambeze 
und der Loge im Süden. Es begreift sonach alle Gebiete, welche ihr Wasser 
dem Congo und seinen Nebenflüssen zuführen, mit Inbegriff des Sees 
Tanganyika und seiner östlichen Zuflüsse. 

2. In der Küstenzone, welche sich längs des Atlantischen Oceans von 
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dem Parallelkreise von 2" 30' vSüdlicher Breite bis zur Mündung der Loge 
erstreckt. 

Die nördliche Grenze folgt dem Parallelkreise von 2^ 30' von der 
Küste an bis zu jenem Punkte, wo diese Linie auf das geographische 
Becken des Congo stößt, mit Vermeidung jedoch des Beckens des Ogowe, 
auf welches die Stipulationen der gegenwärtigen Acte keine Anwendung 
finden. 

Die südliche Grenze folgt dem Laufe der Loge bis zu ihrer Quelle, 
von wo sie sich nach Osten wendet, bis zu ihrem Zusammentreifen mit 
dem geographischen Becken des Congo. 

3. In der Zone, welche sich östlich vom Becken des Congo, wie es 
oben abgegrenzt wurde, bis zum Indischen Ocean erstreckt, vom fünften 
Grad nördlicher Breite bis zur Mündung des Zambeze im Süden; von 
diesem Punkte an folgt die Demarcationslinie dem Zambeze bis fünf Meilen 
oberhalb seiner Vereinigung mit dem vShire und setzt sich auf der Kamm- 
linie fort, welche die nach dem See Nyassa zu fließenden Gewässer von 
den Zuflüssen des Zambeze trennt, um endlich auf die Wasserscheide 
zwischen dem Zambeze und dem Congo überzugehen. 

Es wird ausdrücklich erklärt, dass bei der Ausdehnung des Princips 

der Handelsfreiheit auf die östliche Zone die in der Conferenz vertretenen 

Mächte sich nur für sich selbst verpflichten, und dass dieses Princip auf 

Gebiete, welche gegenwärtig einem unabhängigen und souveränen Staate 

gehören, nur insoweit Anwendung finden wird, als dieser seine Einwilligung 

hiezu gibt. Die Mächte kommen überein, bei den auf dem afrikanischen 

Littorale des Indischen Meeres bestehenden Regierungen ihre guten Dienste 

eintreten zu lassen, um deren diesfällige ZuvStimmung zu erlangen und auf 

jeden Fall dem Transit aller Nationen die günstigsten Bedingungen zu 

sichern. 

Art. 2. 

Alle Flaggen, ohne Unterschied der Nationalität, haben freien Zutritt 
zum ganzen Littorale der oben aufgezählten Gebiete, zu den Flüssen, welche 
sich dort ins Meer ergießen, zu allen Gewässern des Congo und seiner 
Zuflüsse mit Inbegriff der Seen, zu allen an diesen Gewässern gelegenen 
Häfen, sowie zu allen Canälen, welche zukünftig zu dem Zwecke gebaut 
werden könnten, um die in der ganzen Ausdehnung der im Artikel 1 be- 
schriebenen Gegenden befindlichen Wasserläufe oder Seen mit einander zu 
verbinden. Sie werden alle Arten von Transporten unternehmen und die 
Meer- und Flusscabotage sowohl als die sonstige Flusschiffahrt in gleicher 
Weise wie die Nationalen ausüben können. 

Art. 3. 

Die Waren jedweder Provenienz, unter welcher Flagge immer sie 
in diese Gebiete importiert werden, sei es zur See, auf Flüssen oder zu 
Lande, werden keine anderen Taxen zu zahlen haben, als jene, welche als 
billige Vergütung für Ausgaben, die zum Nutzen des Handels gemacht 
werden, eingehoben werden könnten und welche unter diesem Titel gleich- 
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mäßig von den Nationalen, wie von den Fremden aller Nationalitäten ge- 
tragen werden müssen. 

Jede differentielle Behandlung ist untersagt, sowohl bezüglich der 

Schüfe als der Waren. 

Art. 4, 

Die in diese Gebiete importierten Waren werden von Eingangs- und 
Transitzöllen befreit bleiben. 

Die Mächte behalten sich vor, nach einer Periode von zwanzig Jah- 
ren zu entscheiden, ob die zollfreie Einfuhr aufrecht erhalten werden soll 

oder nicht. 

Art. 5. 

Keine Macht, welche in den oben bezeichneten Territorien Souve- 
ränetätsrechte ausübt oder ausüben wird, kann darin Monopole oder Privi- 
legien irgend welcher Art in Handelsangelegenheiten ertheilen. 

Alle Fremden ohne Unterschied werden dort in Bezug auf den 
Schutz ihrer Person und ihres Besitzes, die Erwerbung und Übertragung 
ihres beweglichen und unbeweglichen Vermögens und die Ausübung ihres 
Gewerbes dieselbe Behandlung und dieselben Rechte genießen wie die 
Nationalen. 

Art. 6. 

Bestimmungen in Betreff des Schutzes der Eingeborenen, der Missionäre und 
der Reisenden, und bezüglich der Religionsfreiheit. 

Alle Mächte, welche in den angegebenen Territorien Souveränetäts- 
rechte oder Einfluss ausüben, verpflichten sich, über die Erhaltung der 
eingeborenen Bevölkerungen und die Verbesserung ihrer moralischen und 
materiellen Existenzbedingungen zu wachen und zur Abschaffung der 
Sclaverei und besonders des Negerhandels mitzuwirken; sie werden alle 
religiösen, wissenschaftlichen und Wohlthätigkeitsuntemehmungen, welche 
zu diesen Zwecken creiert und organisiert werden, oder die Tendenz haben^ 
die Eingeborenen zu unterrichten und sie die Vortheile der Civilisation zu 
lehren und schätzen zu machen, ohne Unterschied der Nationalität und 
des Cultus beschützen und begünstigen. 

Ebenso werden auch die christlichen Missionäre, die Gelehrten, die 
Forschungsreisenden, ihre Escorten, ihr Besitz und ihre Sammlungen gleich- 
falls den Gegenstand speciellen Schutzes bilden. 

Die Gewissensfreiheit und die religiövse Toleranz sind den Einge- 
borenen wie den Nationalen und den Fremden ausdrücklich gewährleistet. 
Die freie und öffentliche Ausübung jedes Cultus, das Recht, kirchliche 
Gebäude zu errichten und Missionen jedweden Cultus zu organisieren, 
wird keinerlei Beschränkungen oder Behinderungen unterworfen werden. 

Art. 7. 

Postwesen. 

Die am I.Juli 1878 zu Paris revidierte Convention der universalen 
Postunion findet Anwendung auf d^s vertragsmäßige Becken des Congo. 
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Die Mächte, welche in demiselben Souveränetäts- oder l^rotectorats- 
rechte ausüben oder ausüben werden, verpflichten sich, sobald die Ver- 
hältnisvse es erlauben werden, die nothwendigen Maßregeln zur Ausführung 
der vorstehenden Bestimmung zu treffen. 

Art. 8. 
Aufsichtsrecht der internationalen Schiffahrtscommission des Congo. 

In allen jenen Theilen des in der gegenwärtigen Declaration be- 
zeichneten Territoriums, in welchen keine Macht Souveränetäts- oder 
Protectoratsrechte ausüben sollte, wird die kraft des Artikels 17 einge- 
setzte internationale Schiffahrtscommission des Congo die Anwendung der 
durch diese Declaration proclamierten und bekräftigten Principien zu über- 
wachen beauftragt sein. 

In allen Fällen, wo Schwierigkeiten bezüglich der Anwendung der 
durch die gegenwärtige Declaration aufgestellten Principien entstehen sollten, 
können sich die betheiligten Regierungen verabreden, an die guten Dienste 
der internationalen Commission zu appellieren, indem sie ihr die Prüfung 
der Thatsachen, welche zu diesen Schwierigkeiten Anlass gegeben haben, 
übertragen. 

Capitel IL 
Declaration in Betreff des Sclavenhandels. 

Art. 9. 

Da nach den Grundsätzen des Völkerrechtes, wie sie von den Si- 
gnatarmächten anerkannt sind, der Sclavenhandel verboten ist, und da die 
Unternehmungen, welche zur See oder zu Lande dem Handel Sclaven zu- 
führen, ebenfalls als untersagt betrachtet werden müssen, erklären die 
Mächte, welche Souveränitätsrechte oder Einfluss in den das vertrags- 
mäßige Congobecken bildenden Territorien ausüben oder ausüben werden, 
dass diese Territorien weder als Markt, noch als Transitweg für den 
Handel mit Sclaven, welcher Race sie seien, dienen können. Jede dieser 
Mächte verpflichtet sich, alle ihr zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden, 
um diesem Handel ein Ende zu machen und jene zu bestrafen, welche sich 
mit demselben abgeben. 

Capitel IIL 

Declaration über die Neutralität der in dem vertragsmäßig festgestellten 

Congobecken begriffenen Landstriche. 

Art. 10. 

Um dem Handel und der Industrie eine neue Garantie der Sicher- 
heit zu bieten und durch die Aufrechterhaltung des Friedens die Entwicklung 
der Civilisation in den im Artikel 1 erwähnten und unter das Regime der 
Handelsfreiheit gestellten Gegenden zu begünstigen, verpflichten sich die 
hohen Signatarmächte der gegenwärtigen Acte und jene, welche ihr in 
Zukunft beitreten werden, die Neutralität der Territorien und Gebietstheile, 

Resch, Völkerrecht. 2. Aufl. 27 
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welche zu diesen Gegenden gehören, mit Inbegriff der Territorialgewässer, 
insolange zu respectieren , als die Mächte, welche Souveränetäts- oder 
Protectoratsrechte über diese Gebiete ausüben, indem sie von dem Rechte, 
sich neutral zu erklären, Gebrauch machen, die Pflichten, welche die 
Neutralität mit sich bringt, erfüllen. 

Art. 11. 

Für den Fall, als eine Macht, welche in den im Artikel 1 bezeichneten 
und unter das Regime der Handelsfreiheit gestellten Gegenden Souveränetäts- 
oder Protectoratsrechte ausübt, in einen Krieg verwickelt würde, verpflichten 
sich die hohen Unterzeichner der gegenwärtigen Acte und jene, welche der- 
selben in Zukunft beitreten werden, ihre guten Dienste dafür zu verw^enden, 
damit die Territorien, welche diCvSer Macht gehören und innerhalb der 
vertragsmäßigen Zone der Handelsfreiheit liegen, durch gemeinsame Zu- 
stimmung dieser Macht und der anderen kriegführenden Macht oder Mächte 
für die Dauer des Krieges unter das Regime der Neutralität gestellt und 
als einem nicht kriegführenden Staate gehörig betrachtet werden ; die krieg- 
führenden Theile würden von da an darauf verzichten, die Feindseligkeiten 
auf die dergestalt neutralisierten Gebiete auszudehnen, sowie auch darauf, 
letztere als Basis von Kriegsoperationen zu benützen. 

Art. 12. 

Für den Fall, als ein ernster Zwiespalt anlässlich der im Artikel 1 
bezeichneten und unter das Regime der Handelsfreiheit gestellten Gebiete 
oder in den Grenzen derselben sich zwischen Signatarmächten der gegen- 
ivärtigen Acte, oder Mächten, welche ihr künftig beitreten, erheben sollte, 
verpflichten sich diese Mächte, bevor sie zu den Waffen greifen, die Media- 
tion einer oder mehrerer befreundeter Mächte anzurufen. 

Für denselben Fall behalten sich dieselben Mächte die facultative 
Berufung an einen Schiedsspruch vor. 

Capitel IV. 
ScbifFabrtsacte für den Gongo. 

Art. 13. 

Die Schiffahrt auf dem Congo, ohne Ausnahme irgend eines seiner 
Arme oder Ausflüsse, ist und bleibt vollkommen frei für die beladenen 
oder unbeladenen Handelsschiffe aller Nationen, sowohl für den Transport 
von Waren als von Reisenden. Hiebei müssen die Bestimmungen der gegen- 
wärtigen Schiffahrtsacte und die zur Durchführung derselben zu erlassenden 
Vorschriften beobachtet werden. 

Bei Ausübung dieser vSchifi'ahrt werden die Unterthanen und Flaggen 
aller Nationen in jeder Beziehung auf dem Fuße vollkommener Gleichheit 
behandelt werden, sowohl bezüglich der directen Schiffahrt von der hohen 
See nach den inneren Häfen des Congo und umgekehrt, als für die große 
und kleine Cabotage, wie auch für die sonstige Schiffahrt auf dem Flusse. 
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Demgemäß wird auf dem ganzen Laufe des Congo und in seinen 
Mündungen keinerlei Unterschied zwischen den Unterthanen der Uferstaaten 
und der Nichtuferstaaten gemacht, noch auch irgend ein ausschließliches 
Schiifahrtsprivilegium weder an irgendwelche Gesellschaften oder Corpo- 
rationen, noch an einzelne Personen ertheilt werden. 

Diese Bestimmungen werden von den Signatarmächten, als von nun 
an einen Theil des inteiTiationalen öffentlichen Rechtes bildend, anerkannt. 

Art. 14. 

Die Schiffahrt auf dem Congo wird keinerlei Behinderungen noch 
Abgaben unterworfen werden können, die nicht ausdrücklich in der gegen- 
wärtigen Acte bestimmt worden wären. Sie wird mit keiner Verpflichtung 
zum Anhalten oder Anlaufen, noch mit Niederlags- oder Umschlagszwang, 
noch mit Zwangsaufenthalt belastet werden. 

In der ganzen Ausdehnung des Congo werden die auf dem Flusse 
verkehrenden Schiffe und Waren, welches immer ihre Provenienz und Be- 
stimmung sei, keinerlei Transitabgabe unterworfen sein. 

Keinerlei lediglich auf die Thatsache der Schiffahrt beruhende See- 
oder Flussabgaben werden eingeführt werden, noch auch irgend eine Gebür 
von den Waren, die sich an Bord der Schiffe befinden. Nur solche Taxen 
oder Gebüren können erhoben werden, welche den Charakter der Ent- 
lohnung für Dienste tragen, die der Schiffahrt selbst geleistet werden, 
nämlich : 

1. Hafentaxen für den wirklichen Gebrauch gewisser localer An- 
stalten, als: Quais, Magazine etc. etc. 

Der Tarif dieser Taxen wird nach den Kosten der Herstellung und 
der Erhaltung dieser Localanstalten berechnet, und die Anwendung findet 
ohne Rücksicht auf die Provenienz der Schiffe oder ihrer Ladung statt; 

2. Pilotagegebüren auf den Fluss-Sectionen, wo es nothwendig er- 
scheinen könnte, Stationen patentierter Piloten zu errichten. 

Der Tarif dieser Gebüren wird fix und den geleisteten Diensten pro- 
portioniert sein; 

3. Abgaben, welche bestimmt sind, die im allgemeinen Schiffahrts- 
interesse gemachten technischen und administrativen Ausgaben zu decken, 
mit Inbegriff der Leuchtthurm-, Leuchtfeuer- und Boyengebüren. 

Die Abgaben dieser letzten Kategorie werden auf Grund des Tonnen- 
gehaltes der Schiffe, wie er aus den Schiffspapieren zu entnehmen ist, und 
nach den für die untere Donau angenommenen Regeln berechnet werden. 

Die Tarife, nach welchen die in den drei vorhergehenden Paragraphen 
aufgezählten Taxen und Gebüren einzuheben sind, werden keinerlei diffc- 
rentielle Behandlung enthalten und müssen in jedem Hafen officiell ver- 
öffentlicht werden. 

Die Mächte behalten sich vor, nach einer Periode von fünf Jahren 
zu untersuchen, ob Anlass vorhanden ist, die oberwähnten Tarife im ge- 
meinschaftlichen Einverständnisse einer Revision zu unterziehen. 

27* 
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Art. 15. 

Die Zuflüvsse des Congo werden in jeder lieziehung demselben Regime 
unterworfen sein, wie der Fluss, zu dem sie gehören. 

Dasselbe Regime wird auf die vStröme und Flüsse, sowie die vSeen 
und Canäle der im Artikel 1, §§ 2 und 3, bezeichneten Territorien ange- 
wendet werden. 

Jedoch wird sich der Wirkungskreis der internationalen Congo- 
commission auf die genannten Ströme, Flüsse, Seen und Canäle nicht aus- 
dehnen, außer im Falle der Zustimmung der »Staaten, unter deren Souveränetät 
sie stehen. Ebenso ist man übereingekommen, dass für die im Artikel 1, 
§ 3, erwähnten Territorien die Zustimmung der souveränen Staaten, denen 
diese Territorien unterstehen, vorbehalten bleibt. 

Art. 16. 

Die vStraßen, Eisenbahnen oder vSeitencanäle, die zu dem speciellen 
Zwecke gebaut werden könnten, um bei der Unschiffbarkeit oder Mangel- 
haftigkeit des Flussweges an einzelnen »Strecken des Laufes des Congo, 
seiner Zuflüsse und der anderen Wasserwege, die ihnen durch Artikel 15 
gleichgestellt sind, den Verkehr zu erleichtern, werden in ihrer Eigenschaft 
von Communicationsmitteln als Dependenzen dieses Flusses behandelt und 
ebenfalls dem Verkehre aller Nationen offen stehen. 

Wie auf dem Flusse selbst, so können auch auf diesen Straßen, 
Eisenbahnen und Canälen nur solche Mautgebüren erhoben werden, welche 
auf Grund der KOvSten der Anlage, der Erhaltung und der Administration, 
sowie des den Unternehmern gebürenden Gewinnes berechnet sind. 

Bezüglich des Ausmaßes dieser Gebüren werden die Fremden auf 
dem Fuße vollkommener Gleichheit mit den Nationalen der betreffenden 
Territorien behandelt werden. 

Art. 17. 

Es wird eine internationale Commission eingesetzt, welche die Auf- 
gabe hat, die Ausführung der Bestimmungen der vorliegenden Schiffahrts- 
acte zu sichern. 

Die vSignatarmächte dieser Acte und jene, welche ihr später beitreten, 
können sich zu jeder Zeit in dieser Commission durch je einen Delegierten 
vertreten lassen. Kein Delegierter kann über mehr als eine vStimme ver- 
fügen, selbst in dem Falle, wenn er mehrere Regierungen vertritt. 

Jeder Delegierte wird direct von seiner Regierung besoldet. 

Die Gehalte und Bezüge der Agenten und Beamten der internationalen 
Commission werden vom Ertrage der in Gemäßheit des Artikel 14, §§2 
und 3, eingehobenen Gebüren bestritten. 

Die Höhe dieser Gehalte und Bezüge, sowie die Anzahl, der Rang 
und der Wirkungskreis der Agenten und Beamten werden im Rechenschafts- 
berichte angeführt, welcher alljährlich den in der internationalen Commission 
vertretenen Regierungen vorzulegen ist. 
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Art. 18. 

Die Mitglieder der internationalen Commission, sowie die von ihr 
ernannten Agenten genießen in der Ausübung ihrer Functionen das Privi- 
legium der Unverlet^lichkeit. Diese Garantie dehnt sich auch auf die Ämter, 
Bureaux und Archive der Commission aus. 

Art. 19. 

Die internationale Congo-Schiffahrtscommission wird sich consti- 
tuieren, sobald fünf der Signatarmächte dieser Generalacte ihre Delegierten 
ernannt haben werden. Bis zur Constituierung der Commission wird die 
Ernennung der Delegierten der Regierung des Deutschen Reiches, welche 
die entsprechenden vSchritte thun wird, um den Zusammentritt der Com- 
mission zu veranlassen, notificiert werden. 

Die C^ommission wird unverzüglich Reglements für die »Schiffahrt, 
die Flusspolizei, die Pilotage und die Quarantäne ausarbeiten. 

Diese Reglements sowohl, als auch die von der Commission zu be- 
stimmenden Tarife werden, bevor sie in Wirksamkeit treten, den in der 
Commission vertretenen Regierungen zur Genehmigung unterbreitet werden. 
Die betheiligten Mächte sollen ihre Rückäußerung in der kürzestmöglichen 
Frist abgeben. 

Die Verletzungen dieser Reglements werden dort, wo die inter- 
nationale Commission ihre Autorität direct ausübt, von ihren Agenten, 
sonst aber von den betreffenden üferstaaten geahndet werden. 

Im Falle eines von einem Agenten oder Beamten der internationalen 
Commission begangenen Missbrauches vseiner Amtsgewalt oder begangener 
Ungerechtigkeit, kann sich derjenige, welcher sich in seiner Person oder 
seinen Rechten für verletzt hält, an den Consularagenten seiner Nation 
wenden. Letzterer muss die Beschwerde untersuchen; wenn er sie prima 
facie vernünftig findet, hat er das Recht, sie der Commission vorzulegen. 
Auf seine Initiative wird sich die Commission, welche durch mindestens 
drei ihrer Mitglieder vertreten sein muss, mit ihm vereinigen, um eine 
Enqu6te über das Verhalten ihres Agenten oder Beamten zu veranstalten. 
Wenn der Consularagent gegen die Entscheidung der Commission Rechts- 
bedenken erheben zu können glaubt, wird er seiner Regierung darüber 
Bericht erstatten, und diCvSe kann sich an die in der Commission vertretenen 
Mächte wenden und sie zu einer Vereinbarung über die an die Commission 
zu richtenden Instructionen einladen. 

Art. 20. 

Zu den Aufgaben der internationalen Congocommission, welche nach 
Artikel 17 beauftragt ist, die Ausführung der gegenwärtigen Schiffahrts- 
acte zu sichern, gehört namentlich: 

1. Die Bezeichnung jener Arbeiten, welche geeignet sind, die Schiff- 
barkeit des Congo nach den Bedürfnissen des internationalen Handels 
zu sichern. 
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In jenen Sectionen des Flusses, wo keine Macht Souveränetätsrechte 
ausübt, wird die internationale Commission selbst die entsprechenden Maß- 
nahmen für die Schiffbarkeit des Flusses treffen. 

In jenen Sectionen, welche sich im Besitze einer souveränen Macht 
befinden, wird sich die internationale Commission mit den Beh()rden des 
Uferstaates ins Einvernehmen setzen. 

2. Die Festsetzung des Pilotagetarifes und des allgemeinen Tarifes 
der im Artikel 14, §§ 2 und 3, bezeichneten Schiffahrtsabgaben. 

Die im Artikel 14, § 1, erwähnten Tarife werden von der Territorial- 
macht innerhalb der in besagtem Artikel gezogenen Grenzen festgesetzt. 

Die Einhebung aller dieser Gebüren erfolgt durch jene internationale 
oder territoriale Behörde, auf Rechnung welcher sie festgesetzt wurden. 

3. Die Verwaltung der durch die Anwendung des vorstehenden § 2 
einlaufenden Gelder. 

4. Die Überwachung der in Gemäßheit des Artikel 24 zu errichtenden 
Q uarantäneanstal t. 

5. Die Ernennung der zum allgemeinen Schiffahrtsdienste gehörigen 
Agenten und ihrer eigenen Beamten. 

Die Einsetzung der Unterinspectoren in den einer Macht unterstehenden 
vSectionen steht dieser Territorialmacht zu, in den anderen Sectionen ge- 
bürt sie der internationalen Commission. 

Der Uferstaat wird der internationalen Commission die von ihr voll- 
zogenen Ernennungen von Unterinspectoren notificieren und nimmt die 
Besoldung der letzteren auf sich. 

Die internationale Commission wird in der Ausübung ihrer Attri- 
butionen, wie sie voranstehend definiert und begrenzt sind, von den Terri- 
torialbehörden nicht abhängen. 

Art. 21. 

Die internationale Commission kann bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gabe, wenn es nöthig erscheint, sich an die Kriegsschiffe der Signatar- 
mächte dieser Acte und jener Mächte, welche letzterer noch beitreten 
werden, wenden, jedoch mit allem Vorbehalte der Instructionen, welche 
den Befehlshabern dieser Schiffe von ihrer respectiven Regierung ei*theilt 

Averden könnten. 

Art. 22. 

Die Kriegsschiffe der Signatarmächte dieser Acte, welche in den 
Congo einfahren, sind von der Entrichtung der im Artikel 14, § 3, be- 
zeichneten Schiflfsabgaben befreit; jedoch müssen sie die eventuellen Pilo- 
tagegebüren, sowie die Hafengebüren zahlen, außer wenn etwa ihre Inter- 
vention nach den Bestimmungen des vorstehenden Artikels von der 
internationalen Commission oder deren Agenten reclamiert worden wäre. 

Art. 23. 

Um die ihr obliegenden technischen und administrativen Ausgaben 
bestreiten zu können, ist die durch Artikel 17 geschaffene internationale 
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Commission befugt, in ihrem eigenen Namen Anleihen aufzunehmen, für 
welche ausschließlich die dieser Commission zugesprochenen Einkünfte 
haften. 

Die auf den Abschluss einer Anleihe abzielenden Beschlüsse der 
Commission müssen mit einer Majorität von zwei Dritteln der Stimmen 
gefasst werden. Dabei ist man übereingekommen, dass die in der Commis- 
sion vertretenen Regierungen in keinem Falle, als bezüglich dieser An- 
leihen irgend eine Garantie, eine Verbindlichkeit oder »Solidarität über- 
nehmend angesehen werden können, abgesehen von etwaigen diesfalls von 
ihnen eingegangenen Specialconventionen. 

Die Einkünfte aus den im Artikel 14, § 3, aufgezählten Abgaben 

werden in erster Linie für die Zahlung der Interessen und die Amortisier ung 

dieser Anleihen in Gemäßheit der mit den Darleihern geschlossenen Con- 

vcntionen verwendet. 

Art. 24. 

An den Mündungen des Congo wird, sei es durch die Initiative der 
Uferstaaten, sei es durch die Intervention der internationalen Commission, 
eine Quarantäneanstalt errichtet werden, welche die Controle über die 
Schiffe beim Einlaufen, wie beim Auslaufen ausüben wird. 

Später wird von den Mächten entschieden werden, ob und unter 
welchen Bedingungen eine Sanitätscontrole über die Schifife auch während 
der Flussfahrt ausgeübt werden soll. 

Art. 25. 

Die Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsacte bleiben auch 
in Kriegszeiten in Kraft. Infolge dessen wird die Schiffahrt aller Nationen, 
der neutralen wie der kriegführenden, zum Zwecke des Handels auf dem 
Congo, seinen Armen, Zuflüssen und Mümdungen, sowie auf dem Küsten- 
wasser, welches den Mündungen dieses Flusses gegenüber liegt, zu jeder 
Zeit frei sein. 

Auch auf den in den Artikeln 15 und 16 bezeichneten »Straßen, Eisen- 
bahnen, »Seen und Canälen wird der Verkehr trotz des Kriegszustandes 
frei bleiben. 

Dieses Princip wird keine Ausnahme erleiden, außer in Bezug auf 
den Transport von Gegenständen, welche für einen kriegführenden Theil 
bestimmt sind und in Gemäßheit des Völkerrechtes als Kriegscontrebande 
angesehen werden. 

Alle Werke und Anstalten, welche in Ausführung der gegenwärtigen 
Acte errichtet werden, namentlich die Einnahmebureaux und ihre Cassen, 
ebenso wie das zum Dienste dieser Anstalten bleibend gehörige Personal 
sind unter das Regime der Neutralität gestellt und werden aus diesem 
Grunde von den Kriegführenden respectiert und beschützt w^erden. 
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Capitcl V. 
Schiffahrtsacte für den Niger. 

Art. 26. 

Die Schiffahrt auf dem Niger, ohne Ausnahme irgend eines seiner 
Arme oder Ausflüsse, ist und bleibt vollkommen frei für die beladenen 
oder unbeladenen Handelsschiffe aller Nationen, sowohl für den Transport 
von Waren, als von Reisenden. Hiebei müssen die Bestimmungen der 
gegenwärtigen vSchiffahrtsacte und die in Gemäßheit derselben zu erlassen- 
den Vorschriften beobachtet werden. 

Bei Ausübung dieser Schiffahrt werden die Unterthanen und Flaggen 
aller Nationen in jeder Beziehung auf dem Fuße vollkommener Gleichheit 
behandelt, sowohl bezüglich der directen Schiffahrt von der hohen See 
nach den inneren Häfen des Niger und umgekehrt, als für die große und 
kleine Cabotage, wie auch für die sonstige »Schiffahrt auf dem Flusse. 

Demgemäß wird auf dem ganzen Laufe des Niger und in seinen 
Mündungen keinerlei Unterschied zwischen den Unterthanen der Ufer- 
staaten und der Nichtuferstaaten gemacht, noch auch irgend ein ausschließ- 
liches Schiffahrtsprivilegium weder an irgend welche Gesellschaften oder 
Corporationen, noch an einzelne Personen ertheilt werden. 

Die.se Bestimmungen werden von den vSignatarmächten, als von nun 
an einen Theil des internationalen (iffentlichen Rechtes bildend, anerkannt. 

Art. 27. 

Die .Schiffahrt auf dem Niger wird keinerlei Behinderungen noch 
Abgaben unterworfen werden können, die ausschließlich auf der Thatsachc 
der Schiffahrt beruhen. 

Sie wird keiner Verpflichtung zum Anhalten oder Anlaufen, keinem 
Niederlags- oder Umschlagszwang, noch einem Zwangsaufenthalte unter- 
liegen. 

In der ganzen Ausdehnung des Niger werden die auf dem Flusse 
verkehrenden Schiffe und Waren, welches immer ihre Provenienz und Be- 
stimmung sei, keinerlei Transitabgabe unterworfen sein. 

Keinerlei lediglich auf der Thatsache der »Schiffahrt beruhende See- 
oder Flussabgabe wird eingeführt werden, noch auch irgend eine Gebür 
von den Waren, die sich an Bord der Schiffe befinden. Nur solche Taxen 
oder Gebüren können erhoben werden, welche den Charakter von Ent- 
lohnung für Dienste tragen, die der Schiffahrt .selbst geleistet werden. Die 
Tarife dieser Taxen werden keinerlei differentielle Behandlung enthalten. 

Art. 28. 

Die Zuflüsse des Niger werden in jeder Beziehung demselben Regime 
unterworfen sein, wie der Fluss, zu dem sie gehören. 
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Art. 29. 

Die Straßen, Eisenbahnen oder Seitencanäle, die zu dem speciellen 
Zwecke gebaut werden könnten, um bei der Unschiffbarkeit oder Mangel- 
haftigkeit des Flussweges an einzelnen Strecken des Laufes des Niger, 
seiner Zuflüsse, Arme und Ausflüsse den Verkehr zu erleichtern, werden 
in ihrer Eigenschaft von Communicationsmitteln als Dependenzen dieses 
Flusses behandelt und ebenfalls dem Verkehre aller Nationen offen stehen. 

Wie auf dem Flusse selbst, so können auch auf diesen Straßen, 
Eisenbahnen und Canälen nur solche Mautgebüren erhoben werden, welche 
auf Grund der Kosten der Anlage, der Erhaltung und der Administration, 
sowie des den Unternehmern gebürenden Gewinnes berechnet sind. 

Bezüglich des Ausmaßes dieser Gebüren werden die Fremden auf 
dem Fuße vollkommener Gleichheit mit den Nationalen der betreffenden 
Territorien behandelt werden. 

Art. 30. 

Großbritannien verpflichtet sich, die in den Artikeln 26, 27, 28, 29 
ausgesprochenen Principien der SchifTahrtsfreiheit insoweit anzuwenden, 
als die Gewässer des Niger, seiner Zuflüsse, Arme und Ausflüsse unter 
seiner vSouveränetät oder seinem Protectorate stehen oder stehen werden. 

Die Reglements, welche es für die Sicherheit und Überwachung der 
Schiffahrt erlassen wird, sollen dergestalt abgefasst werden, dass die Cir- 
culation der Handelsfahrzeuge soviel als möglich erleichtert werde. 

Hiebei ist wohl verstanden, dass nichts in den so übernommenen 
Verpflichtungen so ausgelegt werden darf, als wenn dadurch Großbritannien 
verhindert würde oder verhindert werden könnte, was immer für Schift- 
fahrtsreglements zu erlassen, wenn sie nur dem Geiste diese Verbindlich- 
keiten nicht widersprechen. 

Großbritannien verpflichtet sich, die fremden Handelsleute aller Na- 
tionen, welche in den jetzt oder in Zukunft seiner Souveränität oder seinem 
Protectorate unterstellten Theilen des Laufes des Niger Handel treiben, zu 
beschützen, als wenn sie seine eigenen Unterthanen wären, vorausgesetzt, 
dass diese Handelsleute die in Gemäßheit des Vorhergehenden erlassenen 
oder zu erlassenden Reglements beobachten. 

Art. 31. 

Frankreich übernimmt unter denselben Vorbehalten und im identi- 
schen Wortlaute die im vorhergehenden Artikel festgesetzten Verpflichtun- 
gen, insoweit die GewäSvSer des Niger, seiner Zuflüsse, Arme und Ausflüwsse 
unter seiner Souveränetät oder seinem Protectorate stehen oder stehen 
werden. 

Art. 32. 

Jede der anderen vSignatarmächte verpflichtet sich in gleicher Weise 
für den Fall, als sie zukünftig Souveränetäts- oder Protectoratsrechte über 
irgend einen Theil der Gewässer des Niger, seiner Zuflüsse, Arme und 
Ausflüsse ausüben sollte. 
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Art. 33. 

Die Bestimmungen der gegenwärtigen Schiflfahrtsacte bleiben auch 
in Kriegszeiten in Kraft. Infolge dessen wird die Schiffahrt aller Nationen, 
der neutralen wie der kriegführenden, zum Zwecke des Handels auf dem 
Niger, seinen Armen und Zuflüssen, Mündungen und Ausflüssen, sowie 
auf dem Küstenwasser, welches den Mündungen und Ausflüssen dieses 
Flusses gegenüberliegt, zu jeder Zeit frei sein. 

Auch auf den im Artikel 29 bezeichneten Straßen, Eisenbahnen und 
Canälen wird der Verkehr trotz des Kriegszustandes frei bleiben. 

Dieses Princip wird keine Ausnahme erleiden, außer in Bezug auf 
den Transport von (Gegenständen, welche für einen kriegführenden Theil 
bestimmt sind und in (»emäßheit des V()lkerrechtes als Kriegscontrebandc 
angesehen werden. 

Capitel VI. 

Declaration betrefifs der wesentlichen Bedingungen, welche za erftlUen 
sind, damit neue Besitzergreifangen an den Küsten des afrikanischen 

Festlandes als efifectiv betrachtet werden. 

Art. 34. 

Jede Macht, welche künftig von einem außerhalb ihrer gegenwärtigen 
Besitzungen gelegenen Territorium an den Küsten des afrikanischen Fest- 
landes Besitz ergreift, oder welche, wenn sie bis dahin dort keine Be- 
sitzungen gehabt hat, solche erwirbt, und gleicherweise jede Macht, welche 
dort ein Protcctorat übernimmt, wird den betreff*enden Act mit einer an 
die anderen Signatarmächte der gegenwärtigen Acte gerichteten Notification 
begleiten, um dieselben in die Lage zu setzen, vorkommenden Falles ihre 
Rcclamationen geltend zu machen. 

Art. 35. 

Die Signatarmächte der gegenwärtigen Acte erkennen die Verpflich- 
tung an, in den von ihnen an den Küsten des afrikanischen Festlandes in 
Besitz genommenen Territorien den Bestand einer hinreichenden Autorität 
sicherzustellen, um die erworbenen Rechte und vorkommenden Falles die 
Freiheit des Handels und Transits unter den Bedingungen, unter denen 
sie stipuliert worden wäre, respectiercn zu machen. 

Capitel VII. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 36. 

Die wSignatarmächte der gegenwärtigen Generalacte behalten sich vor, 
an denselben nachträglich im gemeinsamen Einverständnisse jene Modifica- 
tionen und Verbesserungen anzubringen, deren Nützlichkeit von der Er- 
fahrung gelehrt worden wäre. 
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Art. 37. 

Jene Mächte, welche diese Generalacte nicht unterschrieben haben 
werden, können den Bestimmungen derselben durch einen »Separatact bei- 
treten. 

Der Beitritt jeder Macht wird auf diplomatischem Wege der Re- 
gierung des Deutschen Reiches und von dieser allen Signatar- und bei- 
getretenen Mächten notificiert. 

Derselbe schließt von selbst die Annahme aller Verpflichtungen und 

die Zulassung zu allen durch die gegenwärtige Generalacte stipulierten 

Vortheile in sich. 

Art. 38. 

Die gegenwärtige Generalacte wird innerhalb einer möglichst kurzen 
Frist, welche auf keinen Fall ein Jahr überschreiten darf, ratificiert werden. 

Sie tritt für jede Macht mit dem Zeitpunkte in Kraft, an welchem 
diese sie ratificiert haben wird. 

Unterdessen verpflichten sich die vSignatarmächte der gegenwärtigen 
Generalacte keinerlei Maßnahme zu ergreifen, welche den Bestimmungen 
der genannten Acte zuwiderliefe. 

Jede Macht wird ihre Ratification an die Regierung des Deutschen 
Reiches richten, durch welche allen anderen Signatarmächten der gegen- 
wärtigen Generalacte Mittheilung davon gemacht werden wird. 

Die Ratificationen aller Mächte werden in den Archiven der Re- 
gierung des Deutschen Reiches deponiert bleiben. vSobald alle Ratificationen 
vorhanden sind, wird Über die Hinterlegung ein Act errichtet, und zwar 
mittelst eines ProtokoUes, welches von den Vertretern aller Mächte, die 
an der Berliner Conferenz theilgenommen haben, unterzeichnet, und von 
welchem allen diesen Mächten je eine beglaubigte Abschrift gegeben 
werden wird. 

Zu Urkund dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten die 
gegenwärtige Generalacte unterzeichnet und ihr Insiegel beigedrückt. 

Gegeben zu Berlin den sechsundzwanzigsten Tag des Monates Fe- 
bruar Eintausendachthundertundfünfundachtzig. 
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